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Der von schukow Und rınoscnenko IM Mai 1941 vorgelegte Operationsplan. 
Aus: Walter vosr, Unternehmen Barbarossa, Mittler, Hamburg-Berlin-Bonn 21996. 





Ist das der Beweis für Stalins Angriffsabsicht? 


So viel so gut, das mag reichen, um an dieser Stelle abzubtechen, da sie 
die entscheidende Aussage enthält. Es handelt sich mit Sicherheit nicht 
um einen Plan, wie ihn jeder Generalstab damals im Panzerschrank lie- 
gen hatte. Die verdächtige Stelle ist folgender auf das deutsche I leer 
bezogener Passus: »so kann es uns beim Aufmarsch zuvorkommen. ..« 
Einem gegnerischen Aufmarsch zuvorzukommen, kann logischerweise 
nur jemand, der selbst einen Aufmarsch plant. Soviel ist eindeutig. Eben- 
so eindeutig scheint zu sein, daß hier Aufmarsch im Sinne von Angriffsvor- 
bereitung gemeint ist. Das spricht aus der Sorge, die Wehrmacht könne 
womöglich schneller sein. Daraus ließe sich schließen: Die Versammlung 
der Roten Armee an der Westgrenze der UdSSR war ein Aufmarsch für 
den Krieg Mehr noch: für den Angriffskrieg. Das jedenfalls spricht aus 
der Logik des nachfolgenden Satzes, in dem es heißt: »erachte ich es für 
notwendig. .. das deutsche Heer dann anzugreifen, wenn es sich im Auf- 
matschstadium befindet«. 


Das weist auf nachfolgende Überlegung hin: Der am 23. August 1939 
von STALIN mit HITLER geschlossenen Nichtangriffspakt wird als null und 
nichtig angesehen. Geplant ist statt dessen eine Angriffsoperation der 
Roten Armee, und zwar in Form eines Überfalls. Dabei soll dem Gegner 
»unter keinen Umständen die Initiative überlassen« werden. Die Wehr- 
macht wird durch einen Überraschungsschlag gelähmt, bevor sie eine 
»Front aufbauen« oder »das Gefecht der verbundenen Waffen organisie- 
ren kann«. Und zwar wird sie dort angegriffen, wo sie gerade steht, unab- 
hängig davon, was ihre Absichten und Pläne sein mögen. Begründung 
für den Angriff ist, »daß Deutschland sein Heer mit eingerichteten Rück- 
wärtigen Diensten mobil gemacht hält«, daß also damit zu rechnen ist, 
daß es jederzeit einen »Überraschungsschlag führen kann«. 

Von einem unmittelbar drohenden deutschen Angriff ist darin nicht 
die Rede. Immerhin könnte der Umstand, daß in den »Erwägungen« ge- 
sagt wird,», , , erachte ich es für notwendig, dem Gegner beim Aufmarsch 
zuvorzukommen«, auch als Präventiv-, das heißt als Verteidigungsabsicht, 
gedeutet werden. Die Tatsachen sprechen jedoch insofern dagegen, als 
die Feindlage dazu keinen Anlaß gab. Von den angenommenen 240 deut- 
schen Angriffsdivisionen, einer übertrieben hohen Zahl, standen zum 
Zeitpunkt 15. Mai 1941 erst rund 120 an der Grenze zur Sowjetunion. 
Vor allem aber fehlte es an Panzerdivisionen, Ein deutscher Angriff war 
damit nicht zu befürchten. 

Auch heißt es in der Erörterung über mögliche deutsche Stoßtrichtun- 
gen: »... werden die Hauptkräfte des deutschen Heeres in einer Stärke 
von 76 InfDiv, 11 PzDiv, 8 motDiv und 5 FlgDiv- im gesamten 100 Div 
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- südlich von Demblin aufmarschieren, um. . .« Mithin stehen sie nicht 
dort, stellen daher keine unmittelbare Bedrohung dar. Eine Präventivab- 
sicht ist somit schwerlich auszumachen. 

Daß aber die »Erwägungen für den strategischen Aufmarsch der Streit- 
kräfte der Sowjetunion« im Sinne der Vorbereitung für einen sowjeti- 
schen Angriffskrieg zu verstehen sind, läßt sich kaum bestreiten, ebenso 
wenig, daß der Aufmarsch der Roten Armee überwiegend dem Zweck 
des Angriffs diente, nicht aber dem der Verteidigung gegen einen mögli- 
chen Überfall. Denn die Wehrmacht war am 15. Mai 1941, wie oben 
erwähnt, mit nur unzureichenden Kräften versammelt. Soviel ist jeden- 
falls der Logik des Planes zu entnehmen. Der Aufmarsch der Roten Ar- 
mee kann damit kaum noch, wie Feldmarschall von MAN STEIN im Jahre 
1955 meinte, als vein Aufmarsch für alle Fälle« bezeichnet werden, ’! wor- 
auf sich die Mehrzahl der Historiker heute beruft, derjenigen vor allem, 
die dem Revisionismus die Stirn bieten. 


Dem entsprechend schlagen schuköw und TIMOSCHENKO in den »Er- 
wägungen« staun vot, vom Konzept des »Gegenschlages« abzugehen 
und statt dessen einen Überraschungsangriff zu führen. Dies soll unter 
der Vorgabe von Übungen durchgeführt, und die grenznahe Konzen- 
trierung der Truppen soll unter dem Anschein, daß sie in Ausbildungsla- 
ger einzurücken, befohlen werden. Starke Fliegerkräfte sollen aus den 
inneren Militärbezirken auf frontnahe Feldflugplätze verlegt und rück- 
wärtige Dienste eingerichtet werden. (Dies ist den hier nicht abgedruck- 
ten weiteren Teilen des Plans zu entnehmen.) 

Zwar hat der STALIN-Biograph Generaloberst Dimitriji VOLKOGONOW 
bei einem Vortrag vor dem Militärgeschichtlichen Forschungsamt (MGFA) 
in Freiburg 1990 beteuert, srarın habe den vorgelegten Plan nicht aus- 
drücklich gebilligt, sondern nur als zur Kenntnis genommen signiert. Doch 
wurde inzwischen im russischen Präsidenten-Archiv der Entwurf eines 
Interviews mit Marschall wassıLkwskı aus dem Jahre 1967 gefünden, 
auf dem schukow mit eigener Hand vermerkt, daß sraun die wichtig- 
sten Thesen »vollends« gebilligt habe, was übrigens auch die handschrift- 
lichen Streichungen darin erklärt/' 


Was war das sowjetische Kriegsziel? 


Was waren die Ziele des sowjetischen Aufmarschplans? Sie lauteten: 

»Als erstes strategisches Ziel haben die Truppen der Roten Armee die 
Hauptkräfte des deutschen Heeres südlich von Demblin zu vernichten 
und bis zum 30. Tag der Operationen die aligemeine Frondinie Ostro- 
lenka, Fluß Narew, Lodz, Kreuzburg, Oppeln und Olmütz zu erreichen, 


um: 
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5 Erich VON MAN- 
STEIN, Verlorene Siege, 
Athenäum, Bonn 
1955, S. 172 ff. 


° Dazu Günther 
GILLESSEN, Frankfur- 
ter Allgemeine Zeitung, 

10.10.1995. 


a) den Hauptschlag mit den Kräften der Südwestfront in Richtung 
Krakau, Kattowitz zu führen und somit Deutschland von seinen südli- 
chen Verbündeten abzuschneiden; 

b) den Nebenschlag mit dem linken Flügel der Westfront in Richtung 
Siedlec, Demblin zu führen, um die Kräftegruppierung um Warschau zu 
binden und die Südwestfront bei der Vernichtung der feindlichen Kräf- 
tegruppierung zu unterstützen; 

c) gegen Finnland, Ostpreußen, Ungarn und Rumänien eine beweg- 
lich geführte Verteidigung zu führen, um bei günstiger Lage für den Schlag 
gegen Rumänien bereit zu sein.« 

Dank der im Februar 1941 befohlenen verdeckten Teilmobilisierung 
der Roten Armee konnten SCHUKOW und TIMOSCHENKO die angesetzten 
Kräfte verstärken. So waren für den Hauptstoß der Südwestfront nicht 
weniger als 122 Divisionen vorgesehen, doch staLın verlangte mehr. Ge- 
neral waruTın fügte handschriftlich in die »Erwägungen« ein, daß die 
Rote Armee den Angriff zwischen Tschischew und Ljutowisk (also Süd- 
westfront und Westfront zusammen) mit einer Stärke von 152 Divisio- 
nen führen werde. Dazu sollte die Südwestfront über mehr als die Hälfte 
aller Panzer- und motorisierten Divisionen verfügen. Das waren über 
7000 Panzer, doppelt so viele, wie die Wehrmacht für das ganze »Unter- 
nehmen Barbarossa« einsetzen konnte. Vorrangig seien die fünf Armeen 
für die Reserve des Oberkommandos mit der Masse ihrer 63 Divisionen 
zusammenzuziehen. Die entsprechenden Planungen sollten bis zum 1. 
Juni 1941 abgeschlossen sein. 

Für die Entscheidung, den Hauptschlag in südwestlicher Richtung zu 
führen, sprachen nachfolgende Überlegungen: 


> Die Wehrmacht würde damit von den Verbündeten in Südwesteu- 
ropa abgeschnitten; 

> die Verbindung des Deutschen Reiches zu den lebenswichtigen Erd- 
ölvorkommen und den Lebensmittelproduzenten im Südosten würden 
durch trennt; 

> die Wehrmacht wäre damit außerstande, die reichen Industrie-, Roh- 
stoff- und Agrargebiete der Ukraine zu besetzen. 


Gelang die sowjetische Offensive, dann mußte Deutschland in eine ver- 
zweifelte Lage geraten. War die Wehrmacht erst vom rumänischen Erdöl 
und dem Großteil ihrer Truppen und schweren Waffen in Polen und 
Ostpreußen abgeschnitten, würde sie den Krieg kaum fortsetzen kön- 
nen. Deutschland wäre so gut wie geschlagen. 

Am 15. Mai 1941 brachte Generalmajor wAssıLEwsKI obige »Erwä- 
gungen« persönlich zum Kreml in sraLıns Empfangssalon. Dort über- 
gab er sie SCHUKOW, der sie zusammen mit TIMOSCHENKO STAUN vortrug. 
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Im Verlauf der Sitzung schlug sTALın seinerseits Änderungen vor und 
billigte die wichtigsten Punkte, Die Grundzüge der sowjetischen Angriffs- 
planung waren damit festgelegt, jetzt konnte es sich nur noch darum 
handeln, den Zeitpunkt zum Losschlagen zu bestimmen. 


Gibt es die letzte Klarheit? 


Ja und nein. Denn noch immer vermißt man den Angriffsbefehl, der 
allein den Aufmarsch zur Kriegshandlung macht. Erst wenn der vorläge, 
wären die letzten Zweifel zerstreut. Doch dazu ist es nicht mehr gekom- 
men, der deutsche Angriff kam dem zuvor. Man mag daher suchen, so- 
viel man will, man wird ihn nicht finden. Und das ist nicht einmal ver- 
wunderlich, denn auch HITLER erließ seinen Angriffsbefehl erst am 17. 
Juni 1941, knapp 5 Tage vor Angriffsbeginn. Aus Sicherheitsgründen! 
Lag doch unter anderem auch der Text von HITLERS Weisung Nr. 21 vom 
18. Dezember 1940 für den Aufmarsch bereits acht Tage später auf STA- 
LINS Schreibtisch. So arbeitete die Sowjetspionage. 

Man kommt kaum umhin, den oben behandelten sowjetischen Plan 
als Beweismittel ernst zu nehmen. Daß er kein Plan für alle Fälle war, 
ergibt sich aus der Absicht, der Wehrmacht zuvorzukommen. Bezog er 
sich damit doch auf einen genau bestimmbaren Zeitraum, nämlich die 
Tage zwischen dem 15. Mai 1941 und dem Datum des angenommenen 
deutschen Angriffs. Tatsächlich lag das deutsche Angriffsdatum vom 22. 
Juni 1941 durch Agentenmeldung spätestens seit dem 20. Juni, höchst- 
wahrscheinlich schon früher, im Kreml vor. Ob srtaLın ihm traute oder 
nicht, steht dahin. Man muß davon ausgehen, daß die sowjetischen Mili- 
tärs HITLERS Absicht erkannt hatten, wenn auch sTaLın noch zögerte. 
Bekanntlich vermochte er nicht zu glauben, HITLER werde so leichtsinnig 
sein und den Zweifrontenkrieg wagen. Dafür gibt es genügend Zeugen. 
Doch es fiel dem sowjetischen Generalstab tagtäglich leichter, gegentei- 
lige Beweise herbeizuschaffen, die sich nicht von der Hand weisen lie- 
ßen. Man denke bloß an die deutsche Luftaufklärung, die unter Verlet- 
zung sowjetischen Hoheitsraums pausenlos Aufnahmen machte, was von 
der sowjetischen Luftverteidigung beobachtet, aber kaum beanstandet 
wurde. 

Warum, mag mancher sich fragen, ist es so schwer, sich letzte Klarheit 
zu verschaffen? Gibt es nicht tausend Dokumente, die stAaıJns wahre 
Absicht entlarven? Nun, der russische Historiker Viktor suworow hat es 
uns erklärt: »stAaLın war schlau, er wollte in den Augen der Welt untadelig 
dastehen. Deshalb hat er alles Beweismaterial vernichten lassen. Zeit da- 
für hatte er genugl«’” Die neuere russische Zeithistorie bestätigt den Be- 
fund, Andreas Naumann 
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7 Viktor SUWOROW, 
Der Eisbrecher. Hitler 
in Stalins Kalkül 
Klett-Cotta, Stutt- 
gart -1989, S. 422. 


Stalins Reaktion auf den 22. Juni 1941 


\ \ Tissen wir aus authentischer Quelle, wie Moskau auf den deutschen 

Angriff vom 22. Juni 1941 reagierte? Meist erfahren wir nur: Der 
Überfall erfolgte in der Morgenfrühe, die Rote Armee war völlig über- 
rascht. Niemand hatte mit dem deutschen >Überfall< gerechnet. STALIN 
war wie vor den Kopf geschlagen. Er hatte felsenfest darauf gebaut, daß 
HITLER keinen Zweifrontenkrieg führen und daher nicht die Sowjetuni- 
on angreifen werde. Als der deutsche Botschafter in Moskau dem sowje- 
tischen Außenminister MOLOTOW die Kriegserklärung überreichte, sei die- 
ser erbleicht und habe gesagt: »Das haben wir nicht verdient.« 


Schukow: Nur Grenzkonflikt - nicht provozieren lassen! 


Von Marschall SCHUKOW erhalten wir ein Bild, wie der Kreml den Vor- 
abend des Ausbruchs des Krieges erlebte.! Am 21. Juni 1941 ist um 19 
Uhr mit MOLOTOW, BERIJA, MALENKO und Marschall TIMÖSCHENKO der 
Oberste Kriegsrat um STALIN versammelt. Da wird vom Stabschef des 
Militärbezirks Kiew, General PUKAJEW, gemeldet, ein deutscher Überläu- 
fer habe berichtet, die Wehrmacht greife morgen in aller Frühe an. SCHU- 
KOW hält auf Befragen STALINS die Meldung für authentisch. So wird er 
beauftragt, mit TIMOSCHENKO eine Dircktive an die westlichen Militär- 
bezirke aufzusetzen, die berühmte Direktive Nr. 1. Darin wird die Trup- 
pe angehalten, Feuerstellungen zu beziehen, sich zu tarnen und weitere 
Befehle abzuwarten.? Letzteres erweist sich als verhängnisvoll, da viele 
Verbände wegen unterbrochener Nachrichtenverbindungen keine weite- 
ren Befehle erhalten. Als STALIN gemeldet wird, daß es sich nicht nur um 
Grenzscharmützel handele, ist seine Reaktion zunächst Unglaube, dann 
Verzweifelung, Er kann es nicht glauben, daß die Deutschen schneller 
gehandelt haben als die Sowjets, und muß es doch nun befürchten. So 
bangt er um die Zerschlagung seines von langer Hand vorbereiteten Über- 
raschungsangriffs, denn er weiß, daß die Rote Armee noch nicht angriffs- 
bereit ist. Deshalb verbietet er jedes Handeln, daß seine Absichten ent- 
schleiern könnte. Auf seinen Befehl hin überschüttet SCHUKOW die 


1 Marschall SCHUKOW, Erinnerungen und Gedanken, DVA, Stuttgart 1969, Ss. 230 ff. 
2 Vgl dazu auch Walter POST, Unternehmen Barbarossa. Deutsche und sowjetische An- 
griffspläne 1940/41, Mitder u. Sohn, Hamburg "1996, S. 304; sowie Ernst To- 
PITSCH, Stalins Krieg. Die sowjetische LangzeitStrategie gegen den Westen ah rationale Macht- 
bolitik, Busse-Seewald, Herford 1990, S. 216; Andreas NAUMANN, Freispruch für 
die Deutsche Wehrmacht. >Unternehmen Barharossa< erneut auf dem Prüfstand, Graben, 
Tübingen 2005, S. 181 ff. 
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Truppen mit Verboten des Waffengebrauchs. Inzwischen ist der Morgen 
des 22. Juni 1941 angebrochen. Die Deutschen schlagen los: Nur wenige 
Minuten hämmert die Artillerie auf die sowjetischen Stellungen, dann 
brechen Infanterie und Panzer durch. Bei den Sowjets entsteht Verwir- 
rung. Die Grenztruppe ist zwar abwehrbereit, aber durch schuKkows Be- 
fehl gehemmt. Die erst kürzlich eingetroffenen sowjetischen Divisionen 
der Ersten Welle sind noch ohne Stäbe, die Artillerieverbände ohne Zu- 
gang zur verbunkerten Munition, die Panzerregimenter zum Teil noch 
auf dem Bahntransport. Wie ein Sturmwind fegt der deutsche Angriff 
da mitten hinein. 


Die berühmten drei Direktiven des Kremls 


Für den russischen Autor Viktor suwORÖW, der sich nicht scheut, den 
Finger in die Wunde zu legen, handelt es sich bei der Direktive Nr. 1 um 
den verhängnisvollsten Befehl seit Bestehen der Roten Armee. In der 
Nacht vom 21. zum 22. Juni 1941, fast zeitgleich mit dem deutschen 
Angriff, erhalten die Grenztruppen und Sowjetverbände der Ersten Wel- 
le mit der Direktive Nr. 1 den Befehl: »Aufgabe unserer Truppen ist es, 
sich in keiner Weise provozieren zu lassen.« 

Die Direktive ist unterzeichnet von Marschall TIMOSCHÜNKO und Ar- 
meegeneral SCHUKOW. Sie schließt mit der kategorischen Forderung: »Es 
sind keinerlei andere Maßnahmen ohne besondere Anordnung durchzu- 
führen.« Die Direktive Nr. 1 gehtan die Fronten und Armeen, wird chif- 
friert und dechiffriert, gelesen und weitergegeben bis zur letzten Ebene, 
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scnukow kann in den 
ersten Tagen des 
deutschen Angriffs 
kein klares Lagebild 
gewinnen. 


3 Viktor SUWOROW, 
Marschall Schnkom, 
Pour le Merite, 
Selent 2002, s. 145; 
Andreas NAUMANN, 
ebenda, S. 184 ff.; 
PosT, ebenda, 

S. 306; Jörg FRIEO- 
RICH, Das Gesetz des 
Krieges, Piper, 
München 1993, 

S. 489, Ernst 
TOPITSCH, ebenda, 
Ss. 173. 


+ Viktor SUWOROW, 
aaO. (Anm, 3), 
S.153. 


Derweil ist heller Morgen, die deutschen Angriffsspitzen stehen bereits 
kilometerweit im Lande, schon brennen die sowjetischen Heeresdepots, 
explodieren die russischen Munitionslager, gehen im Grenzgebiet die 
Erdölvorräte in Flammen auf und werden die Frontflugplätze der roten 
Luftwaffe samt allen darauf gestapelten Fliegern und Bomben vernich- 
tet. Die Direktive Nr. 1, man kann es nicht anders sagen, bedeutet das 
Todesurteil für große Teile der Roten Armee. 

Georgij SCHUKOW" weiß inzwischen, daß der »Aufmarschplan der Ro- 
ten Armee« für jede Verwendung taugt, nur nicht für den Fall der Lan- 
desverteidigung. Darum versucht er erst gar nicht, ihn in Kraft zu setzen. 
Ihm ist klar, daß im Fall der Verteidigung nicht zum Angriff geblasen 
werden kann. Der General muß Qualen ausstehen, er schildert es unver- 
hohlen: »Verstehen Sie doch, in welchem Zustand TLMOSCHENKO und ich 
waren. Einerseits zerriß uns die Sorge, weil wir anhand der Meldungen 
aus den Militärbezirken wußten, daß der Gegner Ausgangspositionen 
bezog für eine Invasion. Andererseits waren unsere Truppen wegen STA- 
Lıns Starrsinn nicht in Bereitschaft versetzt. Und staLın kann es immer 
noch nicht fassen. 

Von SCHUKOW wissen wir, was in jenen ersten Stunden des Krieges im 
Kreml geschah: moLoTow eilt verstört in sTALINS Arbeitszimmer und 
erklärt, er habe soeben ein Gespräch mit dem deutschen Botschafter 
geführt, der ihm die offizielle deutsche Kriegserklärung übergeben habe, 
worauf alles erstarrt sei, suworow bemerkt dazu: »Jetzt hätte es nach 
MOLOTOWS Erklärung für sSchuKow nur eine blitzschnelle unmißverständ- 
liche Reaktion geben dürfen: Er hätte den Hörer von der Gabel reißen 
und in alle Richtungen schreien müssen: Krieg! Krieg! Krieg!« Jede Sc- 
kunde des Zögerns bedeutet Brücken, die der Feind in seine Gewalt bringt, 
zerstörte Waffenlager und Munitionsdepots, jede Minute weitere Kilo- 
meter unter den Ketten der Panzer der deutschen Heeresführer HOTH, 
GUDERIAN und VON MANSTEIN, jede Stunde den Verlust Hunderter Flug- 
zeuge, die in Flammen aufgehen, Hunderte Tonnen sinnlos vergossenen 
Blutes. Aber schuukow steht vor dem versteinerten Diktator wie ein ver- 
schüchterter Schuljunge, während TLMOSCHENKO erregt im Arbeitszim- 
mer auf und ab rennt. Doch die Truppen, die keinerlei Weisungen ha- 
ben, bleiben ununterrichtet.* Hätte schuKow jetzt nicht den Schießbefehl 
erteilen müssen, auch wenn er damit seine Vollmacht überschritten hätte, 
oder wenigstens die Mobilmachung ausrufen sollen, falls sraLıns Eigen- 
sinn jede weitere Initiative hemmt? Laut suworow wurde die Mobilma- 
chung erst am 23, Juni 1941 ausgerufen, anderthalb Tage nach Kriegs- 
ausbruch! 


Nichts dergleichen geschieht. schukow verfaßt statt dessen eine zweite 
Direktive. Dabei hätte laut suworow ein einziges Losungswort genügt. 
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Und dies Losungswort gab es! Es lag bei den Alarmunterlagen in den 
berüchtigten »Roten Paketen< für den Kriegsfall. Und der Krieg war dal 
jetzt, in dieser Minute, mußte das Losungswort übermittelt werden! Al- 
les andere ging von selbst, jeder Truppenführer hielt schon sein >Rotes 
Paket< in der Hand. 

Aber das Dilemma war: Das Losungswort paßte nicht auf die Lage, 
die eingetreten war. Es betraf eine andere. Und die hatte mit bloßer Lan- 
desverteidigung nichts gemein. Darum ging SCHUKOW hin und verfaßte 
die zweite Direktive. In seinem Buch laßt er uns wissen: »Um 7 Uhr 15 
Minuten des 22. Juni wurde die Direktive Nr. 2 des Verteidigungsmini- 
steriums an die Militärbezirke geleitet. Doch im Hinblick auf das Kräfte- 
verhältnis und die eingetretene Lage war sie offenkundig irreal und wur- 
de deshalb nicht umgesetzt.« Es ist seltsam, daß schuKkow uns den Text 
dieses allerersten Kriegsdokumentes, den er zudem noch eigenhändig 
verfaßt hat, gekritzelt auf ein schmuddeliges Stück Papier, in seinen Me- 
moiren nicht mitteilt. Er bekennt lediglich: »Im Hinblick auf das Kräfte- 
verhältnis und die eingetretene Lage war sie offenkundig irreal und wur- 
de deshalb nicht umgesetzt.«° 


Den ganzen Tag über ist am 22. Juni 1941 im Kreml nur von Grenzge- 
fechten die Rede. Ein klares Lagebild ist nicht zu gewinnen.® Als sich bis 
zum Abend kein Gesamtüberblick einstellt, kommt es zu einer Fehlent- 
scheidung von verheerender Tragweite: In der Spätlage drängt sraun im 
Kriegsrat (in der >StawkaS) darauf, eine Direktive zu erlassen, die von 
weltpolitischer Bedeutung sein wird: Ohne Kenntnis der Gesamtlage und 
bar jeder sicheren Information zum Geschehen an den Fronten fordert 
STALIN die >Stawka< auf, den Gegenangriff der Roten Armee zu befehlen. 


Ist es der Startschuß zur Weltrevolution? 


Mehr noch: Zur Bestürzung aller Versammelten verlangt er den General- 
angriff auf breiter Front. In äußerster Erregung und ungeachtet der Ver- 
steinerung auf den Mienen aller Stawkamitglieder fordert staLın den 
sofortigen Erlaß einer weiteren Maßnahme, der berühmt gewordenen 
Direktive Nt. 3. 

Über die tatsächlichen Vorgänge in staLıns Arbeitszimmer schweigt 
sich Marschall sSchukow in seinen Memoiren aus. Doch es besteht kein 
Zweifel, daß es sich um den Angriffsbefehl für die Rote Armee handelt. 
Mit einem Schlag wirft der Diktator plötzlich jede Hemmung beiseite 
und löst die Vorgänge aus, die für den von langer Hand vorbereiteten 
großen Augenblick vorgesehen sind: den glorreichen Marsch auf Berlin, 
Denn der ist in sraLıns Augen jetzt gekommen. Mögen auch deutsche 
Störangriffe losbrechen, die Rote Armee wird sie allerorts abschlagen! 
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Die ersten Kriegs- 
wochen des Ostfeld- 
zugs sehen für die 
deutschen Truppen 
wie ein Durchmarsch 
aus. Schon am 10, Juli 
1941 drangen sie in 
die brennende weiß- 
russische Stadt 
Witebsk ein und rück- 
ten weiter in Richtung 
Moskau vor. 


” Viktor SUWOROW, 
Der Eisbrecher. Hitler 
in Stalins Kalkül, 
Klett-Cotta, Stutt- 
gart ?1989, S. 206. 





Sie wird die Invasionstruppen auf der Stelle vernichten, indem sie selbst 
zum Angriff übergeht. Jetzt geht es darum, zu erfüllen, was sein Denken 
und Planen seit Jahren beherrscht: Es geht um den raumgreifenden Ge- 
neralangriff nach Westen! Jetzt t tritt staLın vor die Front seiner Truppen, 
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in dieser Stunde setzt er die Rote Armee in Marsch, Tatsächlich war STA- 
UN, der bisher nur den bescheidenen Rang des Generalsekretärs der 
KPdSU inne hatte, vom Obersten Sowjet nur wenige Tage zuvor zum 
Staatspräsidenten und Oberbefehlshaber der Roten Armee ernannt wor- 
den. Doch die Rote Armee war nicht angriffsbereit. 

Damit beginnt ein neuer Abschnitt in der »Geschichte der ruhmrei- 
chen Sowjetunion«. In diesem Augenblick erfüllt der Diktator LENINS 
Vermächtnis und Auftrag: die bolschewistische Weltrevolution. Die Rote 
Armee erhält den Befehl, »die Kampfhandlungen auf das Territorium 
des Feindes zu tragen«, das Deutsche Reich und »seine Wehrmacht zu 
zerschmettern«." Jetzt wird wAssıLEwskıs Plan vom ı5. Mai 1941 Wirk- 
lichkeit. Verteidigungskommissar TIMOSCHENKO und Generalstabschef 
SCHUKOW haben ihn ausarbeiten lassen und dafür gesorgt, daß er wei- 
sungsgemäß umgesetzt wurde. Mag auch nicht alles ausgeführt sein, was 
angeordnet wurde, jetzt, in dieser Minute, um 21 Uhr 15 des 22. Juni 
1941, ist der große Augenblick da. Auf ihn hat Moskau, haben Zentral- 
komitee, Präsidium des Obersten Sowjets und Partei, haben 130 Millio- 
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nen Sowjetbürger gewartet! Diesem Augenblick galten alle Vorbereitun- 
gen, Mühen und Pläne. Jetzt setzt sraLın sich an die Spitze von Armee, 
Staat und Regierung, getreu dem tausendmal verkündeten Schlachtruf: 
»Genosse staLın führt uns zum Siegl« lindlich gibt der große Führer das 
Signal. Endlich übernimmt er die Führung zum Aufbruch in die Befrei- 
ung Europas und der Welt. Lunıns Verheißung wird sich erfüllen, Völker 
hört die Signale! Jetzt hebt sraun die Hand, und das blutige Rädemerk 
der Weltrevolution setzt sich in Gang. 

Ja, wir denken: Das ist er, das ist der fehlende letzte Beweis, von dem 
wir gesprochen haben. Die Zeit ist reif, daß wir ihn erkennen. Jetzt setzt 
sraun alles auf eine Karte. Jetzt will er es zwingen, will es in einem 
Aufwall des Trotzes gegen den andern Diktator durchsetzen. Denn er ist 
überzeugt, daß die Rote Armee die Lage meistern wird. Sie wird die Wehr- 
macht gegen einen Wall von Feuer und Stahl anbranden lassen, um sie 
dann mit der Masse ihrer Panzer und Kampfgeschwader niederzuwalzen 
und den Siegeszug nach Berlin und Paris anzutreten. Dies ist, wie gesagt, 
unsere Auslegung der Tatsachen, die in wesentlichen Zügen nicht allein 
von Viktor suworc ra; sondern darüber hinaus von einer wachsenden Zahl 
russischer Historiker geteilt wird. 

suworow führt dazu aus: »Kein einziger Feldherr in der ganzen Welt 
hat je eine derart verheerende und schmachvolle Niederlage hinnehmen 
müssen... Niemals hat eine Armee eine solche Katastrophe durchlebt. 
Die großartig vorbereitete und ausgebildete Rote Armee wurde in den 
ersten Kriegsmonaten vernichtet oder gefangengenommen, 1941 verlor 
sie 5,3 Millionen Soldaten und Offiziere — gefallen, in Gefangenschaft 
geraten oder vermißt. Dabei sind die Schwer- oder Schwerstverwunde- 
ten noch nicht einmal eingerechnet. Die gesamte Vorkriegs-Kaderarmee 
der Sowjetunion war zerschlagen. Wegen des eiligen Rückzugs verbheb 
in den vom Gegner besetzten Gebieten eine weitere Armeereserve von 
5,36 Millionen Wehrpflichtigen, die nicht mehr einberufen werden konn- 
ten. Im selben Jahr verlor die Rote Armee 6290000 Stück Schützenwaf- 
fen. Damit hätte man die gesamte Wehrmacht zweimal ausrüsten kön- 
nen. Im gleichen Zeitraum büßte sie 20 500 Panzer ein, genug, um fünf 
Armeen von der Größe der Wehrmacht damit auszustatten. 1941 verlor 
die Rote Armee 10300 Flugzeuge. Damit hätte man die gesamte Luft- 
waffe vollkommen neu ausrüsten können, und auch das wieder mehr- 
fach. Die Verluste der sowjetischen Artillerie in den ersten sechs Kriegs- 
monaten beliefen sich auf 101 100 Geschütze und Minenwerfer. Auch 
das genug, um alle Armeen der Welt zusammengenommen damit zu be- 
waffnen, und wiederum nicht nur einmal, sondern mehrfach. Und an 
den Grenzen wurden mehr als eine Million Tonnen Munition zurückge- 
lassen. Andreas Naumann 
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Walter POST: »Die 
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Der deutsche Angriff auf die Sowjetunion 


ß der deutsche Angriff auf die Sowjetunion am 22. Juni 1941 so 
mühelos die sowjetische Front durchbrach, hat die Zeitgeschichte 
stets damit begründet, die Rote Armee sei völlig überrascht worden. STA- 
UN, so oft er auch gewarnt worden sei, habe nie mit einem deutschen 
Überfall gerechnet, er habe diesen Krieg nicht gewollt, denn er habe ge- 
wußt, daß seine Armee dafür nicht stark genug gewesen sei. Und keinem 
der verehrten Herrn Professoren ist aufgefallen, daß, wenn es sich wirk- 
lich so verhalten hätte, die russischen Westbezirke 1941 wohl ein wenig 
anders ausgeschen hätten. 

Denn als die drei deutschen Heeresgruppen sich zum Angriff erho- 
ben und alsbald darauf ihren Vormarsch begannen, zeigte sich die deut- 
sche Heeresführung aufs höchste darüber verwundert, daß sich den vor- 
preschenden Panzerverbänden kaum Hindernisse in den Weg stellten, 
Flußbrücken, Wegespinnen, Verkehrsknotenpunkte usw. konnten im 
Handstreich genommen werden. 

Wie war das möglich? Schließlich bietet die Kriegstechnik zahlreiche 
Möglichkeiten, dem vorrückenden Feind Hindernisse in den Weg zu le- 
gen. Dazu gehören ausgedehnte Minenfelder, Panzerhöcker, Panzergrä- 
ben, Fallen, Sperranlagen, Schützengräben, Infanterie-, Artilleriestellun- 
gen und sonstige Hindernisse aller Art. Dazu zählen ferner vor allem 
beschußfeste Bunkersysteme in der Hauptkampflinie, die einander mit 
Kreuzfeuer zu decken imstande sind. Im Vorfeld dieser Linie befinden 
sich zusätzlich Verteidigungszonen, die man mit allen Mitteln moderner 
Abwehrtechnik bestückt. Innerhalb dieser Zonen, die nicht selten eine 
beträchtliche Tiefe haben, operieren speziell geschulte Verbände, deren 
Aufgabe es ist, dem vordtingenden Feind alle erdenkbaren Schwierigkei- 
ten zu bereiten. Sie sprengen Zugänge und Verkehrseinrichtungen jeder 
Art wie die oben erwähnten Brücken, Straßen oder Schienenstränge, auf 
denen Marschbewegungen des Feindes stattfinden oder gemeldet wer- 
den.! 

Hatte nicht bereits der Erste Weltkrieg gezeigt, daß tiefgestaffelte Ver- 
teidigungslandschaften, wenn sie von einer entschlossenen Truppe ge- 
halten werden, nahezu undurchdtinglich sind? Damals beim Stellungs- 
krieg im Westen war man vier Jahre lang nahezu auf der Stelle getreten. 
Auf dieser Erfahrung beruhte der Bau der französischen Maginot-Linie 
und des deutschen Westwalls. Man gab dem Bewegungskrieg keine Chance 
und setzte statt dessen auf Feldbefestigungen, denn das Zusammenspiel 
zwischen Panzer und Flugzeug war damals noch unbekannt. Ein Land, 
das friedfertige Absichten hegte, hätte die Masse seiner Truppen daher 
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nicht vorn an der Grenze aufgestellt, sondern rückwärts gestaffelt in der 
Tiefe seines Gebietes verteilt. Es hätte jedoch nicht, wie die Rote Armee 
es tat, die Truppen dicht vorn an der Staatsgrenze zusammengezogen.? 

Klug angelegte Sicherungsstreifen, die der verbunkerten Hauptkampf- 
linie vorgelagert sind, gelten selbst heute noch als eine Art Lebensversi- 
cherung für friedensbereite Länder. Sie versichern dem Nachbarn, daß 
keine aggressiven Absichten gehegt werden, erheischen Respekt vor der 
eigenen Staatsgrenze, schützen vor Grenzstreitigkeiten und verhindern 
gegnerische Kleinkriegführung ebenso wie den großen Überraschungs- 
schlag. Und sie unterstützen die eigenen Grenztruppen bei der Abwehr. 
Beabsichtigt der Gegner dennoch anzugreifen, muß er sich solcher Mit- 
tel bedienen, die seine Absicht bald erkennen lassen. Er ist gezwungen, 
Artillerie, Mörser und Sturmpioniere einzusetzen sowie vor allem Luft- 
streitkräfte, womit er des Überraschungsmomentes verlustig geht. Beim 
Angriff kann er sich nur schrittweise vorarbeiten, weil Hindernisse wie 
Minen zu räumen und Panzersperren zu beseitigen sind. Er kann also 
höchstens örtliche Fortschritte erzielen, was dem Verteidiger Zeit zur 
Abwehr läßt. Bis dem Gegner der Durchbruch gelingt, hat er bereits 
empfindliche Verluste und einen Teil seiner Stoßkraft verbraucht. Und 
das geschieht wohlgemerkt, bevor er auf die Hauptkampflinie stoßt und 
sich gegen das Gros der feindlichen Truppen durchsetzen muß. Es ver- 
steht sich von selbst, daß der Abnutzungsprozeß um so größer ist, je 
tiefer der Sicherungsstreifen reicht.! 

Als am 30. November 1939 der finnisch-russische Konflikt ausbrach, 
hatte Finnland im Süden auf der Karelischen Landenge, die von der stark 
befestigten Mannerheim-Bunkerlinie geschützt wurde, einen solchen Si- 
cherungsstreifen angelegt mit allen Tricks und Schikanen und einerTiefe 
bis zu 50 Kilometern. Er bewirkte, daß die dort eingesetzte 7. Sowjet- 
Armee keinen Durchbruch erzielen konnte. Wiederholte Sturmangriffe 
im Dezember endeten mit völligen Fehlschlägen. Schließlich befahl Mos- 
kau die Einstellung der Angriffe und bereitete eine neue Sturmphase 
vor, verstärkte die Anzahl der Schützendivisionen und arbeitete einen 
detaillierten Operationsplan aus. Erst am 11. Februar 1940 erfolgte der 
nächste Angriff, und selbst jetzt konnte die Rote Armee innerhalb dreier 
Tage nur einen Einbruch von fünf bis sechs Kilometern Tiefe erzielen. 
Erstam 1. März 1940 war die Verteidigungslinie durchbrochen, und die 
Rote Armee stand vor Wyborg, Die Verluste der Sowjets waren gewaltig, 
sie betrugen nach Sowjetangäben rund 70000 Gefallene und 176000 
Verwundete, das Vierfache der finnischen Opfer. In Wirklichkeit sollen 
sie weit höher gewesen sein, und der Nimbus der Roten Armee war da- 
hin, sraLıns Kriegsziel, Finnland der UdSSR einzuverleiben, mußte auf- 
gegeben werden.* 
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Im Kessel von Bialy- 
stok und Minsk 
wurden mehrere 
sowjetische Armeen 
eingeschlossen, 
vernichtet oder gefan- 
gengenommen. 


5 NAUMANN, aaO. 
(Anm. 1),8. 205 ff. 


Der russische Militärhistoriker Viktor sÜwoROW berichtet, die russi- 
schen Kommandeure seien voll der Bewunderung für die finnische Ver- 
teidigung en allen voran General K. A. MEREZKOW, der komman- 

j dierende Sowjetgeneral 
der Angriffsarmeen. Er 
hatte den Einsatz mit viel 
Blut seiner Soldaten be- 
zahlen müssen. Dennoch 
| ernannte ihn sraLın bald 
darauf zum Chef des 
Generalstabs. Offenbar 
sollte MEREZKOW seine 
Erfahrung im Krieg mit 
den Finnen für die eige- 
ne Landesverteidigung 
nutzbar machen. Wie 
kam es dann, daß ME- 
REZKOW statt dessen fol- 
" genden Befehl erließ? 

> ” »Die an der Westgren- 
ze angelegten Sicherungsstreifen sind zu beseitigen, die Minen und Spreng- 
ladungen zu entschärfen, Sperraniagen einzuebnen. Die Hauptkräfte der 
Roten Armee sind grenznah zu verlegen, strategische Reserven heranzu- 
führen. Mit dem Ausbau von Feldflugplätzen ist zu beginnen, das Ver- 
kehrsnetz im Westen ist auszubauen.« 


War das zu begreifen? Was war der Sinn dieses Befehls? Lediglich Su- 
WOROW weiß Auskunft: staLın hatte der Roten Armee befohlen, sich auf 
den Angriff nach Westen vorzubereiten. Der Vormarsch sollte zügig rol- 
len können, dafür durften auf eigenem Gebiet keine Hindernisse im Weg 
liegen. Also wurden sie abgebaut, planmäßig, Minenfelder wurden ge- 
räumt, Schützengräben zugeschüttet, Sperranlagen beseitigt. Das Risiko 
erhöhter Gefährdung bei Feindangriffen wurde bewußt in Kauf genom- 
men. Die Wehrmacht war ja in Frankreich beschäftigt und würde bald 
zur Invasion in England antreten. 

Ein Jahr später war die Wehrmacht den Sowjets dafür dankbar. So 
gelang der Heeresgruppe Nord innerhalb weniger Tage der Sprung nach 
Dünaburg mit der Wegnahme der wichtigen Flußbrücken; und ebenso 
der Heeresgruppe Mitte der schelle Vormarsch auf Minsk, wo drei So- 
wjetarmeen eingekesselt wurden. Nur im Süden, wo General KIRPONOW 
dem Befehl MEREZKOWS nur zögernd nachgekommen war, erwies sich 
das Vorgehen der Wehrmacht als schwierig, denn hier gab es noch zahl- 
reiche solcher Hindernisse.> Andreas Naumann 
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Der deutsche Angriff stürzte 1941 
die Rote Armee ins Chaos 


enn ein Land angegriffen wird, übernimmt seine Armeeführung 

die Landesverteidigung und veranlaßt diejenigen Schritte, die im 
Verteidigungsfall vorgesehen sind. Als die Sowjetunion am 22. Juni 1941 
von der deutschen Wehrmacht angegriffen wurde, tat sie das nicht und 
fiel ins Chaos. Was war der Grund? Nach dem Zerfall des Sowjetstaates, 
als Nachforschungen möglich wurden, haben Militärfachleute diese Fra- 
ge untersucht. Das Ergebnis war selbst für sie überraschend: Die Sowjet- 
union befand sich 1941 im Status der Verteidigungsunfähigkeit. Wie das? 
War sie etwa für den Konfliktfall nicht gerüstet? Oder waren ihre Grenzen 
ungesichert? Nein, die VerteidigungsUnfähigkeit der Sowjetunion hatte 
einen ganz anderen Grund: Die Rote Armee bereitete sich für den An- 
griff auf das Reich und Mitteleuropa vor. Aber das verschweigt unsere 
Zeithistorie bis auf den heutigen Tag. Deshalb muß darauf hingewiesen 
werden. 


In der Sowjetunion war vorgesehen, daß im Spannungsfall die grenzna- 
hen Militärbezirke zu Fronten umgewandelt wurden. Das heißt, die ge- 
samte Militärorganisation des Bezirks verhielt sich von da ab kriegsmä- 
Big. jede Front umfaßte eine Gruppe von Armeen, die von Stund an ihre 
Aufstellungen vorbereiteten und sicherten. Für jede Front, jede Armee, 
jeden unterstellten Verband hatte der Moskauer Generalstab detaillierte 
Kampfaufgaben erarbeitet. Sie waren in den sogenannten >Roten Pake- 
ten< bei der Truppe enthalten, die jeder Kommandeur vom Regiment 
aufwärts in seinem Safe hatte. Doch wehe, wenn er es vorzeitig öffnete! 
Erst wenn der Befehl dazu von Moskau einging, waren die Pakete zu 
öffnen. Dann mußte entsprechend den darin enthaltenen Weisungen ge- 
handelt werden. 


Wir fragen uns, warum das am 22. Juni 1941 nicht geschehen ist. Hatte 
man das in der Aufregung vergessen? Waren die Pakettaschen etwa leer 
und ihr Inhalt zur Überarbeitung im Hauptquartier? Oder hatte die Rote 
Armee etwa keine Pläne? Nichts dergleichen trifft zu. Marschall A. M. 
WASSILEWSKI erklärt dazu: »Natürlich gab es operative Pläne, sogar sehr 
detailliert ausgearbeitete. Das Übel lag nicht darin, daß uns operative Plä- 
ne gefehlt hätten, sondern es lagin der Unmöglichkeit ihrer Ausführung 
in der eingetretenen Situation.«! 

Viktor suWOROW, russischer Historiker, hat in seinem Buch Der Eisbre- 
cher, Hit/ er in Stalins Kalkül die erstaunliche Tatsache offengelegt, daß es 
in der ganzen Sowjetunion seit Ende der dreißiger Jahre keine Pläne mehr 
für die Landesverteidigung gab. STALIN hatte das untersagt. Dagegen gab 
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Deutsche Artilleristen 
in den ersten Tagen 
des Unternehmens 
Barbarossa‘. Gegen 
das massive Bombar- 
dement der Deut- 
schen hatten die 
sowjetischen Vertei- 
digungsstellungen 
schon deshalb keine 
Chance, weil es sie 
nicht gab oder weil 
sie angesichts der 
Schnelligkeit des 
deutschen Angriffs 
hastig errichtet wor- 
den waren. 





es Pläne für ein ganz anderes Unternehmen, das niemand laut auszu- 
sprechen wagte, denn es war absolutes Staatsgeheimnis. Der Codename 
dieser Operation lautete >Gmwosa< (Gewitter). Der Plan war perfekt und 
sollte in Kraft treten, sobald der Codename den Fronten zuging.? 

Laut SUWOROW kann das Verteidigungsministerium der Russischen Fö- 
deration die Existenz des Codeworts >Gtosa< bis heute nicht abstreiten, 
jedoch hat man eine ganz neue Erklärung dafür bereit: »Das Codewort 
>Grosa< hat es tatsächlich gegeben, aber es bedeutete etwas ganz anderes: 
Auf dieses Signal hin sollten die Kommandeure die >Roten Pakete< Öff- 
nen. Letztere enthielten Befehle bezüglich der Maßnahmen zur Einnah- 
me der Gefechtspositionen zwecks Abwehr gegnerischer Attacken im 
Falle einer Aggression.«° 

»Diese Erklärung«, so SUWOROW, »führt in die Sackgasse. Nun wird es 
nämlich ganz mysteriös. Jeder Kommandeur hatte ein >Rotes Paket<, und 
es gab das Codewort >GrosaS, das den Kommandeuren befahl, das Paket 
bei Eingang des Codeworts zu öffnen. Und wann, bleibt da zu fragen, 
erging das Codewort an die Truppen? Etwa als die Deutschen am 22. Juni 
1941 angriffen? Nein, keineswegs. Die »Roten Pakete* blieben in den Safes, 
und jeder Kommandeur war gezwungen, nach eigenem Gutdünken zu 
handeln.«* Es wundert also nicht, daß daraus ein einziges Chaos ent- 

| stand. Hatte der Moskauer 

Generalstab das Codewort viel- 

leicht übersehen oder etwa ver- 
\ gessen? Jedenfalls ist es nie mehr 
aufgetaucht. Das ist um so ver- 
wunderlicher, als SUWOROW ge- 
rade vom Verteidigungsmini- 
sterium bestätigt erhalten hat, 
daß auf das Codewort hin die 
>Roten Pakete* von den Kom- 
mandeuren zu öffnen waren. 
»Denn sie enthielten Befehle 
bezüglich der Maßnahmen zur 
Einnahme der Gefechtspositio- 
nen zwecks Abwehr gegneri- 
scher Attacken im Falle eine Ag- 
gression«, falls wir obige 
Antwort korrekt wiedergeben. 
Das wäre also genau das, was am 
22. Juni 1941 allein erforderlich 
war! Also, warum wurde das Co- 
dewort nicht gegeben? 
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Dazu suworows Antwort: »Nun, 
wenn es uns keiner sagen will, müs- 
sen wir es selbst tun: Weil es einzig 
und allein für eins vorgesehen war, 
für den Überfall auf Deutschland und 
die Eroberung Europasl«° 

Wie man die Sachlage auch dreht 
und wendet, man kommt immer wie- 
der auf denselben Punkt zurück, die 
militärische Führung der Roten Ar- 
mee hatte sich hoffnungslos verrannt, 
indem sie das militärische Erforder- 
nis der Kriegführung an den politi- 
schen Vorgaben staLıns ausrichtete, 
ohne ihre Position ausreichend ab- 
zusichern. Die verheißungsvolle Chi- 
märe LENINS vom großen Startin die 
Weltrevolution hatte in Moskau 
offenbar alle Köpfe vernebelt. Das er- 
klärt auch das unsinnige Maß an Ge- 
heimhaltung, dem das ganze russsi- 
che Vorhaben unterlag. Das alles war 
so geheim und mit so drakonischen 
Strafen im Falle der vorzeitigen Auf- 
deckung belegt, daß kein Komman- 
deur es gewagt hätte, nachzufragen 
oder gar einen Bück in sein »Rotes Pa- 
ket< zu werfen — etwas, was schließlich für einen höheren Offizier, der 
sich auf den Eventualfall vorbereitet, das Normalste vom Normalen sein 
sollte. Statt dessen war es bei Todesstrafe verboten, auch nur den klein- 
sten Blick in die »Roten Pakete< zu werfen, und darüber hinaus war es 
allen Kommandeuren und Stäben verboten, eigene Pläne für den Ernst- 
fall vorzubereiten. 


Versetzen wir uns einmal in die Lage der unglücklichen sowjetischen 
Kommandeure bei Kriegsbeginn: Ihnen war bei Todesstrafe verboten, 
Pläne für den Verteidigungsfall auszuarbeiten. Alle einschlägigen Planun- 
gen wurden allein im Generalstab erstellt und, in versiegelte Umschläge 
verpackt, an die Truppe gesandt mit dem Auftrag, sie dort bis zum Tage 
»M<, dem ersten Kriegstag, im Safe aufzubewahren. Sie galten als absolu- 
tes Staatsgeheimnis. Was Generalstabschef schukow ausgeheckt hatte, 
durften die Offiziere nicht wissen, bevor der Krieg losging. Und dann 
kam er, dieser Krieg, aber sie erhielten keine Befehle und besaßen keinen 
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Bei dem deutschen 
Luftangriff auf Kiew 
und andere Groß- 
städte wurden gleich 
am ersten Kriegstag 
über 1300 sowjeti- 
sche Flugzeuge abge- 
schossen oder am 
Boden zerstört. 


SUWOROW, ebenda. 





Von oben: Semjon 


TIMOSCHENKO und 


Ceorgij scnukow. 
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eigenen Plan, was nicht ihre Schuld war. Um aber das >Rote Paket< zu 
öffnen, brauchten sie SHUKOWSs Erlaubnis, die nicht eintraf. Das Paket 
eigenmächtig zu öffnen kostete sie den Kopf. Also was tun? »So sah es«, 
laut suworow, »damals in der gesamten Roten Armee aus.« 

Am Abend des 22. Juni 1941 um 2t Uhr 15, fünfzehn Stunden nach 
Kriegsbeginn, gab straun den Befehl zum Generalangriff an allen Fron- 
ten. Und damit, wie wir meinen, das Zeichen für den Auftakt zur Welt- 
revolution. Genau dafür war das Codewort gedacht. Ist also unsere Ver- 
mutung unzutreffend? Im Gegenteil: Unsere Vermutung trifft sogar 
haarklein ins Schwarze. Denn es gibt nur einen Grund, warum das Code- 
wort >Grosa< nicht an die Verbände der Roten Armee durchgegeben wur- 
de: weil im Arbeitszimmer starıns offenbar ein erbitterter Kampf ent- 
brannt war, Ein Kampf zwischen Josef staLın, seinen Genossen vom 
Zentralkomitee und den verantwortlichen Militärs Semjon TIMOSCHE.N- 
ko und Georgij SCHUKOW. Denn letztere hatten längst erkannt, daß der 
große Aufmarschplan, den staun insgeheim verfolgte, nicht zu verwirk- 
lichen war. Deshalb rangen sie mit dem Kremlherrn darum, den Trup- 
pen anstatt des Generalangriffs begrenzte Angriffsziele zuzuweisen; An- 
griffsziele, die räumlich nicht zu weit ausgedehnt und zeitlich knapp 
terminiert waren — in der Hoffnung, bis dahin ein klares Bild der Ge- 
samtlage zu gewinnen. 

SCHUKOW befahl der Roten Armee in der Direktive Nr. 3, binnen 48 
Stunden die polnischen Städte Suwalki und Lublin einzunehmen. Das 
war nicht weit. Würde das gelingen, konnte man weitersehen. Gelänge es 
nicht, könnte man stauın vielleicht von seinem Wahnsinnsvorhaben ab- 
bringen. Wir müssen uns vorstellen, daß der Umgang mit dem Diktator 
wahrscheinlich zum Schwersten gehörte, was einem hohen sowjetischen 
Militär abverlangt werden konnte Es war wie der Kampf mit der Hydra: 
Kaum hatte man eines seiner Argumente erledigt, schob er das nächste 
nach. Alle Verantwortung für das Chaos der ersten Stunden nach dem 
deutschen Angriff allein auf TIMOSCHENKO und SCHUKOW abzuschieben 
wäre zu billig. Männer, die sich über vier Kriegsjahre hinweg an sTALın s 
Seite gehalten haben, müssen ihre Qualitäten gehabt haben. Was auch 
immer geschah, bloße Jasager können sie nicht gewesen sein. Welche 
Fehler man ihnen auch anlasten mag, wir dürfen nicht vergessen, daß 
allein srarın der Verantwortliche war. Und nur er trug ein gerüttelt Maß 
an Schuld daran. Denn was auch immer militärisch durchgesetzt werden 
mußte, es galt zunächst, staLın davon zu überzeugen. Und mehr noch: 
Man mußte es ihm so auftischen, daß eram Ende glaubte, es komme von 
ihm. Selbst Männer wie TIMOSCHENKO und SCHUKOW mußten erst lernen, 
damit fertig zu werden." Andreas Naumann 
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Stalin verliert die Nerven und flüchtet aufs Land? 


D:; Zeitgeschichte berichtet heute noch, daß der deutsche Angriff 
am 22. Juni 1941 STALIN und die »friedliebende Sowjetunion völlig 
unvorbereitet traf. Anderen Berichten zufolge verlor er die Nerven, ver- 
ließ den Kreml und floh in die Einsamkeit seiner Vorstadt-Datscha. Viele 
Historiker verbinden das mit der Behauptung: Die Sowjetunion war für 
einen Krieg nicht gerüstet, STALIN habe ihn nicht gewollt, was jedoch 
wenig glaubhaft erscheint. Der russische Autor Viktor SUWOROW gibt uns 
eine plausible Erklärung. Der ehemalige Stabsoffizier in der Roten Ar- 
mee verrät sie uns: »Diese Legende hat CHRUSCHISCHOW erzählt! Histori- 
ker haben sie aufgegriffen und millionenfach wiederholt.« Sie sollte be- 
weisen, daß STALIN auf den Krieg nicht vorbereitet war: Als er vom 
deutschen Angriff erfuhr, bekam er einen furchtbaren Schrecken, fuhr 
auf seine Datscha, zog sich von allen Regierungsgeschäften zurück, traf 
niemanden, empfing niemanden, nahm nicht einmal Telefonanrufe an. 

Die westlichen Historiker ließen sich reihenweise täuschen. So liest 
man bei der Amerikanerin Sally W. STOECKER: »Die Sowjetführer in Mos- 
kau w’aren unfähig, die Armee kopflos, STALIN wußte das besser als jeder 
andere, deshalb gab er auf und verkroch sich in seine Datscha.« Viele 
ihrer Kollegen teilen das Urteil. Selbst der vorzügliche britische Militär- 
historiker Albert SEATON meinte, STALIN habe im Hinblick auf den Zu- 
stand seiner Armee den Konflikt mit Berlin um jeden Preis vermeiden 
wollen, »denn er wußte, sie taugte nichts«.! 

»Aus Angst«, sagt SUWOROW, »benimmt sich niemand so«, und er versi- 
chert uns: Die liegende ist nur zum kleinsten Teil wahr. Eher das Gegen- 
teil ist richtig: »STAUN hat in den ersten Kriegstagen gearbeitet wie kaum 
ein anderer auf diesem Planeten. Er empfing am 22. Juni ab 5.45 reihen- 
weise Besucher, den letzten um 23.00 Uhr. Danach folgten ein paar Stun- 
den Ruhe, sodann eine volle Arbeitswoche, egal ob Tag oder Nacht.«? So 
ging es über acht Tage, in denen die Termine einander jagten, bis er er- 
fuhr, die Westfront war in Auflösung, seine besten Truppen vernichtet 
oder gefangen - und dann: 

»Es ist heißer Sommer, irgendwo in der Ferne ist Krieg, STAUN sitzt, 
den Kopf auf die Hand gestützt, in seinem einfachen Zimmer auf ei- 
nem Soldatenbett, Er hat die Zeit vergessen, eine stille Verzweiflung hat 
ihn gepackt. Sein ganzes Leben hat er der Idee hingegeben. Er hat alle 
seine Feinde vernichtet, um das große Rußland zu unterwerfen. Um es 
für die Sache der Weltrevolution reif zu machen. Er hat Millionen von 
Menschen verschleppen lassen, um die übrigen zu zwingen, seinen Be- 
fehlen zu gehorchen, er hat Staat und Armee von Volksfeinden gesäu- 
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? Im Besucherbuch 
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sraLın konnte sich einfach nicht vor- 
stellen, daß mırLEer einen Zweifron- 
tenkrieg wagen würde - obwohl 
führende sowjetische Militärs die 
Absicht der Deutschen erkannt hat- 
ten, wie die untenstehende, 1941 
von der CPU entworfene Skizze 
über mögliche Stoßrichtungen einer 
deutschen Offensive zeigt. Mit der 
Hauptrichtung Kiew/Ukraine wurde 
gerechnet. Aus: Lew BEymEnsKI, 
Stalin und Hitler, Berlin 2002. 





3 Viktor SUWOROW, SZalins 


verhinderter Erstschlag, Pout le 
Merite, Selent 2000, S, 308 £f. 


bert und alles, was das Land besaß, der Rüstungsindustrie 
geopfert. Er hat Tausende von Panzern und Flugzeugen bau- 
en lassen, hat an der Grenze gigantische Vorräte an Muniti- 
on, Treibstoff und allem, was für einen Krieg auf fremdem 
Territorium nötig ist, konzentriert. .. Und wie alles fertig ist 
- zerschlägt HITLER seine Offensive. Da begreift er, daß das 
Unternehmen >die Befreiung Europas< endgültiggescheitert 
ist. Jetzt ist alles verspielt, alles verloren.«° 

Von anderen russischen Historikern wie Nikolaj PAVLEN- 
KO weiß man, daß die Erkenntnis von der Niederlage an der 
Westfront tatsächlich schockartig über sraLın kam. Das hing 
damit zusammen, daß Frontbefehlshaber wie Generaloberst 


| KIRPONOS und Armeegeneral Dmitrij PAVLOV aus Sorge vor 


Reptessionen nicht wagten, den Zusammenbruch der Ar- 
meen nach Moskau zu melden, daß sie weiterhin Angriffs- 
befehle an Truppenkörper gaben, die längst nicht mehr exi- 
stierten oder bereits in die Gefangenschaft marschierten — 
nur um den Makel der Untätigkeit von sich abzuwenden. Es 
nützte nichts, staLın werde sie bestrafen. Doch noch trieb 
ihn die Angst um, die eigenen Leute könnten ihn für die Nie- 
derlage verantwortlich machen, ihn vor Gericht stellen oder 
auf der Stelle erschießen. 


Plötzlich standen BERIJA und MOLOTOW vor der Tür, doch 


_ nicht mit der Pistole im Anschlag, wie er wohl befürchtete, 


sondern mit der Bitte um Hilfe. Langsam erholte er sich von 
seinem Schrecken und kehrte auf Ersuchen des Politbüros 
in den Kreml zurück, wo er sofort die Zügel übernahm. Als 
erstes ordnete er die Verhaftung pavLovs und zahlreicher 
Offiziere seines Frontstabes an und ließ ihn erschießen. Zu- 
sammen mit den Generalmajoren KLIMOVSKICH, GRIGORJEY und 
xJ.vycs sowie dem Befehlshaber der 4. Armee, General KOR- 
OBKOV. KIRPONOS, der inzwischen gefallen war, wurde nach- 
träglich als Feigling degradiert und seine Familie in die Ver- 
bannung geschickt. Zahlreiche weitere Befehlshaber und 


. Kommandeure erlitten das gleiche Schicksal. Es half ihnen 


wenig, daß sie zur Entschuldigung anführten, sie seien vor 
eine Lage gestellt worden, für die ihre Truppe nicht ausgebil- 
det gewesen sei. Man hielt ihnen vor, jeder Kommandeur habe 
sein >Rotes Paket M< gehabt, in dem die Angriffsbefehle fest- 
gelegt seien. Dieser Vorgang ist im Beitrag 567 behandelt. 
Tatsache ist, daß vom Oberbefehlshaber bis zum Regi- 
mentskommandeur jeder dieses >Rote Paket* besaß, das auf 
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ein Codewort hin zu öffnen war. Wer es aber am 22. Juni 
1941 öffnete, mußte feststellen: Alles war darin enthalten, nur 


der Verteidigungsfall war nicht vorgesehen. Doch als nach | 
1945 einzelne Generale die Öffentlichkeit darüber unterrich- | 


ten wollten, hat man sie verlacht. »Alle diese Pläne hat es ge- 
geben«, schrieb Generalmajor GREZÖW, vaber leider war nichts 
darüber gesagt, was zu geschehen hatte, wenn plötzlich der 
Gegner zum Angriff übergehen sollte.«* Und der bekannte 
Militärhistoriker B. PETROWw meinte in der Prawda, damals noch 
das Zentralorgan der KPdSU: »Infolge der Überschätzung 
eigener Möglichkeiten und Unterschätzung des Gegners schuf 


man vor dem Krieg unrealistische Pläne offensiven Charak- NW) 
ters. Möglich, daß sie auf dem Papier geblieben wären und es |\ 


heute keinen Zweck mehr hätte, darüber zu reden. Doch in 
ihrem Sinn begann man die Gruppierung der sowjetischen 
Streitkräfte an der Westgrenze zu formieren. Aber der Geg- 
ner kam uns zuvor.«° 

TIMOSCHENKO, SCHUKOW und ihre Generalstäbler wußten 
das besser als jeder andere, darum gaben sie den Befehl zum 
Öffnen der >Roten Pakete< nicht, sondern waren vollauf damit 
beschäftigt, neue Befehle niederzulegen. Diesmal aber nicht 
für den Angriff, sondern zur Verteidigung. Dabei erließen sie 
unentwegt Direktiven für Truppenteile, die längst überrollt, 
eingekesselt, gefangen oder vernichtet waren. 

Erst am 3. Juli 1941 findet sraLın eine Stunde Zeit, um das 
Sowjetvolk in einer Rundfunkansprache zu unterrichten. Er 
erklärt, der Krieg habe unter Bedingungen begonnen, »die 
für die Deutschen günstig, für die Sowjettruppen ungünstig 
sind«. Deutschland sei als kriegführendes Land schon seit Jah- 
ren mobilisiert, und die Wehrmacht sei der Sowjetunion, die 
erst mit der Mobilisierung begonnen habe, voraus. Er beschul- 
digt die Reichsregierung des Vertragsbruchs und rechtfertigt 
den Vertragsschluß vom 23. August 1939 mit ihr damit, daß 
er Zeit gewinnen mußte, um sich auf die Verteidigung vorzu- 
bereiten. 

Dann ruft er zu einer Kampfführung auf, die den Gebräu- 
chen zivilisierter Kriegführung brutal ins Gesicht schlägt. Er 
fordert den totalen Krieg, den Partisanenkampf und die Stra- 
tegie der verbrannten Erde. »Das gesamte rollende Material«, 
befiehlt er, »ist nach Osten zu schaffen, das Vieh wegzutrei- 
ben, das Getreide zu verbrennen. Alles wertvolle Gut, das 
nicht abtransportiert werden kann, ist zu vernichten. In den 
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»Die Heimat ruft« - srauın appel- 
lierte mit viel Geschick und Erfolg 
an die Heimatgefühle seiner 
Landsleute, die ihm dann auch 
folgten. Aus: Hellmuth Günther 
panms, Deutsche Geschichte 
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München °1999. 
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vom Feind besetzten Gebieten sind alle Brücken und Straßen zu spren- 
gen, Telefonverbindungen, Materiallager, Waffen- und Verpflegungsde- 
pots zu zerstören, Ortschaften und Wälder niederzubrennen«, kurz: Für 
den Feind sind unerträgliche Verhältnisse zu schaffen, »Denn der Krieg 
gegen Nazideutschland ist kein gewöhnlicher Krieg, kein Kampf zwi- 
schen zwei Armeen, sondern der Kampf des Sowjetvolkes gegen den 
kapitalistischen Faschismus.« Dann spielt er seinen letzten Trumpf aus, 
den Appell an die Vaterlandsliebe aller Russen: Er ruft sie zum großen 
vaterländischen Volkskrieg auf, der zum Ziel hat, die faschistischen Un- 
terdrücker aus dem Lande zu jagen und darüber hinaus »alle Völker zu 
befreien, die unter dem Joch des deutschen Faschismus stöhnen«/' 

Eine bislang unerwähnte Tatsache ist, daß viele der führenden sowje- 
tischen Militärs die Katastrophe kommen sahen. Sie waren ja nicht blind, 
sondern sahen den ausschließlich auf Angriff gerichteten Aufmarsch der 
Roten Armee als Gefährdung der Sicherheit ihres Landes an. Sie teilten 
durchaus nicht staLıns Zuversicht, daß ein deutscher Angriff durch ei- 
nen Generalangriff zerschlagen werden könne. Doch wegen der jahre- 
langen Repressionen und großen Säuberungen hielten sie sich zurück 
und wagten es nicht, ihre Meinung zu sagen. 

Noch heute reden russische Militärschriftsteller nur andeutungsweise 
darüber. So erwähnt Armeegeneral SrTEMENKO, daß es ein großes Un- 
glück für die Rote Armee gewesen sei, vam Vorabend des Krieges viele 
erfahrene Heerführer eingebüßt zu haben«, und erinnert an die große 
Säuberung, der über 50000 Offiziere zum Opfer fielen. Die Ursache und 
Umstände dieser »Einbuße« bleiben allerdings ungenannt. Die zwölfbän- 


dige Geschichte des “weiten Weltkrieges bringt es immer noch fertig, die Ver- 


nichtung des sowjetischen Führerbestandes durch die Säuberungen in 
denJahren 1937/38 überhaupt nicht zu erwähnen. Die einschlägigen mi- 
litärfachlichen und allgemeinen Lexika verhalten sich nicht anders. In 
einer Studie zitiert Bernd BOnwETScH den russischen Historiker Kon- 
stantin SIMONOW, der dies erstmals in Rußland offen angesprochen hat. 
SIMONOW beschreibt die psychologischen Folgen der Säuberungen so: 
»Es mußten nämlich nicht nur zahlreiche liquidierte Militärs durch weni- 
ger erfahrene ersetzt werden, sondern alle litten unter der Atmosphäre 
der Einschüchterung und des Schreckens.« sIMONoW betont, »daß von 
derartigen Schäden auch diejenigen nicht verschont blieben, die nicht 
verhaftet worden waren«. Und er verweist auf den damit verbundenen 
Verlust an Urteilskraft und Selbstvertrauen, insbesondere, da die politi- 
sche Führung hinter jedem Einwand der Militärs Feigheit und Verrat 
witterte und mit der Androhung von Verhaftung oder Erschießen rea- 
gierte, Andreas Naumann 
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Die Befehlslage bei Planung und Durchführung 
vom Unternehmen Barbarossac 


s ist allgemein bekannt, daß Zeithistorie und Medien der deutschen 

(Wehrmacht vorwerfen, im Zweiten Weltkrieg an Ausschreitungen 
beteiligt gewesen zu sein, die in Polen und in der Sowjetunion begangen 
worden sind. Dabei wird in der Regel versäumt, die für die Truppe maß- 
gebende Befehlslage zu hinterfragen, die allein Auskunft darüber geben 
kann, was erlaubt und was verboten war. Eine ausführliche Antwort dar- 
auf gibt die Studie von Andreas NAUMANN Freispruch für die Deutsche Wehr- 
macht. Unternehmen Barbarossa< erneut auf dem PrüfstandNachfolgend sei 
daraus ein Auszug in Kurzfassung gebracht. 

Im Oberkommando des Heeres (OKH) war man bei der Planung des 
Ostfeldzuges davon ausgegangen, im Operationsgebiet >Barbarossa< eine 
Militärverwaltung als unpolitisches Instrument der vollziehenden Gewalt 
einzurichten, wie dies seit Kriegsbeginn am 1. September 1939 in den 
besetzten Gebieten allgemein üblich war. Das stieß aber bei Adolf HITLER 
in seiner Eigenschaft als Oberbefehlshaber der Wehrmacht (ObdW) auf 
entschiedenen Widerspruch. So verwarf er am 3. März 1941 den Ent- 
wurf des OKH und diktierte statt dessen seine »Richtlinien auf Sonder- 
gebieten zur Weisung 21 Barbarossa« dem Chef des Wehrmachtführungs- 
stabes beim Oberkommando der Wehrmacht (OKW), Generaloberst 
Jopı, in die Feder. Sie begannen mit den Worten: »Dieser kommende 
Feldzug ist mehr als nur ein Kampf mit den Waffen; er führt auch zur 
Auseinandersetzung zweier Weltanschauungen.«? 

HITLERS Generalstabschef im oKx w, Feldmarschall Kkırter, führte am 
4. April 1946 in Nürnberg dazu folgendes aus: Damit war klar, »daß an 
die Führung in diesem Krieg die Methoden, wie wir Soldaten sie kannten 
und wie wir sie allein für völkerrechtlich hielten, ein völlig neuer Maßstab 
gelegt werden müsse. .. Mit diesen Ausführungen (gemeint sind HITLERS 
Richtlinien, A. N.) wurden dann die verschiedenen Anordnungen gege- 


! Andreas NAUMANN, Freispruch für die Wehrmacht. Unternehmen Barbarossa< erneut 
auf dem Prüfstand, Grabett, Tübingen 2005; siehe auch: Walter post: Die verlenm- 
dete Armee. Wehrmacht und Anti-Wehrmacht Propaganda, Pour le Merite, Selent 1999; 
Joachim HOFFMANN, Stalins V’ernichtungskerieg 1941-1945, Verlag für Wehrwissen- 
schaften, München 1995; Das Dentsche Reich und der Zweite Weltterieg, Bd. 4: Der 
Angriff auf die Sowjetunion, DVA, Stuttgart 1983. 

? Jürgen FÖRSTER, in: Militärgeschichtliches Forschungsamt Freiburg-Potsdam 
(Hg), Das Deutsche Reich und der Zweite Weltterieg, Bd. 4 VII: Das Unternehmen »Bar- 
barossa« als Eroberungs- und V ernichtungsterieg, S. 413 ff. 
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Bereits am 31. Juli 
1940 hatte nırLEr auf 
dem Beighof seinen 
verblüfften Oberbe- 
fehlshabern das Denk- 
modell von einem 
Angriff auf die Sowjet- 
union vorgetragen. Er 
wollte damit Englands 
dessen Festlandsde- 
gen - Rußland - aus 
der Hand schlagen. 

In der folge äußerten 
naLper {oben links) 
und VON BRAUCHITSCH 
vielfach ihre Skepsis 
gegenüber einem 
Ostfeldzug. 





ben, in den unbefriedeten Gebieten die Gerichtsbarkeit auszuschalten, 
Widerstände mit brutalen Mitteln niederzukämpfen, in jedem staatlichen 
Widerstand den Ausdruck der tiefen Gegensätze zwischen den beiden 
Weltanschauungen zu sehen«.’ 

Am 30. März 1941 versammelte HkırLEr die mit dem Ostfeldzug be- 
faßten Befehlshaber und sprach zu ihnen über den »besonderen Charak- 
ter« des Feldzuges. Generalstabschef naLper im OKW notierte dazu in 
sein Kriegstagebuch: »Vernichtendes Urteil über den Bolschewismus, 
Kommunismus ungeheure Gefahr für die Zukunft. Wir müssen vom 
Standpunkt des soldatischen Kameradentums abrücken.«* Entgegen den 
Behauptungen der Zeithistoriker regte sich anschließend heftiger Wider- 
spruch in der Generalität, was aus den Kriegstagebüchern von Anwesen- 
den klar hervorgeht.! Da ein gemeinsames Auftreten wegen des Meuterei- 
paragraphen im Militärstrafgesetz nicht in Frage kam, verlangten die 
Oberbefehlshaber (Ob) der Heeresgruppen von Gceneralfeldmatschall 
VON BRAUCHITSCH als dem Oberbefehlshaber des Heeres (ObdH), Hrr- 


3 Internationales Militärtribunal (Hg.), Der Prozefgegen die Hanptkriegsverbrecher 
1945-1946, Bd. x, Nürnberg 1947, S. 597 ff.; Hans Jochen kerrer, Keitel in 
Nürnberg, Bublies, Schnellbach 2002,»Die Vorgeschichte >Barbarossa« S. 235 ff. 
+ Anfzeichnungen des Chefs OKW, Bd. 2, 1963, S. 336 f. 


5 So z. B der Generalfeld marsch alle VON LEEB, VON KLUGE und VON BOCK BA / 
MAN 22/9, S. 22. 
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LER ihre Kritik vorzutragen. BRAUCHITSCH, der zu wiederholten Malen 
HITLER vot dem Östfeldzug und allen damit verbundenen Konsequen- 
zen gewarnt hatte, entgegnete aufgrund eigener Erfahrung: »Das ist beim 
Führer so nicht durchzusetzen!« Man müsse ihm die richtige Erkenntnis 
häppchenweise abtrotzen. 

Da HITLER sich darüber im klaren war, daß seine Richtlinien der Tradi- 
tion der Wehrmacht widersprachen und auf Widerstand stoßen würden, 
entschied er, das Heer bei der Erfüllung der geforderten Aufgaben »au- 
Ben vot« zu lassen. Zur politischen Aufgabe der Zerschlagung des ge- 
samten Sowjetsystems sagte er am 3. März 1941 zujJoDL: »Diese Aufga- 
be ist so schwierig, daß man sie dem Heer nicht zumuten kann.«° Den 
Generalen, die seinen Ideologiekrieg nicht führen mochten, konnte das 
nur recht sein. 


War das Heer damit außer Verantwortung? 


Wie sich zeigten sollte, war das nicht der Fall. Das erwies sich nicht nur 
bei der Frage der Behandlung von HITLERS >Kommissarbefehl<. Es erwies 
sich sowohl bei der Frage des Vorgehens gegen renitente oder fanatische 
Bevölkerungsteile als auch bei der Behandlung von einzelnen Freischär- 
lern und Partisanengruppen. Und es zeigte sich in Fragen der Gerichtsbar- 
keit sowohl bei Verbrechen von Wehrmachtangehörigen als auch bei sol- 
chen von seiten der Roten Armee oder der russischen Zivilbevölkerung. 
Befehle, die rein ideologischen Charakter hatten, stießen bei den Ober- 
befehlshabern der Heeresgruppen und Armeen auf Unverständnis und 
Widerspruch und führten zu heftigen nu innerhalb der Wehr- 
macht. Ein Beispiel dafür [7 
ist vor allem der »Kommis- 
sarbefehk, wonach politi- 
sche Funktionäre der Ro- 
ten Armee, »wenn im 
Kampf oder Widerstand 
ergriffen, grundsätzlich 
sofort mit der Waffe zu 
erledigen« waren. Nach- 
dem sich herausgestellt 
hatte, daß damit der Wi- 
derstand der Sowjets cher 7 
zu- als abnahm, wurde der 
Befehl am 7. März 1942 
vom OKW aufgehoben. 


Auch das Vorgehen 
gegen Freischärler und 


_. 
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6 Vielerorts zitiert, 
so auch bei Walter 
Pos'l" in: Die verleum- 
dete Armee, aaO. 
(Anm. 1), 8. 42 ff. 


Auch in der Bekämp- 
fung des sowjetrussi- 
schen Partisanentums 


zeigten viele Heerfüh- 


rer Unverständnis 
gegenüber der Ver- 
schärfung der Wehr- 
machtbestimmungen. 





7 Gerichtsbarkeits- 
erlaß (GbE v. 13. 6. 
1941). 


s ObdH Nr. 362/ 
39, g. Kdos; 24. 9. 
1939 an die Herrn 


Oberbefehlshaber — 
BA-MA - W 6969/ 
5. 


Partisanengruppen, das gegenüber den früheren Wehrmachtbestimmun- 
gen verschärft worden war, wurde von vielen Befehlshabern mißbilligt. 
Diesem Personenkreis war, wenn »mit der Waffe angetroffen, ohne er- 
kennbare Abzeichen oder bei Nichtbeachtung der Gesetze und Gebräu- 
che des Kriegs«, ohne Nachsicht zu begegnen, was übrigens im Einklang 
mit dem damals sehr rigorosen Völkerrecht stand. Auch hier wurden die 
Regeln nach dauerndem Protest der Truppe ab Herbst 1943 gemildert, 
insofern den Aufgegriffenen unter bestimmten Voraussetzungen der 
Kombattantenstatus zuerkannt werden konnte, was mit den Rechten von 
Kriegsgefangenen verbunden war. 

Auch bei der Bestrafung von Übergriffen Wehrmachtangehöriger, die 
HITLER laut Gerichtsbarkeitserlaß (GbE) gemildert oder ausgesetzt wis- 
sen wollte, handelte das Heer eigenständig. Dazu erließ der ObdH am 
24. Mai 1941 einen Zusatzbe fehl, worin die Truppe angewiesen wurde, 
das Militärstraf- und Disziplinarrecht des GbE vorzuziehen." Dazu führte 
er folgendes aus: »Unter allen Umständen bleibt es Aufgabe aller Vorge- 
setzten, willkürliche Ausschreitungen einzelner Heeresangehöriger zu ver- 
hindern und einer Verwilderung der Truppe vorzubeugen. Der einzelne 
Soldat darf nicht dahin kommen, daß er gegenüber den Landeseinwoh- 
nern tut und läßt, was ihm gut dünkt, sondern er ist in jedem Fall gebun- 
den an die Befehle seiner Offiziere.« Dieser Befehl galt vom ersten bis 
zum letzten Tage und sicherte über die Kriegsjahre hinweg die Mannes- 
zucht und Disziplin in der Truppe. Damit war HITLERS »Barbarossa-Richt- 
linie« die Spitze genommen. 


Keine Teilnahme des Heeres an politischen Massenexekutionen 


Hinsichdich der Frage der Teilnahme von Heeresangehörigen an Exzes- 
sen gegen die Bevölkerung hatte der Obd H, Generalfeldmarschall (GFM) 
VON BRAUCHITSCH, bereits während des Polenfeldzuges am 5. September 
1939 einen Grundsatzbefehl erlassen, der bis zum letzten Kriegstag galt. 
Darin hieß es: »Die Teilnahme von Angehörigen des I leeres an politi- 
schen Exekutionen ist verboten.«® 

Entsprechende Befehle wurden daraufhin von den Oberbefehlshabern 
der Heeresgruppen erlassen, die nicht nur nach unten weiterzuleiten, son- 
dern von den Befehlshabern in eigener Fassung zu erläutern und umzu- 
setzen waren. 

Dazu als Beispiel der Befehl des Divisionskommandeurs der 207. Si- 
cherungs-Division, General VON TIEDEMANN. Unter Bezugnahme auf ei- 
nen Sonderbefehl des Oberbefehlshabers der 4. Armee, Generalfeldmar- 
schall von KLUGE, vom 22. Juli 1941 befahl er: »Ich verbiete nochmals 
ausdrücklich, daß sich Angehörige der Division an Aufgaben der Sicher- 
heitspolizei (SP) beteiligen, bzw. Vorgesetzte die Genehmigung hierzu 
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erteilen oder ihre Truppe zu Aufgaben des Sicherheitsdienstes (SD ein- 
setzen. In Zukunft werde ich jeden Einheitsführer sowie jeden einzelnen 
Angehörigen der Division, der gegen diesen Befehl verstößt, zur Re- 
chenschaft ziehen.«? TIEDEMANN erklärte dazu: Durch OKH-Befehl sei 
»eindeutig festgelegt, daß die Aufgaben der SP und des SD von denen der 
Truppe völlig getrennt« seien und »auf verschiedenen Gebieten« lägen. 

Und Generalfeldmarschall von REICHENAU drohte den Angehörigen 
seiner Armee am 10. August 1941 harte Strafen an, wenn »dienstfreie 
Soldaten sich dem SD zur Mithilfe bei Durchführung von Exekutionen« 
anbieten oder »als Zuschauer derartigen Maßnahmen beiwohnen und 
dabei photographische Aufnahmen machen«. Er verbot »jede Teilnahme 
von Soldaten als Zuschauer oder Ausführende bei Exekutionen. .. und 
verfügte die Bestrafung von Zuwiderhandelnden wegen Disziplinlosig- 
keit*«.10 

Generalfeldmarschall von KLUGE, Oberbefehlshaber der 4. Armee, er- 
ließ im September 1941 einen Sonderbefehl zur Aufrechterhaltung der 
Manneszucht. Darin wurde jede Art von Disziplinlosigkeit, insbesondere 
wurden Übergriffe gegen die Zivilbevölkerung, Plünderung und unbe- 
rechtigtes Requirieren von Privateigentum, unter strengste Strafe gestellt. 
Ähnliche Befehle sind von anderen Armeeführern bekannt." General 
VON SALMUTH, Oberbefehlshaber des 30. Armeekorps (AK), erließ An- 
fangjuli 1941 einen Befehl in Sachen Kodyma, um jede Amtshilfe bei 
der Durchführung von Reptessalien der Einsatzgruppen HIMMLERS ZU 
verweigern. 

Noch deutlicher wurde General Max VON SCHENCKENDORFF, Befehls- 
haber im Rückwärtigen Heeresgebiet (Berück) der Heeresgruppe (HGrp) 
Mitte. Er befahl mit Merkblatt vom September 1941 allen Ortskomman- 
danten unter Punkt Nr. 9: »Lynchjustiz gegenüber der Zivilbevölkerung, 
insbesondere gegenüber Juden, ist mit allen Mitteln zu verhindern. Die 
Wehrmacht duldet nicht die Ablösung des einen Terrors durch einen 
anderen!« Dies richtete sich vor allem gegen die SS-Einsatzgruppen HIMM- 
LERS. 

Und ein Befehl des Berück Süd vom 29. Juli 1941 lautete: »Der Führer 
hat in seinem diesbezüglichen Erlaß (GbE) der Truppe ausdrücklich das 
Recht eingeräumt, im Verlauf von Kampfhandlungen im Interesse der 
Erhaltung der Sicherheit der Wehrmacht feindlich gesinnter Zivilbevöl- 
kerung gegenüber mit schärfsten Mitteln durchzugreifen. Dagegen be- 
deuten eigenmächtige Gewaltakte gegen die Zivilbevölkerung im befrie- 
deten Gebiet reine Willkürakte. Deshalb bleibt die Strafverfolgung in 
diesen Gebieten in vo/lem Umfang aufrechterhalten, wenn Soldaten sich 
gegen lieben und Eigentum wehrloser Einwohner vergehen! Vorgesetzte, 
die das nicht verhindern können, sind für ihren Posten ungeeignet.«!? 
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9 Zitiert bei Helmut 
KRAUSNICK, Hitlers 
Einsatz-Gruppen, 
Fischer, Frankfurt/ 
M. 1998, S. 202. 


Ebenda, S. 203. 


1! Nürnberger Akten 
- NOKW 542. 


2 Erich messe, Per 
sowjetrussische Partisa- 

nenkerieg 1941— 1944 
im Spiegel deutscher 
Kampfanweisungen und 
Befehle, Muster- 
schmidt, Güttingen- 
Zürich 1993, S. 79 £. 
sowie Dok.NOKW- 
16209. 


33 Zitiert in der 
Anklageschrift des 
Landgerichts Bonn 
gegen einen chem. 
SS-Angehörigen am 
14.1.1964, Az. 8 Js 
250/63 IfZ., Gb 
09.08, S. 28; sowie 
bei KRAUSNICK aaO. 
(Anm. 9), S. 340, 
Anm. 448. 


14 Sich.Div. Abr. 
Vll/la, Tgb. Nr. 
457/43, geh., 
Ostrow, 24. 3.1943 
an Feldkdtur. 822, 
zitiert bei KRAUS- 
NICK, aaO. (Anm. 
9),S. 244. 

15 Vgl. KRAUSNICK, 
aaO. (Anm. 9), S. 
182. 


Am 21. März 1942 befahl der Berück Mitte VON SCHENCKENDORFF 
wiederholt: »Ich wiederhole hiermit, daß allen Angehörigen meines Be- 
fehlsbereichs die dienstliche und nichtdienstliche Teilnahme an irgend- 
welchen durch die Ordnungspolizei (OP) oder den SD mit unterstellten 
Formationen durchgeführten Sondermaßnahmen oder Erschießungen 
verboten ist.«13 


Die Tötung von Zigeunern und Juden 
fand beim Heer nicht statt 


Auch hierzu sind hinreichende Zeugnisse aus der Truppe erhalten ge- 
blieben. So lautet die Stellungnahme der 281. Sicherungsdivision auf eine 
Anfrage des SD bei der Feldkommandantur 822 vom 24. März 1943: 
»Eine Mitwirkung militärischer Dienststellen bei etwa durch den SD vor- 
zunehmenden Liquidierungen von Zigeunern und Juden als politische 
Maßnahme ist nirgendwo vorgesehen und wird abgelehnt.« (Schriftver- 
kehr der 281. Sicherungsdivision mit der Feldkommandantur 822 vom 
März 1943) Der Vorgang ist korrekt wiedergegeben und spiegelt die ein- 
schlägige Praxis in der Truppe wider.!* 


Verhalten der rückwärtigen Befehlshaber (Berück) 
angesichts der Pogrome 


Generalfeldmarschall Ritter VON LEBB, Oberbefehlshaber der Heeresgrup- 
pe Nord, erklärte auf Rückfrage beim OKH, er werde schießen lassen, 
wenn die Morde (gemeint waren Pogrome der Bevölkerung gegen Juden 
im juni/juli 1941) in seinem Bereich nicht aufhörten.!5 Daraufhin setzte 
sich Generalstabschef HALDER mit dem OKW in Verbindung, wo er von 
Chef zu Chef mit Generalfeldmarschall KEITEI. ein erregtes Gespräch 
führe. KEITEI.S eindeutige Antwort war: HITLER verbiete den Oberbefehls- 
habern, sich hier einzumischen. Es handele sich um politische Bereini- 
gungsaktionen innerhalb der von den Sowjets befreiten Völker, welche 
die Herren Oberbefehlshaber der Heeresgruppen nichts angingen. Das 
war der klare und eindeutige Bescheid vom OKW, er enthielt das unmiß- 
verständliche Verbot, in solchem Fall einzuschreiten. Erwiesenermaßen 
hielten sich die Oberbefehlshaber der I leeresgruppen nicht daran. Dazu 
nachfolgendes Beispiel: 

Als Generalfeldmarschall Von RUNDSTEDT, Oberbefehlshaber der Heeres- 
gruppe Süd, vernahm, daß es in seinem Bereich zu Übergriffen gekom- 
men war, ließ er über seinen Befehlshaber im rückwärtigen Heeresgebiet 
(Berück), General Karl von roQuss, befehlen: »Die Beteiligung von 
Wehrmachtangehörigen an Exzessen der ukrainischen Bevölkerung ge- 
gen Juden ist verboten. Ebenso das Zuschauen oder Fotografieren.« (Siehe 
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Von links: Karl VON 
roauss, Wilhelm 
Ritter von ı£eB UNd 
Gerd von RUNDSTEOT 
u.a. bezogen in 
Sachen Pogrome an 
Juden einen eindeuti- 
gen Standpunkt. 





auch die Prozeßakten Nürnberg, zum Beispiel NOKW 541.) Entspre- 
chend handelten die Oberbefehlshaber der anderen Heeresgruppen, die 
vom OKH in Kenntnis gesetzt worden waren, es handele sich um eine 
Angelegenheit, die nach Auffassung der deutschen Reichstegierung die 
jeweils betroffenen Staaten mit sich selbst abmachen sollten. Die Truppe 
habe sich da herauszuhalten. 
Hierzu sei auch der Befehl des durch Generalfeldmarschall von KLUGE 
beauftragten Generals von ROQUES vom 25. Juli 1941 angeführt, worin 
dieser klarmacht, daß »der deutsche Soldat, der sich an Judenpogromen 
beteiligt, aufs schwerste das Ansehen der Wehrmacht schädigt und eine 
unsoldatische Haltung an den Tag legt. Eigenmächtige Gewalttaten ge- 
gen die Zivilbevölkerung im befriedeten Gebiet sind Willkürakte, denen 
gegenüber die Strafverfolgung in vollem Umfang erhalten bleibt«.!° 16 KRAUSNICK, 
Noch schärfer im Ton ist ein weiterer Befehl des Generals von ROQUES ebenda, S. 245 ff. 
vom 1. September 1941, in dem es heißt: »Es mehren sich die Fälle von 
Übergriffen gegenüber der Zivilbevölkerung, Auch soll es vorgekom- 
men sein, daß Soldaten selbständig Erschießungen von Juden vorgenom- 
men oder sich daran beteiligt haben. Schreiten die Vorgesetzten hier nicht 
nachdrücklich ein, so wird ihnen die Führung der Truppe entgleiten und 
diese zu einer Horde werden. Exekutivmaßnahmen (nicht zu verwech- 
seln mit Exekutionen, A, N.) gegen bestimmte Bevölkerungsteile sind 
ausschließlich den Kräften des Höheren SS- und Polizeiführers vorbe- 
halten.« Die Truppe, heißt es weiter in dem Befehl, erledige »nur solche 
Landeseinwohner in eigener Machtvollkommenheit, die feindseliger 
Handlungen überführt oder verdächtigt sind und auch dies nur auf Befehl 
von Offizieren.. ‚Jedes eigenmächtige Erschießen von Landeseinwohnern, 
auch von Juden, dutch einzelne Soldaten sowie jede Beteiligung an Exeku- 
tirmaßnahmen der SS- und Polizeikräfte sind daher als Ungehorsam zu 
ahnden, sofern nicht gerichtliches Einschreiten notwendig ist.«!7 17 Ebenda, S. 201. 
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In Lemberg!" zogen ukrainische Separatisten nach dem Abzug der Ro- 
ten Armee rund 1000 Juden aus ihren Wohnungen und verprügelten sie 
auf offener Straße. Dann trieben sie diese unter Mißhandlungen auf dem 
Marktplatz zusammen, um sie anschließend in den Hof des ehemaligen 
NKWD-Gefängnisses zu jagen. Dort hatte man kurz zuvor etwa 4000 
gräßlich zugerichtete Leichen entdeckt, die auf das Konto der Roten 
Armee kamen. Sie hatte vor ihrer Flucht alle Häftlinge, darunter Pfarrer, 
Arzte, Lehrer sowie Volksdeutsche und Juden, ermordet. So war es kein 
Wunder, daß der Volkszorn hohe Wellen schlug. Der Divisionskomman- 
deur, Generalmajor Max WINKLER, der soeben noch mit Blumen emp- 
fangen worden wat, ließ sich davon nicht abhalten, der Lynchjustiz ent- 
schlossen entgegenzutreten, indem er das Pogrom mit Waffengewalt 
abbrach. Das ist nur ein Beispiel von vielen, die angeführt werden könn- 
ten. Jedoch hatte wInKLER gegen das Führergebot verstoßen und sich 
damit strafbar gemacht. 


Amtliche Kenntnis von den Massenmorden des SD 
hatte die Wehrmacht nicht 


Daß viele Befehlshaber eine Vorstellung davon hatten, daß politische 
Massenmorde stattfanden und welches Ausmaß sie hatten, wird sogar 
von dem Historiker Helmut KRAUSNICK bestätigt,!? einem der schärfsten 
Kritiker der Wehrmacht. Das abet ist für die Beurteilungdes Wehrmacht- 
handelns ausschlaggebend. Denn es steht fest, daß den Wehrmachtbefehls- 
habern #einerlei amtliche Weisung zugegangen ist, die von ihnen etwas 
verlangt hätte, wozu sie sich entsprechend ihren Ehrbegriffen nicht in der 
Lage gesehen hätten. Die Wehrmacht, das ist zweifelsfrei erwiesen, wurde 
über das Genozid an den Juden auf dem Dienstwege nicht unterrichtet. 

Selbst die Nürnberger Richter haben das bestätigt. »Amtliche Kennt- 
nis lag auf seiten der Heeresbefehlshaber »ichr vor,«2 Mithin war das 
Maß an Wissen, das sie sich verschaffen konnten oder das sie durch die 
Umstände vermittelt bekamen, individuell höchst unterschiedlich. Beim 
einen brauchte die Erkenntnis Monate und Jahre, beim anderen mag sie 
früher gekommen sein. Viele haben bis zum Schluß nichts gewußt. Von 
denen abet, die Kenntnis erlangten, haben etliche versucht, die Auswüchse 
zu mindern, selbst dann, wenn es ihnen persönlich zum Schaden ge- 
reichte. Andreas Naumann 


18 Siche Beitrag Nr. 578, »Die Lemberger Judenmassaker«, 
w Zitiert bei NAUMANN, aaO. (Anm. 1), S. 428. 
30 Zitiert u. a. bei Jörg FRIEDRICH, Gesetz des Krieges, Piper, München 1993, s. 919. 
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Machte die Wehrmacht 1941 
Rußland dem Erdboden gleich? 


FR. der Ansicht, die vor allem durch Jan Philipp REEMTSMAS 
ehrmachtausstellung verbreitet wurde, das deutsche Feldheer habe 
im Zweiten Weltkrieg auf dem Feldzug in die Sowjetunion weite Teile 
Rußlands dem Erdboden gleichgemacht, sprechen die Tatsachen eine 
andere Sprache. Dergleichen dürfte auch mit den Zielvorstellungen einer 
Besatzungsmacht kaum in Einklang zu bringen sein und lag dementspre- 
chend außerhalb jeder Absicht der deutschen Wehrmacht. Ebenso wur- 
de den Deutschen vorgehalten, Stätten und Denkmale russischer Kultur 
achtlos vernichtet zu haben. Doch das Gegenteil ist wahr: Es wurde von 
den Deutschen vielmehr alles getan, um dieselben vor der Zerstörung zu 
bewahren.' 


Am 3. Juli 1941 befahl Stalin 
die Strategie der verbrannten Erde 


Von Anfang an trachtete die Moskauer Führung, dem Vormarsch der 
Wehrmacht und deren Besetzung sowjetischen Gebietes durch Anwen- 
dung des »Prinzips der verbrannten Erde< Einhalt zu gebieten. Dieser 
Einstellung blieb sie während der gesamten Dauer des Krieges treu. Ge- 
meint ist die systematische Vernichtung aller Lebensmittelbestände, La- 
ger und Verteilerketten, der Getreidevorräte einschließlich der Ernte auf 
dem Halm in den Kolchosen, der Trinkwassetreservoire, der Verkehrs- 
wege und -mittel, der Fabriken und Kraftanlagen sowie großer Teile der 
Infrastruktur bis hinab zur letzten Bauernkate bei Aufgabe des betref- 
fenden Gebietes.? Vergessen ist heute bei uns, daß die Wehrmacht 1941 


! Siehe die sich im Trend der Zeit bewegenden Anwürfe seitens des Hamburger 
Instituts für Sozialforschung von Jan Philipp REEMTSMA sowie die von demsel- 
ben inszenierten Wehrmachtausstellungen samt einschlägiger polemischer Lite- 
ratur. Vgl auch Hannes HEER U. Klaus MANOSCHEK (Hg.), Vernichtungskrieg. Ver- 
brechen der Wehrmacht 1941-44, Hamburg 1996, und ähnliche Publikationen. 

? Dazu auch: Andreas NAUMANN, Freispruch für die Dentsche Wehrmacht. Unter- 
nehmen Barbarossa< erneut anf dem Prüfstand, Grabert, Tübingen 2005, S. 636; 
Walter POST, Die verleumdete Armee. Wehrmacht und Wehrmacht-Propaganda, Pour 
le Merite, Scient 1999, Ss. 5 ff.; Stefan SCHEIL., hegenden, Gernchte, Fehlurteik. Ein 
Kommentar zur 2. Auflage der Wehrmachtausstellung des Hamburger Instituts fur Sozi- 
alforschung, Leopold Stocker, Graz 2003, S. 31 ff.; sowie Rüdiger PROSKP, Vom 
Marsch durch die Institutionen zum Krieggegen die Wehrmacht, v. Hase u. Kochler, 
Mainz 21997, S. 24 ff. 
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Das bereits von ıEnın 
angeregte Prinzip der 
>verbrannten Erde< kam 
schon in der ersten Juli- 
Woche des Jahres 1941 
2 zur Anwendung. Alles, 
was die Deutschen bei 
ihrem Einzug für sich 
nutzen konnten, wurde 
von den weichenden 
Sowjets zerstört. Aus: 
Reinhard oLrmann, 
Sturm aufMoskau, Bd. 
1, Pour le Merite, Selent 
2002. 





Tausende von Fabriken 
wurden während der 
ersten Kriegswochen in 
die Regionen Östlich des 
Urals evakuiert. In vie- 
len Fällen mußten die 
Belegschaften ihre Ar- 
beit im Freien fortsetzen. 
Aus: Wladimir xarrow, 
Rußland im Krieg 1941- 
1945, SV international, 
Zürich 1988. 





im Osten vielerorts in ein verwüstetes Land vordrang, dessen Städte brann- 
ten, dessen Ressourcen und Produktionsmittel von den Sowjets gesprengt 
oder abtranspordert und dessen Dörfer und Siedlungen in Trümmer- 
haufen verwandelt worden waren. In Deutschland aber wird vielfach ge- 
glaubt, die gewaltigen Schäden sowie die Verluste an Zivilpersonen seien 
allein der Wehrmacht anzulasten. 

Die mit dem harten Vorgehen der Roten Armee verbundenen Leiden 
der Bevölkerung lassen sich kaum ermessen. Hunderttausende, ja Millio- 
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nen Menschen wurden Opfer von Hunger, Krankheit und Winterkälte. 
Dagegen fallen die zahlreichen Beispiele einer guten Zusammenarbeit 
zwischen Besatzungsmacht und Bevölkerung, wie sie über Jahre hinweg 
stattfand, heute in der Offentlichkeit vollkommen unter den Tisch. Das 
geschah nicht zuletzt deshalb, weil diese Tatsachen von Moskau nach 
Kräften unterdrückt und ihre Verbreitungen mit drakonischen Strafen 
belegt waren. So wurden nicht nur eigene Soldaten mit dem Tod bestraft, 
derer man, nachdem sie dem Feind in die Hand gefallen waren, habhaft 
wurde, sondern auch die Zivilbevölkerung, wo immer sie der Kollabora- 
tion mit den Deutschen überführt oder auch nur verdächtigt wurde.’ 


Auf dem deutschen Teilrückzug im Winter 1941 /42 sowie bei den 
späteren Rückzügen der Jahre 1943/44 war es gelegentlich unumgäng- 
lich, daß die eigene Truppe aus Abwehrgründen in manchen Frontab- 
schnitten Zerstörungen vornahm, um ein besseres Schußfeld zu gewin- 
nen. Die Bevölkerung wurde in diesen Fällen aufgefordert, sich hinter 
die eigenen Linien zu begehen. Die außerordentlich schwierigen Bedin- 
gungen, unter denen die Absetzbewegungen ablaufen mußten, machten 
es für die deutsche Führung unerläßlich, alle Maßnahmen zu ergreifen, 
die geeignet waren, das Nachdrängen des übermächtigen Gegners zu er- 
schweren. Aus diesen Gründen mußte auch deutscherseits wiederholt zum 
Mittel der »verbrannten Erde< gegriffen werden, das die Sowjets in den 
vergangenen Jahren bei ihrem Rückzug angewandet hatten. In einer Li- 
nie von 20 bis 30 Kilometern vor der eigenen Front wurde alles, was dem 
Gegner die Fortführung seiner Offensive erleichtern konnte, zerstört oder 
zurückgeführt. Nichts, was dem Gegner im Aufmarschgebiet Deckung und 
Unterkunft hätte bieten können, blieb zurück, nichts, was seinen Nach- 
schub, insbesondere die Verpflegung seiner Truppe, hätte erleichtern kön- 
nen,* Es konnte nicht ausbleiben, daß die Sowjetpropaganda daraus ihren 
Nutzen zog, indem sie vor aller Welt und den eigenen Rotarmisten verkün- 
dete, die »Naziarmeen haben unser Land in Schutt und Asche gelegt«. 


Die deutschen Aufbauleistungen in Rußland waren beträchtlich 


Walter post weist darauf hin, welche Anstrengungen von den Deutschen 
in den besetzten Gebieten der Sowjetunion gemacht wurden, Verkehrs- 
wege, Kraftwerke und Fabriken in Stand zu setzen, um Industrie und 
Landwirtschaft wieder in Gang zu bringen. Galt es doch einmal, der ein- 
heimischen Bevölkerung Arbeit und Brot zu verschaffen, zum andern 
aber auch, der deutschen Ernährungs- und Volkswirtschaft in die Hände 
zu arbeiten. Das erfolgte allerdings in einem mit den Besatzungsinteres- 
sen verträglichen Rahmen, in dem das Überleben der Bevölkerung sicher- 
gestellt sein mußte. Der von der Zeithistorie erhobene Vorwurf, man 
habe die Einwohner von Großstädten wie Smolensk, Kiew und Char- 
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kow absichtlich dem Hunger ausgesetzt, geht fehl." Trotz aller Anstren- 
gungen aber kam man auf diesem Wege nur ungenügend voran. Der 
Aufwand, der erforderlich war, um die verheerenden Zerstörungen in 
weiten Teilen des Landes auch nur halbwegs zu beheben, überstieg Kräfte 
und Mittel der deutschen Besatzungstruppen. Die schlechte Versorgungs- 
lage in den besetzten Ostgebieten war eben zu großen Teilen auf die von 
staLın befohlenen und dann durchgeführten Zerstörungen zurückzu- 
führen. Der Vorwurf, die Wehrmacht habe das Land gezielt ausgeplün- 
dert, geht an den Tatsachen vorbei. 

Im Winter 1941/42, als die Wehrmacht tief ins 1 .andesinnere vorge- 
stoßen war, erreichte die Versorgungskrise ihren Höhepunkt. Die Schä- 
den, welche die abziehenden Sowjets verursacht hatten, schlossen auch 
das Straßen- und Schienensystem mit ein, was nicht allein die Nachschub- 
und Verkehrslage der Wehrmacht behinderte, sondern ebenso die Ver- 
sorgung der Landeseinwohner erschwerte. Deutsche Pioniere und Bahn- 
arbeiter mußten die Verkehrswege mühsam erneuern, was bis zum Jahres- 
wechsel nur in Teilen gelang. Als die gefürchtete Schlamm- und 
Schneeperiode einsetzte, brach das Verkehrssystem, das hauptsächlich 
auf Lastwagen ausgelegt war, weitgehend zusammen. Das aber hatte Rück- 
wirkungen auf die Versorgung der Bevölkerung. 

Die heutige Zeitgeschichte verschweigt die Anstrengungen, die von 
den Deutschen gemacht wurden, um die Wirtschafts- und Versorgungs- 
krise in den besetzten Gebieten zu überwinden. Allein in den Jahren zwi- 
schen 1941 und 1943 gewährte das Deutsche Reich eine Wirtschaftshilfe 
in Hohe von über 100 Milliarden Reichsmark. Mehr als 70000 Trakto- 
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ren, über 100000 landwirtschaftliche Geräte und riesige Mengen Zucht- 
vieh wurden aus dem Reich in den Osten geliefert, um die Landwirt- 
schaft aufrechtzuerhalten. Große Anstrengungen wurden unternommen, 
um die Brandbekämpfung der Wälder im Pripjetgebiet sowie die Bewäs- 
serung der endlosen Getreidefelder in der Ukraine sicherzustellen. Fluß- 
brücken, Staudämme, Schleusen und Kanalsysteme wurden repariert, die 
zetstörten Kraftwerks-, Elektrizitäts- und Trinkwasseranlagen in den Städ- 
ten erneuert. 


Zerstörte die Wehrmacht systematisch 
Stätten der russischen Kultur? 


Vor dem Internationalen Militärtribunal wurden die deutschen Truppen 
beschuldigt, das Tschajkowskij-Museum in Klin verwüstet zu haben, ein 
Vorwurf, der vom Verteidiger Dr. LATERNSER durch Vorlage entsprechen- 
der Dokumente entkräftet wurde." Das gleiche galt für die Gedenkstätte 
für den National-Dichter Leo ToLSTOJ,Jasnaja Poljana, die angeblich ge- 
plündert worden sein sollte, was jedoch im Widerspruch zu sowjetischen 
Film- und Pressemitteilungen stand. Generaloberst GUDERJAN, Oberbe- 
fehlshaber der 2, Panzerarmee, der dort seinen Gefechtsstand aufgeschla- 
gen hatte, betont in seinen Erinnerungen mit Entschiedenheit, daß seine 
Truppen die Gedenkstätte beim Rückzug unversehrt verlassen hätten.‘ 
Zwar soll anderen Aussagen zufolge der OrtJasnaja Poljana bei den Kämp- 
fen zerstört worden sein, nicht jedoch TOLSTOJS Haus, dessen wertvolle 
Bibliothek unversehrt gebheben ist?” Was dagegen die Zerstörung des 
1654 gegründeten Klosters Novo-Jerusalimskij in Istra angeht, kann die 
Verantwortung der deutschen Truppen weder bestätigt, noch in Abrede 
gestellt werden. 


Während die Sowjetliteratur nicht müde wurde zu betonen, die So- 
wjetmacht habe im Gegensatz zu dem barbarischen Verhalten der Wehr- 
macht den architektonischen Denkmälern der russischen Vergangenheit 
seit jeher ihre besondere Fürsorge angedeihen lassen, sie restauriert und 
sorgsam bewahtt, stieß das im eigenen Lande auf lebhaften Widerspruch. 
So schreibt zum Beispiel der Journalist Ricos MTNASJAN: »Diejenigen, die 
den deutschen Truppen einen systematisch betriebenen >national-kultu- 
rellen Völkermord< vorwerfen, sollten sich daran erinnern, in welchem 
Umfang gerade Kloster- und Kirchenbauten, die einst den künstlerischen 
Reichtum Rußlands ausgemacht hatten, in sowjetischer Ära entweiht und 
zerstört worden sind.«! Von einem anderen Autor ist zu lesen: »Ein Bei- 
spiel hierfür bietet das im Jahre 1370 gegründete und nach der Beschädi- 
gung durch den Brand im Jahre 1812 restaurierte Moskauer Simonow- 
Kloster, das am 22. Januar 1930 von einer Einheit der Roten Armee bis 
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auf den letzten Rest vernichtet worden ist.«!! Wie sachverständige Beob- 
achter meinen, dürfte es in Rußland einschließlich Sibiriens kaum eine 
Stadt gegeben haben, in der nicht unzählige künstlerische oder historisch 
bedeutsame Bauten dem ideologisch motivierten Zerstörungswahn der 
Bolschewisten zum Opfer fielen.!? 


Hat die Wehrmacht der Sowjetbevölkerung 
die gesamte Nahrung entzogen? 


Es trifft nicht zu, daß die Deutschen die wenige Nahrung, die der So- 
wjetunion im Krieg verblieb, ins Reich transportiert hätten, obwohl we- 
gen der allgemeinen Mangellage in Europa Abgaben geleistet werden 
mußten. Jürgen FÖrsTErRs Nachforschungen zufolge betrug der Abschub 
von Brotgetreide in der Regel weniger als ein Zehntel,!! was als vertret- 
bar anzusehen ist. Und bei Walter posr steht zu lesen: »Hatte in den 
besetzten Gebieten die Getreideernte vor dem Krieg 24,3 Millionen Ton- 
nen betragen, so fiel sie 1941/42 wegen Mangels an Arbeitskräften, Ma- 
schinen, Treibstoff, Zugpferden und Dünger auf knapp 13 Millionen 
Tonnen, im Jahr 1942/43 wegen der Partisanentätigkeit auf 11,7 Millio- 
nen Tonnen zurück. Davon beschlagnahmten die deutschen Behörden 
1941/42 rund zwei Millionen Tonnen und 1942/43 zweikommasieben 
Millionen Tonnen für die Wehrmacht und das Deutsche Reich. Die Ent- 
nahmen für den Eigenbedarf betrugen also 1941/42 15,4 Prozent und 
einJahr später 23,1 Prozent der Getreideernte. Bei diesen Angaben han- 
delt es sich nicht um Brotgetreide allein, sondern um die gesamte Getrei- 
deernte. Die Zahlen belegen, daß die Ernährungsprobleme in den be- 
setzten Ostgebieten zum überwiegenden Teil auf die sowjetische Strategie 
der >verbrannten< Erde zurückzuführen sind. Die deutschen Beschlagnah- 
mungen halten sich dabei durchaus in Grenzen.«!* Der Vorwurf, die Wehr- 
macht habe das Fand rücksichtslos ausgeplündert und damit eine Hun- 
gerkatastrophe unter der Zivilbevölkerung verursacht, geht somit an den 
Tatsachen vorbei. 


Im Winter 1941/42, als die Wehrmacht tief im Landesinneren stand, 
erreichte die Versorgungskrise ihren Höhepunkt. Die Sowjets hatten ei- 
nen Großteil der Lebensmittelvorräte vernichtet oder abtransportiert, 
auch waren große Getreidemengen nach der Ernte verkommen oder nicht 
eingebracht worden. Ebenso ließ das ruinierte Verteilersystem im Zu- 
sammenspiel mit dem zerstörten Schienennetz die Versorgung der Städte 
durch die noch arbeitenden Kolchosbetriebe nicht zu. Besonders schlimm 
war die Lage der sowjetischen Kriegsgefangenen, deren Zahl im ersten 
Kriegsjahr den Höchststand erreicht hatte. Die Masse der Gefangenen 
war nach den großen Kesselschlachten vielfach erschöpft und bereits 
völlig unterernährt in Gefangenschaft geraten, Andreas Naumann 
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Wehrmacht und Hungerwaffe 


T Rahmen der Vorwürfe gegen die Deutsche Wehrmacht des Zweiten 


Weltkrieges wird auch die Behauptung aufgestellt, die Deutschen und 
insbesondere die Wehrmacht hätten beim Rußlandkrieg bewußt und sy- 
stematisch die sogenannte >Hungerwaffe< gegen die russische Bevölke- 
rung und gegen sowjetische Kriegsgefangene eingesetzt, also diese vor- 
sätzlich in dem besetzten Gebiet dem Hungertod ausgesetzt. Ein solcher 
Völkermord sei zum Beispiel auf der Staatssekretärkonferenz am 2. Mai 
1941 beschlossen worden, behauptet neuerdings der amerikanische Hi- 
storiker Alex]. KAY.' Auch im Rahmen der Diskussion um die Wehr- 
macht-AusStellung war ein solcher Vorwurf vorgetragen worden. 

Doch das ist falsch, worauf der deutsche Historiker Stefan SCHEIL in 
einem FAZ-Artikel überzeugend hinwies.? Er bezog sich dabei unter an- 
derem auf die Dissertation von Klaus-Jochen ARNOLD, der herausarbei- 
tete, daß bei den Planungen vor dem OÖstfeldzug kein entsprechender 
Vernichtungsbefehl am Ende stand. »Wie die russische Bevölkerung zu 
ernähren sei, wurde während des Feldzugs letztlich nach den Möglich- 
keiten an Ort und Stelle entschieden, zentrale Vorgaben gab es nicht. Da 





es keine solchen Vorschriften gegeben hat, könne auch von einem zen- / 
tral gelenkten und gewollten Hungerplan nicht wie bisher gesprochen Stefan SCHEIL 
werden.«? 
Die Tatsache solch einer Staatssekretärkonferenz wurde beim Nürn- 
berger Tribunal allein durch eine Gesprächsnotiz belegt, wonach nament- 
lich nicht benannte und bisher nicht bekannte deutsche Staatssekretäre 
festgestellt haben sollen, daß in Rußland »zig Millionen Menschen« ver- 
hungern würden, »wenn das für uns Notwendige aus dem Lande heraus- 
geholt wird«.* Eine Parallele zur meist auch falsch gedeuteten Wannsec- 
Konferenz und zu deren angeblichem Völkermord-Beschluß wird dabei 
deutlich. 
Nach scHEIL lassen sich aber weder der Ort noch der genaue Teilnch- 
merkreis dieser Besprechungvom 2. Mai 1941 ermitteln. Dennoch unter- 
stellt der US-Historiker KAY der deutschen Armee, daß sie einen eigenen 
Willen zu solchen Mordplänen hatte und diesen Vorsatz durchführte. 


1 Alex]. KAY, »Germany's Staatssekretäre, Mass Starvation and the Meeting of 2 
May 1941«, in: Journal of Contemporary History, 41.Jg, Nr. 4, 2006. 

? Stefan SCHEIL, »Staatssekretäre und Hungerwaffe«, in: Frankfurter Allgemeine Zei- 
Zung, 13. 12. 2006. 
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Die Wirklichkeit im Osten sah jedoch anders aus, und cher das Ge- 
genteil ist richtig. SCHEIL führt an, daß die russische Bevölkerung dafür 
den besten Beweis selbst lieferte: »Als die deutsche Armee im Spätsom- 
mer 1942 in Richtung Stalingrad marschierte, strömten ihr aus der Stadt 
fast einhunderttausend Flüchtlinge entgegen, die es vorzogen, im deut- 
schen Besatzungsgebiet ein Überleben zu versuchen, statt unter den ih- 
nen bekannten Umständen weiter in der Sowjetunion ihr Dasein zu fri- 
sten.«® Er verweist dabei auf die ausführliche Arbeit von Gert C. LÜBBERS,‘ 
der unter anderem gut belegt an folgende Tatsachen erinnert: »Doch eine 
Zwangsevakuierung der Stadt (von Seiten der Deutschen, R.K.) erwies 
sich sehr bald als überflüssig, denn die Bevölkerung Stalingrads flüchtete 
von sich aus ins Hinterland der 6. Armee«, nicht etwa nach Osten zu den 
Sowjets. Bei dieser die deutsche Wehrmacht überraschenden Massenflucht 
lag die Sorge für die Ernährung der Menschen beim Wirtschaftsstab Ost, 
der nach Möglichkeit einsprang. »Dennoch half die Wehrmacht häufig 
aus eigenen Beständen aus, wie in zahlreichen Schreiben des General- 
quartiermeisters an die Wirtschaftsorganisation deutlich wird.«' Insbe- 
sondere wurde die 6. Armee um die »Bereitstellung von Verpflegung« 
gebeten, »die auch gewährt wurde. Obwohl dies nicht vorgesehen war, 
wurden die Flüchtlinge aus Stalingrad so spätestens Ende September »aus 
Armeebeständen« versorgt«.? 

Diese vielen Flüchtlinge wurden dann trotz Engpässen weitgehend 
unterhalten und von Wehrmachtstellen über verschiedene Auffangs- und 
Durchgangslager!" ins Hinterland befördert und so größtenteils gerettet. 

In seiner Erwiderung auf den ScHEiLschen Artikel räumte kay dann 
allerdings ein, daß das deutsche Militär und die Ministerialbürokratie vor 
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dem Angriff auf die Sowjetunion keinen solchen »Hungerplan« gegen 
die russische Zivilbevölkerung gehabt hätten, womit der eigentliche un- 
berechtigte Vorwurf schon vom Tisch ist." Es habe aber dennoch einen 
»Beschluß« gegeben, Millionen von Menschen verhungern zu lassen. Es 
sei dann jedoch nicht zu solch einem »Plan« gekommen, weil die Verant- 
wottlichen zu solch einer Planung »nicht in der Lage gewesen« seien. 

In seiner darauf ergangenen Antwort weist SchEIL darauf hin,!? daß 
KAYS Argumentation verwunderlich sei, da sich kaum vorstellen lasse, 
daß die deutschen Entscheidungsträger nicht zur Erarbeitung eines sol- 
chen Planes fähig gewesen wären, wenn sie ihn gewollt hätten. Doch: 
»Nichts in den Quellen deutet jedoch darauf hin, daß ein ähnlicher Mord- 
plan von der deutschen Staats- und Militärführung beschlossen worden 
war. Es wird in den von Alex KAY selbst zitierten Dokumenten, es sind 
die einzigen dieser Art, an einigen Stellen die - sachlich unrichtige - 
Ansicht vertreten, ein Verhungern von Teilen der russischen Zivilbevöl- 
kerung sei im Kriegsfall unvermeidlich.« An keiner Stelle werde ferner 
behauptet, daß der Hungertod der russischen Zivilisten vom Verfasser 
des betreffenden Textes oder von sonst jemandem in Staat oder Wehr- 
macht erwünscht sei oder bewirkt werden solle. So lasse nichts einen 
>Hungerplan< erkennen. 

scHEIL hebt dann noch hervor, daß es im Gegensatz zu kays Behaup- 
tungen für die sowjetischen Kriegsgefangenen einen deutschen Plan gab 
mit täglichen 1900 bis 2200 Kalorien an Nahrung je Mann. Das bedeutete 
zwar rund 20 Prozent weniger an Kalorien als für die deutsche Bevölke- 
rung im Krieg, aber »das Zwei- bis Dreifache dessen, was später die alli- 
ierte Militärverwaltung 1945 in Deutschland ausgeben sollte«. Es sollte 
also nach nachweisbaren deutschen Vorstellungen kein russischer Kriegs- 
gefangener verhungern, zumal die Deutschen Arbeitskräfte benötigten 
und im Spätsommer 1941 russische Gefangene zur Arbeit in der Ernte 
in deren Heimat schickten. 

Als sich später aus logistischen Gründen in dem harten Winter 1941/ 
42 Nahrungsnot ergab, auch für die deutschen OÖsttruppen, »sprachen 
die Armeeführer persönlich bei HITLER vor« zugunsten der Gefangenen. 
»Sie forderten eine höhere Priorität der Ernährung der Kriegsgefange- 
nen und erhielten dies vom Diktator auch zugesagt. Jeder Gefangene 
solle demnach ausreichend ernährt werden.« In einigen Gebieten, so etwa 
auf der Krim, sei das auch gelungen."’ 

ScHEIL schließt seine Darlegungen mit dem für unsere Zeit und deren 
politische Korrektheit anscheinend erforderlichen Zusatz: »Auf diesen For- 
schungsstand und die Quellenlage hinzuweisen bedeutet keine >Verharm- 
losung< Es ist die selbstverständliche Aufgabe historischer Forschung und 
nüchterner Berichterstattung über deren Ergebnisse.« 


339 


1! Alex KAY, in: 
Frankfurter Allgemeine 
Zeitung, 14. 2. 2007. 


n Stefan SCHEIE, 
»Die Armeeführer 
sprachen bei Hitler 
vor«, in: Frankfurter 

Allgemeine Zeitung, 
Nr. 113, 16. 5. 
2007,S.N 3. 


B Ebenda. 


Alex]. KAY, 
»»Viele zehn Millio- 
nen Menschen 
werden überflüs- 
six in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung 
13. 6. 2007. 


15 Andreas NAU- 
MANN, Freispruch für 
die Deutsche Wehr- 
macht. >Unternehmen 
Barharossa< erneut auf 
dem Prüfstand, 

Grabe rt, Tübingen 
2005, 8. 624-629. 


Bei der katastropha- 
len Ernährungslage im 
Kriegswinter 1941/42, 

nicht zuletzt durch 
staLıns Aufruf zur 
>verbrannten Erde< 
verursacht, starben 
russische Kriegsgefan- 
gene in den Sammel- 
lagern scharenweise 
an Abmagerung, Ty- 
phus und Fleckfieber. 
Dabei ist auch zu be- 
achten, daß die mei- 
sten Rotarmisten be- 
reits während der 


Kesselschlachten völ- " 


lig unzureichend ver- 
pflegt worden waren. 


In seiner Stellungnahme dazu!* versucht KAY zwar, erneut deutsche 
Aussagen über Möglichkeiten von Hungersnot in Rußland in bewußte 
Pläne dazu umzudeuten und ein »Massenverhungern als Staatspolitik« 
hinzustellen, vermag aber durch seine Zitate nicht zu überzeugen. Eben- 
so trifft seine Ansicht, die deutsche Heeresführung habe vorher gewußt, 
daß sie Millionen von Gefangenen in den ersten Wochen des Ostfeldzu- 
ges machen werde, und deswegen dafür Sorge für deren Verpflegung zu 
tragen gehabt, nicht zu. 

Auch Andreas naumann kommt in seinem gründlichen Werk über die 
Wehrmacht im Ostfeldzug'5 zu dem Ergebnis, daß die deutsche Führung 
nicht nur keinen >Hungerplan< hatte, sondern unter schwierigsten Um- 
ständen möglichst der Bevölkerung und den Gefangenen zu helfen ver- 
suchte. Er weist darauf hin, »daß es sraun war, der durch die Vernich- 
tung aller Reserven die allgemeine Mangellage herbeigeführt hatte«. Die 
Deutschen hatten gehofft, vor dem Winter 1941/42 den Ostfeldzug be- 
endigen zu können, und deswegen keine weiteren Planungen vorgenom- 
men. Mit Erlassen vom 21. Oktober und 2. Dezember 1941 wurden die 
Rationen der Gefangenenverpflegung noch heraufgesetzt, aber die vor- 
handene Menge an Nahrungsmitteln reichte einfach nicht überall. Sogar 
die deutschen Truppen hatten Versorgungsschwierigkeiten, Die Befchls- 
haber der rückwärtigen Gebiete versuchten alles Mögliche, um die Not 
zu beheben, und setzten auch die Bevölkerung für die Ernährung der 
Gefangenen ein. 
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Als überzeugendes Beispiel sei das der 11. Armee auf der Krim ange- 
führt, über die Generalfeldmarschall Erich von MANSTEIN, der diese ab 
2. September 1941 kommandierte, schrieb: »Trotz aller Nachschub- 
Schwierigkeiten hat die Armee alles daran gesetzt - z. T unter Kürzung 
der eigenen Verpflegung -, um die zahlreichen Gefangenen, die mangels 
Transportraum noch nicht hatten abbefördert werden können, wenig- 
stens einigermaßen zu ernähren. Der Erfolg ist gewesen, daß die Sterb- 
lichkeit im Jahresdurchschnitt nicht einmal 2 Prozent erreicht hat, eine 
Ziffer, die außerordentlich gering erscheint, wenn man bedenkt, daß ein 
erheblicher Teil der Gefangenen schwer verwundet oder total erschöpft 
in unsere Hände fiel. Einen Beweis dafür, daß wir unsere Gefangenen 
gut behandelten, lieferten diese selbst anläßlich der sowjetischen Lan- 
dung bei Feodosia. Dort befand sich ein Lager mit 8000 Gefangenen, 
deren Bewachung geflohen war. Diese 8000 Mann fielen jedoch keines- 
wegs ihren >Befreiern< in die Arme, sondern marschierten — ohne Bewa- 
chung - in Richtung Simferopol, also zu uns, ab.«!? 

Die Deutsche Wehrmacht hat also im Zweiten Weltkrieg in den be- 
setzten Gebieten nicht nur nicht die »Hungerwaffe« - wie im Gegensatz 
dazu etwa sraun vor dem Krieg in der Ukraine oder nach dem Krieg alle 
Alliierten gegen Deutsche - angewendet, sondern im Gegenteil große 
Flüchtlings- und Gefangenenmassen im Osten nach Möglichkeit versorgt 
und vor dem Hungertod bewahrt. Der unberechtigte Vorwurf ist beson- 
ders schändlich, wenn er von einem Angehörigen des Staates erhoben 
wird, der sich dieses Verbrechens nachweislich selbst schuldig machte, 
zum Beispiel auf den berüchtigten >Rheinwiesen< im Sommer 1945 ge- 
genüber deutschen Gefangenen, als Lebensmitteltransporte des Interna- 
tionalen Roten Kreuzes auf Anweisung General EISENHOWERS wieder 
zurückgeschickt wurden, während Zigtausende von deutschen Gefange- 
nen in den US-Lagern verhungerten, Rolf Kosiek 
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% Erich VON MAN- 
STEIN, Verlorene Siege, 
Athenäum, Bonn 
1987, S. 206 (Eist- 
auflage 1955). 


Zur angeblichen Brutalität des deutschen Heeres 


ährend die alliierten Ankläger in Nürnberg nach 1945 die deutsche 

Wehrmacht beschuldigten, für die Greueltaten in den Grenzregio- 
nen der UdSSR verantwortlich zu sein, ein Vorwurf, dem die Zeithistorie 
willig gefolgt ist, stellt sich die Sachlage heute anders dar. Als Jahrzehnte 
nach Kriegsende die Wissenschaft endlich daran ging, das Zeitgeschehen 
der Kriegsjahre 1939 bis 1945 aufzuarbeiten, kam sie zu überraschenden 
Ergebnissen, insbesondere, was das Verhalten von Wehrmachtverbän- 
den anging Schritt für Schritt mußten Fehler und Mißgriffe korrigiert 
werden, die der Geschichtsschreibung bei der Tatzuordnung von Über- 
griffen unterlaufen waren, die sich während der deutschen Besatzungs- 
zeit ereignet hatten.! 

Dank einschlägiger Analysen der polnischen und ungarischen Institute, 
insbesondere der Historiker Bogdan MusiAL und Kriszdän UNGVARY so- 
wie des Franzosen Stephane courToIs, des Verfassers des Schwarzbuches 
des Kommunismus, konnten zahlreiche Verbrechen aufgeklärt werden, de- 
rer das deutsche Heer bezichtigt worden war und für die es nun freige- 
sprochen werden mußte.? Ebenso haben die Studien des US-Historikers 
Arno J. MAYER’ und des Mitarbeiters am Militärgeschichtlichen For- 
schungsamt in Freiburg Joachim HOFFMANN* geholfen, Klarheit zu schaf- 
fen. Schon 1946 konnte der Verteidiger der deutschen militärischen Haupt- 
angeklagten in Nürnberg, Dr. LATERNSER, beweisen, daß die massiven 
Anschuldigungen der Anklagebehörde nicht zutrafen.5 Dasselbe gelang 
dem britischen Anwalt PAGET, der im Hamburger MANSTET,IN-Prozeß die 
Verteidigung führte.° Doch die Vorwürfe wurden weiter erhoben. 


1 Andreas NAUMANN, Freispruch für die Deutsche Wehrmacht. Unternehmen Barbaros- 
sa' erneut auf dem Prüfstand, Graben, Tübingen 2005, S. 391 ff. 

2 Bogdan MUSIAL, »Bilder einer Ausstellung«, in: Vierteliahrshefte für Zeitgeschichte, 
Nr. 4, 1999, S. 563-591; Krisztiän UNGVARY, »Echte Bilder - problematische 
Aussagen«, in: Geschichte in Wissenschaft und Unterricht, Nr. 10, 1999, S. 584-595; 
Stefane COURTOIS, Das Schwarzbuch des Kommunismus. Unterdrückung, Verbrechen 
und Terror, Piper, München 1998. 

1 Arno]. MAYER, Der Krieg als Kreuzgug. Das Deutsche Reich, Hitlers Wehrmacht und 
die »Endlösung« Rowohlt, Hamburg 1989, 

“Joachim HOFFMANN, Stalins Vernichtungskrieg 1941-1945, Verlag für Wehrwis- 
senschaften, München 1995. 

5 Dr. LATERNSER im OKW-Prozeß vor dem Internationalen Gerichtshof in Nürn- 
berg, vgl. NAUMANN, aaO. (Anm.l), S. 392. 

6 Dr. PAGET, Generalfeldmarschall VON MANSTEINS britischer Anwalt im Ham- 
burger Kriegs Verbrecher prozeß 1948. 
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MUSIAL und UNGVARY sind es gewesen, die gegen den Widerstand von 
Philipp REEMTSMA, Hannes HF.ER und deren Sympathisanten die grund- 
legende Debatte um die von diesen durchgeführte Wehrmachtausstel- 
lung neu auf den Weg gebracht haben, die bis dahin das deutsche Heer 
in ungerechtfertigter Weise belastet hatte. Ihnen gelang der Nachweis, 
daß große Teile des dort verwendeten Fotomaterials nicht nur falsch zu- 
geordnet waren, sondern statt angeblicher deutscher Verbrechen solche 
des sowjetischen Geheimdienstes (NKWD) offenbarten. Überhaupt 
stammten die meisten der in der Wanderausstellung gezeigten Fotogra- 
phien aus den Fälscherwerkstätten sTALINS. Das führte dazu, daß die 
Ausstellung 1999 zurückgezogen werden mußte. Walter POST und Rüdi- 
ger PROSKE hatten zuvor bereits klargestellt, daß hier nicht nur grob fahr- 
lässig, sondern bewußt verleumderisch vorgegangen worden war, um die 
unbewiesene und falsche Behauptung abzustützen, die Wehrmacht habe 
am Völkermord mitgewirkt.® 

Ihnen sowie den oben genannten Historikern ist es zu verdanken, daß 
wir heute unzweifelhaft wissen: Eine Tatbeteiligung der Wehrmacht an 
den Ausschreitungen 1941 in Kaunas, Lemberg und Tarnopol hat es eben- 
so wenig gegeben wie an den Massakern in Lubny, Minsk, Bialystok, Shito- 


Von Zinks: Die Tatzu- 
ordnung von Über- 
griffen in der ersten 
Phase des +» Unterneh- 
mens Barbarossai 
wurde durch die Stu- 
dien von Bogdan Mu- 
sıaL, Krisztiän unc.vÄRY 
und Arno J. maYER 
entscheidend korri- 
giert. 


” NAUMANN, aaO 
(Anm. 1), 5. 392 ff. 


s Walter POST, Die 
verleumdete A rımee. 
Wehrmacht und Anti- 
Wehrmacht- Propagan- 
da, Pour le Merite, 
Selent 1999; Rüdi- 
ger PROSKE, Vom 
Marsch durch die 
Institutionen zum Krieg 


mir, Kiew, Charkow, Kamenez-Podolsk und Krivoj Rog. Gleiches trifft gegen die Wehrmacht, v, 


zu für die Städte Dubno, Luzk, Dobromil, Zolkiew, Brzeznay, Rudki, 
Komarno, Pasichna, Ivano-Frankivsk, Cortkow, Rowno, Sarny, Drogo- 
bych, Sambor, Stalino und zahlreiche andere Orte der chemaligen UdSSR." 

Als die Ausstellungs-Dokumentation des Hamburger Instituts für So- 
zialforschung Vernichtungskrieg, Verbrechen der Wehrmacht 1941 bis 1944, 
die erstmals am 5. März 1995 gezeigt worden war, nach 32 Stationen mit 
über 800000 Besuchern im Herbst 1999 nach Hamburg zurückkehrte, 
von wo sie ihren Ausgang genommen hatte, schien ihr der Erfolg sicher. 
Bisher hatte kein anderer geschichtspolitischer Vorgang die Bürger der 
Bundesrepublik so stark aufgewühlt. Die Ausstellung, der es darum ging, 
»den Mythos von der sauberen Wehrmacht« zu zerstören, war von politi- 
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Hase u. Kochler, 
Mainz 21997. 


? Siehe dazu auch: 

Militärgeschichtli - 
che s Forschungsamt 
(MGFA) (Hg,), Das 
Deutsche Reich und der 
Zweite Weltkrieg, Bd. 
4,8. 778 ff. 





Der Mythos von der >deut- 
schen Brutalität< wurde auch 
von der US-Propaganda-Be- 
hörde »Office of War Informa- 
tion" genährt, deren in Eng- 
land stationierter 
Mitarbeiterstab allein für 
Deutschland über 180 Millio- 
nen Flugblätter und Plakate 
herstellte, für die Künstler wie 
Norman rockwzı und Ben 

S mann verpflichtet wurden. 
Die in Nürnberg vorgetrage- 
nen massiven Anschuldigun- 
gen gegen die deutsche Wehr- 
macht konnten jedenfalls 


nicht aufrechterhalten werden. 


Aus: Deutsche Geschichte in 
Bildern, Koehler & Amelang, 
München 1997, 


schen Auseinandersetzungen und gewaltsamen Demonstrationen 
begleitet gewesen. Selbst einen Sprengstoffanschlag hatte es ge- 
geben. Die scheinbar gut dokumentierte Geschichtsrecherche 
schien sich weitgehend durchgesetzt zu haben, als plötzlich neuer 
Streit aufflammte. Auslöser waren drei Aufsätze, die in den Okto- 
berausgaben zweier geschichtswissenschaftlicher fach zeit Schrif- 
ten im Jahre 1999 erschienen, in denen den Aussteilungsmachern 
fahrlässiger Umgang mit Bildquellen sowie Fälschung zum Vor- 
wurf gemacht wurde. 

So konnte der polnische Historiker Bogdan musL.arin den Vier- 


teljahrsheften für Zeitgeschichte an vielen Fotos, die in der Ausstellung 


gezeigt wurden, nachweisen, daß sie den Archiven des NKWD 
entstammten und sowjetische Greueltaten dokumentierten. Bei 
weiteren entdeckte er falsche Zuordnungen des Bildmaterials zu 
den zugrunde gelegten Texten.! 

Darüber hinaus gelang dem ungarischen Historiker Krisztiän 
UNC,VARY der Nachweis, daß nur 10 Prozent des Bildmaterials 
Vorgänge zeigten, die überhaupt mit der deutschen Wehrmacht 
zu tun hatten, neunzig Prozent dagegen im Zusammenhang mit 
der angestrebten Beweisführung gegenstandslos waren. UNGVÄRY 


war aufgrund seiner in der Zeitschrift Geschichte in Wissenschaft und 


Unterricht veröffentlichten »quantitativen und qualitativen Analy- 
se« des Fotomaterials zu diesem Ergebnis gekommen. Im selben 
Heft bestätigte Dieter SCHMIDT-NEUHAUS den Befund MÜSIALS, 
daß es sich bei den Tarnopol-Fotos der Ausstellung eindeutig um 
NKWD-Mord opfer, nicht aber um solche der Wehrmacht gehan- 
delt hat.!! 

Es zeigte sich, daß die Hersteller der Ausstellung ebenso wie 
mancher Autor der neueren Zeitgeschichte die Ergebnisse der 
grundlegenden Studie des bekannten US-Holocaust-Forschers 
Arno], mAvYER Der Krieg als Kreuzzug! offenbar ebenso wenig zur 


Kenntnis genommen hatten wie das Schwarzbuch des Kommunismus 


von Stephane coURTOIS. 
Damit erscheinen nun die Vorgänge des Jahres 1941 im Zu- 
sammenhang mit dem Einmarsch der Wehrmacht in die Sowjet- 


Kl Bogdan musıAr, »Konterrevolutionäre sind zu erschießen«, in: Frank- 
furter Allgemeine Zeitung, 30. 10. 1999, S. 11. 

1! Dieter SCHMIDT-NEUHAUS, in: Die Zeit, Nr. 44,1999. 

'? MAYER, aaO. (Anm. 3), in englischer Originalfassung: Wby Did The 

Heavens Not Darken? The Final Solution, in History, Pantheon Books, a 

Division of Random House Inc., New York 1988. 
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union erstmals in neuem Licht. Nahezu fünfzigjahre nach den bedrük- 
kenden Ereignissen jener Tage weist mayEr aufgrund neuer Quellen nach, 
wie es zu den Massakern und Greueln während der ersten Wochen des 
>Barbarossa<-Feldzuges kommen konnte. Daraus ergibt sich, daß weder 
die Wehrmacht noch die deutschen Einsatzgruppen »maßgeblich an ih- 
rer Ausführung beteiligt« gewesen sind. »Die Haupttäter waren fanati- 
sche antisowjetische Ivetten, Litauer, Esten, Ukrainer und Rumänen, de- 
nen einerseits der Kreuzzugs-Feldzug gegen die Sowjetunion und 
andererseits die beträchtlichen Restbestände einer alt eingewurzelten Ju- 
denfeindlichkeit für ihre eigenen ultranationalistischen politischen Ziele 
gerade recht kamen.«!! Das ist ein nun zweifels freies Ergebnis, das vor 
allem die deutsche Wehrmacht endastet, die aufgrund fortgesetzter so- 
wjetrussischer Verleumdungen nach Kriegsende, insbesondere bei den 
Kriegsverbrecher-Prozessen in Nürnberg, für die Greuel verantwortlich 
gemacht wurde und noch heute oft unberechtigt vor der Weltöffentlich- 
keit damit belastet wird. Andreas Naumann 


N MAYER, aaO (Anm. 3), S. 401 ff. 
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Die Exekution von 
hundert Partisanen in 
Kodyma im Raum Ni- 
kolajew ist ein Bei- 
spiel für konsequentes 
Verhalten des Ange- 
griffenen. Diese Parti- 
sanen waren in Kody- 
ma eingedrungen, um 
das Hauptquartier der 
deutschen Infanterie- 
division zu liquidie- 
ren. Sie wurden er- 


| tappt, gefangen und 


alle, die eine Waife 
trugen, in der Abend- 
dämmerung erschos- 
sen. Die Hinrich- 
tungsszene wurde von 
einem Wehrmachtan- 
gehörigen heimlich 
fotographiert. Aus: 
Paul carzın, Der Ruß- 
landkrieg, Frankfurt/ 
M.-Berlin 1967. 


1 Arno J. MAYER: 
Der Krieg als Kren 
Yong. Das Deutsche 
Reich, Hitlers Wehr- 
macht und die »Endlo- 
sung«, Rowohlt, 
Hamburg 1989. 


2 Ebenda, S. 394. 


Die Massentötung 
von Kaunas Ende Juni 
1941. Aus: Hellmuth 
Günther DAHMS, Der 
Zweite Weltkrieg in 
Text und Bild, Her- 
big, München M999. 





Die Juden-Massaker von Kaunas (Kowno) 
in Litauen 


BE: den Tatsachen werden seit Kriegsende die Ausschreitungen 
in Litauen 1941 gegen dort lebende Juden der deutschen Wehrmacht 
in die Schuhe geschoben. Der US-Historiker und Deutschjude Arno ], 
MAYER ist cs gewesen, der in seinem Buch Der Krieg ab Kreuzug' nach- 
weisen konnte, daß diese Anschuldigungen nicht zutreffen. Nachfolgend 
ein Auszug daraus: 

»Der erste Ausbruch geballter Gewalt gegen Juden ereignete sich in 
Kaunas, das seit 1920, als Polen sich Wilna einverleibt hatte, Hauptstadt 
von Litauen war. Von den rund 110000 Einwohnern, die Kaunas 1941 
hatte, waren etwas mehr als 25 Prozent Juden. Als sowjetische Armee- 
Einheiten und Politkader sich am 24. Juni 1941 aus der Stadt zurück- 
zogen, wurden sie von örtlichen Partisanen, die zugleich Ultranationalisten 
waren, attackiert. Diese von einem Mann namens KIIMEITIs angeführten 
Freischärler nutzten das nun entstehende politische Vakuum, um in Kau- 
nas die Kontrolle zu übernehmen und an Moskau Rache für die Wieder- 
annektierung dieses Landes zu nehmen - sie taten dies, indem sie sich 
auf stadtbekannte Kommunisten und Juden stürzten. Die Übergriffe ge- 
gen dieJuden begannen am Abend des 25. und hielten bis zum Abend 
des 29. Juni an. Im Verlauf dieser vier Tage und Nächte wurden rund 
3800 Juden ermordet und 
zahlreiche Synagogen und jü- 
dische Wohnhäuser in Brand 
gesteckt. Hunderte von Juden 
wurden auf offener Straße zu 
Tode geprügelt, aber die mei- 
sten Opfer wurden zur Er- 
schießung in die außerhalb 
von Kaunas gelegene Festung 
verschleppt. Weitere 1200Ju- 
den wurden zur gleichen Zeit 
in benachbarten Ortschaften 
umgebracht.« 

Das war aber noch nicht al- 
les. MAYER stellt ferner fest: 
»Eine Woche später, zwischen 
dem 4. und 6. Juli, metzelten 
© litauische Mörderbanden wei- 
tere 2930Juden und 47Jüdin- 
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nen nieder.«' mAYER bezeugt: An keiner dieser Aktionen waren 
Deutsche beteiligt, weder in Gestalt der Wehrmacht noch in 
der der SS-Einsatzgruppen, wiewohl letztere sich dieselben zu- 
gute hielten. Vielmehr handelte es sich um sogenannte »wilde« 
Pogrome, begangen von selbsternannten litauischen »Freiheits- 
kämpfern«, die Antisemiten »traditioneller, nicht rassistischer 
Provenienz« waren und nicht in Verfolgung einer systemati- 
schen Ausrottungspolitik handelten, sondern aus Rachegefüh- 
len heraus. »Als Opfer wählten sie sich offenkundig in erster 
Linie erwachsene männliche Juden. Nach einem weiteren töd- 
lichen Pogrom, der noch einmal mehrere hundert männliche 
Juden das Leben kostete, trieben deutsche Sicherheitskräfte die 
Juden von Kaunas in ein Ghetto im Vorort Viliampol,... allem 
Anschein nach ohne jeden Gedanken daran, sie nach dem Krieg, 
den man in Kürze gewonnen sah, allesamt umzubringen.«* 

MAYER ist es, der als erster erkannte, daß diese von den Deut- 
schen improvisierten Ghettoisierungen der Juden reine Sicher- 
heitsmaßnahmen zum Schutz für diese waren und vielen das 
Leben retteten. Galt es doch, den jüdischen Bevölkerungsan- 
teil vor den fortgesetzten brutalen Übergriffen selbsternannter 
einheimischer »Freiheitskämpfen in Schutz zu nehmen. Genau 
in diesem Sinne wurde die Maßnahme übrigens auch von den 
eilig eingerichteten Heeres-Ortskommandanturen verstanden. 
Denn, wie maver ausdrücklich feststellt, war an eine systema- 
tische Beseitigung der Juden von Seiten der Deutschen zu die- 
sem Zeitpunkt überhaupt nicht gedacht. Wohl aber sorgten sich 
die eilig eingerichteten örtlichen Befehlsstellen angesichts der 
immer neu aufflackernden Pogrome um die Sicherheit der Ju- 
den. Da die durchziehenden Heeres verbände einen nachhaltigen 
Schutz nicht gewährleisten konnten, war es geboten, gefährde- 
te Bevölkerungsteile in bestimmten Stadtvierteln zusammen- 
zufassen, wo sie einen Selbstschutz bilden und besser unter- 
stützt werden konnten.’ 

Ahnlich wie in Kaunas erging es den Juden auch in anderen 
litauischen Städten, wo sie blutigen Exzessen durch ansässige 
Bevölkerungsteile ausgesetzt w'aren. Auch in Schaulen und Wilna 
sowie in zahlreichen weiteren Ortschaften Litauens wurden 
Übergriffe beobachtet. Ebenso wenig blieben die Juden in Lett- 
land und Estland von der Verfolgung durch Einheimische ver- 
schont. Libau, Mitau, Riga und Dünaburg waren Schauplätze 
»wilder« Pogrome, ebenso Dorpat, Pernau und Reval. Fast das 
gesamte Baltikum war betroffen. Andreas Naumann 
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Ein mit einem Holzknüppel be- 
waffneter litauischer Nationalist 
präsentiert sich vor einer Reihe 
erschlagener jüdischer Einwohner 
der Stadt Kaunas, vermutlich zwi- 
schen dem 24. und 27. Juni 
1941. Ausstellung BA Ludwigs- 
burg, Raum 6. 


3 Ebenda, S. 394 ff. 

* Ebenda, S. 396. 

5 Andreas NAUMANN, 

Freispruch für die Deutsche 
Wehrmacht. > Unternehmen 

Barbarossa< erneut auf dem 

Prüfstand, Grabert, Tübingen 

2005, S. 498 ff. 


Fotos zum Komplex 
iPogrom in Tarnopol< 
aus dem Ausstel- 
lungskatalog: »In Tar- 
nopol stiftete das 
Sonderkommando 4b 
Anfang Juli 1941 
antijüdische Pogrome 
gezielt an«, heißt es 
wahrheitswidrig auf 
Seite 68. 


Zn 





Das Juden-Massaker 1941 in Tarnopol 
in der Ukraine 


ie der polnische Historiker Bogdan MUSIAL darlegt, haben sich auch 
V V in Tarnopol die Ereignisse bei den Massakern anders abgespielt, 
als die Schöpfer der Wehrmachtaussteilung, HEER und REEMTSMA, be- 
haupteten: »Am 22. Juni 1941 befanden sich im Gefängnis von Tarnopol 
1790 Häftlinge. Ende Juni führte der NKWD eine Kolonne von 1200 
Häftlingen aus der Stadt; ihr Schicksal ist bis heute unbekannt. Am 2. Juli 
abends flüchteten die letzten sowjetischen Truppen aus Tarnopol. Am frü- 
hen Morgen des nächsten Tages brachen die Tarnopoler in das Gefängnis 
ein, um nach den Angehörigen zu suchen. Im Keller fanden sie ein Mas- 
sengrab und einen Raum, beide voller Leichen. Im Innenhof entdeckte 
man ein weiteres Massengrab, mit Rasen getarnt. Viele Leichen waren ver- 
stümmelt, sie befanden sich teilweise in fortgeschrittenem Verwesungssta- 
dium. Unter den Leichen im Keller befanden sich 10 deutsche Soldaten, 
die ebenfalls stark verstümmelt waren. Nach NKWD-Angaben wurden in 
Tarnopol 574 Gefangene getötet, die übrigen waren abtransportiert wor- 
den. Augenzeugen nennen die Zahl von einigen hundert bis tausend.«! 
Die in der REEMTSMASchen Wehrmachtausstellung gezeigten Fotos auf 
Seite 69 des Katalogs entstanden am Nachmittag des 3, oder 4. |uli 1941. 
Bei den darauf abgebildeten Uniformierten, die vor den Leichen ste- 
hend zu sehen sind, handelt es sich zwar um deutsche Soldaten, doch sie 
stehen dort nicht als Mörder, sondern als zu spät gekommene Befreier, 
die erschüttert das makabre Bild betrachten.? 





! Bogdan MUSIAL, »Konterrevolutionäre sind zu erschießen«, Frankfurter Allge- 
meine Zeitung, 30. 10. 1999,S. 11. 

? Siehe auch NAUMANN, Freispruch fürdie Deutsche Wehrmacht. Unternehmen Barbaros- 
sar< erneut auf dem Prüfstand, Grabert, Tübingen 2005, S. 396; POST, Die verleumdete 
Armee. Wehrmacht und Wehrmacht-Propaganda, Pour le M£rite, Selent 1999, S. 254. 
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Inzwischen ist es gelungen, die Entstehung der Fotos mit Hilfe von 
Zeit- und Augenzeugen zu klären. Die deutsche Wehrmacht war, entge- 
gen den Behauptungen der Aussteller, an den Tarnopol-Morden nicht 
beteiligt, Sie hat vielmehr, wie Walter POST nachweist, anschließende 
Racheakte der Einheimischen nach Kräften unterdrückt. Angesichts der 
Unruhen hatte der kommandierende General des XIV. Armeckorps, Ge- 
neral VON WIETERSHEIM, den Artilleriekommandeur der 9. Panzerdivisi- 
on, Oberst SANDER, mit der Einrichtung einer Stadtkommandantur be- 
auftragt, um in Tarnopol umgehend Ordnung zu schaffen. Bevor die 
Truppe weitermatschierte, war der Stadtkommandant vollauf mit dieser 
Aufgäbe beschäftigt. Der damalige Adjutant in der 9. Panzerdivision, 
Oberleutnant Carl-Hans HERMANN, berichtete nach dem Krieg, »es be- 
durfte einer straffen Führung, um die empörte Stadtbevölkerung von 
Ausschreitungen zurückzuhalten«, Ixider gelang es dem Kommandan- 
ten nicht, die Racheakte gänzlich zu unterbinden, weshalb es dennoch zu 
rund 600 Opfern gekommen ist, worunter auch Juden waren. POST fügt 
hinzu: »Das Sonderkommando 4b der SS-Einsatzgruppe C trieb in Tar- 
nopol seine eigene Politik und erschoß etwa 50 Personen, die der Teil- 
nahme an den NKWD-Verbrechen beschuldigt wurden,«° 


3 POST, ebenda, S. 247 ff. 
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Ausstellungsfoto zum 
Komplex >Pogrom in 
Tarnopol'. Die Aus- 
steller führten als »Be- 
legt die Ereignismel- 


ı dung UdSSR Nr. 28 

| des SS-Sonder-Kom- 

| mandos 4b an, die 

| schon in Nürnberg als 


Falschmeldung des 
Sonder-Kommandos 


gewertet wurde. 


* Ebenda, S. 249; 
Die Behandlung der 
sowjetischen Kriegsge- 
fangenen im Fall 
Barbarossa, C, F. 
Müller, Karlsruhe 
1981, S. 153 ff. 


> Alfred sTREIM, 
Die Behandlung 
sowjetischer Kriegsge- 
fangener im Fall 
»Barbarossa«, C. F. 
Müller, Karlsruhe 
1981. 


6 Arno J. MAYER, 
Der Krieg als Kreuz- 
zug. Das Deutsche 

Reich, Hitlers 
Wehrmacht und die 
»Endlösungen, Ro- 
wohlt, Hamburg 
1989, S. 417 £k. 


Interessant ist dabei folgendes: In der Ereignismeldung UdSSR Nr. 28 
des SS-Sonder-Kommandos 4b steht zu lesen: »Die durchziehenden Trup- 
pen, die Gelegenheit hatten, diese Scheußlichkeiten und vor allem auch 
die Leichen der ermordeten deutschen Soldaten zu sehen, erschlugen 
insgesamt 600 Juden und steckten ihre Häuser an.« 

Damit sollte dem Empfänger der Meldung, dem Reichssicherheits- 
hauptamt (RSHA), vorgetäuscht werden, die Wehrmacht sei für die Tar- 
nopol-Morde verantwortlich. In Nürnberg konnte jedoch nachgewiesen 
werden, daß es sich dabei um eine bewußte Falschmeldung des SS-Kom- 
mandos gehandelt hat. Das konnte zugunsten des deutschen Feldheeres 
gerichtlich geklärt werden. So stellte der US-Militärgerichtshof II in sei- 
nem Urteil im SS-Einsatzgruppenprozeß fest, »daß Ausschreitungen in 
Tarnopol stattgefunden hatten, daß 600 Juden ermordet worden waren. „. 
getötet durch die Bevölkerung«.* 

Der Fall Tarnopol war also bereits seit Ende der vierziger Jahre ge- 
richtsbekannt, und es stand fest, daß die Deutschen daran nicht schuldig 
waren. Die von Seiten des Hamburger Instituts für Sozialforschung im 
Rahmen der Wehrmachtausstellung erhobene Anschuldigung gegen die 
Wehrmacht kann mithin nicht anders als grob fahrlässig, wenn nicht schär- 
fer, beurteilt werden. Ihr hätte das Urteil bekannt sein müssen. 

Helmut krAusnick hat in seiner Studie Hitlers Einsatzgruppen bereits 
die Vermutung ausgesprochen, den Ereignismeldungen UdSSR der SS- 
Einsatzgruppen käme nur ein begrenzter Wahrheitsgehalt zu. Bei der E- 
Meldung UdSSR Nr. 28 des Sonderkommandos 4b erweist sich das als 
zutreffend. Offenbar wurden mit derartigen Falschmeldungen bestimm- 
te SS-spezifische Zielsetzungen verfolgt, die das Heer als Tätergruppe 
belasten sollten, um möglicherweise später einmal die alleinige Täter- 
schaft ableugnen zu können. Auch Alfred srreım bestätigt in seiner Stu- 
die zur Kriegsgefangenen frage diese Feststellung,? ebenso Arno J. MAY- 
ER in seinem Buch Der Krieg als Kreuzung!" Andreas Naumann 


Außer den umseitig abgebildeten Fotos haben die Verantwortlichen der 
AntiAVehrmachtausstellung einen Feldpostbrief (den sogenannten 
>Franzl-Brieft) als vermeintliches Schlüsseldokument angeführt. Dieter 
SCHMIDT-NEUHAUS, der sich mit dem Tarnopol-Komplex eingehend be- 
faßt hat »Die Tarnopol-Stellwand der Wanderausstellung »Vernichtungs- 
krieg. Verbrechen der Wehrmacht 1941-1944, in: Geschichtein Wissenschaft 
und Unterricht, Nr 10,1999, S. 596 —603), kommt in seiner Analyse zudem 
Schluß, daß der >Franzl-Brief »kein authentischer Feldpostbrief« ist. »Fr 
ist nur die authentische Abschrift von einem nicht mehr vorhandenen 
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- Abschrift; - 
Parnsyei,6.7.1941, 
Liebste Eltern 1. 


Bosben komns ich von der äufbahrung unserer von den Bussen gs- 
tangenen Kameraden dar Inft-und Gsbärgstruppen.Ich Zinis keina 
Worte um so etwas zu schildern,Die Ksueraden sind gsfsasalt,Ohrsy 
Zungen,Nase und Geschlechtsteile sind abgaschnitten,so haben wir 
sie im Koller des Gerichtsgebäudes von Tarnopol gefunden und 
außerdem haben wir 2.000 Ukreiner und Yolksdeutsche auch so zu- 
gerichtet gefunden.Das ist Rußland und das Judentum das Paradies 
der .Arbeiter.Wenn es heute nooh einsn Kommunisten in Sien gibt, 
der gehört sofort erschlagen aber nicht erschossen. Die Rache 
tolgte sofort auf den Puße.Gestern waren wir mit der 85 gnläiz, 
denn jeder Jude, den wir srmischten, wurde sofort erschossen. Esute 
13% es anders,denn es warden wieder 60 ZXausraden verstümslt 5 
funden.Jetst zlissen die Juden Als Toten aus dan Zeller heraut- 
tragen schön hinlegen "und dann werden ihnen dia ‚Bokanttaten ji 
seigt. Sisrauf werden sie nach Besichtigung der Opfer erschlagen 


num 


mit" Knlippal und Spaten.Bis sets}. haben wir zirka 1,000 Juden 
Ans Tengeits’ befördert aber das ist.riel zu wenig für das ‚was 
die genacht haban,Die Skrainer haben gesagt,dss dis Jwien alle 
die führenden Stellen hatten und ein richtiges Volksfest mit 
den Sowjets hatten bei der Hinrichtung der. "Deutschen und Ukrai- 
ner,Ich bitte Buch 1idbe.Bltern nacht das bekanht, auch der Ta- 


«er in der Ortagruppe.Sollten Zweifel bestehen ‚mir bringen Fo- 


t0s zit,Da gibs .s An, Zweifeln, >74, u. van eb 
Yiele Grüde .- 
1 men u -. '3 Schn 
Frarzl, 


antijüdischen Propagandaaushang untergeordneter Wiener NPD-Funk- 
tionäre«, dessen Entstehung im einzelnen nicht bekannt sei, und somit 
ist der >Franzl-Brief< kein Beweisdokument. 
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Tarnopol - Juli 1941 und die >Gewissens- 
erforschung< des Grafen Kageneck 1996 


on August Graf VON KAGENECK, einem Journalisten, der in Paris 
V. und fast dreißig Jahre lang Korrespondent deutscher Zeitun- 
gen war, erschien 1996 ein Buch Examen de Conscience - Gewissenserfor- 
schung - und fand große Beachtung, Die bekannte französische Tages- 
zeitung Le Figaro hat das Buch in einer ausführlichen Besprechung als 
herausragenden Beitrag zur Zeitgeschichte gewürdigt mit der Balken- 
überschrift: »Von Kageneck, ein deutscher Aristokrat in seiner Qual. 
Obwohl das Buch nur in französischer Sprache erschienen wat, wurde es 
damals in der deutschen Presse ebenfalls ausführlich besprochen, so auch 
in der Frankfurter Allgemeinen Zeitungvom 4. November 1996, Der Verfas- 
ser Adalbert WEINSTEIN schließt mit den Wörtern »Bis zur letzten Zeile 
ein merkwürdiges Buch — voller Widersprüche und voller Anregungen. 
Es mußte wohl geschrieben werden.« 
Diese Rezension erregte die Aufmerksamkeit ehemaliger deutscher 
Soldaten, die, ebenfalls wie Herr VON KAGENECK, den Einmarsch der 
deutschen Wehrmacht 1941 in die Sowjetunion und die Kriegsjahre dort 





August Graf VON KA- . : 2a 
seneck (1922-2004). Erlebt hatten. KAGENECK war damals junger Leutnant in der Aufklärungs- 


In seinem Buch Ex- abteilung der 9. Panzerdivision, die bei dem schnellen Vormarsch An- 
amen de Conscience fang Juli 1941 die Stadt Tarnopol in Galizien eingenommen hatte. Im 
führt er den >Franz- Jahre 1996 berichtet nun Herr VON KAGENECK, damals neunzehnjähriger 


Briefi an als zusätzli- Führer eines Panzerspähzuges, in seinem Buch wörtlich, was ihm einer 
chen Beleg für seine 


These von der Ermor. Seiner Soldaten, den er sogar beim Namen nennt, als angeblicher Augen- 
dung aller Tarnopoler Zeuge vom Geschehen in Tarnopol erzählt haben soll. So ist zu lesen: 


Juden durch die ;Wi- »... Was für ein Tag! Wir fallen todmüde um. Bei meinen Männern 

KinE-DIySIon, gibt es keine Verluste, aber einem Spähwagen ist von einer Pak (Panzer- 
abwehrkanone) das rechte Rad abgerissen worden. Wir müssen ihn bei 
den Kameraden des Werkstattzuges vom Bataillon unter guter Obhut 
des Gefreiten REIFF zurücklassen. .. Herr Leutnant, kommen Sie mit zu 
REIFF, der merkwürdige Geschichten erzählt, nachdem er aus Tarnopol 
zurückgekommen ist, sagt zu mir: A. REIFF hat seinen reparierten Späh- 
wagen vor kaum einer Stunde zurückgebracht und erzählt seinen Kame- 
raden, was er in der kleinen Stadt während der durch die Reparatur er- 
zwungenen Wartezeit geschen hat. Was er erzählt, ist unglaublich. 

Am Tag nach der Einnahme der Stadt durch unsere Truppen sind die 
ersten Einheiten der SS-Division >Wiking< in Tarnopol eingetroffen. Eine 
motorisierte Division, verstärkt durch einige Panzereinheiten. 

Die Leute der >Wiking< sind tolle, furchterregende Kerle. Typen, auf 


352 


die man zählen kann, zäh wie Leder und gute Kameraden, fröhlich, selbst- 
bewußt und zuverlässig. .. 

Also, sagt REIFF, sie sind zwei Tage gebheben und haben die Gelegen- 
heit benutzt, alle Juden der Stadt umzubringen. .. Alle Juden? - Ja, alle 
Juden. .. Wie weißt Du, daß es Juden waren? ... Das sieht man doch, die 
Nase, der Bart, die komische Kleidung. Und es gab viele, sehr viele. .. 
>Wieviele Tote hat es gegeben?* >Ich weiß es nicht, aber es lagen überall 
Leichen herum, in Massen, an der Mauer auf einem Platz, an einer Brük- 
ke endang, von wo aus sie auch in den Fluß geworfen wurden. Es waren 
da Zivilisten, Polen und Ukrainer, die bei der Jagd mitmachten. Das ist 
über einen Tag gegangen, und am nächsten haben sie weitergemacht. 
Ein Offizier hat ihnen zu verstehen gegeben, sie sollten Munition sparen 
und Spaten und Kreuzhacken nehmen. Einer hat mich dabei erwischt, 
wie ich Aufnahmen machte, und mir die Kamera weggerissen.* Der dies 
bezeugende Soldat lebt immer noch in seinem schönen Städtchen Kchl. 
Er hat nie in der Öffentlichkeit darüber sprechen wollen, bleibt aber bei 
seiner Aussage vom 4. oder 5. Juli 1941. ,. Also? Die fünfzehn- oder 
zwanzigtausend Juden von Tarnopol, was bedeuteten sie an jenem 6. 
oder 7. Juli 1941 dem armen kleinen Panzerleutnant, der bereits unbe- 
merkbar ein Werkzeug des großen Apparats geworden war, der Europa 
seit drei Jahren zermalmte?** 

Soweit wörtlich die Zitate aus dem 1996 erschienenen Buch zum Ka- 
pitel Tarnopol. 

Die Truppenteile der Division >Wiking* waren Anfang Juli 1941 auf 
dem Eilmarsch zur Front nach Osten, Wer bei stockendem Verkehr in 
den Straßen der Stadt von den schrecklichen Ereignissen der Tage zuvor 
überhaupt etwa zu sehen bekommen hat, konnte von den tatsächlichen 
Vorgängen nur erfahren, wenn polnisch sprechende Kameraden wäh- 
rend kurzer Aufenthalte die einheimische Bevölkerung befragten. Nach 
den Schilderungen der Zivilisten in Tarnopol, denen das Grauen noch 
im Gesicht stand, hatte die Rote Armee, besonders Truppen des NKWD, 
vor ihrem Abzug ein grauenvolles Blutbad unter den zumeist ukraini- 
schen Einwohnern angerichtet und alle Gefängnisinsassen ermordet, 
ebenso auch in Lemberg und vielen anderen Orten, wie später bekannt 
wurde. Auch die ersten deutschen Soldaten, die in russische Gefangen- 
schaft geraten waren, wurden Opfer unvorstellbarer Grausamkeiten. Als 
sie unter den im Gefängnis aufgestapelten Leichen gefunden wurden, 
zeigte es sich, daß sie ebenso wie die gefangenen Ukrainer schwerste 
Foltermerkmale aufwiesen. 

Es ist bekannt, daß die einheimische Bevölkerung nach dem Abzug 
der Bolschewiken Rache nahm und viele Juden von ihr getötet wurden, 
weil man sie als mitverantwortlich für die Ermordung ihrer Angehörigen 
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ansah. Diese für beide Seiten schrecklichen Geschehnisse sind nur aus 
der Gesamtlage des Sommers 1941 zu begreifen. 

Herr von KAGENECK hat in seinem 55 Jahre später veröffentlichten 
Buch nicht die Ursachen dieser Vorfalle erforscht und nicht die wahren 
Zusammenhänge genannt, sondern die verleumderische Behauptung 
aufgestellt, daß die SS-Division >Wiking< Tausende von Juden ermordet 
hat. 

Ein Angehöriger dieser Truppe, der zur gleichen Zeit durch Tarnopol 
kam und aus eigenem Erleben wußte, daß diese Beschuldigungen nicht 
zutrafen, stellte nunmehr eigene Nachforschungen an. Er suchte den im 
Buch als Berichterstatter und Zeugen genannten ehemaligen Gefreiten 
Karl REIFE in seinem Heimatort Kehl auf und legte ihm die betreffenden 
Buchauszüge in Übersetzung vor, in denen seine angeblichen Aussagen 
wördich zitiert wurden. Der alte Kamerad war äußerst befremdet und 
bestritt energisch, jemals einen solchen Bericht abgegeben zu haben. Da 
er selber gar nicht in Tarnopol gewesen sei und keinen Fotoapparat be- 
sessen habe, so erklärte er, habe er die entsprechenden Aussagen gar 
nicht machen können. 

Daraufhin wurde Graf von KAGENECK um eine Stellungnahme gebe- 
ten und ihm von mehreren Seiten mitgeteilt, daß die von ihm behaupteten 
Judenmorde durch die Division >Wiking< keinesfalls auf Wahrheit beruhen. 
Es ergab sich nun ein Schriftwechsel, in dem er seine Beschuldigungen 
hinsichtlich dieser Division als Irrtum bezeichnete und darauf hinwies, 
daß er diesen in Leserbriefen an FAZ, Welt, Le Figaro und Le Monde be- 
richtigt habe. Hinsichtlich des Geschehens in Tarnopol beharrte er aber 
auf seiner Version und schrieb, daß es dann eben andere SS-Einheiten 
waren! Von seinem als Zeugen genannten ehemaligen Gefreiten REIFF 
wünschte er eine schriftliche Bestätigung, daß er ihm damals über die im 
Buch geschilderten Vorgänge in der zitierten Weise berichtet habe. Ob- 
wohl heute noch die Autorität des adligen Offiziers für einen Soldaten 
von Bedeutung sein dürfte, und es sicher nicht leicht war, einem gewand- 
ten Journalisten entgegenzutreten, hat Karl reırr als Ehrenmann gehan- 
delt und Herrn von KAGENECK so geantwortet, wie es ihm sein Gewissen 
vorschrieb: 


»Katl REIFF, Gerbeteistraße 6, 77694 Kehl-Kork - Kehl, 22. 10. 1997 

Mein alter Kriegskamerad August Graf VON KAGENECK. 

Was haben Sie mir angetan. Sie haben ein Buch geschrieben über Tar- 
nopol. in französischer Sprache. Dies wurde mir vor einigen Wochen 
von zwei mir fremden Männern mitgeteilt. Bei den mit ihnen geführten 
Gesprächen legten sie mir Fotokopien von dem ins Deutsche übersetz- 
ten Buche vor. Sie fragten, ob ich wüßte, daß ich darin mit meinem Na- 
men genannt bin. Mir war natürlich weder etwas von einem Buch über 
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Tarnopol noch von der Nennung meines Namens bekannt. Und beim 
Durchlesen der einzelnen Seiten mußte ich feststellen, daß mein Name 
mehrmals genannt wurde. Hierzu möchte ich folgendes sagen und auf 
Ihr Schreiben vom 20. 5. 97 Bezug nehmen. 

Ich war nicht in Tarnopol. Ich stand mit meinem Spähwagen am Ende 
unserer Kolonne vor Tarnopol und hatte die rechte Seite zu sichern. Zu 
Kampfhandlungen kam es nicht. Mir wurde kein Vorderrad am Spähwa- 
gen weggeschossen und mußte somit nicht zurück in die Werkstatt. So- 
mit konnte ich meinen Kameraden auch nichts erzählen, wovon man in 
der Werkstatt sprach. Ich kam nicht in die Stadt Tarnopol und habe nichts 
von den Morden an der Zivilbevölkerung gesehen. Mir hat kein SS-Mann 
einen Fotoapparat aus den Händen gerissen, da ich keinen besessen habe. 
Was wir bei einem Treffen in Wien besprochen haben, ist mir nicht mehr 
bekannt. Jedenfalls nichts von Tarnopol.« 

Trotz dieser eindeutigen Erklärung betonte Herr von KAGENECK in 
einem Brief, daß er an seiner Darstellung der Vorgänge nicht den gering- 
sten Zweifel habe. Tatsache aber bleibt, daß der von ihm ohne sein Wissen, 
und ohne vorher sein Einverständnis einzuholen, als Zeuge dafür be- 
nannte ehemalige Soldat seines Zuges diese Schilderung nicht bestätigt, 
nicht bestätigen kann, weil er derartige Geschehnisse nicht erlebt hat. 
Diese Richtigstellung hielt den Grafen von KAGENECK aber nicht davon 
ab, in seinem 1998, ein Jahr später, erschienenen Buch In Zorn und Scham 
(v. Hase & Koehler Verlag, Mainz) die gleichen unwahren Behauptungen 
zu wiederholen. Er belastete nun nicht mehr die SS-Division >Wiking< 
mit den angeblich gesehenen Judenmorden, sondern einfach andere SS- 
Einheiten, wie schon bei seinen Leserbriefen an die Presse. Einen Zeu- 
gen hat er nach wie vor nicht, denn die schriftliche Erklärung des von 
ihm genannten chemaligen Gefreiten rREIFF ist völlig glaubwürdig, auch 
wenn Herr von KAGENECK an seiner Darstellung festhält. 

Die Bücher von K\GENEcKS sind demnach cher bezeichnende Bei- 
spiele für opportunistische Journalistik in der Nachkriegszeit und einsei- 
tige, die deutschen Soldaten unberechtigt diffamierende Geschichtsschrei- 
bung als Tatsachenberichte. Günter Stübiger 
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2 Bogdan MUSIAL, 
»Konterre volu ti o- 
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Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 30. 10. 
1999. 


Die Lemberger Juden-Massaker 1941 


ahrzehntelang wurde nach 1945 die deutsche Wehrmacht für die An- 

fangjuli 1941 in Lemberg geschehenen Massaker verantwortlich ge- 

acht, die an den dort lebenden Juden beim Einmarsch der Deutschen 
stattfanden. Die erst spät anerkannte historische Wirklichkeit ist jedoch 
gerade das Gegenteil: Diese Pogrome begannen sofort nach dem Abzug 
der Sowjets schon vor dem Eintreffen der Deutschen, als die Einheimi- 
schen, vor allem ukrainische und polnische Nationalisten, sich für die 
vom sowjetischen Geheimdienst in den Tagen zuvor verübten tausend- 
fachen grausamen Morde und Deportationen rächen wollten. Als die 
deutschen Truppen dann einrückten, haben sie an den Pogromen nicht 
nur nicht teilgenommen, sondern diese unterbunden. Ein jüdischer US- 
Historiker schreibt darüber: 

»Ahnlich wie den Juden im Baltikum erging es auch ihren Glaubens- 
genossen im östlichen Galizien. Lemberg war die Hauptstadt dieser ehe- 
mals polnischen Provinz. Unter seinen mehr als 300000 Einwohnern 
waren über 100000 Juden, die drittgrößte jüdische Gemeinde im Polen 
der Zwischenkriegsperiode nach Warschau und Lodz. Die Wehrmacht 
besetzte die Stadt Ende Juni, so daß wenig Zeit zur Flucht blieb. In Lem- 
berg gab es auch eine beträchtliche ukrainische Minderheit, innerhalb 
deren sich, wie auch in den Reihen der polnischen Mehrheit, eine Wider- 
standsbewegung gegen die sowjetischen Besatzer entwickelt hatte; letz- 
tere hatten Aktivisten dieser Bewegung gefangen gesetzt oder depor- 
tiert. Unmittelbar nach dem deutschen Einmarsch organisierten 
einheimische Ukrainer eine Miliz für den Kampf gegen den »gemeinsa- 
men Feind<. Wie in Kaunas, Wilna und Riga wurden auch in Lemberg die 
Juden pauschal beschuldigt, Hauptträger des Kommunismus und Kolla- 
borateure der Sowjetunion zu sein. In einer blutigen Aktion, die halb 
organisierte Lynchjustiz, halb Pogrom war und in der Stadt offenbar auf 
breite Zustimmung stieß, folterten und ermordeten die ukrainischen Frei- 
schärler am 2. und 3. Juli mindestens 7000 Juden. Die deutschen Sicher- 
heitskräfte waren vermutlich nicht die Anstifter dieses Massakers - die 
Kommandoeinheiten der SS-Einsatzgruppe C waren noch nicht einge- 
troffen. Ähnlich geartete Pogrome ereigneten sich in Drogabytsch, Kre- 
menec und Tarnopol, drei kleineren ostgalizisehen Städten.«! 

Auch den polnischen Historikern ist der Fall Lemberg bestens bekannt. 
Bogdan MUSIAI, schreibt zur Vorgeschichte der von MAYER geschilderten 
Vorgänge: »Eines der größten Massaker verübten NKWD-Truppen in 
den drei Lemberger Gefangnissen.«? Ursprünglich war aufgrund eines 
Befehls des Sowjet-Kommissariates für das Innere, das NKWD-Chef 
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BER[|A unterstand, | 
beabsichtigt gewe- 
sen, die insgesamt 
5000 Gefangenen 
ins Hinterland zu 
bringen. Doch dazu 
kam es nicht mehr: 
»Die Stadt wurde 
ständig bombar- 
diert, außerdem 
versuchten ukraini- 
sche Aufständische 
am 24, Juni, die 
Stadt zu besetzen. 
Es kam zu Straßen- 
kämpfen. Dabei 
schossen sowjeti- I 4 FOR 
sche Soldaten auf eek Zivilisten, der sich RR den Straßen oder in den 
Fenstern erblicken ließ, und warfen Handgranaten in die Keller, Die 
Gefangnisverwaltung und das Wachpersonal gerieten in Panik und ver- 
ließen die Stadt. Vor der Flucht massaktierten sie jedoch noch einige 
hundert Häftlinge in den Zellen, Überlebende Häftlinge sahen ihre Be- 
wacher fliehen und versuchten, sich selbst zu befreien. Das gelang aber 
nur wenigen. Denn inzwischen hatten die Sowjets die Kontrolle über die 
Stadt zurückgewonnen. Die NKWD-Truppen besetzten die Gefangnis- 
se wieder und trieben die Gefangenen mit Maschinenpistolen in die Zel- 
len zurück; auch dabei wurden viele getötet. Die Gefangnisse waren jetzt 
überfüllt mit alten und neuen Gefangenen, deren Zahl unbekannt ist - 
für eine Registrierung gab es keine Zeit. BERIJas Befehl vom 24. Juni war 
klar: Kein »Todfeind des Kommunismus< sollte von den Deutschen be- 
freit werden. In Lemberg begann nun ein Massaker. Die Täter wateten 
wortwörtlich im Blut. Die Morde dauerten mehrere Tage, vom 24. bis 
zum 28. Juni 1941. 


Nach den Ermittlungen der »Hauptkommission zur Untersuchung der 
Verbrechen am polnischen Volk<, die diese Massenmorde zu Anfang der 
neunziger Jahre untersuchte, spielte sich der letzte Akt der Tragödie fol- 
gendermaßen ab: Die NKWD-Funktionäre riefen die Häftlinge einzeln 
aus den Zellen und führten sie in die Keller: »Dort tötete man sie mit 
Genickschüssen oder mit einem »schweren Gegenstand aus Metalk«, wahr- 
scheinlich einem Vorschlaghammer. Viele Opfer hatten zertrümmerte 
Schädel. Andere führte man einzeln auf den Hof des Gefängnisses und 
tötete sie dort durch Genickschuß oder erschoß sie gruppenweise mit 
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Das NKWD-Gefang- 
nis in Lemberg am 
30. Juni 1941. 
(Bundesarchiv} 


J MUSIAL, ebenda, 
s.u. 


* MUSIAL, ebenda. 
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fanden. Bundesarchiv 
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72001. 
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Maschinenpistolen. Einen Teil der Gefangenen ermordete man außer- 
halb der Gefängnisse. Zum Schluß, als sich die Deutschen schon vor den 
Stadttoren befanden, schossen die Mörder mit Maschinengewehren und 
warfen Granaten in die überfüllten Zellen.«* 

Zuvor hätten sich die Täter noch bemüht, die Spuren zu beseitigen. Es 
wurden Gruben ausgehoben, in die man die Ermordeten warf und not- 
dürftig mit Erde bedeckte. Viele Leichen ließ man jedoch in den kellern 
liegen, die man an den Ausgängen zumauerte. Vor der Flucht setzten die 
NKWD-Leute noch die größte der drei Anstalten, das Brygidki-Gefäng- 
nis, in dem die Masse der Häftlinge ermordet worden wat, in Brand, um 
dadurch die Spuren des Massenmordes zu beseitigen. Die genaue Zahl 
der Ermordeten war nicht mehr zu ermitteln. Sowjedsche Quellen nen- 
nen die Zahl 2000, was mit Sicherheit zu niedrig ist. Bei HOFFMANN wird 
sie mit 4000 bis 7000 angegeben.” Die Opfer waren Ukrainer, Polen, 
Juden, Russen und gefangene deutsche Flugzeug-Besatzungen. 

MUSIAL fährt in seinem Bericht fort: »Nach dem endgültigen Rückzug 
der sowjetischen Feinheiten am 29. Juni suchten viele Lemberger in den 
Gefängnissen nach ihren Angehörigen, Freunden und Bekannten, andere 
gingen aus Neugier mit. Was dort geschehen war, hatte sich herumge- 
sprochen. Den Augenzeugen bot sich ein grausiger Anblick: In den Kel- 
lern der Gefängnisse lagen Leichen aufgeschichtet, die teilweise nur noch 
eine breiige Masse dar- 
stellten. Im Brygidki- 
Gefängnis lagen die 
Toten in vier bis fünf 
Schichten übereinan- 
der im Keller. Im Hof 
der Gefängnisse in der 
Lackiego-Straße fand 
man zwei Massengrä- 
ber, die freigelegt wur- 
den. Die Leichen wur- 
den herausgehoben 
und in Reihen nieder- 
gelegt, um den Ange- 
hörigen die Identifizie- 
rung zu ermöglichen. 
Das war aber nur in 
© Einzelfällen möglich, 
' denn die Toten waren 
entsetzlich verstümmelt. Viele Opfer wiesen Folterspuren auf. Mütter und 
Väter, Ehefrauen, Geschwister und Freunde versuchten, in den Toten 
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ihre Angehörigen zu erkennen. Über den Mordstätten verbreitete sich 
starker Verwesungsgeruch, so daß sie Taschentücher vor die Nase halten 
mußten. Wenn das nicht 
half, zog man Gasmasken 
an.«® | 
MUSIAL weiter: »Die Men- 
schen sannen auf Rache. 
Die Täter waren jedoch ge- 
flüchtet. Schnell fand man 
Sündenböcke — die Juden. 
Tatsächlich waren in den fi 
unteren Organen der sowje- 
tischen Verwaltung Juden 
überrepräsentiert, auch in 
den Reihen der Milizen, die 
Helfershelfer und Zuträger 
des NKWD waren. Ukraini- 
sche wie polnische Zeugen & 
nennen auch Namen derer, 
die sich an den Massenmor- 
den in Lemberg und in an- 
deren Ortschaften beteiligt haben sollen. Die am stärksten Belasteten 
waren aber mit den sowjetischen Truppen geflüchtet. Am Ort blieben 
ihre Angehörigen und ebenso diejenigen, die mit der sowjetischen Ge- 
waltherrschaft wenig oder gar nichts zu tun hatten. Auf sie richteten sich 
nun die ganze Wut und der Haß vieler ukrainischer Einwohner. Von der 
schnell formierten ukrainischen Miliz wurden Juden aus der ganzen Stadt 
zusammengetrieben und mit Prügeln zu den Gefängnissen gejagt. Dort 
wurden sie gezwungen, Massengräber freizulegen und in die leichenge- 
füllten Keller hinabzusteigen, um die Opfer zu bergen. Daraus wurde ein 
Pogrom. Der Pöbel nutzte die Gelegenheit, um jüdische Wohnungen 
und Häuser zu plündern. Juden wurden geschlagen, getreten und getö- 
tet. Die Zahl der jüdischen Opfer ging in die Tausende, - Es gibt kaum 
Anhaltspunkte dafür, daß dieses Pogrom von den Deutschen angezettelt 
wurde. Die ukrainisch-jüdischen wie auch die polnisch-jüdischen Spannun- 
gen erreichten in den Jahren 1939-1941 ihren Höhepunkt. Die alten anti- 
semitischen Vorurteile vermengten sich mit dem Trauma der sowjetischen 
Gewalthertschaft zu einer explosiven Stimmung. Die sowjetischen Massa- 
ker an Gefangenen waren mehr als ein Funke,«’ 


Letztere Bemerkung des Polen MUSIAI. verdient, festgehalten zu wer- 
den: »Es gibt kaum Anhaltspunkte dafür, daß dieses Pogrom von den 
Deutschen angezettelt wurde.« Auch MAYERS Untersuchung bestätigt das, 
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Identifizierung der 
Leichen in Lembergs 
Gefängnissen 
(Bundesarchiv), 


6 MUSIAL, aaO. 
(Anm. 2),S. 11. 
Ebenda. 


ebenso wie die polnische Hauptkommission, Allerdings wird berichtet, 
daß »einige deutsche Soldaten sich an den antijüdischen Pogromen be- 
teiligt« hätten. »Besonders dort, wo unter den Leichenbergen auch ihre 
zuvor gefangengenommenen Kameraden gefunden worden waren, wie 
beispielsweise in Lemberg«, schreibt musıar. Tatsächlich hat sich nur ein 
Teil der Ausschreitungen vor Ankunft der Deutschen abgespielt, wes- 
halb Wehr mach lange hörige Zeugen der Übergriffe geworden sind. Da 
zu diesem Zeitpunkt noch kein ausdrückliches Verbot bestand, sich in 
solchen Fällen zurückzuhalten, ist es höchstwahrscheinlich zu der Teil- 
nahme gekommen, die musıarL anführt. Dabei wurden auch Fotos ge- 
macht, die auf Umwegen in sowjetische Hand gekommen sein dürften. 
So wird verständlich, daß sowjetischerseits gerade in Lemberg nach dem 
Krieg alles versucht wurde, die Morde den Deutschen in die Schuhe zu 
schieben. Hunderte unschuldiger deutscher Soldaten in russischer Ge- 
fangenschaft mußten in »sogenannten Kriegsverbrecherprozessen« spä- 
ter dafür büßen, indem man ihnen die in Wirklichkeit von den Sowjets 
verübten Verbrechen zur Last legte. Dabei ist Lemberg kein Einzelfall. 
Ähnliches geschah in zahlreichen weiteren ukrainischen Grenzstädten. 
MUSIAL stellt dazu fest: »So wird beispielsweise behauptet, daß die Wehr- 
macht nichts gegen das Lemberger Pogrom im Sommer 1941 unternom- 
8 Siehe Frankfurter men hätte. Allerdings belegen Dokumente genau das Gegenteil.« Jörg 
Allgemeine Zeitung, 1. FRIEDRICH steuert dazu folgendes bei: »In Ilmberg, heißt es im Einsatz- 
12. 2001. gruppenbericht C vom 16. Juli, »trieb die Bevölkerung etwa 1000 Juden 
unter Mißhandlungen zusammen und lieferte sie in das von der Wehr- 
macht besetzte GPU-Gefängnis eine Die Wehrmacht, die nach dem Zeug- 
nis des Generalmajors von wInKLER Anfangjuli »mit Begeisterung und 
Blumen empfangen< worden war, wußte mit dem Mordansinnen nichts 
anzufangen. Zudem mißfiel ihr die Anarchie der Stadt. .. Daraufhin ver- 
' Jörg FRIEDRICH, bot der Stadtkommandant das Pogrom,« In diesem Zusammenhang er- 
Das Gesef” des wähnt FRIEDRICH: »Die Geheimpolizei der gewichenen Sowjetmacht hatte 
Krieges. Das deutsch nämlich in letzter Stunde über 80 000 ukrainische Oppositionelle einge- 
Heer 1941-1945, kerkert, getötet und verstümmelt. In Lemberg stapelten sich 3000 gräß- 


Piper, München lich zugerichtete Leichen in den Gefängniskellern.«“ rrıeprichs Bericht 
"2003, S. 776. stützt sich auf eine Untersuchungs-Kommission des amerikanischen Re- 
'" Ebenda, S. 777. präsentantenhauses kurz nach dem Krieg. 


Zum Fall Lemberg bemerkt Stefan scHhEIE, dem es mit seiner Studie 
Legenden, Gerüchte, Fehlurteile gelungen ist, dieinzwischen neu aufgelegte 
Wehrmachtausstellung von Jan Philipp resmrsma als Quelle wiederholt 
falscher Anschuldigungen zu endarven: »Die Stadt gehört neben Katyn 
sozusagen zu den Klassikern unter jenen Orten, an denen die sowjed- 
sche Propaganda versucht hat, eigene Morde den deutschen Truppen in 
die Schuhe zu schieben., . Die Kampagne erhielt neue Nahrung, als der 
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sowjetische Präsident seit 1958 den Namen Nikita CHRUSCHTSCHOW trug. 


Denn CHRUSCHTSCHOW selbst hatte als regional verantwortlicher KP-Chef 


Ende Juni 1941 die Erschießungen ukrainischer Nationalisten (die FRIED- 
RICH oben anführt, A. N.) in den Lemberger Gefängnissen befohlen, bevor 
die Deutschen in Lemberg einmarschierten.« (vgl. auch Philipp Christian 


wachs, Die Inszenierung eines Schauprozesses, S. 38) In dem Zusammenh 


verweist SCHEU, auf den Fall des Bundesministers Theodor OBERLÄNDER 
aus ADENAUERS Kabinett. Die Sowjets hatten ihn 1960 mittels gefälsch- 
ter Dokumente in Abwesenheit zum Hauptverantwortlichen für die Lem- 
berger Morde erklärt. Damit wurde er Opfer eines absurden Schaupro- 
zesses, dessen Beweisführung kläglich in sich zusammenbrach. Dem 
Minister aber hat der Prozeß, der sich in 113 Einzelverfahren aufsplitter- 
te, über Jahre hin seelisch schwer zu schaffen gemacht." 

ScHEIL, der sich ausführlich mit dem Lemberger Massaker auseinan- 
dergesetzt hat, legt dar, daß auch hier die Wehrmachtausstellung nichts 
unversucht ließ, dem Betrachter die Mittäterschaft der Wehrmacht glaub- 
haft zu machen, indem sie auf Seite 94 des Kataloges ausfuhrt: »Ukraini- 
sche Zivilisten, der Wehrmacht unterstellte Ukrainer, Angehörige der Ein- 
satzgruppen sowie Wehrmachtsoldaten beteiligten sich an den mehrere 
Tage anhaltenden Pogromen.« Der »Wehrmacht unterstellte Ukrainer« 
gab es zu der Zeit gar nicht, es handelte sich um ukrainische Freiheits- 
kämpfer, auf welche die Deutschen keinen Einfluß hatten. Die Einsatz- 
gruppen waren zum fraglichen Zeitpunkt noch gar nicht am Ort. Ob 
einzelne deutsche Soldaten dem Pogrom zugeschaut haben, ist nicht mehr 
festzustellen. Da es entsprechende Befehle, sich fernzuhalten, noch nicht 
gab, wäre darin kein verbotswidriges Verhalten zu erkennen. Tatsache ist 
jedoch, und das allein zählt, daß keine deutsche Einheit oder Dienststelle 
an dem Pogrom beteiligt war. Dabei fällt auf, daß die Aussteller lediglich 
von »mehreren hundert NKWD-Opfern« sprechen, ohne die entsetzli- 
chen Umstände des Todes dieser Menschen mit einem Wort zu erwäh- 
nen. Sc Heır hält »diesen Unterschied in der Wortwahl, der in der Ausstel- 
lung generell gemacht wird«, für bezeichnend. Denn kaum ist in der 
Ausstellung und im Katalog von den Opfern der Pogrome die Rede, 
wird ausdrücklich vermerkt, sie seien »gequält, mißhandelt und erschla- 
gen worden«.!? »Dieses sorgfältig differenzierte Erzeugen von Stimmun- 
gen zeigt die unwissenschaftlichen Methoden der Ausstellung.«!! Dem 
kann man nur zustimmen. Falsch ist überdies die von den Ausstellern 
genannte Zahl von »einigen Hundert«, da es sich nachweislich um eine 
viel höhere Anzahl gehandelt hat. Selbst die russischen Quellen gehen 
heute von 2464 Opfern aus, eine Zahl, die nach musıaLs Schätzung und 
zeitgenössischen Berichten zufolge eher bei 3500 liegen dürfte, also gleich- 


falls zu niedrig angesetzt wurde. Andreas Naumann 
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Theodor OBERLÄNDER. 


1! Stefan SCHEIL, 
Legenden, Gerüchte, 
Fehlarteile. Ein 
Kommentar zur 2. 
Auflage der Wehr- 
machtansstellung des 
Hamburger Instituts 
für Sozialforschung, 
Leopold Stocker, 


Graz 2003, S. 117 ff. 


12 Katalog zur 2. 
Auflage der Wehr- 
machtausstellung, 
Ss. 327. 

3 SCHEIL, AAO. 
(Anm. 11), s. 123. 


1 Bogdan MUSIAL, 
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Massaker 1941 in Sambor und Dubno, Drohobycz, 
Czortköw und Zloczöw 


nfang Juni 1941 saßen im europäischen Teil der UdSSR in so- 
N Gefängnissen über 500000 politische Gefangene ein, etwa 
200000 davon in den westlichen Grenzbezirken. Die Gefängnisse unter- 
standen zu dieser Zeit dem Innenministerium unter BERIJA und wurden 
vom Volkskommissariat für Inneres< (NKWD) verwaltet. Die Haft- 
bedingungen waren katastrophal, Häftlinge hatten nicht nur Hunger, über- 
füllte Zellen, Schmutz und Ungeziefer zu ertragen, sondern auch Schläge 
und Folter. Die Folge waren Krankheiten und hohe Todesraten. 


»Die wahre Hölle aber begann am 22. Juni 1941«, berichtet MUSIAL., als 
um 3 Uhr morgens die Wehrmacht die Grenze zur Sowjetunion über- 
schritt: »Die deutsche Front rückte schnell vor. An der sowjetischen Front 
und im rückwärtigen Gebiet herrschte Chaos. Ein geordneter Rückzug 
und planvolle Evakuierung waren unmöglich. — Nach geltenden Richtli- 
nien sollten im Fall eines Krieges alle Häftlinge aus den gefährdeten Ge- 
bieten ins Landesinnere gebracht werden. Im Chaos der ersten Kriegsta- 
ge erwies sich das als unmöglich. So wurden Gefangnisse in unmittelbarer 
Grenznähe überraschend von den Deutschen besetzt und ihre Insassen 
befreit. Es handelte sich dabei um Gefangnisse in Lomza, Bialystok, Brest, 
Grodno und Baranowicze. Lediglich in Przemysl war ein Teil der Häft- 
linge bereits fortgeschafft worden. Insgesamt wurden 13000 Häftlinge 
von den Deutschen befreit. Nach der sowjetischen Lesart handelte es 
sich dabei meist um Klassenfeinde«. Am 24, Juni 1941 erteilte BERJJA 
einen Geheimbefehl, alle >konterrevolutionären Elemente* unter den Ge- 
fangenen zu erschießen. Es war das Todesurteil für Abertausende. In 
den meisten Gefängnissen im Baltikum, Weißrußland, in der Ukraine 
und in Bessarabien (Moldawien) kam es in diesen Tagen zu Massakern 
an wehrlosen Gefängnisinsassen.«! Sowjets waren die Täter, 


Im Stadtgefängnis in Sambor wurden MUSIAI. zufolge »etwa 600 Per- 
sonen ermordet. In Dubno hielt man am Vorabend des Krieges unge- 
fähr dieselbe Anzahl Gefangener fest, vor allem Polen und Ukrainer. 
NKWD-Männer begannen die Gefängnisinsassen in der Nacht vom 23. 
auf den 24. Juni 1941 zu liquidieren. Sie gingen von Zelle zu Zelle und 
schossen mit automatischen Waffen auf die Häftlinge, manchmal warfen 
sie Handgranaten in die Zellen. Die Überlebenden töteten sie mit Fang- 
schüssen oder erstachen sie mit dem Bajonett. Auf diese Weise wurden 
etwa 550 Menschen (Männer, Frauen und auch Kinder) massakriert. Nur 
einzelne Häftlinge haben wie durch ein Wunder überlebt, etwa die junge 
Ukrainerin W. PETRENKO, mit sechs Schußwunden und zwei Bajonettsti- 
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chen. - Die Täter hatten keine Zeit, ihre Spuren zu beseitigen. Einheimi- 
schen wie deutschen Soldaten bot sich ein grauenvolles Bild. Ein deut- 
scher Soldat schrieb in einem Brief: >Wie Ihr durchs Radio gehört habt, 
haben die Banden im Dubnoer GPU-Gefängnis viehisch gehaust. Ich 
bin dort gewesen und werde es später berichten, wenn ich mal zu Hause 
bin. Worte kann man für so etwas nicht finden. Berge von ukrainischen 
Frauen und Kindern liegen dort.«<? 

»In Gefängnissen, die von der Grenze weiter entfernt lagen, wie in 
Tarnopol, Zloczöw, Czortköw und Drohobycz hatten die Täter mehr 
Zeit«, berichtet MUSIAL. »In Drohobycz fanden die Angehörigen der Ver- 
hafteten nach der Flucht der sowjetischen Einheiten im Gefängnis nur 
vier Überlebende. An die 200 Leichen befanden sich im Keller. Im In- 
nenhof entdeckte man ein Massengrab mit etwa 200 Leichen, das mit 
Kohlenhaufen getarnt war. Einige Tage später fand man ein weiteres 
Massengrab auf dem jüdischen Friedhof mit etwa 300 Toten, darunter 
zwei deutschen Fliegern. Später entdeckte man noch weitere Massengrä- 
ber in den umliegenden Wäldern. Eines wurde erst 1990 gefunden. 

Ahnliches ereignete sich in Czortköw, wo Anfang]Juni 1941 etwa 1300 
Gefangene einsaßen. Nach der Flucht der sowjetischen Einheiten eilten 
die Einwohner in das Gefängnis, um nach Angehörigen zu suchen. Das 
Gefängnis war anscheinend leer. Im Keller fand man die ersten Leichen. 
Auch im Innenhof entdeckte man Massengräber, die mit frischen Blu- 
menrabatten getarnt waren. Nach NKWD-Angaben wurden in Czott- 
köw 890 Häftlinge getötet, 64 Kriminelle aber freigelassen und der Rest 
fortgeschafft.«! 

»Als die sowjetischen Einheiten Zloczöw verlassen hatten, liefen die 
Einwohner zur Zitadelle, wo sich das NKWD-Gefängnis befand. In den 
letzten Tagen vor der Flucht hatte man hier, wie auch anderswo, laut 
arbeitende LKW- oder Traktor-Motoren gehört, aber auch Schüsse und 
Schreie, die sie eigentlich übertönen sollten. In dem Gefängnis fand man 
jedoch keine Häftlinge mehr. Bald entdeckte man jedoch im Innenhof 
und im Obstgarten, die zum Gefängniskomplex gehörten, drei notdürf- 
tig mit Rasen getarnte Massengräber. Die Zahl der Opfer belief sich hier 
etwa auf 700; die Leichen waren zum Teil stark verstümmelt. - Im Ge- 
fängnis in Gleboki wurden mindestens 1000 Häftlinge getötet.«* 

Ähnliches ereignete sich in zahlreichen Städten und Ortschaften der 
weißrussischen, ukrainischen und galizischen Grenzgebiete. Die Zahl der 
Opfer blieb weitgehend unbekannt. Für diese Massaker rächte sich die 
einheimische Bevölkerung nach Abzug des NKWD vielerorts an den 
Juden, denen die Zusammenarbeit mit den Sowjets angelastet wurde. 

Diese Ausschreitungen wurden nach Kriegsende unberechtigt der deut- 
schen Wehrmacht zugeschrieben. Andreas Naumann 
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Die Massaker von Jassy, Czernowitsch, 
Belcy und Kischinjow 1941 


uch im Süden der Ostfront, wo vor allem mit den Deutschen ver- 
At: rumänische Truppen im Juni 1941 in die Sowjetunion ein- 
drangen, ereigneten sich Massaker an den Juden, die unberechtigterweise 
lange Zeit der deutschen Wehrmacht angelastet wurden. Der jüdische 
US-Historiker Arno J. mayer berichtet in seiner Studie Der Krieg als Kreuz- 

darüber und stellt richtig »Im tiefen Süden der >Barbarossa<-Front 
verübten rumänische Soldaten und paramilitärische Faschisten ohne NS- 
deutsche Ermunterung oder Nachhilfe Massaker an Juden.«! »Von allen 
deutschen Satelliten leistete Rumänien den bei weitem größten militäri- 
schen Beitrag zur /Operation Barbarossa*. Da die Rumänen jedoch kei- 
nen Wert darauf legten, sich mit den begehrten Territorien auch 400000 
Juden zusätzlich ins Haus zu holen, liebäugelte man in Bukarest mit dem 
Gedanken, dieseJuden gewaltsam in andere, den Sowjets noch abzuneh- 
mende Gebiete zu deportieren. Das Massaker an den Juden von Jassy, 
das sich zeitgleich mit dem von Kaunas ereignete, war auf das engste mit 
dem Einfall in die Sowjetunion verknüpft. Jassy, Hauptstadt der Provinz 
Moldau, lag nur 20 Kilometer jenseits der Grenze des rumänischen Kern- 
landes. Von seinen 80000 Einwohnern waren mehr als die Hälfte Juden, 
Schon zwischen dem 22. und dem 29. Juni, als rumänische Truppen sich 
den Übergang über den Pruth erkämpften und nach Bessarabien ein- 
drangen, mußte Jassy mehrere Luftangriffe hinnehmen. Einheimische 
Aktivisten und Symphatisanten der Eisernen Garde verloren keine Zeit, 
die Juden von Jassy als aktive >Fünfte Kolonne* der Roten Armee hinzu- 
stellen. Die Spannungen eskalierten, und am 29. Juni schwärmten rumä- 
nische Soldaten und Polizeitruppen aus, trieben alle Juden, die sie finden 
konnten, zusammen und ließen sie zu Sammelpunkten marschieren, wo 
sie in Eisenbahnzüge geladen wurden... Abgesehen davon, daß schon 
bei der Treibjagd in den Straßen von Jassy Dutzende von Juden mißhan- 
delt und umgebracht wurden, starben nach Schätzungen zwischen 2000 
bis 4000 der Deportierten - es waren ausschließlich erwachsene männli- 
che Juden - auf ihrem qualvollen Transport den Erstickungstod.«? 


MAYER berichtet, daß mit dem Überschreiten der sowjetischen Gren- 
zen die Pogrome sich zu häufen begannen. »In der ersten Juliwoche kam 
es in mehreren größeren und kleineren Städten der Bukowina zu Pogro- 


1 Arno J. MAYER, Der Krieg als Krensgttg. Das Dentsche Reich, Hitlers Wehrmacht und 


die »Bnalösung«, Rowohlt, Hamburg 1989, S. 397 £. 
2 Ebenda, S. 398. 
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men, bei denen Hunderte von Juden den Tod fanden. Am 5. Juli war 
Czernowitsch an der Reihe, die Hauptstadt der Bukowina, von deren 
100000 Einwohnern die Hälfte Juden waren. Innerhalb weniger Tage 
wurden ungefähr 2000 Juden umgebracht. Hunderte weitere starben in 
den Wochen danach. ,. An den Schwerpunkten der rumänisch-sowjeti- 
schen Front, östlich des Pruth-Flußes in Bessarabien, blühte den jüdi- 
schen Gemeinden das gleiche Schicksal. In der Stadt und im Bezirk Belcy 
führten die Rumänen sich so brutal und barbarisch auf, daß etliche deut- 
sche Offiziere sich entsetzt zeigten (sic!) und um die Moral ihrer Truppe 
fürchteten. Am 17. Juli eroberten rumänische und deutsche Truppen 
gemeinsam die bessarabische I lauptstadt Kischinjow, die 130000 Einwoh- 
ner und einen jüdischen Bevölkerungsanteil von 60 Prozent hatte. Es ist 
nicht klar, wie viele Juden mit den abziehenden sowjetischen Truppen 
die Stadt verließen und wie viele von ihnen später doch noch in rumänische 
Hände fielen. Auf jeden Fall fürchteten die Juden. .. das Schlimmste. 
Und in der Tat ermordeten die Rumänen in den Wochen nach der Beset- 
zung der Stadt Tausende von Juden.«* MAYER nimmt an, dies könne in 
Absprache oder gar in Zusammenarbeit mit der SS-Einsatzgruppe D 
geschehen sein, was jedoch unwahrscheinlich ist, da die 11. Armee, der 
die Gruppe versorgungsmäßig unterstellt war, dieselbe schon vom ersten 
Tage an am >kurzen Zügel< führte. 

Interessant ist immerhin, daß weder MUSIAI, noch MAYER auch nur in 
einem dieser Fälle die direkte und beweisbare Mitwirkung der Deutschen, 
in dem Fall der SS-Einsatzkommandos, erwähnen, die ihren eigenen E- 
Meldungen-UdSSR zufolge die Einwohner zu Racheakten und Pogro- 
men aufgestachelt haben wollen. Die Masse der Ausschreitungen hatte 
offenbar bereits stattgefunden, bevor die SS eintraf. Im baltischen, weiß- 
russischen und ukrainischen Frontbereich erhob sie nach ihrer Ankunft 
allerdings ausgedehnte Nachforschungen mittels Verhören und Proto- 
kollen, um anschließend ihrerseits die Verdächtigen auszuschalten. Wa- 
ren es erst die Roten, die aus politischen Gründen getötet hatten, so 
griffen dann die SS-Einsatzgruppen mehr oder minder unter dem An- 
schein des Justizvollzuges Verdächtige sowie Juden auf. Die Wehrmacht 
aber - und das ist hervorzuheben - blieb bei al’edem unbeteiligt. 

Weder von Mitwirkung noch von Billigung der Wehrmacht im Zu- 
sammenhang mit den Pogromen ist bei oben genannten Historikern die 
Rede - schr zum Unterschied anderer, oft deutscher Quellen, die sich 
zumeist auf fragwürdige und unbewiesene Behauptungen abstützen. Man 
sollte endlich aufhören, die damaligen Interessen der Wehrmacht mit 
denen der politischen Polizei HIMMLERS ZU verwechseln, denn erstere hatte 





3 MAYER, ebenda, S. 399 ff. 
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Wiederkehrende Bil- 
der in den ersten 
Wochen des (Unter- 
nehmens Barbaros- 
sa‘. In vielen Ort- 
schaften haben 
einheimische Natio- 
nalisten bereits 
Racheaktionen an 
Juden vollzogen, 
als die deutsche 
Wehrmacht eintrifft. 
Das Foto (Bundesar- 
chiv Koblenz) zeigt 
litauische Nationali- 
sten mit gefangenen 
Juden. 


damals anderes zu tun. Doch soll nicht unerwähnt bleiben, unter welch 
schweren seelischen Belastungen die deutschen Truppen gestanden ha- 
ben, als sie allenthalben auf Spuren des Wütens der Sowjets stießen und 
meistens zu spät kamen, um die gefangenen Opfer, darunter oft auch 
Wehrmachtangehötige, insbesondere Flieger, zu retten. 

Bei Erwähnung letzteren Umstands wird verständlich, daß das deut- 
sche Heer in Fällen, bei denen die SS-Einsatzgruppen aufgrund ihrer 
Untersuchungen zu Strafaktionen schritten, keine Einwände erhob, je- 
dem Befehlshaber schien einleuchtend, daß die vorgefundenen Über- 





3 2. 


griffe und Massaker sicherheitspolizeilich aufgearbeitet und mit Strafe 
belegt werden mußten."! 

MAYERS Ergebnis ist dann: »Es war ein ebenso zweifelsfreies wie omi- 
nöses Faktum, daß während der ersten fünf Wochen der »Operation Bar- 
barossa* mehr Juden umgebracht oder in den Tod geschickt wurden als 
in den vorausgegangenen 22 Monaten seit Kriegsausbruch im Septem- 
ber 1939. Aber obwohl, wie wir gesehen haben, die Wehrmacht und die 
Einsatzgruppen die Bedingungen für eine solche Mordorgie schufen, 
waren sie weder ihre Hauptinitiatoren noch maßgeblich an ihrer Ausfüh- 
rung beteiligt. In der ersten, siegüberzeugten Phase der »Operation Bar- 
barossa* kam es zu Massakern an den Juden eher aus spontanen Pogro- 
men heraus als aufgrund amtlicher Weisungen oder Planungen für die 


* Andreas NAUMANN, Freisprach für die Deutsche Wehrmacht. Unternehmen Barbaros- 
sas ernent auf dem Prüfstand, Grabert, Tübingen 2005, S. 409, 
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systematische Ausrottung einer ganzen Bevölkerungsgruppe. Die Haupt- 
täter waren fanatische antisowjetische Letten, Litauer, Esten, Ukrainer 
und Rumänen, denen einerseits der Kreuzzugs-Feldzug gegen die So- 
wjetunion und andererseits die beträchtlichen Restbestände einer aitein- 
gewurzelten Judenfeindlichkeit für ihre eigenen ultranationalistischen po- 
litischen Ziele gerade recht kamen. Ihr Hauptziel bestand nicht darin, 
Juden umzubringen; es war vielleicht nicht einmal eines ihrer vordring- 
lichsten Anliegen,«° 

Mit diesen Feststellungen steht maver allerdings im Widerspruch zu 
früheren Behauptungen Raul HilberGs, der ebenso wie Helmut Kraus- 
nick; und andere für die oben dargelegten Übergriffe an den Juden vor 
allem die SS-Einsatzgruppen verantwortlich macht. Verständlicherweise 
stößt MAYER damit auf breite Kritik. Peter LONGERICH führt dazu aus: 
Das Buch von Arno J. mayE.r habe »bereits bei Erscheinen der engli- 
schen Ausgabe außerordentlich scharfe, ja wütende Rezensionen hervor- 
gerufen. Zum einen werden bestimmte Behauptungen mAYF.Rs, so seine 
Darstellung der Pogrome und die behauptete Zurückhaltung der Ein- 
satzgruppen in der Anfangsphase, zurückgewiesen. .. Zum andern wird 
sein Versuch der Historisierung und die ihm zugrunde liegende Analyse 
der Grundintensionen nationalsozialistischer Politik als falsch und irre- 
führend abgelehnt«.° Wir fügen dem jedoch hinzu, daß nahezu alle Er- 
gebnisse der MAYERschen Analyse, die im Jahre 1988 erschien, später 
von den polnischen und ungarischen Untersuchungsausschüssen sowie 
von der Wissenschaft bestätigt wurden." 

Das bedeutet, daß die deutsche Wehrmacht für diese Judenpogrome 
nicht verantwortlich war, sondern daß sie von einheimischer Bevölke- 
rung verübt wurden. Andreas Naumann 


5 MAYER, aaO. (Anm. 1), 8. 400 f. 
6 Peter LONGERICH,»Vom Massenmord zur >Endlösung« in: Zwei Wege nach Mos- 
kau — Die Erschießung von jüdischen Zivilisten in den ersten Monaten des Ostfeldzuges im 
Kontext des nationalsozialistischen Judenmords, Piper, München 1991, S. 252 £. 

Siehe auch Stephane courro1s, Schwarzbuch des Kommunismus, Piper, München 
1998, S, 402 ff. 
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Pogrome in Luzk oder anderswo in Polen 
und in der Ukraine 


as von dem polnischen Historiker Bogdan MUSIAI. geschilderte Mas- 
II: in Lemberg (s. Beitrag Nr. 578, »Die LembergerJuden-Massa- 
ker 1941«) war keine Ausnahme: 

»Ähnliche Bilder boten sich den Angehörigen des deutschen Heeres 
in zahlreichen Städten und Ortschaften, die sie Ende Juni 1941 kämp- 
fend erstürmten. In Luzk hielten die Sowjets über 2000 Gefangene im 
örtlichen GPU-Gefängnis fest, vor allem Polen und Ukrainer. Am 22. 
Juni wurde die Stadt und damit auch das Gefängnis beschädigt. Die Ge- 
fangenen versuchten, sich zu befreien. Das Bewachungspersonal trieb 
sie mit Maschinengewehrfeuer in die Zellen zurück, viele wurden dabei 
getötet. Am 23. Juni befahlen ihnen die Aufseher, die Zellen mit persön- 
lichem Gepäck zu verlassen. Die Ukrainer hatten sich auf einem Hof, 
die Polen auf einem anderen zu versammeln. Nachdem sie in Reihen 
aufgestellt waren, wurden sie mit Maschinengewehrfeuer und Handgra- 
naten getötet. Ein Überlebender berichtet: >Blut floß in Strömen. Lei- 
chenfetzen flogen durch die Luft.< Nach etwa einer Stunde stellten die 
NKWD-Täter das Feuer ein und befahlen den Überlebenden, sich in das 
Gefängnisgebäude zurückzubegeben; die Verletzten töteten sie mit Pi- 
stolen, Auf dem »ukrainischem Hof überlebten wahrscheinlich nur 11, 
auf dem >polnischen< Hof zwischen 50 und 70 Gefangene. Am nächsten 
Tag mußten die Überlebenden die Leichen vergraben. — 

Das war aber nicht das Ende des Schreckens. Wie sich der Zeitzeuge 
Mieczyslaw OGRODÖWCZYK erinnert, erschienen die sowjetischen Täter 
bald wieder und forderten die Überlebenden auf, die Zellen zu verlassen: 
>Halb betrunken fuchtelten sie mit den Pistolen und brüllten >bysirg, by- 
strj< (schneller, schneller). Ich begriff: Sie hatten einige am Leben gelas- 
sen, damit sie die Leichen beseitigten. Nach getaner Arbeit sollten nun 
auch wir getötet werden. Das ist das Ende. . . Plötzlich hören wir Schüs- 
se automatischer Waffen von draußen, wo die Ukrainer gestern hinge- 
metzelt wurden; dort ist der Haupteingang. ,. Der NKWD- Mann, der 
in der Zellentür steht, wirft die Pistole auf den Korridorboden und läuft 
weg. .. Zwei Kameraden heben mich zum Fenster hoch, ich klammere 
mich an die Gitter... ziehe mich hoch, um zu sehen, was los ist. Ich 
schreie: >Die Deutschen!* Meine Kameraden lassen mich los, ich stürze 
zu Boden. Ich stehe auf, versuche zu sprechen, ich kann nicht. Tränen 
stehen mir in den Augen. Endlich schreie ich unter Tränen: >Wir leben!* 
Die Überlebenden stürzen aus dem Gefängnis auf den >ukrainischen* 
Hof, wo sich die Deutschen befinden. Wir sind wahnsinnig vor Freude. 
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Sie ist so groß, daß wir >Heil Hitler!< schreien. ... Am nächsten Tag wurde 
ich freigelassen.««! 

Hierzu weiß KrAusnIck zu berichten, daß unter den Ermordeten auch 
die Leichen von zehn deutschen Soldaten gewesen seien. Zur Vergeltung 
für die Ermordung der deutschen Soldaten habe das Sonderkommando 
4a der SS-Einsatzgruppe C eine Anzahl Juden erschossen, die er mit 1160 
beziffert. Dabei beruft er sich auf die Ereignismeldung UdSSR Nr. 24 
vom 16, Juli 1941, die angibt, vor Ort sei ein Zug Ordnungspolizei und 
ein Zug Infanterie behilflich gewesen. Die Meldung ist insofern fragwür- 
dig, als weder über die Art der Behilflichkeit noch sonstwie nähere Anga- 
ben gemacht werden. Auch verlautet nichts über die Regimentsnummer 
der Infanterie-Einheit oder über Zugehörigkeit der Ordnungspolizei." 
Unter >Ordnungspolizei< verstand man SS-Polizeieinheiten, während für 
die Heerespolizei die Bezeichnung >Geheime Feldpolizei verwendet wur- 
de. Auch widerspricht die Anzahl der NKWD-Mord opfer derjenigen, 
die musıar angibt, der uns versichert, daß die Rachemorde der Einheimi- 
schen in diesem Raum nicht der Anzettelung durch die SS-Kommandos 
bedurften. Offenbar hat auch hier — wie an etlichen anderen Orten — die 
SS-Einsatzgruppe C alle Pogromopfer und Rachemorde unberechtigt auf 
ihr Erfolgskonto verbucht. Entsprechende Eintragungen im Kriegstage- 
buch der Heeresgruppe liegen jedenfalls nicht vor.' Andreas Naumann 


! Bogdan musıar,»Konterrevolutionäre Riemente sind zu erschießen«, in: Frank- 
furter Allgemeine Zeitung, 30.10. 1999. 

? Siehe Helmut Krausnick, Hitlers Einsatzgruppen. Die Truppe des Weltanschanungs- 

kerieges 1938-1942, Fischer, Frankfurt/M. 1998, S. 206. 

3 Siehe auch Andreas NAUMANN, Freispruch für die Deutsche Wehrmacht. Unterneh- 

men harbarossa< erneut anf dem Prüfstand, Grabert, Tübingen 2005, S. 404 ff. 
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Babij Jar - Ort des Grauens oder ein Mythos? 


m Internet-Wikipedia wird unter dem Stichwort >Babyn Jar< (ukrain.) 


oder >Babij Jar< (russ.) der deutschen Wehrmacht (pauschal) ein Mas- 
senverbrechen angelastet. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, nachzu- 
prüfen, ob 

a) tatsächlich ein solches Verbrechen bei Babij jar stattgefunden hat 
und, wenn ja, wie, 

b) die Wehrmacht offiziell daran beteiligt war und 

c) die angegebene Zahl der Opfer stimmt und wie sie belegt ist. 


Im Wikipedia-Beitrag heißt es zu >Babyn Jan: »Kriegsverbrechen. Hier 
wurde ein Massenmord an der jüdischen Bevölkerung durch deutsches 
Militär während des Zweiten Weltkriegs verübt, nachdem die Wehrmacht 
und die SS in Kiew einmarschiert waren. Beteiligt waren Wehrmacht, 
Angehörige des SD, der Polizei, der Geheimen Feldpolizei und des Son- 
derkommandos 4a (befehligt von SS-Standartenführer Paul BLOBEL) der 
Einsatzgruppe C (angeführt von SS-Brigadeführer Otto RASCH), die für 
die sogenannten Exekutivmaßnahmen gegen die Zivilbevölkerung zu- 
ständigwar. Entsprechend dem Einsatzbefehl der Einsatzgruppe Nr. 101 
wurden 33771 Juden bei Babynjar am 29. September und 30. Septem- 
ber 1941 systematisch durch Maschinengewehrfeuer ermordet. Die Wehr- 
macht leistete hier nicht nur logistische Beihilfe, indem sie die Stadt und 
die SS absicherte und nach dem Massaker Teile der Schluchtwände spreng- 
te, um mit dem abgesprengten Schutt die Leichenberge zu verstecken. 
Bis zum 12. Oktober wurden insgesamt 51 O000Juden ermordet. Die Hab- 
seligkeiten der ermordeten Menschen wurden in einem Lagerhaus auf- 
bewahrt und an Wehrmachtssoldaten verteilt.. .« 

Auf der Web-Seite der ukrainischen Botschaft (www.botschaft- 
ukraine.de) heißt es sogar: »Im Sommer 1943 haben die Nazis alles ge- 
tan, um die Spuren ihrer Verbrechen zu verwischen. Leichen wurden 
ausgegraben und verbrannt, Knochen zersplittert und die Asche im Winde 
verweht. Daher fallt es heute schwer, genaue Opferzahlen festzustellen. 
Die Forscher vermuten, daß in Babynjar ca. 260000 Menschen das lie- 
ben genommen wurde.« 


Verhalten der Wehrmacht in der Ukraine 


In einem Befehl des Befehlshabers des rückwärtigen Heeresgebiets Süd 
vom 1. September 1941, NOKW-2594, heißt es: »Es mehren sich die 
Fälle von Übergriffen gegenüber der Zivilbevölkerung durch Wehrmacht- 
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angehörige... In letzter Zeit sind auch Fälle vorgekommen, daß Solda- 
ten und auch Offiziere selbständig Erschießungen von Juden vorgenom- 
men oder sich daran beteiligt haben.« 

Nach dem Hinweis, daß »Exekutivmaßnahmen« allein unter die Zu- 
ständigkeit von SS und Polizei fallen, heißt es in dem Befehl weiter: 

»Die Truppe selbst erledigt auf der Stelle nur solche Landeseinwoh- 
ner, die feindseliger Handlungen überführt oder verdächtigt sind, und 
dies nur auf Befehl von Offizieren; dabei sind Kollektivrmaßnahmen an 
die Dienststellung mindestens eines Btls. Kdrs. [Bataillonskommandeurs, 
H. M.] gebunden. Irgendwelche Zweifel hierüber können nicht beste- 
hen, Jedes eigenmächtige Erschießen von Landeseinwohnern, auch von 
Juden, durch einzelne Soldaten sowie jede Beteiligung an Exekutivmaß- 
nahmen der SS- und Polizeikräfte sind daher als Ungehorsam minde- 
stens disziplinarisch zu ahnden, sofern nicht gerichtliches Einschreiten 
notwendig ist.«! 

Aus diesem Befehl ergibt sich dreierlei: 

1. Es hat Übergriffe und Verbrechen einzelner Wehrmachtangehöfti- 
ger gegeben. Soldaten waren passive Zeugen von Ermordungen. 

2. Die Wehrmachtführung distanzierte sich ausdrücklich von Tötungs- 
aktionen und verbot sie allen Soldaten ausdrücklich. 

3. Es fanden Exekutivmaßnahmen durch die SS {nicht Waffen-SS!) 
und HF.vDrichs Polizeieinheiten statt. 

In diesem Zusammenhang sind auch die Vorgänge von Kiew zu beur- 
teilen. 


Der Fall Kiew 


Am 19. September 1941, als Kiew von deutschen Truppen eingenom- 
men wurde, traf das Kommando 4a der Einsatzgruppe C unter dem 
Kommando von Paul BLOBEL dort ein.- Am 24. September gelang es 
Partisanen, im historischen Zentrum Kiews durch Sprengminen eine 
Feuersbrunst zu entfachen, dutch die der Stadtteil vollkommen nieder- 
brannte. Dabei sprengten die Partisanen auch das >Hotel Continentak, in 
dem sich das Etappenkommando der 6. Armee befand. Die Sprengfallen 
waren von den Sowjets vor ihrem Abzug angelegt worden. 

Hauptmann Dr. Erich Koch berichtete nach Berlin: >Der Brand von 
Kiew (24.-29. Sept. 1941) hat genau die Mitte, d. h. den schönsten und 
repräsentativsten Teil der Stadt mit den beiden größten Hotels, der Haupt- 
post, dem Funkhaus, dem Telegraphenamt und einigen Warenhäusern 
zerstört. Betroffen ist ein Areal von rund 2 qkm. Obdachlos sind etwa 
50000 Menschen. Sie wurden notdürftig in verlassenen Quartieren un- 
tergebracht. .. Die Minengefahr ist noch immer nicht behoben. Nach 
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1 Raul HILBERG, 

Die Vernichtung der 
europäischen Juden, dt. 
Olle u. Wolter, 
Berlin 1982, S. 341 £. 


2 RSHA-A-1, 
Ereignismeldung 

USSR Nr. 97, 28. 9. 

1941, NO-3145. 


Die Kiewer Kresh- 
schatik-Straße am 24. 
September 1941, iri 
der sich das Hotel 
iContinental, das 
deutsche Hauptquar- 
tier, befand. 


3 Ereignismeldung 
Nr. 101 vom 2. 10. 
19-11. 





Meldungen der Pionieroffiziere wurden mindestens 10000 Minen bisher 
entschärft, darunter eine große Zahl in den Außenbezirken der Stadt wie 
: Er ne en Hauptbahnhof, Zivil flug- 
hafen usw. und im takti- 
schen Vorgelände. In ein- 
zelnen Gebäuden (auch in 
Museen) wurden 3'/,Ton- 
nen Sprengstoff in tech- 
nisch vorbereiteten Minen- 
kammern vorgefunden... 
Die Explosionen und der 
Brand hatten hohe Verluste 
„ an Offizieren, Mannschaf- 
ten und Material zur Folge.« 
Die Folgen des Attentats 
waren verheerend. Der alte 
_ \ Stadtkern war zerstört, der 
BT nl n Do EZ Schaden und die Men- 
re” ac ZZ schenverluste, auch unter 
KERPEN AND rn. Torte der ukrainischen Bevölke- 
rung, übertrafen zum damaligen Zeitpunkt jede Vorstellung: über 3000 
Tote. Um das Ausmaß des Verbrechens zu ermessen, muß man sich vor 
Augen halten, daß das zerstörte Areal etwa 1000x2000 Meter maß. Da- 
mit wird der Fall vergleichbar mit dem Anschlag vom 11. September 
2001 in New York. Die Empörung war so allgemein und der Ruf nach 
Bestrafung der Schuldigen so drängend, daß es kaum einen Zweifel gab, 
hier müsse ein Exempel statuiert werden. Die beklagenswerte Folge gip- 
felte in einer Repressalie, deren Verhältnismäßigkeit alles bislang Dage- 
wesene übertraf. 

Auf Befehl des Höheren SS- und Polizeiführers (HSSPF) der Heeres- 
gruppe Süd, des Obergruppenführers JECKELN, kam es zu »Vergeltungs- 
maßnahmen«, zu Geiselerschießungen. Diese wurden durch das Sonder- 
kommando 4a der Einsatzgruppe C sowie zwei Kommandos des 
Polizeiregiments Süd ausgeführt. Es soll sich um 33771? zumeist unbe- 
teiligte jüdische Zivilpersonen gehandelt haben, eine Maßnahme, die, wenn 
sie in diesem Ausmaß erfolgt sein sollte, das Recht der Repressalie ins 
Maßlose überdehnt hat. 

Nach der damaligen, völkerrechtlich gedeckten Maßnahme der Geisel- 
erschießungen nach Anschlägen auf die Truppe lautete das Verhältnis 
1:10. Da über 3000 Tote nach dem Attentat gezählt wurden, hätte das 
über 30000 Geiselerschießungen bedeutet. In diesem Sinne hat die Ein- 
satzgruppe die Zahl 33771 gemeldet. Doch es gibt keinen Beleg dafür, 
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daß so viele Geiseln tatsächlich erschos- 
sen wurden - schon gar nicht in Babjj 
Jar in der Nähe Kiews, Insofern muß 
geklärt werden, ob die Berichte und Be- 
hauptungen über Babij Jar zutreffen - 
zumal dieser Ort in dem umfangreichen 
Buch von Raul kıLsErG überhaupt nicht 
vorkommt. Der symbolträchtige Name 
>Babjj Jan wird in den wenigsten Enzy- 
klopädien erwähnt, auch nicht in der 
Brockhaus-Enzyklopädie von 1970. Eine 
Auswertung der zahlreichen Luftaufnah- 
men, besonders die von John C. BALL, 
Air photo evidence, hat ergeben, daß das 
Gelände der Schlucht von Babij Jar im 
Zweiten Weltkrieg unversehrt geblieben 
ist. Weder das Gelände noch die Vegeta- 
tion zeigen Spuren menschlicher Eingrif- 
fe, Im Gegensatz dazu sind die Massen- 
gräber von Katyn auf Luftaufnahmen 
immer noch deutlich zu erkennen. 

Trotzdem schrieb Elie wıEser in sei- 
nem Buch Paroles d'etranger, ein Augen- 
zeuge* habe ihm berichtet, daß in Babjj 
Jar der Boden über den Tausenden zu- 
geschütteten Leichen »monatelang beb- 
te« und »von Zeit zu Zeit Blutfontänen 
hervorschossen«, was schon wegen der 
Blutgerinnung und auch aus physikali- 
schen Gründen völlig unmöglich ist. 
Dazu schrieb Joachim HOFFMANN: »Ba- 
bij Jar mußte in der Sowjetunion dazu 
herhalten, um Katyn, und Katyn mußte 
dazu herhalten, um Babij Jar glaubwür- 
dig zu machen.« 

Was die Praxis der Ereignis meidungen 
betrifft, so hatten die Einsatzgruppen die 
ehrgeizige Praxis entwickelt, nach oben 


+ Viele »Augenzeugen*, die bei Nürnberger 
Prozessen Verbrechen Deutscher beeideten 
und diese an den Galgen brachten, erwie- 
sen sich später als Lügner und Meineidige. 





So wurde die Mordstätte Babij Jar in der Anti-Wehrmacht 
ausstellung vorgestellt. Das untere Foto zeigt, 
wie das Massengrab planiert wurde, 
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Anhand dieser Luft- 
aufnahme vom Tal 


von Babij Jar, entstan- | 


den am 26. September 
1943, hat der kanadi- 
sche Luftbild- 
archäologe John C. 
BALL nachgewiesen, 
daß weder die Topo- 
graphie noch die 
Vegetation durch 
menschliche Eingriffe 


gestört wurde. Kein # 


Teil des Tales Babij Jar 
wurde anscheinend in 
den Kriegsjahren bis 
zur sowjetischen Wie- 
derbesetzung größe- 
ren topographischen 
Veränderungen unter- 
worfen. 


"Joachim Horr- 
MANN, Stalins 
Vemichtungskrieg 
1941-1945, \Wehr- 
wissenschaften, 
München 1995. 

Dr. HOFFMANN, 
wissenschaftlicher 
Direktor des 

Mili tärgesc hich tli - 
chen Forschungs- 
amtes der Bundes- 
wehr, hatte die 
Fakten an Hand 
sowjetischer 
Unterlagen ermit- 
telt, die im Bundes- 
archiv-Militärarchiv 
Freiburg/Br,- 
Potsdam aufliegen, 
und in seinem Buch 
veröffentlicht. 
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möglichst hohe Zahlen über getötete Gegner zu melden und den An- 
schein zu erwecken, daß es sich um eigene Erfolge handele. Doch bis 
Mitte August blieb ihnen meist nur die legale Polizeiarbeit und die Parti- 
sanenbekämpfung. Denn sowohl im Baltikum als auch in der Ukraine 
hatten Nationalisten und der Volkszorn ganze Arbeit geleistet. Sie nah- 
men Rache an sowjetischen Funktionären, meist Juden, für die bestiali- 
schen Verbrechen der Sowjets vor deren Abzug. So konnten die Einsatz- 
gruppen hohe Zahlen Getöteter melden, wobei sie verschwiegen, auf 
wessen Konto sie gingen. Nach dem Krieg wurden mit diesen Opfern 
das deutsche Schuldkonto belastet, wozu man auch die im Partisanen- 
kampf umgekommenen Juden zählte. 

Wie für die Opfer von Auschwitz, existieren weit auseinanderliegende 
Schätzungen über die tatsächliche Anzahl der hingerichteten Geiseln. 
Der inzwischen verstorbene Dr. Joachim norrmann; berichtete, daß der 
polnische Wissenschaftler Marek woıskı in einer von der >Societe 
d’histoire polonaiser in Stanford (Cf) herausgegebenen Studie Le massacre 
de Baby Jar die verschiedensten Opferzahlen miteinander verglichen und 
festgestellt hat, daß sie zwischen 3000 und 300000 schwanken: 


300000 Opfer nannte Vitalis KOROTYCH, sowjet-ukrainischer Heraus- 
geber des Magazins Ogonyok, Angehöriger des KGB, am 23. April 1990 
vor dem kanadischen »Institute of International Affairs< in Toronto. 
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100000 behauptet die Eneyclopedia]ndaica (Ausgabe Jerusalem 1971). 

50000 (bis 70000) nennt die Bolsaja sovetskaja encychopedija (Ausgabe 
Moskau 1970). 

10000 Todesopfer verzeichnet das Grand dictionnaire encyclopedique La- 
ronsse (Ausgabe Paris 1982), und >ur< noch 

3000 hat die Encyclopedia of Ukraine (Ausgabe Toronto 1988) gezählt. 


Die letzte Zahl kommt wahrscheinlich der Wirklichkeit am nächsten. Aber 
wie dem auch sei, es handelt sich hier nicht um eine Judenvernichtungs- 
aktion, sondern um eine legale Repressalie der Besatzungsmacht. Hier 
sei noch einmal an den 11. September 2001 erinnert. Die seitdem von 
den USA ergriffenen Repressalien im Irak und in Afghanistan haben inzwi- 
schen Zehntausende mit dem Leben bezahlen müssen, darunter viele un- 
schuldige Zivilisten. 

Unabhängig davon, daß in vielen Fällen von Verbrechen, die Deut- 
schen zur Last gelegt wurden und noch werden, die Sowjets mit Billi- 
gung starıns die Verantwortlichen waren, muß andererseits ganz klar 
festgehalten werden, daß es im rückwärtigen Gebiet der Ostfront seit 
Mitte August 1941 zu Massenexekurionen von Juden durch SS-Einsatz- 
gruppen kam. Allerdings schwanken auch hier die geschätzten Zahlen 
beträchtlich. Außerdem ist zwischen gezielter Judenvernichtung und völker- 
rechdich gedeckter Bekämpfung der Partisanen zu unterscheiden, da Ju- 
den am völkerrechtswidrigen Partisanenkampf wesentlich beteiligt wa- 
ren. Dies wird auch von Raul HıLserc und anderen bestätigt und als 
Ausdruck jüdischen Widerstandes und Kampfgeistes gegen den Feind 
gewertet. Der jüdische Historiker Arno Lustiger, Überlebender von 
Auschwitz und Buchenwald, schrieb in seinem 1990 erschienenen Buch 
Vom Widerstand der]Juden 1933-1945-. »Die Juden waren die Pioniere des 
Partisanenkampfes.« 


Die sowjetischen Partisanen brüsteten sich damit, rund 500000 Deut- 
sche umgebracht zu haben. Umgekehrt sind viele jüdische Partisanen bei 
ihrer Bekämpfung Opfer ihrer heimtückischen Kampfesweise geworden. 

Obwohl der Mythos Babij Jar bis heute wissenschaftlich ungeklärt blieb, 
beteiligte sich die ehemalige Präsidentin des Deutschen Bundestages Rita 
süssMmuTH anläßlich der Fünfzig-Jahr-Gedenkfeier am 5. Oktober 1991 
mit einer Rede. Dabei sagte sie unter anderem: »Baby Jar ist eine Städte 
schrecklicher Erinnerung, ein Ort des Grauens und - für uns Deutsche - 
der Scham und nicht tilgbarer Schuld.« 

Über die alles auslösende Schuld der Attentäter von Kiew und deren 
deutsche Opfer verlor sie kein Wort, ebenso wenig darüber, daß hier kein 
Verbrechen vorlag, sondern das grausame Gesetz des Krieges waltete, 
nachdem die Partisanen die Büchse der Pandora geöffnet hatten. 

Hans Meiser 
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6 Ab etwa 30 
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Andrej wrassow, 


Meutereien und Aufstände der Ost-Legionen 
in der Wehrmacht 


n der deutschen Wehrmacht haben im Zweiten Weltkrieg rund andert- 
halb Millionen russischer Freiwilliger gedient.! nırLer hatte zunächst 
die Aufstellung dieser Osttruppen mißtrauisch beobachtet, da ihr Ober- 
kommandierender General Andrej wrassow die Bildung einer russischen 


| Regierung und die Formierung einer ihr unterstehenden russischen Ar- 
| mee anstrebte.?” Offiziell verwendete wr.assow den Begriff »Russische 


Befreiungsarmee< (ROA) als Sammelbezeichnung für alle auf deutscher 
Seite in irgendeiner Form organisierten Soldaten russischer Volkszuge- 
hörigkeit im Unterschied zu den nationalen Legionen der Minderheiten- 
völker. Gemeinsam war allen diesen Verbänden der Haß auf srarıns 
Terrordiktatur. Getrennt waren sie durch interethnische Spannungen, etwa 
die zwischen Russen und Tschetschenen. 

Oft wurde nırLer der Vorwurf gemacht, den Einsatz der Osttrup- 
pen, insbesondere der Kosaken, lange verzögert zu haben. Nachfolgend 
soll aufgezeigt werden, in welchem Maße seine Bedenken doch berech- 
tigt waren und durch die späteren Ereignisse bestätigt wurden. Insofern 
ist eine Richtigstellung vorzunehmen,? Das gilt nicht für die Kosaken- 
verbände. 

Ab 1943 häuften sich Desertionen der russischen Freiwilligen, oft ver- 
bunden mit Überfallen auf ihre deutschen Waffenbrüder. Sie verrieten 
dann zudem dem Feind die Lage der deutschen Stellungen, den Standort 
der Geschütze, Gefechtsstände, Fernsprecher und Funker.* 

HITLERS Verbot des Ausbaus der freiwilligen russischen Truppen wur- 
de an der Front weitgehend übergangen. Als immer mehr ROA-Soldaten 
zu den Partisanen desertierten, beschloß die deutsche Führung, alle zu- 
verlässigen russischen Einheiten nach Frankreich, Holland, Italien oder 
auf den Balkan zu verlegen und sie dort gegen lokale Widerstandsbewe- 
gungen einzusetzen. Die unzuverlässigen Einheiten wurden aufgelöst.’ 


! Joachim HOFFMANN, Die Wlassow-Armee, Freiburg 1984, S. 421 ; Franz W. sEiD- 
IER, Die Wehrmacht im Partisanenkrieg, Pour-le-Merite, Selent 1999, S. 118; Oskar 
REILE, Der dentsche Geheimdienst im 2. Weltkrieg. Ostfront, München 1990, s. 409. 

2 HOFFMANN, ebenda, S. 15. 

3 Herbert KALTEN BAC HER, in: Nation <e& Europa, Nt. 3,2003,5.73 f. 

* Leon DEGRELLE, Die verlorene legion, K. W Schütz, Preußisch Oldendorf 1972, 
S. 230 f. 

5 Allan BULLOcK, Hitler und Stalin, Goldmann, München o, J,, s. 1078; Franz W. 
SEIDLER, Die Kollahoration, Herbig, München 1995, s. 118. 
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Alfred rrauenrern war Reichskommissar auf der Krim, wo die Zu- 
sammenarbeit der Besatzungmacht mit den Krimtartaren ausgezeich- FELD, Und trage keine 
net war. Die Einheimischen wurden mit Waffen verschen, um die Parti- Rew', Druffel, Leoni 
sanenangriffe abzuwehren. Diese Freiwilligen hatte man unklugerweise 
auf HITLER vereidigt, woraufhin die Sowjetpropaganda sie als Hochver- 
räter beschimpfte und bedrohte. 

Es passierte da und dort, daß eine solche Einheit ihre deutsche Rah- 
menmannschaft niedermachte und zu den Sowjets überlief/' 

Nach der Kriegswende Mitte 1943 wuchs HırLers Skepsis.'M Ein ehe- 
maliger Angehöriger des Wolga-Tatarischen-Bataillons 828 erinnert sich: 
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| Das Soldbuch eines 


Unteroffiziers der Tur- 
kestanischen Legion. 


‚ Angehörige der >Ost- 
 bataillonet erhielten 


Dienstgrade der 
Wehrmacht. Abbil- 
dung aus: Kriegsge- 
fangene, Droste, Düs- 
seldorf 1995. 


Rumänische Soldaten, 
die die Seiten ge- 


| wechselt haben, 


bei den Straßen- 
kämpfen um Budapest 
im Januar 1945. 


6 Alfred FRAUEN- 


1978, S. 228. 
7 Fritz BECKER, 
Stalins Blutspur durch 
Europa, Arndt, Kiel 
1995, S. 238; Franz 
W. SEIDLER, Die 
Kollaboration, aaO, 
(Anm. 5), S. 118. 


»Das deutsche Rahmenpersonal (rund 10 Prozent der Truppenstärke) 
bestand zwar überwiegend aus frontbewährten Soldaten, war aber auf 
den ständigen Umgang mit ganz andersartigen Menschen, die damals 
der Roten Armee angehört hatten und aus denen niemals preußische 
Grenadiere zu machen waren, nicht hinreichend vorbereitet und auch 
nicht auf besondere Eignung dafür ausgewählt worden. 

Die Ostlegionen konnten die Erwartungen ihrer Befürworter und För- 
derer nicht erfüllen, weil bei den Legionären die Freiwilligkeit nur be- 
dingt gegeben war. Die Bewaffnung und Ausrüstung entsprachen nicht 


dem neuesten deutschen Stand und bestanden weitgehend aus Beute- 
Russischer Freiwilliger material. 


von der kösakendivi= Die Zuverlässigkeit ließ nach, je länger der Krieg dauerte und je mehr 
sion der deutschen 


. sich die Gewichte zugunsten der Sowjetunion verschoben. Das führte 
Wehrmacht, Gemälde i 5 e 
von Olaf jonnan, aus: Unter anderem dazu, daß eines Tages der Chef der Stabskompanie die 
Mortimer navınson, mit seinen Legionären besetzten Stützpunkte auflöste, die dabei befind- 
Kunst in Deutschland lichen deutscben Gefreiten entwaffnen, ausziehen und fesseln ließ und 
1933-1945, Bd.2/1, in Richtung Rote Armee verschwand.«$ 
Eiepera .Mibingen Auch in der SS-Division >Dirlewanger< gab es neben Kriminellen fremd- 
1991. en 6 ; 

völkische Kompanien, von denen einige desertierten. Besonders die >Ost- 

muselmanen< waren sehr anfällig für die Überlaufpropaganda der Sowjets. 
Ein SD-Bericht erläuterte die Lage an einem Beispiel: »Das unter der 
Führung des SS-Obersturmführers aLımov stehende turkestanische Re- 





8 Rolf MICHAF]JS, 
Die Tapferkeits- und 


[A'erdienstaus“eichnun- 


fü BR giment No. 1 des W-SS-Verbandes Myjava hat am 25. 12. 1944 gemeu- 

gen TÜr Angehörige der : . . : 5 > 
Oswölker, Michaelis, tert und ist mit Teilen zu dem russischen Bandenführer >kwan< überge- 
1997. S. 10. laufen. Die Meuterei ist auf persönliche Differenzen des ALIMOV mit 

9 ed seinem Standartenführer Harun ALRASCHID zurückzuführen.«" 

KLAU sc H, Antifaschi- Im September 1944 brachten einige unter deutschem Befehl in Jugo- 

sten in SS-Umiform, slawien stadonierte Kaukasier ihre Offiziere um und liefen zu den Parti- 

Edidon Temmen, sanen über, !® 

a 1993, Der deutsche Abwehrchef Oskar rEıLE beschrieb, wie es dem sowje- 
. 432. 


tischen Geheimdienst ohne Mühe gelang, unzählige Soldaten der Roten 
! Nicolai TOLSTOY, Armee und Agenten in die deutschen Dienststellen einzuschleusen, um 
Die Verratenen von insgeheim Ausspähung zu betreiben - wie es HITLER befürchtet hatte.!! 
Jalta, Langen Müller, Den folgenschwersten Verrat beging jedoch wLassows General Sergej 
wi 2 Kusmitsch BUNJATSCHENKO in den letzten Kriegswochen. Schon an der 
wer Oder-Front weigerte sich BUNJATSCHENKO am 2. März 1945 angesichts 

Oskar REILE, aaO. der hohen Verluste, weitere Befehle von dem deutschen General BussE£, 
a 340% dem Oberbefehlshaber der 9. Armee, anzunehmen, und zog sich mit 


RE a seiner Division eigenmächtig nach Böhmen zurück. Er war auch nicht 
(Anm. 9) S. 932. bereit, sich der Heeresgruppe Mitte zu unterstellen, die Generalfeldmar- 


schall schorne£r befehligte. Vielmehr wich er dem Feind aus und zog 
sich nach Süden zurück. Sc HÖRN ER wollte daraufhin BUNJATSCHENKOS Vet- 
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band entwaffnen, was aber zu kriegerischen Auseinandersetzungen ge- 
führt hätte. Nur wegen fehlender Luftunterstützung gab ScCHÖRNER sei- 
nen Plan auf. 

Am 6. Mai 1945 griff BUNJATSCHENKO auf Seiten der Tschechen in den 
Prager Aufstand gegen die deutschen Besatzer ein und bekämpfte somit 
seine deutschen Waffenbrüder. Der Aufstand war unnötig, da die Deut- 
schen Prag bereits räumten.!? Die tschechischen Führer des Aufstands 
hatten BUNJÄTSCHENKOS Männern Asyl in der Tschechoslowakei verspro- 
chen, während die westlichen Alliierten jegliche Verhandlung mit der ROA 
ablehnten. wLassow war gegen diesen Verrat an Deutschland, doch ließ 
Ef BUNJATSCHENKO gewähren, ohne diesem seine Zustimmung zu geben.!! 

F.tne tschechische Jüdin legte Zeugnis über das Schicksal der ROA- 
Soldaten ab, die den Sowjets in die Hände fielen: »In den ersten Tagen 
nach dem 2. Weltkrieg arbeitete sie im Krankenhaus in der Prager Vor- 
stadt Motol. In dem Krankenhaus in Motol waren an die 200 verwundete 
WLASSOW-Soldaten hospitalisiert. Eines Tages kamen in das Kranken- 
haus sowjetische Soldaten. Sie waren mit Maschinenpistolen bewaffnet. 
Sie trieben die Ärzte und das Sanitätspersonal aus dem Gebäude heraus, 
betraten die Krankenzimmer, in denen nur schwerverwundete WLASSGW- 
Soldaten lagen, es ertönten knatternde, langandauernde Salven. Alle ver- 
wundeten Wuvssow-Soldaten wurden auf ihren Krankenbetten von so- 
wjetischen Schützen niedergemacht.«!" 

So wie in Motol wurde auch an anderen Stellen mit den ROA-Soldaten 
verfahren: Weit über 600 wurden in und um Prag grausam ermordet. 
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Am 4. Mai auf dem 
Weg nach Prag, von 
rechts; General Andrej 
wrassow, Generalma- 
jor Sergej K. BUNJAT- 
SCHENKO Und Oberst 


Igor K. sacHarow. 


12 Hugo PORTISCH, 
Hört die Signale, 
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sterium für Vertrie- 
bene, 1957, S. 57; 
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13 HOFFMANN, aaO. 
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14 HOFFMANN, 
ebenda, S. 244; 
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STEMR: »Russen 
kommen nach 
Prax«. 


B Nicolai roLstov, 
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16 F, GÜNTHER, 
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Militärisch war der Verrat BUNJATSCHENKos verhängnisvoll, weil seine 
Division den gesamten Westteil der Stadt Prag und eine breite Zone auf 
dem Ostufer der Moldau unter ihre Kontrolle gebracht hatte. Indem sie 
die Stadt in zwei Teile spaltete, verhinderte sie die Vereinigung der von 
Norden und Süden her angreifenden deutschen Entsatztruppen, Ohne 
das Eingreifen der 1. Division der ROA wäre es den Deutschen schon 
am 6, Mai 1945 gelungen, die westlichen Teile von Prag zu besetzen und 
den Aufstand am 7. Mai 1945 vollends zu unterdrücken. So ermöglichte 
BUNJATSCHF.NKOS Treuebruch es den Tschechen, die bekannten grausa- 
men Massaker an deutschen Zivilisten und Kriegsgefangenen in Prag zu 
verüben. Der zweimalige Verräter BUNJATSCHEnKo wurde dennoch spä- 
ter mit wıassowin Moskau gehängt. 

Aber auch bei den als zuverlässig geltenden Osttruppen, die an die West- 
front geschickt worden waren, kam es zu Deserdonen und zu Meutereien. 

In Italien holte das 1. Bataillon des 314. Regiments, von seinen russi- 
schen Offizieren ermuntert und angeführt, weiße Flaggen hervor und 
ging mit Waffen auf seine deutschen Befehlshaber los. Ein Turkmene 
namens rınıo tat sich im Appenin als ausgezeichneter Guerilla-Kämpfer 
gegen die deutsche Wehrmacht so sehr hervor, daß er von einem ameti- 
kanischen Divisionskommandeur einen Ehrenausweis erhielt. Photogra- 
phien im Imperial War Museum zeigen entkommene Russen, die im No- 
vember 1944 auf Seiten der Alliierten in Italien und Kreta kämpften. In 
Frankreich hörte der alliierte Nachrichtendienst bereits 1943, daß die 
armenischen Truppen »ihre Waffen gegen die deutschen Unterdrücker« 
zu wenden planten, sobald die Zeit hierfür reif werde. Nach der Lan- 
dung in der Normandie lief ein hoher Prozentsatz der 115000 in Frank- 
reich liegenden Russen, sobald es ging, zu EısEnHowers Streitkräften 
über.!5 

Bei den Kämpfen um das italienische Marzabotto stießen die Soldaten 
von Sturmbannführer r#eovsr auf Mongolen und Deserteure der ı62. 
turkestanischen Division.!® 

In Südfrankreich liefen ROA-Soldaten oft geschlossen zu der kom- 
munistischen R&sistance über.! Der Historiker CouDRY weist in Die so- 
wijetischen Lager in Frankreich nach, daß es unter den Maquisards mehr Ost- 
legionäre als Franzosen gab. Der Seitenwechsel bewahrte jedoch keinen 
von ihnen vor der späteren Auslieferung an die Sowjets. Am 13. Dezem- 
ber 1944 schloß sich der französische General pe sauLLE der anglo- 
amerikanischen Haltung an, die die Auslieferung aller sowjetischen Kriegs- 
gefangenen an srarın vorsah.!" 

Deren >Repatriierung< (150000 Gefangene) besorgten 300 NKWD- 
Offiziere. Charles pr GauLLE machte sich so eines schweren Verbrechens 
schuldig, da er wußte, daß diesen Überläufern nach schwerer Folter der 
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Tod durch Erhangen, Erschießen oder in den GULAG-Konzentrations- 
lagern bevorstand. 

Im südfranzösischen Villefranche-de-Rouergue kam es unter der Füh- 
rung von zwei kroatischen und zwei bosnischen Offizieren der 13. Waf- 
fen-SS-Gebirgsdivision >Handschar< in der Nacht vom 16. zum 17. Sep- 
tember 1944 zu einer Meuterei, wobei es den Meuterern gelang, fünf 
ihrer Offiziere zu erschießen. Der Aufstand ging von eingeschleusten 
kommunistischen Partisanen aus. Nach kurzem Feuergefecht wurde die 
Meuterei dank der entschlossenen Haltung des BataiOons-Imans Halim 
MALKOC niedergeschlagen. 34 Schuldige wurden erschossen, der Iman 
nach Auslieferung 1947 als Kriegsverbrecher von TITO verurteilt und 
erschossen. 

Ende 1944 zeigten sich bei den Bosniern die ersten Auflösungserschei- 
nungen: 1400 Männer wurden fahnenflüchtig, liefen aber nicht zum Feind 
über.!? 

Auf der holländischen Insel Texel lag das georgische Infanterie-Batail- 
lon 822, das aus 800 Georgiern und 400 Deutschen bestand. In der Nacht 
vom 5. zum 6. April 1945 kam es zum Aufstand. Mit Messern und Bajo- 
netten töteten die Georgier rund 400 schlafende Deutsche innerhalb 
weniger Stunden. Monatelang hatten sie mit den Deutschen Dienst ge- 
tan und gefeiert. Ein ehemaliger sowjetischer Fliegeroffizier führte den 
Aufstand, mit dem sich die Georgier im Schatten der deutschen Nieder- 
lage vor den Westmächten zu rehabilitieren versuchten. Mit holländischen 
Widerständlern hatten sie in einem gewissen Bereich Minen geräumt, 
was sich später bei der Landung der kanadischen Truppen als äußerst 
wertvoll erwies.?° Aus Berlin kam der Befehl: »Alle Georgier sofort liqui- 
dieren«. Die zur Hilfe geeilten deutschen Truppen mußten Artillerie ein- 
setzen. Der verbissene Kampf, in dem auf beiden Seiten kein Pardon 
gegeben wurde, dauerte zwei Wochen. Nach Abschluß des Waffenstill- 
stands in Gegenwart von General TOULKEN, Befehlshaber des kanadi- 
schen Korps, änderte sich nichts an der Situation auf der Insel. Die deut- 
schen Soldaten weigerten sich, ihre Waffen abzugeben, weil sie sich vor 
den Georgiern nicht sicher fühlten. Von den 800 Georgiern überlebten 
nur 228,117 holländische Widerständler und 400 Deutsche kamen um.2! 

Der Gerechtigkeit halber muß erwähnt werden, daß sich die unter Gene- 
ral Helmut von PANNWITZ auf dem Balkan kämpfende Kosakendivision 
als äußerst zuverlässig erwies. Die Kosaken hatten im russischen Bürger- 
krieg nach 1917 bereits mutig den Bolschewisten Widerstand geleistet. 
Ebenso loyal gegenüber der deutschen Wehrmacht verhielten sich die 
Waffen-SS-Divisionen der Esten, Letten und Litauer, deren Völker zwei- 
mal in der Geschichte Opfer von bolschewistischen Massakern und De- 
portationen geworden waren. Friedrich Karl Pohl 
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Der Untergang der >Struma< 


m 24. Februar 1942 wurde der bulgarische Donau-Dampfer >Stru- 

ma< im Schwarzen Meer vor der Bosporus-Hinfahrt (41 Grad 26 
Minuten Nord/29 Grad 10 Minuten Ost) von einem Torpedo getroffen 
und sank. An Bord befanden sich 763 Juden, die sich im rumänischen 
Hafen Konstanza als Auswanderer in den Nahen Osten eingeschifft hat- 
ten. Nurvier Schiffbrüchige überlebten. Die Versenkung wurde den Deut- 
schen angelastet, insbesondere, als 1959 der sowjetzonale >Ausschuß für 
Deutsche Einheit« behauptete, »uirLers Gesandtschaftsrat in Ankara, 
Dr. Manfred kı.aısr.r - jetzt Bonns Botschafter in Paris - habe den Über- 
fall am Bosporus inszeniert und ein deutsches Schnellboot an den Tatort 
dirigiert, das den Ausrottungsbefehl vollstreckte. Ähnlich schrieb die un- 
garische Zeitung Uj Kelet am 1. November 1960: >Sobald das Schiff vor 
Istanbul auftauchte, begann eine fieberhafte Tätigkeit in der deutschen 
Gesandtschaft. Der Botschafter von paren in Ankara betraute den Herrn 
Rat KELBER (gemeint war KLAIBER) mit der Abwicklung der Manipulati- 
on um die >Struma<... Sobald das Flüchdingsschiff vom 1 lafen weit ge- 
nug weg war, wurde es von einem deutschen Schlachtschiff mit ein paar 
gut gezielten Kanonenschüssen versenkte«! 

Doch das ist falsch, wie auch der Spiegeß dann berichtete. Denn kurz 
vorher hatte der Historiker und damalige Leiter der Stuttgarter Biblio- 
thek für Zeitgeschichte, Dr. Jürgen ronwer, in einem Buch? bewiesen, 
daß die >Struma< nicht von einem deutschen, sondern von einem sowjeti- 
schen Kriegsschiff versenkt worden war, also die Anschuldigungen aus 
dem Ostblock unzutreffend waren. Bei der Untersuchung wurde auch 
festgestellt, daß das Berliner Auswärtige Amt wie der Oberbefehlshaber 
der deutschen Kriegsmarine die Auswanderung von Juden aus Rumäni- 
en aus Rücksicht auf diesen Verbündeten kaum behinderten. 

Die Tatsachen sind: Das alte, 1880 in Newcastle gebaute rund 57 m 
lange Mototschiff war am 12. Dezember 1941 unter Führung des bulga- 
rischen Kapitäns GORBATENKO unter panamesischer Flagge aus Konstanza 
nach Istanbul ausgelaufen.' Die vor allem aus der Bukowina und Bessa- 
rabien stammenden jüdischen Auswanderer wollten nach Palästina. 

Weil sie keine Einreiseerlaubnis für das damalige britische Mandats- 
gebiet Palästina hatten und London jüdische Einreisen in dieses Land zu 


! »judenflucht. Schatten achteraus«, in: Der Spiegel, Nr. 20, 12. 5. 1965, S. 68. 

2 Ebenda, S. 69 u, 71, 
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verhindern suchte, verweigerte die Türkei auf britischen Druck die Lan- 
dung in Istanbul und die geplante Weiterfahrt durch den Bosporus. Meh- 
rere Wochen lag das Schiff vor der Stadt, während jüdische Vereinigun- 
gen sich um die britische Erlaubnis zur Einreise bemühten. Einige wenige 
Juden durften das Schiff verlassen. Wegen der bis dahin ergebnislosen 
Verhandlungen ließen am 24. Februar türkische Behörden das Schiff ins 
Schwarze Meer zurückschleppen, wo es noch am selben Tag von dem 
sowjetischen U-Boot >SC213< unter Kapitänleutnant DENESCHKO torpe- 
diert wurde und in wenigen Minuten versank. Aus Moskauer Dokumen- 
ten über die Kriegsführung im Schwarzen Meer konnte ROHWER das ein- 
deutig rekonstruieren: Der Chef der kriegsgeschichtlichen Abteilung der 
sowjetischen Marine, Kapitän ı. Ranges W j. acksasow, teilte ihm auf 
Anfrage mit, daß das sowjetische U-Boot an diesem Tage an diesem Ort 
einen Transporter versenkt habe, »dessen Name nicht festgestellt wur- 
de«.* Ebenso konnte ROHWER nachweisen, daß sich zum damaligen Zeit- 
punkt kein einziges deutsches U-Boot im Schwarzen Meer befand, das 
den Angriff hätte ausführen können. 

Für den Tod dieser Hunderte von Juden waren also nicht die Deutschen 
schuld, sondern die Sowjets und teilweise die Briten wegen ihrer strengen 
Einwanderungsbeschränkungen für Palästina. Dasselbe gilt für das ähnli- 
che Schicksal des Flüchtlingsschiffs >Mefkure< im Jahre 1944." R. Kosiek 


* Jürgen ROHWER, Die Versenkung der jüdischen Flüchtlingstransporter Struma und Mef- 
kure im Schwarzen Meer, Bernard u. Graefe, Frankfurt 1965. 
s Siehe Beitrag Nr. 595, »Die Versenkung der >Mefkure« 
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Aus der Luft getötete 
russische Infanteri- 
sten zu Beginn des 
Ostfeldzuges. Die 
russischen Opferzah- 
len für den Zweiten 
Weltkrieg sind um- 
stritten. 





Russische Opferzahlen für Zweiten Weltkrieg 


N:;: zuletzt um die angebliche »deutsche Schuld* an den Opfern des 
Zweiten Weltkrieges möglichst zu vergrößern, wurde die Zahl der 
sowjetischen Kriegstoten in den letzten Jahrzehnten stark erhöht. Der 
Große Brockhaus von 1957 berichtet von »etwa 6 Millionen« in Kampf- 
handlungen und in Gefangenschaft umgekom- 
menen Sowjets bei weltweit 16 Millionen 
 Kriegstoten.! Im Jahre 1973 heißt es in der 
\ Brockhaus Enzyklopädie'. »Der Zweite Weltkrieg 
forderte über 55 Millionen Tote, davon entfie- 
len allein auf die Sowjetunion etwa 20 Millio- 
nen Menschen,. . die Zahl der getöteten Zivili- 
% sten betrug im Fall der Sowjetunion 7 Millionen 
Tote«,? also bleiben 13 Millionen getötete So- 
wjetsoldaten. Die kommunistische Junge Weltgab 
1991 mehr als das Doppelte dieser schon zu 
hohen Zahl an: »Die UdSSR zahlte mit 54 Mil- 
lionen Kriegstoten.«! Ein Jahr später meldete 
Bild: »Russische Militärbehörden veröffentlich- 
ten zum 1. Mal Zahlen ihrer Toten im 2. Welt- 
krieg: 8,668 Millionen Soldaten, 19 Millionen 
Zivilisten,«* Als Gesamtzahl ergeben sich dar- 
aus rund 27,7 Millionen Tote für die Sowjet- 
union 

Diese Inflation der russischen Opferzahlen 
spiegelt allerdings nicht die Fortschritte in der 
Erforschung der historische Wirklichkeit wider, 
sondern gibt eher den jeweiligen Zeitgeist mit 
seinen politischen Ideologien an. Bei sicher auch 
in Zukunft bestehenden Unsicherheiten lassen 
die nachfolgend angeführten Quellen eine bes- 
sere Abschätzung zu. 

Josef srarın hielt am ı3. März 1946 eine Grundsatzrede vor dem Ober- 
sten Sowjet, in der er nach der Prawda ausführte: »Als Ergebnis der deut- 
schen Invasion verlor die Sowjetunion in den Kämpfen mit den Deut- 


' Der Große Brockhans in 12 Bänden, Brockhaus, Wiesbaden 1957, Bd. 12, S. 447. 
2 Brockhaus Enzyklopädie, 20 Bde., Brockhaus, Wiesbaden 1973, Bd. 20, S. 206. 
3 Innge Weit, 21. 6. 1991. 

* Bild-Zeitung, 30. 12. 1992. 
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schen und durch deutsche Okkupation und Verschleppung sowjetischer 
Menschen in deutsche Arbeitslager ungefähr 7 Millionen Menschen.«° 

Der jüdisch-deutsch-russische Statistiker Professor Eugen KuliSCHER, 
Verfasser mehrerer demographischer Werke im Auftrag des amerikani- 
schen >Bureau of the Census*, der obersten Behörde für Bevölkerungs- 
statistik in den USA, benutzt in einem seiner Bücher 1948 fast denselben 
Wordaut: »As a result of the German invasion, the Soviet Union has 
irrevocable lost in battles with the Germans and, also during the Ger- 
man occupation und through the deportation of Soviet citizens to Ger- 
man slave labor camps, about 7 Million people.«° Er kommt auf 1,5 Mil- 
lionen durch Kriegseinwirkungen und sowjetische Folgemaßnahmen 
umgekommene sowjetische Zivilpersonen." Damit bleiben rund 5,5 Mil- 
lionen getötete Rotarmisten übrig. 

Die New Yorker Versicherungsgesellschaft Metropolitan Life Insurance 
Company erhielt unmittelbar nach Kriegsende von der US-Regierung 
den Auftrag, die Bevölkerungsverluste aller am Kriege beteiligten Staaten 
unter besonderer Berücksichtigung ihres militärischen Personals zu be- 
rechnen, Nach Angaben in deren Statistical bulletin vom Januar 1946 liegt 
die Zahl der gesamten sowjetischen Bevölkerungsverluste im Zweiten 
Weltkrieg bei 7,5 Millionen Menschen. 

Die Zahl der gefallenen Rotarmisten wird auf ungefähr 5 Millionen 
geschätzt. sraLın gab am zweiten Jahrestag des Beginns des Ostfeldzu- 
ges die Zahl der bis dahin gefallenen und vermißten Sowjetsoldaten mit 
4,2 Millionen an.® 

Der amerikanische Bevölkerungswissenschaftler Professor Franc Lo- 
RIMER hat 1946 im Auftrag des Völkerbundes eine Studie veröffentlicht" 
und kommt darin zu dem Ergebnis, daß ungefähr 5 Millionen Rotarmi- 
sten im Kampf gefallen oder in Gefangenschaft umgekommen sind. 

Damit dürfte mit ziemlicher Sicherheit die Zahl der im Zweiten Welt- 
krieg getöteten Sowjetsoldaten zwischen 5 und 5,5 Millionen liegen, hö- 
here Werte sind Phantasiezahlen. Von dieser Gesamtzahl sollen etwa 1 
bis 1,5 Millionen Rotarmisten in deutscher Gefangenschaft umgekom- 
men sein. Wolfgang Hackert 


5 Prawda, 14. 3. 1946. 

6 Eugen KuList:HER, Europe on the Move, New York 1948, S. 276. 
7 Ebenda. 

8 Joseph staun, in: Prawda, 22. 6.1943. 


? Franc LorımER, The Popnlation of the Soviet Union, University Press, Princeton 
1946, S. 181. 
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1 Johannes HÜRTF.R, 


Hitlers Heerführer. 
Die deutschen Oberbe- 
fehlshaber im Krieg 
gegen die Sowjetnnion 
7941/42, Olden- 
bourg, München 
2006. 


Unternehmen Barbarossa< 
im Spiegel der Zeitkritik 


ie Zeitgeschichte beschuldigt die deutsche Heeres führung, sie hätte 
Di: Anweisungen zum »Unternehmen Barbarossa« ohne Wider- 
spruch hingenommen und sich bedenkenlos für seine ideologischen Ziele 
einspannen lassen. Erst kürzlich hat der Historiker Johannes HürTEr in 
seinem Buch Hiziers Heerführerdie Beschuldigung erneut aufgegriffen und 
das Handeln von 25 (Oberbefehlshabern des Heeres nicht ohne Anklänge 
an die seit Jahren geübte Voreingenommenheit untersucht.! Da sein Er- 
gebnis der historischen Wahrheit nicht entspricht, wird nachfolgend 
richtigstellend zu den wesentlichsten Anwürfen Hhürters Stellung genom- 
men. 

In der Antike verurteilten besiegte Völker häufig ihre Feldherren zum 
Tode oder überließen sie der Willkür der Sieger, Vor dieser Alternative 
standen die Deutschen im Mai 1945 nicht, denn mit der Begründung, 
daß die Generalfeldmarschälle sırrer gedient hätten, erhoben die Sieger 
selber Anklage. Dabei wurde bewußt außer acht gelassen, daß HırLEr 
nicht nur Reichspräsident und Reichskanzler, sondern auch seit 1938 
Oberster Befehlshaber der Wehrmacht gewesen war. Ihm haben alle ge- 
dient, nicht allein die Generale. Davon ist auszugehen, will man deren 
Handeln beurteilen, ebenso wie von der Tatsache, daß dieser Krieg außer 
durch »bedingungslose Kapitulation* für Berlin nicht zu beenden war. 
Und vor allem ging es im Ostkrieg um einen Gegner besonderer Art, wie 
jeder hätte wissen können: nämlich um einen Feind der gesamten zivili- 
sierten Menschheit, der sich durch seine Unterdrückungsideologie und 
den millionenfachen Mord an der eigenen Bevölkerung schon vorher 
disqualifiziert hatte. Das wäre auch heute ein Kriterium zum Eingreifen, 
wie wir erst kürzlich wieder von den USA gelernt haben. Soviel zur Aus- 
gangslage. 

Manches von dem, was Johannes Hürtr.r in seinem Buch Hizlers Heer- 

führer anführt, mag durchaus zutreffen, insbesondere für den Ostkrieg. 
So trifft zum Beispiel zu, daß sich unsere I leerführer bereit fanden, »HIT- 
Lers tiskanten Weg in den Krieg zu unterstützen«, ebenso, daß sie auch 
nicht vor »rücksichtsloser Anwendung jeder Gewalt« zurückschreckten. 
Wie sollten sie denn auch? Schließlich war Krieg! Desgleichen gilt, daß 
sie zuletzt einer beispielhaften »Radikalisierung« unterlagen. Auch mag 
richtig sein, daß sie damit in den Augen mancher zu »Komplizen natio- 
nalsozialistischer Politik wurden«. Nichts daran ist falsch, wenn man es 
unbedingt negativ ausdrücken will. Es bleibt aber die Frage offen, wel- 
che andere Wahl die Heerführer denn hatten. Sollten sie sich krank mel- 
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den, den Hut an den Nagei hängen oder sich erschießen? Mit Attentaten, 
die meistens fehlschlugen, war gegen HITLER wenig auszurichten. Denn 
das Volk machte nicht mit, es klebte an ihm, um es einmal banal auszu- 
drücken. Hier lag der Kern des Problems. Schon in einer vom Volk ver- 
haßten Diktatur kann eine Opposition wenig ausrichten. Noch schwerer 
aber wird es, wenn das Volk seinen Herrscher wie einen Halbgott ver- 
ehrt. Ohne das Risiko eines Bürgerkrieges war in den Jahren 1940/41 
gegen den siegreichen Diktator nichts auszurichten. Danach aber, bis 
zum bitteren Ende im Mai 1945, war die Heeresführung in ein Ringen 
um Leben und Tod Deutschlands mit der Sowjetunion verwickelt, aus 
dem es kein Entrinnen gab. 

Sicherlich hat nürrer recht, wenn er sagt, daß sich den F'eld marschal- 
len die »politisch-moralischen Maßstäbe verschoben haben«. Wie hätte 
es anders sein sollen in einem derart blutigen Ringen? Aber reichten sie 
wirklich von der »selektiven Mordpolitik zum systematischen Massen- 
mord«, wie er meint? Bei einer so schweren Anschuldigung muß man 
zuerst einmal nach der damals bestehenden Rechts- und Befehlslage fra- 
gen? Die Richter in Nürnberg taten das jedenfalls, und sie sprachen dar- 
aufhin die Wehrmacht vom Vorwurf frei, eine verbrecherische Organi- 
sation gewesen zu sein’ — und zwar mit allem Recht der Welt, denn eine 
solche Organisation war sie nicht gewesen. 

Die Befehlslage war nämlich glasklar: Der Oberbefehlshaber des 1 lec- 
res (ObdH), Feldmarschall von BRAUCHITSCH, hatte befohlen: »Die Teil- 
nahme von Angehörigen des Heetes an politischen Exekutionen ist ver- 
boten.« Dieser Grundsatzbefehl blieb während des gesamten Krieges 
gültig. Dazu gab es eine Reihe von Zusatzbefehlen wie den des Ober- 
kommandos des Heeres (OKH) vom 24. Mai 1941: »Unter allen Um- 
ständen bleibt es Aufgabe aller Vorgesetzten, willkürliche Ausschreitun- 
gen einzelner Heeresangehöriger zu verhindern und einer Verwilderung 
der Truppe vorzubeugen. Der einzelne Soldat darf nicht dahin kommen, 
daß er gegenüber den Landeseinwohnern tut und läßt, was ihm gut dünkt, 
sondern er ist in jedem Fall gebunden an die Befehle seiner Offiziere.« 
Und für die Truppenführer galt: »Ich verbiete ausdrücklich, daß sich Wehr- 
machtangehörige an Aufgaben der Sicherheitspolizei (SP) beteiligen bzw. 
Vorgesetzte die Genehmigung hierzu erteilen oder ihre Truppe zu Auf- 
gaben des Sicherheitsdienstes (SD) einsetzen. Ich werde jeden Einheits- 
führer, der gegen diesen Befehl verstößt, zur Rechenschaft ziehen.«* 

Daß wiederholt gegen die Befehle verstoßen wurde, trifft leider zu 
und steht außer Frage. Was aber zählt, ist, daß entsprechende Verbote 
und Strafandrohungen bestanden und daß sie erlassen wurden, Verbote, 
die Geltungund Bestand hatten. Niemand käme auf die Idee, den Gesetz- 
geber zu tadeln, wenn Verbrecher seine Gesetze mißachten. Das ist al- 
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2 Walter post, Die 
verleumdete Armee, 
Webmacht und 
Wehrmachtpropaganda, 
Pour le Metite, 
Selent 999, S. 5 ff. 


3 ObdH Nr. 362/ 
39, g.Kdos, 24. 9. 
1939. 


4 Zu lesen bei: 
Helmut KRAUSNICK, 
Hitlers Einsatz 
Gruppen 1938-1942, 
S. Fischer, Frank- 
furt/M. 1998, S. 202. 
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MANN, Freispruch für 
die Wehrmacht. 
>Unternehmen 
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2005. 


Wegen der zu erwar- 
tenden besonders 
brutalen Kampffüh- 
rung der Roten Armee 
wurden unter ande- 
rem Richtlinien für 
das Verhalten der 
Truppen in Rußland 
verfaßt, darunter 
dieses Merkblatt. 


lein Sache der Gerichte, ebenso, wie es damals Sache der Militärjustiz 
war. Daß aber die Befehlslage so war, daß &are Verbote existierten und 
mit aller Härte durchgesetzt wurden, steht unverrückbar fest. Ebenso steht 
fest, daß sie funktionierten. Das beweist schon die eiserne Disziplin, die 
bis zuletzt in der Truppe vorherrschte. Dagegen gerät eine willkürlich 
mordende Truppe bekanntlich sehr schnell aus der Hand der Führung. 
Das Vorgehen der politischen Sicherheitspolizei HınmLErs steht auf 
einem anderen Blatt, doch hatte das Heer damit nichts zu tun. Er konnte 
ihm nicht befehlen, denn es war ihm truppendienstlich disziplinär nicht 
unterstellt. Man fragt sich daher, wie unsere Heerführer mit ihr hätten 
verfahren sollen, besonders, da sie ihre Untaten oft im Verborgenen oder 
kaschiert ausübte, was belegt ist.’ Sollte das Heer sie inmitten der Feind- 
handlungen verhaften oder niederschießen? Tatsächlich war Feldmarschall 


Sieh’ Dich vor! 


Nach Bekanntgabe an die Truppe zu vernichten. 


Der Sowjetleind, den wir schlagen, hat in allen Kriegen, die er geführt hat, heimtückische | 
und unvorstellbar grausame Meihoden angewandt, wie sie dem Charakter des Bolschewismus 
entsprechen. Die Methoden kennen, heisst gegen sie gewappnet sein. Höchstes Misstrauen 
ist überall am Platze. Stelle Dich u. a. auf folgende Arten der sowjetischen Kampfführung ein, 
die Dich nicht überraschen dürfen, und Du wirst dann die Mittel und Wege finden, sie un- 
schädlich zu machen: 


1. Gaskrieg in jeder Form. Verseuchung von Rückzugstrassen auf langer Strecke. — Die 
Gasmaske schützt gegen alle Kampfsiofle. Die Vergeltung ist vorbereitet. 


2. Vergiftung von Brunnen, zürückgelassenen Lebensmitteln und Viehbeständen. — Trinke 
nicht aus Brunnen, sei vorsichtig im Gebrauch von Lebensmitteln, ehe ein Arzt sie ge- 
prüft hat. | 

3. Vermischung von Saatkorn und Gill Bakterienkrieg (Pest, Cholera, Typhus). Die vor- | 


bereiteten sanitätsdienstlichen Massnahmen (Impfen) schützen Dich dagegen. Aber nimm 
auch Du nichts Essbares von Landeseinwohnern an. 


4. Fallschirmabsprung von Saboteuren in Zivil. — Gerade im rückwärtigen Kampfgebiet gilt 
es, solche Verbrecher sofort unschädlich zu machen, ehe sie unabsehbaren Schaden 
(Vernichtung von Beiriebsstolflagern, Brücken usw.) anrichten. 


5. Totstellen und Händehochheben roter Soldaten, dann Wiederaufnahme des Kampfes von 
rückwärts. — Sofortige Erledigung solcher Gegner ist Dein gutes Recht. 

6. Hinterhältiges Anschiessen kleiner Abtı n und einzelner Leute. Nächtliche Überfälle 
auf Posten und re re — Sei stets bei Tag und Nacht abwehrbereit zum 
Niederkämpfen solchen rs. 


BR von Viehherden und Einwohnern als Deckung von roten Truppen und Frei- 
— Betritt nicht vertrauensselig harmlos scheinende Dörfer, ehe sie nicht als 

Tendren erkundet sind. 
8. Bsschisssan erlsuchtster Fenster. — Verdunkels solort, wenn Du Licht anmachen musst. 


9, Kraftfahrzeugtallen. — Sorgfällige Erkundung und een ee werden Dich vor 
Überraschungen schützen und die Hindernisse überwinden 


10. Sadistische Behandlung Gefangener. — se | 
In den Händen der roten Armaa gleichbedeutend Ist mit grausamen 


und Todl 
hduleı am? 
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LEEB fast so weit, als er dem Führerhauptquartier meldete, er lasse schie- 
ßen, wenn das Morden in seinem Befehlsbereich nicht aufhöre/° Dabei 
ging es noch keineswegs um Hımmrers Massaker an Juden, sondern um 
Zivil-Pogrome und um die Füsilierung von Saboteuren und Freischär- 
lern. nırLer verbot ihm bei Strafe und stellvertretend für alle anderen 
Heerführer jede Einmischung. 

Man fragt sich ebenfalls, wie der »schrittweise Übergang« in die »Radika- 
lisierung« vermieden werden konnte in einem fünfeinhalb Jahre dauern- 
den Großkrieg mit Millionen von Gegnern, die das Kriegs recht mißachte- 
ten, ihre Gefangenen ermordeten und einen gnadenlosen Parüsanenkampf 
führten.® 

Es trifft auch nur bedingt zu, wie HÜRTER meint, daß gewisse vorberei- 
tende Planungen zum »Unternehmen Barbarossa* nicht im Sinne der Wehr- 
macht verlaufen sind. Denn es ging gar nicht um militärische, sondern 
allein um politische Planungen. Und dagegen vorzugehen fruchtete nichts, 
weil sie von uırLer kamen. Völlig unzutreffend ist hingegen, wenn fest- 
gestellt wird, daß die Feldmarschälle »die traditionelle Kompetenz für die 
Sicherung der besetzten Gebiete an die SS delegierten«, denn HırLEr 
allein bestimmte die Spielregeln." Und wer nicht weiß, was ein »Führer- 
befehl« damals galt, der mag sich heute zwar klüger dünken, damals hätte 
er aber die Verweigerung nicht überlebt. In den Krieg mit sraLın ließ 
HITLER sich nicht hineinreden, darin sah er seine »weltanschauliche Sen- 
dung«. 

Und damit kommen wir zur schwerwiegendsten Beanstandung HÜR- 
ters: »Selbst im Bereich der militärisch-operativen Führung gaben die 
Oberbefehlshaber in einem Akt der Selbstentmündigung ihre Selbstän- 
digkeit auf.« Der Vorwurf ist berechtigt, denn dahin ist es am Ende tat- 
sächlich gekommen. Und hier liegt die wirkliche Tragik im Ostkrieg. In- 
dem HitleR als Oberbefehlshaber sich nicht wie ehemals Kaiser wıLHeLım 
II. im Ersten Weltkrieg aus den militärischen Führungsgeschäften zu- 
rückzog, sondern den Heerführern kraft seines Vorgesetztenstatus das 
Heft aus der Hand wand, hat sich der Krieg schließlich verselbständigt. 
Da blieb den Militärs als einzige Antwort nur der Widerstand.!® 

Als die Sieger daran gingen, die deutschen Heerführer zur Rechen- 
schaft zu ziehen — das deutsche Volk wurde 1945 nicht weiter gefragt —, 
zeigte es sich, daß kaum noch welche übrig waren. Von 55 Feldmarschäl- 
len und Generalobersten des Heeres waren 32 fortgejagt, 8 gefallen, 5 in 
Haft oder bereits hingerichtet und 2 in russischer Gefangenschaft. Viel- 
leicht ist das die Antwort auf die weitgehend zutreffenden Vorhaltungen 
von Herrn HÜrTER. Näheres dazu ist ausführlich in der Studie Freispruch 

‚für die Deutsche Wehrmacht. >Unternehmen Barbarossa< erneut auf dem Prüfstand 
abgehandelt worden.!! Andreas Naumann 


389 


° NAUMANN, ebenda, 


S. 435 f. u. 539. 


” Ebenda, S. 436. 


B Joachim HOFF- 
MANN, Stalins 
[Vernichtungsk rieg, 
1941/45, Wehrwis- 
senschaften, Mün- 
chen 1995, S. 215 ff. 
9 NAUMANN, aaO. 
(Anm. 5), S. 43 ff.; 
sowie in: Militärge- 
schichtliches 
Forschungsamt 
Freiburg-Potsdam 
(Hg), Das Deutsche 
Reich und der Zweite 
Weltkrieg, Bd. 4: Der 
Ange] die 
Sowjetunion, ürgen 
FÖRSTE.R, Planungen 
und Vorbereitungen für 
die Sicherung des 
Lebensraumes, S, 413; 
Walter post, aaO. 
(Anm. 2),S. 41 ff. 


10 NAUMANN, 


ebenda, S. 681 ff. 


1! Ebenda, S. 697 ff. 


! Beitrag Nr. 276, 
»Gesc hic h ts fäl- 
schung in Gefange- 
ne npo st«. 


? Gerhard Philipp 
HUMBERT, »Kriegs- 
gefangenenpost in 
der UdSSR — eine 
Legende und 
Musterbeispiel 
sowjetischer D es in- 


form atia-Politik«, in: 


Der Eisbär, Nt 118, 
März 1985, S. 15. 








Zur Kriegsgefangenenpost aus Rußland 


ber die Möglichkeit der deutschen Kriegsgefangenen in der So- 

wjetunion, während des Zweiten Weltkrieges oder danach in die Hei- 
mat zu schreiben, bestehen weithin falsche Ansichten, Anderenorts! wurde 
schon über den naiven oder bewußten Mißbrauch berichtet, nach dem 
Krieg aus Rußland gesandte Gefangenenpost und darin unter der Folter 
gemachte Geständnisse über deutsche Verbrechen als angeblich zutref- 
fende Dokumente zur deutschen Schuld anzusehen. 

Da die Sowjetunion das Genfer Protokoll von 1929, das den postali- 
schen Verkehr von Gefangenen mit der Heimat über das Internationale 
Rote Kreuz regelte, nicht unterschrieben hatte, gab es in den ersten Kriegs - 
jahren keine Gefangenenpost aus dem Osten. Hinzu kam, daß in dieser 
Zeit auch kaum Gefangene von der Roten Armee gemacht wurden, die 
schreiben hätten können. 

Ks gab Fälle, daß frisch Gefangene zum Schreiben - auch unter Folter 
- angeleitet wurden, daß deren Briefe dann über deutschem Gebiet ab- 
KITT geworfen wurden, die Gefangenen 

daraufhin aber bald liquidiert wurden. 
Dazu schreibt ein Zeitzeuge:? »Unter 
Kriegsgefangenenpost verstand das 
NKWD selber grundsätzlich nur in 
Flugblättern und sonstigem Propa- 
gandawerk eingepackte Mitteilungen, 
Aufrufe etc. von Kriegsgefangenen. 
Ich erlebte das gleich in den allerer- 
sten Tagen des Rußlandfeldzuges 
beim Generalkommando des IV. Ar- 
meekorps. Nördlich von Rawa-Rus- 
ka war bei der 24. Infanterie-Division 
ein Bataillon in einen Hinterhalt ge- 
raten und hatte derbe Verluste erlitten. 
Am nächsten Tag warf ein sowjeti- 
sches Flugzeug Säcke mit Propagan- 
‚ damaterial und mit Zetteln ab, auf de- 


Viele Kriegsgefangene in Rußland konnten 
erst nach dem Krieg ein Lebenszeichen 
‚ nach Deutschland schicken. Abbildung 
' aus: Kriegsgefangene, Droste, Düsseldorf 
1995. 
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nen eine Reihe von Soldaten dieses Bataillons geschrieben hatten, daß sie 
lebten und es ihnen gut gehe — sie würden als Kriegsgefangene gut behan- 
delt. .. Wenige Tage später nahm die Division Rawa-Ruska ein und fand 
dort die Leichen der Gefangenen. Nachdem sie die Benachrichtigung an 
ihre Angehörigen geschrieben hatten, waren sie durch Genickschuß meuch- 
lings ermordet worden.«! 

Erst nach Stalingrad 1943 und den dann anfallenden großen Zahlen 
von deutschen Kriegsgefangenen änderten sich die postalischen Verhält- 
nisse. Hinzu kamen die Bestrebungen des NKWD, für das >Nationalko- 
mitee Freies Deutschland« Gefügige zu bekommen. Nun durfte geschrie- 
ben werden, doch die Post wurde von den Sowjets zurückgehalten, die 
dazu erklärten: »Kriegsgefangenenpost im Prinzip ja— aber Hert nırrer 
hat die Annahme der Post verboten! - Leider, er ist eben ein Verbre- 
cher,« Das ging dann häufig auch kritiklos in die westliche Literatur und 
Geschichtsschreibung ein, selbst ein Bundestagsabgeordneter soll das 
vertreten haben.* 

Aber in den neutralen Ländern der Schweiz oder Schweden kamen 
diese Postsäcke nie an, das Internationale wie das Nationale Rote Kreuz 
bekamen die Postsachen nie. Im Gegenteil: Das IKRK stellte in seinem 
Bericht über seine Tätigkeiten während des Zweiten Weltkrieges fest: 
»Die Sowjetunion, die nicht Vertragspartei des Abkommens von 1929 
war, gestattete den in ihre Hände gefallenen Militärpersonen nicht, auf 
normalem Wege mit ihrem Ursprungsland zu korrespondieren.«° Auch 
die Briefe in Rußland gefangener Rumänen, Italiener, Ungarn, Finnen, 
Kroaten oder Polen kamen während des Krieges nie in deren Heimat an. 
Nicht einmal Listen der Gefangenen wurden von Moskau an das Inter- 
nationale Rote Kreuz geliefert, das dazu erklärte:° »Sowohl Deutschland 
als auch seine Verbündeten haben solche Listen geliefert und weitere 
angeboten, ihre Weitergabe aber von der selbstverständlichen Gegensei- 
tigkeit abhängig gemacht. Die Sowjetunion hat nie auch nur eine einzige 
solche Liste den Vertretern des Komitees ausgehändigt und alle diesbe- 
züglichen Anfragen des Komitees unbeantwortet gelassen.« 

Der Zeitzeuge numserr teilte ergänzend mit, daß er erst 1947 aus der 
sowjetischen Gefangenschaft nach Hause schreiben und damit das erste 

Lebenszeichen seinen Angehörigen senden konnte, nun direktvon Land 
zu Land ohne Vermittlung des Roten Kreuzes. Später konnten auch Pa- 
kete an die in der Sowjetunion festgehaltenen Gefangenen geschickt 
werden. 

Der Verfasser erinnert sich, Anfang der fünfziger Jahre mit seiner 
Gymnasialklasse Pakete an einen in Rußland festgehaltenen deutschen 
Kriegsgefangenen bis zu dessen Endlassung gesandt zu haben. 

Rolf Kosiek 


391 


> HUMBERT, ebenda, 


S. 16. 


4 Ebenda, S. 17. 


3 Bericht des Interna- 

tHonalen Komitees vom 
Roten Kreuz (IKRK) 

über seine Tätigheiten 

im Zweiten Weltkrieg, 
Genf, Bd. 1,5. 35; 

zitiert in: HUMBERT, 
aaO. (Anm. 2), 

S. 17. 


6 Ebenda, Bd. 2, 
S. 275; zitiert in: 
HUMBERT, aaO. 


(Anm. 2), S. 17. 


' Zum Beispiel in: 
Der Spiegel, Nr. 14, 
3.4. 1995. 


2 Torsten LEWERENZ 
in Leserbrief in: Der 
SpiegelNt. 17, 24. 4. 
1995, S. 8. 





Kein Freudentanz Hitlers 
bei Frankreichs Zusammenbruch 


TE. in- und ausländischen Medien! wurde berichtet und im Fernsehen in 
>Dokumentarfilmen< gezeigt, daß Adolf nırLer am 17. Juni 1940 in 
seinem Hauptquartier in Bruly-de-Pesche einen Freudentanz aufgeführt 
habe, als dort die Nachricht von dem Ersuchen auf Waffenstillstand mit 
Frankreich von seilen der neuen französischen Regierung unter Marschall 
Philippe pr.raın eintraf und damit das siegreiche Ende des deutschen 
Westfeldzuges feststand. 

Doch das ist nicht wahr. Richtig ist, daß Hitler keinen solchen »Freu- 
dentanz« aufführte, sondern sich ganz normal benahm, wenn er auch 
über den glücklichen Ausgang dieses Blitzfeldzuges sehr erfreut war. Die- 
ser Vorgang wurde von Walter rrentz in einem Film festgehalten. 

Nach Kriegsende haben dann kanadische Filmexperten diese von Wal- 
ter rruntz aufgenommenen Bilder zusammengeschnitten und durch Aus- 
lassen von Aufnahmen erreicht, daß aus dem gewöhnlichen Gehen eine 
ruckartige Bewegung wie bei einem Herumhopsen entstand und für den 
Betrachter des neuen Streifens der Eindruck erweckt wurde, nırLer habe 
vor Freude herum- 
getanzt.” Damit 
sollte ähnlich wie 
bei den frühen be- 
kannten Karikatur- 
Darstellungen 
durch Charlie cHar- 
IN im Rahmen der 
amerikanischen an- 
tideutschen Propa- 
ganda der deutsche 
Reichskanzler lä- 
cherlich gemacht 
#5 werden: eine offen- 
sichtliche und be- 
' wußte Manipulation 
und Geschichtsfäl- 
schung. 

Rolf Kosick 
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Die >Befreiung< von Paris 


m 10. Januar 2007 strahlte der Fernsehsender ARTE um 20 Uhr40 
A Sendung »Wird Paris vernichtet?« aus, in der behauptet wurde, 
daß die französische R&sistance Paris 1944 von den deutschen Besatzern 
»befreit« habe. Diese seit Jahrzehnten verbreitete Legende hält jedoch 
einer kritischer Überprüfung nicht stand. 

Die historischen Tatsachen sind: 

Pierre TAITTTNGER war im Sommer 1944, als die alliierten Invasions- 
truppen sich Paris näherten, der Bürgermeister der Stadt, dessen Titel 
damals President du Conseil de Paris* war. General Dietrich VON CHOL- 
TIırz (1894-1966), seit 2. April 1944 der damalige deutsche Stadtkom- 
mandant von Groß-Paris, hatte in den Zeitungen veröffentlichen lassen, 
daß im Falle von neuen Sabotageakten, Attentaten und Ordnungs- 
störungen die strengsten Repressalien durchgeführt würden, TAITTINGER 
ging es nun darum, Zerstörungen, Kampfhandlungen und Blutvergie- 
Ben bei der bevorstehenden alliierten Einnahme der Stadt zu vermeiden. 

Am 17. August 1944 traf er daher mit VON CHOLTITZ und dem deut- 
schen Botschafter in Paris, Otto ABETZ, ein Abkommen: Die deutschen 
Verbände sollten aus der Stadt abziehen, und im Gegenzug garantierte 
TAITTINGER, daß die Resistance ihrerseits auf Angriffe verzichten werde.! 

Dietrich VON CHOLTITZ hielt sich an diesen Vertrag und sah von der 
Zerstörung der Stadt und der Seine-Brücken ab. Er erklärte am 18. Au- 
gust 1944 Paris zur offenen Stadt und ließ alle politischen Gefangenen 
frei." Während in Paris völlige Ruhe herrschte, brachen die FFI (Forces 
Francaises de l’Interieur) mit ihren Partisaneneinheiten den Vertrag und 
beschossen aus dem Ilinterhalt die abziehenden deutschen Kolonnen, 

Um den Frieden in der Stadt zu bewahren, ließ TAITTINGER ein Plakat 
drucken und am 19, August 1944 in der Stadt aufhängen, in dem er die 
Bevölkerung über das Abkommen mit VON CHOLTITZ informierte und zu 
Besonnenheit ermahnte. Die Resistance billigte diesen Text aber nicht 
und änderte ihn in einem zweiten Plakat ab. Nun wurde TAITTINGER s 
Verhandlungserfolg verschwiegen, und die deutschen Besatzer wurden 
fälschlicherweise als Bedrohung dargestellt, um auf diese Weise Ängste 
zu erzeugen. 

Die FFI wollten den Eindruck erwecken, daß sie es waren, die die 
entscheidende Rolle in diesem historischen Moment für die Befreiung 
von Paris gespielt hatten. So verlangten sie jetzt ihrerseits, einen Vertrag 
mit VON CHOLTITZ abzuschließen. Zwei Partisanenführer, VON CHOLTITZ, 
TAITTINGER und der vermittelnde schwedische Generalkonsul NORDLING 
trafen sich am 20. August 1944 im Hotel Meurice. Dieses Abkommen 


393 
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Den FFI, hier in der | 


Pariser rue de Rivoli, 
ging es vordergründig 
darum, Unruhe und 
Chaos zu erzeugen. 


war in Wirklichkeit nur eine Wiederholung der vorigen Übereinkunft 
zwischen TAITTINGER und von CHOETITZ.» Den Deutschen wurden darin 
symbolische Befehlsstellen eingeräumt (Senat, Hotel Meurice, Avenue 
Foch). 

Die FFI brachen am 21. August 1944 auch dieses Abkommen, indem 
sie das nicht verteidigte Rathaus >erstürmten< und Barrikaden von nur 
symbolischem Wert errichteten. Die Partisanen stellten keine kampfstarke 
Einheit dar: Am 20. August 1944 bestand sie aus höchstens 6 Bataillonen 
ohne einheitliche Führung.) Die Bewaffnung war kläglich: Die FFI schoß 
mit Revolvern und Gewehren auf die deutschen Panzer, Die Maquisards 
veranstalteten auch wilde Schießereien, bei denen sie Zivilisten und eigene 
Kameraden töteten. Die Deutschen beachteten das Abkommen ihres 
Generals und verteidigten sich nur gelegentlich bei Angriffen. Oft zogen 
harmlos wirkende französische Jungen unter der Jacke Molotow-Cock- 
tails hervor und warfen sie auf die deutschen LKW. Die herausspringen- 
den Soldaten wurden alle erschossen. 

Mit diesen sinnlosen Überfällen wollten die FFI den Eindruck von 
einem heroischen Einsatz bei der Befreiung der Stadt erwecken. Zu die- 
sem Zweck mußten sie Unruhe und Chaos erzeugen, die Deutschen zu 
Repressalien provozieren und die Bevölkerung zum Aufstand aufput- 
schend Der kommunistische Partisanen->Oberst< Henri ROL-TANGUY er- 
hoffte sich nicht weniger als 10000 erschossene Geiseln. Er erklärte ge- 
genüber raıtıınGEr: »Die Eroberung von Paris ist 2000 Tote wert.« 


Der Partisanenanführer Jo GOEDENBERG (alias Leo Hamon) berichtete, 
daß auf den geheimen kommunistischen Versammlungen gesagt wurde: 
»Was macht es, ob es 200 oder 300000 Tote in Paris gibt?« 
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Der von den Kommunisten be- 
herrschten Resistance ging es im 
Grunde überhaupt nicht um die 
Befreiung, sondern um die Macht- 
übernahme, wie der Parteichef 
Jacques DpucLos offen erklärte." 
Mit ihrem Ansehen, das auf der # 
angeblichen Vernichtung der >fa- 
schistischen* Besatzer beruhte, er- 
warben sie später den Anspruch, 
die politischen Schlüsselstellen be- 
setzen zu dürfen und die Ge- 
schichtsschreibung zu bestim- 
men." Da die Resistance sich 
sofort der Presse bemächtigte, 
stand der anschließenden Verbrei- 
tung der Befreiungslüge nichts 


mehr im Wege. TAITTINGER ent- 
larvte jedoch diese Fälschung, die Oben: Eine der Kolonnen waffenloser deutscher Kriegsgefangener, 
die angepöbelt, mißhandelt und mancherorts gar erschossen 
wurden. Unten: Die drei Generale ve sauLLE, LECLERC Und Juin 
treffen am Pariser Gare de Montparnasse zusammen 
und lassen sich als Retter Frankreichs feiern. 





er als »liegende« bezeichnete. Der 
Historiker Jean GALTIER-BOISSIERE, 
der die Ereignisse persönlich mit 
erlebte, sprach von »einer der 
größten kollektiven Betrügereien 
der offiziellen Geschichte«.<] Am 
28. August 1944 übergab VON 
CHOILTITZ die unzerstörte Stadt 
den Westalliierten. Er blieb bis 
1947 in Gefangenschaft. 


Auch die Befreiung von Paris 
durch General Philippe Francois 
Marie LECLERCS 2. Panzerdivision 
ist ein Mythos, da seine Truppen 
auf eine so gut wie schon von 
Deutschen geräumte Stadt stie- 
ßen. Die Befreiung Frankreichs 
war einzig und allein durch den 
alliierten Sieg in der Normandie 
erreicht worden. LECLERC ging es 
um die Verhinderung des kommu- 
nistischen Aufstandes und um die 





7 ABETZ, aaO. (Anm. 4), S. 203. 

s Frederic ] FANN IN, »25 aoüt 1944: comment von Choltitz sauva 
Paris«, in: Rivarol, 23. 8. 1985, S. 6 ff.; ABEL, aaO. (Anm. 4), S. 
18; GALTIER-BOISSIF.RE, aaO. (Anm. 4), S. 49 u. 56. 
Beseitigung des durch die FFI <jEANNIN,cbenda,.206;GALTIER-BOISSIERE,ebenda,S.4u. 57 ff. 
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angerichteten Chaos."!" Die Amerikaner ließen ihm den Vortritt beim Ein- 
zug in die Stadt, damit er und DE GauLLE zum Befreier von Paris werden 
konnten. Wie gering ecrsrc den militärischen Beitrag der FFI einschätz- 
te, sah man bei seiner Waffenstillstandsverhandlung mit von cHoLTIT/: 
Fr wollte den kommunisdschen Partisanen->Colonel< roL-ranGuy nicht 
bei der Unterzeichnung zulassen. Voller Verachtung empfing General 
xönıs den >Colonel< mit den Worten: »Sieh da! Sie! Wo kommen Sie 
denn her? Seit 14 Tagen hat man Sie überhaupt nicht geschen.«!! 

Unter dem Deckmantel der »Befreiung« geschahen nach Ende der deut- 
schen Besatzungszeit in Frankreich ungeheure Grausamkeiten. Viele deut- 
sche Kriegsgefangene wurden auf offener Straße mißhandelt und ermor- 
det. Die Fotos der Greueltaten gingen um die Welt. von cHorrırz entging 
nur mit Mühe dem Lynchmord. Die Soldaten Lecrercs beteiligten sich 
genauso wie die FFl an den Massakern. In der Rue de Rivoli wurde eine 
ganze Kolonne von waffenlosen deutschen Gefangenen unter dem Bei- 
fallsgeschrei des Pöbels mit Maschinengewehren erschossen. Die deut- 
schen Opfer all dieser Greueltaten beliefen sich auf etwa 300Ü Mann. 

Die Besatzung der dortigen Kaserne »Prinz Eugen« wurde, sobald sie 
die Waffen niedergelegt hatte, am 23. August 1944 vom Pöbel niederge- 
metzelt. Mehrere Offiziere des Stabes cnorrırz wurden zwischen der 
Rue de Rivoli und dem Place de l'Opera den Zivilisten zur Abschlach- 
tung ausgeliefert. In der Ecole Militaire wurden die deutschen Gefange- 
nen Mann für Mann systemarisch erschlagen. Viele Verwundete stieß der 
johlende Mob unter die Ketten der amerikanischen Panzer.!? Ähnliches 
ereignete sich auch anderenorts in Frankreich.!! 

Aber auch Tausende von meist unschuldigen Franzosen verloren in 
der nun sofort beginnenden kommunisdschen >Epuradon< (Säuberung) 
ihr Leben. raırrınGer, der Retter der Stadt, wurde selber von den FFI 
mißhandelt und erlebte, wie in den Gefängniskellern Frauen und Män- 
ner bestialisch gefoltert und ermordet wurden,!* General von cHoLTrıTz 
schrieb 1949 sein Buch... . brennt Paris?'3 Friedrich Karl Pohl 
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Statt 75000 nur 4000 erschossene Franzosen 


D:; in Deutschland nach 1945 zu beobachtende Neigung, Zahlen 
on Opfern rechter Gewalt stark zu vergrößern und solcher der 
Kommunisten oder Sozialisten möglichst zu verringern, gilt auch für Teile 
des Auslandes. Ein besonders eindrucksvolles Beispiel liefert das Nach- 
kriegsfrankreich. Nach 1945 nannte sich die Kommunistische Partei 
Frankreichs (KPF) gern »die Partei der 75000 Erschossenen« und be- 
hauptete, daß während der deutschen Besetzung von 1940 bis 1944 im 
ganzen Lande rund 75000 Franzosen von der Besatzungsmacht erschos- 
sen worden seien. Wer dagegen Zweifel anmeldete, wurde in den ersten 
Jahren mundtot gemacht. 

Doch diese Behauptung der KPF ist falsch. Richtig ist, daß nach neue- 
ren und gewissenhaften Forschungen zweier nicht als rechts zu verdäch- 
tigender Franzosen! in den betreffenden Jahren nur ungefähr 4000 Per- 
sonen als Geiseln oder nach einem gerichtlichen Todesurteil, meist wegen 
Attentate auf Angehörige oder Einrichtungen der Wehrmacht oder we- 
gen Sabotage, hingerichtet wurden. Mit einer Karikatur machte das Pari- 
ser Blatt Rivaro/nach Erscheinen des Buches auf diesen Tatbestand auf- 
merksam,? Bezeichnend ist, daß die Opfer auf Seiten der KPF um mehr 
als eine Größenordnung zu hoch angesetzt, die der durch die KPF Er- 
mordeten in der Öffentlichkeit möglichst herabgesetzt wurden. 

Demgegenüber wurden nach 1944 bei der sogenannten Säuberung 
(Epuradon), die meist mit spontaner Lynchjustiz verbunden war, in Frank- 
reich zigtausende von Menschen ermordet, denen Zusammenarbeit (Kol- 
laboration) mit den Deutschen vorgeworfen wurde. Die Opferzahlen 
variieren von 10000, so Charles DE GAULLE, bis zu 100000, so der fran- 
zösische Christdemokrat Pierre-Henri rEITGEN am 6. August 1946.3 

In seiner materialreichen Monographie über Die Pohtischen Sanberungen 
in Westenropa bringt der Franzose Paul s£ranr‘ eine ganze Reihe von 
Zahlenangaben für die Opfer im befreiten Frankreich: Eine Untersu- 
chung einzelner Präfekturen ergab 1943 die Zahl von 9673 Hinrichtun- 
gen, davon 6348 ohne Utrteil,! Der Journalist Robert aron kommt auf 


! Jean-Pierre BEsse U, Thomas pou'ry, Les Fusilles. Repression et Execntions pendant 
!Ocenpation (1940-1944), 2006. 

2 Rivarol, 22. 12. 2006. 

3 National-Zeitung, 12. 1. 2007, die auch die erwähnte Karikatur bringt. 

* Paul s£rant, Die politischen Sänberungen in Westenropa, Stalling, O Idenburg-Ham- 
burg o.J. (ca. 1966). 
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3000 bis 40000 spontane Hinrichtungen.° »Viele behaupten sogar, die 
Zahl der Hinrichtungen überschreite in Wirklichkeit 100000. Sie beru- 
fen sich dabei auf mehrere Dokumente«, die dann im einzelnen bespro- 
chen werden. Und der Autor hält diese Angabe für die der Wahrheit am 
nächsten liegende. Schon im November 1944 gab Innenminister Adrien 
THIER die Opferzahl der Säuberung mit 105000 an, welche Zahl unwi- 
dersprochen in Zeitschriften wie Evritsde Paris oder Rivaroi veröffentlicht 
wurde.® Sr.RANT urteilt allgemein: »Damit ist erwiesen, daß Frankriech in 
wenigen Monaten eine der blutigsten Säuberungsaktionen seiner Ge- 
schichte erlebte.«° 

Führend bei diesen unverhältnismäßig grausamen Racheakten ab 1944 
war die KPF, die sich die Verdienste des Widerstandes gegen die Wehr- 
macht zuschrieb und nach dem verspäteten Aufstand ab Juni 1944 nach 
Ende der Besetzung ihre Aktivität unter Beweis stellen wollte. Es ist eine 
der dunklen Seiten Nachknegsfrankreichs und persönlich de GAUU.ES, 
diesen Massenmord nicht unterbunden und dem rechtlosen Treiben der 
Kommunisten lange Zeit nicht gewehrt zu haben. Durch die stark über- 
höhte eigene Opferzahl wollte die KPF offensichtlich von ihren Grau- 
samkeiten gegen die eigenen Landsleute ablenken. Über die deutsche 
Kriegsgerichtsbarkeit in Paris liegt eine zuverlässige Beschreibung von 
einem Zeitzeugen und daran Beteiligten vor.!? Rolf Kosiek 
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Zur Zahl der französischen Opfer 
während der >Epuration< (Säuberung) 


T; Frankreich war es nach dem Zweiten Weltkrieg wie in Deutschland 
üblich, daß die siegreichen Parteien die Zahl der eigenen Opfer maß- 
los übertrieben. So nannte sich die kommunistische Partei Frankreichs 
>Die Partei der 75 000 Erschossenen.-! 

2007 widerlegten die Historiker Jean-Pierre sEessk und Thomas Pou- 
TY, in Les Fusilles: Repression et Exeentions pendant L'Occnpation diesen My- 
thos. Es handelte sich in Wirklichkeit nur um 4000 Opfer. Wer jedoch 
früher in Frankreich die offizielle Zahl von 75000 angezweifelt hatte, 
war mit dem Gesetz in Konflikt gekommen. 

Mit der Zahl der in der >Epuration< ab 1944 wegen Kollaboration mit 
den Deutschen ermordeten Franzosen verhielt es sich umgekehrt, Sie 
wurde von den französischen Meinungsmachern immer mehr verringert, 
um den Umfang der eigenen Verbrechen zu vertuschen. So erkannte 
Henry Rousso in Pobtische Säuberung in Europa (Klaus-Dieter HENKE v. 
Hans WOLLER (Hg.), 1991, S. 201 ff) nur die Zahl von 10000 Opfern an 
und warnte vor »hastigen Hochrechnungen«. Seine Glaubwürdigkeit ist 
jedoch zweifelhaft. Er behauptet, daß in der Hauptstadt nur sehr wenige 
Exekutionen stattgefunden hätten (S. 203). Pierre TAITTINGER, der dama- 
lige Bürgermeister von Paris, belegt aber als Zeitzeuge 4500 Tote in ei- 
nem benachbarten Departement.” Auch der Zeitzeuge jean-Pierre ABEL 
gibt mit Quellen an, daß allein in den ersten Wochen nach der >Libera- 
ton< (Befreiung) in jedem Departement rund 300 Zivilisten ermordet 
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GALIC, in: Rivarol, 
22. 12. 2006. 


- Pierre TAITTINGER, 
»Et Paris ne fut pas 
detruit«, in: L'Elan, 
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Nach dem Abzug der 
Deutschen setzte die 
Säuberungswelleein. 
General or GAULLE, 
der hier bei seiner 
Rückkehr nach 
Frankreich im Som- 
mer 1944 in einer 
kleinen Stadt umju- 
belt wird, unternahm 
ab September 1944 
als Chef der Proviso- 
rischen Regierung 


| Frankreichs nichts, 


um den anarchischen 
Zuständen Einhalt zu 


, gebieten. 


"Jean-Pierre ABEL, 
L/äge de Cäin, 
Editions Nouvelles, 
Paris 1947, 8. 73 £. 
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Nr. 41,1975, S. 30. 
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7 Paul serant, Die 
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Greven, Köln 1951. 


wurden.? Die Leichen seien mit Steinen um den Hals in der Seine, in der 
Marne und den Kanälen versenkt worden. 

Ein anderer Fehler Roussos besteht in seiner Berufung auf BauDoTs 
Untersuchung, die aber unvollständig ist, wie unten bewiesen wird. 

Ferner behauptet Rousso, die Partisanen auf dem Plateau des Glieres 
im Departement Haute-Savoie seien Opfer eines Massakers geworden. 
Richtig ist, daß deutsche Wehrmachteinheiten mit Hilfe der französischen 
Miliz stark bewaffnete PartisanentrUppen niederkämpften. Die im Kampf 
gefallenen Maquisards können daher nicht als >umgebracht< bezeichnet 
werden.* 

General p£ GAuLLE schrieb in seinen Memoires de Guerre von 10842 
Toten bei der »Säuberung* und stützte sich dabei auf den Innenminister 
Charles srune, der aber nur die Fälle erfaßte, die nicht von einem >Cour 
Martiale« (Sondergericht) verurteilt wurden.’ 

Der oben erwähnte saundor berechnete sooo Opfer in Revue d’Histoire 
de la Deuxieme Gnerre Mondial vom Januar 1971. Dieser Artikel ist jedoch 
wenig aussagekräftig, da er sich nur auf 22 Departements bezieht und 
die 14 mit stärkster Resistance-Tätigkeit außer acht läßt (Creuse, I lerault, 
Landes usw.).® 

Der Historiker Robert aron schätzt die Zahl der nach dem Abzug der 
Deutschen Ermordeten auf 40000 in seinem Buch Histoire de Liberation 
de la FranceEr meint, es werde unendlich schwierig sein, die wahre Zahl 
zu erfahren. Die Prafekten der Departements hätten aus Angst angege- 
ben, daß es bei ihnen keine Hinrichtungen gegeben habe, was jedoch im 
Widerspruch zu Angaben des Innenministeriums stehe. Nachforschun- 
gen an Hand der Standesamtsregister würden enttäuschend sein, da diese 
in der bewußten Zeit sehr flüchtig geführt worden seien. In einigen Todes- 
urkunden fehlten genauere Angaben über die Verstorbenen, und außer- 
dem würden bestimmt noch viele Tote in namenlosen und unbekannten 
Massengräbern auf die amtliche Registrierung ihres Todes warten. 

Viele Autoren behaupten sogar, daß die Zahl der Hinrichtungen we- 
gen angeblicher Kollaboration in Wirklichkeit ı00000 überschreite. In 
der Zeitschrift American Mercury vom April 1946 berichtete der amerika- 
nische Offizier Donald rosınson als Zeuge des kommunistischen Ter- 
rors in Marseille, daß ihm der militärische Sicherheitsdienst die Zahl von 
50000 Toten allein für den Süden angegeben habe.® 

Der damalige Innenminister Adrien rıxıer erklärte im November 1944 
dem Resistance-Oberst DEwAwrIEN, genannt >Passy<, daß den Berichten 
der Prafekten an die Regierung zufolge die Zahl der spontanen Hinrich- 
tungen mit 105000 angesetzt werden müsse. Diese Zahl wurde in Zeit- 
schriften wie Evrits de Paris und RivaroWveröffentlicht und nie dementiert." 

Von nichtamtlicher Seite wurden noch höhere Opferzahlen genannt. 
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Am 22. September 1944 
wurden sechs junge Franzo- 
sen, die mit den Deutschen 

kollaboriert hatten, 
in Grenoble hingerichtet. 


Die Lynchjustiz im Gange: 
Den bestialischen Ermordun- 
gen gingen sehr oft Miß- 
handlungen voraus. 





Strafanträge gegen die Mörder wurden nur in 3000 Fällen gestellt, da 
damals die Familienangehörigen und Freunde der Opfer Gefahr liefen, 
wegen solcher Anzeigen ihrerseits Morden und Unterdrückungsmaßnah- 
men ausgesetzt zu werden. 

Petrus FAURF, Abgeordneter des Departements Loire, schrieb in sei- 
nem Buch La Terreur Rouge (Dumas, Saint-Edenne 1975): »Wenn man 
zahlreichen Autoren glaubt, besonders dem General parcH, dann wur- 
den 80000 Personen ohne Gerichtsurteil im ersten Monat nach der Li- 
beration exekutiert. Und ungefähr 20000 in den folgenden Monaten durch 
»Tribunaux d’Exception* (Sondergerichte), das macht 100000 Opfer. 
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Junger Franzose, der 
mit den Deutschen 
kollaboriert hatte, 
im Augenblick der 
Hinrichtung durch 
seine Landsleute. 


Dies sind schreckliche und erschütternde Zahlen, wenn man sich erin- 
nert, daß der >Iemeur< im Jahre 1793 20000 Opfer forderte und die »Com- 
mune de Paris< rund 25 OOO4" 

Im selben Sinne äußerte sich am 6. August 1946 der damalige franzö- 
sische Justizminister TEITGEN, selbst der gnadenloseste >Epurateur< Ro- 
bespierre sei im Vergleich zu den hunderttausend Toten nur ein Waisen- 
knabe gewesen, und die Säuberungvon 19445 stelle eine der blutigsten 
in der Geschichte Frankreichs dar. 

Auch Francois MITTERRAND, damals französischer »Ministre des Pen- 
sions«, meldete sich am 26. Mai 1948 zu Wort und kam auf 133000 bei 
der »Säuberung« ermordete Zivilisten.!? 

Jean PıEvBEr erklärte 1957 in einer Ausgabe der Defense de /’Occident, 
ihm habe ein Bericht aus dem Justizministerium vorgelegen, der sich auf 
Angaben von Staatsanwälten stützte und 68000 bekanntgewordene Hin- 
richtungen im Rahmen der »Epuration« erwähnte.!? 

Die Opfer der Säuberungen waren vor allem Freiwillige, die in der 
deutschen Wehrmacht gekämpft hatten. Auch ihre Familienmitglieder 
konnten ermordet werden. Schon die Beschuldigung des Petainismus 
genügte, um einen Menschen zu töten. Der Begriff »Kollaborateur« wurde 
willkürlich ausgelegt. Die kommunistische Resistance liquidierte sogar 
manchmal Angehörige anderer nichtkommunistischer Widerstandsgrup- 
pen, Unter den Kommunisten befanden sich auch ehemalige Kämpfer 


| der spanischen Roten Brigaden und Kriminelle, die vor allem den Süden 


terrorisierten und Raubmorde begingen. Private Abrechnungen und De- 
nunziationen von unschuldigen und unpolitischen Personen kamen hin- 
zu. Frauen, die im Verdacht standen, mit deutschen Soldaten befreundet 


il gewesen zu sein, waren beliebtes Freiwild. Den bestialischen Ermordun- 


gen gingen meist Folter und Mißhandlungen voraus." 
Rund 100000 wurden ohne Urteil erschossen, 20000 nach Schaupro- 


| zessen.'* Letztlich blieb sich das oft gleich, denn bei diesen Gerichten 


stand das Todesurteil meist schon vorher fest. Dabei wurden Gesetze 
mit rückwirkender Kraft, also rechtswidrig, angewandt. Richter, Staats- 


| anwälte und Geschworene gehörten meist der Resistance oder der kom- 


munistischen Partei an. Meineide bestellter Belastungszeugen wurden nicht 
verhindert, sondern als patriotische Tat gewertet. Die Angeklagten wur- 
den vor dem Prozeß schwer gefoltert. Presse und vor dem Gerichtsge- 
bäude tobender Pöbel forderten schon vor der Verhandlung das Todes- 
urteil. Es kam sogar manchmal vor, daß der Mob Häftlinge aus dem 
Gefängnis holte und Iynchte.!3'16 

Der Vorgang der »Epuration« war wirklich kein Ruhmesblatt in der 
Geschichte Frankreichs. Friedrich Karl Pohl 
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Zur Wehrmachtgerichtsbarkeit 
im Zweiten Weltkrieg 


er Historiker Arno LustiGer schrieb in einem Artikel zum >Fall (Det- 
Di; der sich im Frühjahr 2007 an der Trauerrede für den ehe- 
maligen Marinerichter und späteren baden-württembergischen Minister- 
präsidenten Hans rıLsınGEr entzündete, »daß deutsche Kriegsrichter etwa 
30000 Todesurteile fällten, wodurch 16000 Wehrmachts Soldaten hinge- 
richtet wurden«. Das sollte sich auf die Zeit des Zweiten Weltkriegs be- 
ziehen.! Er verwies dabei auf die Professoren Manfred MESSERSCHMIDT 
und Wolfram werre, die als Mitarbeiter am Militärgeschichtlichen For- 
schungsamt in Freiburg und später in Potsdam durch viel zu hohe und 
überzeugend widerlegte Zahlen (bis zu 50000 Todesurteile und 16000 
Hinrichtungen) auf diesem Gebiet in dem Bemühen, der deutschen Mi- 
litärgerichtsbarkeit möglichst viel anzulasten, hervorgetreten waren.? 


Denn diese Zahlen sind falsch, wie auch ein richtigstellender Leser- 
brief des schwedischen Majors a. D. Göran normınG angab." Doch schon 
im Jahre 1977 kam Otto Peter schweLıng im Auftrag des Münchner 
Instituts für Zeitgeschichte nach umfangreichen und sachlichen Unter- 
suchungen zu der Erkenntnis, daß die oben angegebenen Zahlen von 
30000 und 16000 viel zu hoch sind.* Zu derselben Feststellung gelangte 
der Marburger Strafrechder Erich scnwinGe 1988 in einer ins einzelne 
gehenden Kritik an mEssERSCHMITT und WÜLLNER, die in der überarbei- 
teten Ausgabe von 1992 noch stärker untermauert wurde.’ SCHWINGE 
begründete darin ausführlich, warum die von MESSERSCHMITT und WÜLL- 
NER angegebenen Zahlen nicht richtig sind, und legte überzeugend dar, 
wie diese Autoren unwissenschaftlich gearbeitet, unzulässige Hochrech- 
nungen vorgenommen und bewußt gegen die Wehrmachtgerichtsbar- 


1 Arno LUSTIGER, »Für Oettinger nicht zuständig«, in: Frankfurter Allgemeine Zei- 
Zung, 21. 4. 2007, 5.2. 


? Manfred MEssErschMITtT U. Fritz WÜLLNER, Die Wehrmachtiustiz'" Dienste des 


Nationalsozialismus. Zerstörung einer Legende, Nomos, Baden-Baden 1937; Fritz wüıL- 


NER, Die NS-Mihitärjustiz und das Elend der Geschichtsschreibung. Ein grundlegender 
Forschungsbericht, Nomos, Baden-Baden 1991. 

3 Göran HOLMING, Leserbrief »Nicht so einmalig, in: Frankfurter Allgemeine Zei- 

tung, 22. 5, 2007,58. 10. 

* Otto Peter schweınc. (Hg. Erich schwinGe), Die deutsche Militärjustizin derZeit 

des Nationalsozialismns, Marburg 1977,:1978. 

5 Erich scnwings, Verfälschung und Wahrheit. Das Bild der Wehrmachtgerichtsbarkeit, 

Hohenrain, Tübingen-Zürich—Paris 1992. 
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Hans rıLBıngEer war 


wegen seiner Tätig- 
keit als Marinerichter 
im Dritten Reich 
1978 von seinem Amt 
als Ministerpräsident 
des Landes Baden- 
Württemberg zurück- 
getreten. 


Von links: 
Erich schwinge und 
E 


Fritz wÜLLNER, 





keit gerichtete Emotionen angesprochen hatten. schwinGe urteilte über 
WüllnNERS Buch: »Der wissenschaftliche Wert des Buches wird allein schon 
dadurch schwer beeinträchtigt, daß der Verfasser in ihm, von der ersten 
bis zur letzten Seite, Emodonen Raum gibt. An nicht weniger als 111 
Stellen ersetzt er sachliche, leidenschaftslose Argumentation durch be- 
leidigende Ausfalle. Das beginnt damit, daß er bereits auf der ersten Seite 
seines Textes behauptet, die Chronisten der Wehrmachtjustiz hätten Mate- 
rial >beschönigt, weggelassen, verbogen und verzerrt*, die historischen Ge- 
schehnisse je >nach der jeweiligen Manipulationsabsicht* in falsche Zusam- 
menhänge gerückt und sie bewußt zur >Geschichtsklitterung< benutzt.«° 

Dazu kamen sehr persönliche Kampagnen dieser Autoren gegen 
SCHWINGE. so schreibt wüLLner gegen den angesehenen Marburger Ju- 
risten: »Das, was schwinGeE da 1977/78 mit dem Weihrauchfaß in der 
Hand in seinem $2 uns als Philosophie militärjuristischer Rechtsbegrün- 
dung und Gerechtigkeit um die Nase und ins Gehirn wedeln möchte, 
wird von den schwarzen Wolken des Pulverrauchs der Exekutionskom- 
mandos in die Hölle geblasen.«" 

Auch das im Rahmen der Kampagne von 1979 gegen FILBINGER er- 
schienene Werk von Franz nrugauer: bestätigt schwinGes Ansicht und 
räumt mit manchen Fehlurteilen früherer Darstellungen auf. 

Statt der 30000 oder auch der von MÜSSERSCHMITT und WÜLLNER ge- 
nannten Zahl von bis zu 50000 Todesurteilen der Wehrmachtjusdz im 
Zweiten Weltkrieg dürften ı2000 der Wahrheit am nächsten kommen. 
Der anerkannte US-Völker rech der und Historiker Alfred pe zayas lehnte 


° SCHWINGE, ebenda s. 11. 
7 WÜLLNER, aaO. (Anm. 2), S. 250. 


8 Franz NEUBAUER, Das öffentliche Fehlurteil. Der Fall Fübinger als ein Fall der Mei- 
nungsmacher, Regensburg 1990. 
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in einer Besprechung des MESSRRSCHMLTT-WÜLLNERschen Buches die An- 
gaben dieser Autoren ab und schrieb: Bis zu einer Klärung durch gründ- 
lichere Untersuchungen »kann man sich auf die SSHWELING-SCHWINGE- 
Zahl von 12000 Todesurteilen stützen«.? 

Ebenso geben mEsserschmirr und wüLLner zu hohe Zahlen von 16 000 
bis 21 000 für die Zahl der vollstreckten Todesurteile der Wehrmachtjustiz 
an. In Wirklichkeit dürfte diese Zahl bei etwa 7000 liegen.!" 

MESSERSCHMITT und WüLLNnEr versuchen auch, ihre zu hohen Zahlen 
als einzigartig und unvergleichlich höher als die entsprechenden bei den 
Alliierten zu beurteilen. Lusriger schreibt in seinem anfangs erwähnten 
Aufsatz ähnlich: »So etwas hat es in der Geschichte der Kriegsgerichte in 
der ganzen Welt noch nie gegeben.«! 

Auch das ist falsch. Von den Sowjets sind nach amtlichen Moskauer 
Unterlagen im Zweiten Weltkrieg 152000 Soldaten zum Tode verurteilt 
und hingerichtet worden, allein um 13000 bei Stalingrad.? Viele wurden 
auch ohne Verfahren erschossen, die noch hinzukommen. schwinGe weist 
darauf hin, daß im Ersten Weltkrieg bei den britischen Streitkräften, die 
zahlenmäßig viel geringer als die deutschen waren, 3080 Todesurteile ver- 
hängt wurden, bei den Franzosen zwischen 2000 und 3000. Von den 
USA wurden im Zweiten Weltkrieg in Europa 763 oder — nach anderen 
Quellen - 433 Todesurteile verhängt.!! Berücksichtigt man die absoluten 
Zahlen der einzelnen Streitkräfte und deren Einsatzzeiten, so fallen die 
deutschen Zahlen aus denen der westlichen Demokratien eben nicht her- 
aus. Von einer unterschiedlichen humanen Einstellung oder Wertung des 
Lebens bei Alliierten und Deutschen kann also keine Rede sein: Die deut- 
sche Wehrmachtjustiz war nicht »grausamen als die alliierte, zeigte insbe- 
sondere nicht verbarmungslose Härte<, obwohl es bei dem deutschen Ein- 
satz um viel mehr ging, von der Gerichtspraxis der Westmächte nach 
dem 8. Mai 1945 in Westdeutschland ganz abgeschen. So wollte im Som- 
mer 1944 General Eısennower rund 3500 deutsche Generalstabsoffiziere 
ohne Verfahren liquidieren. Sebastian narrner regte in London die Tö- 
tung von 500000 jungen deutschen Soldaten an. Der spätere Nobelpreis- 
träger Friedrich A, von HAYEx meinte im Juni 1945, daß weder rechtli- 
che Skrupel noch humanitäre Erwägungen verhindern dürften, daß 
Zehntausende Deutscher zur Rechenschaft gezogen würden und den Tod 
verdienten.!? Allein in Hameln wurden nach 1945 von der britischen Be- 
satzungsmacht rund 200 Deutsche hingerichtet, und in Dachau wurden 


' Alfred pe zavas, in: Die Weit, 5. 5.1988. 
10 SCHWINGE, aaO. (Anm. 5), 8. 92. 
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von US-Militärgerichten rund 2000 Todesurteile verhängt, von denen 
etwa 600 vollstreckt wurden. 3 

MESSSERSCHMITT-WÜLLNER geben auch für die Zahl der deutschen Fah- 
nenflüchtigen viel zu hohe Zahlen an: Nach ihnen habe es bei der Wehr- 
macht 35000 Fahnen fluchturteile mit 22 750 Todesurteilen gegeben, von 
denen 15000 vollstreckt seien. wüLLner gibt in seinem Buch sogar eine 
halbe Million Deserteure an,!* Richtiger ist wohl, daß es nach schwinGeE 
bei den etwa 700000 Verfahren der Wehrmachtjustiz (wüLLner gibt da- 
für die viel zu große Zahl von vier Millionen an) rund 14000 Urteile 
gegen Deserteure gab, von denen weniger als 7000 vollstreckt wurden, 
In vielen Streitkräften der Welt stand und steht auf Desertion - insbe- 
sondere im Krieg — die Todesstrafe. 

Im Fernsehen wurden diese Zahlen noch vergrößert. So berichtete der 
Hessische Rundfunk, daß »einige hunderttausend Soldaten« der Wehrmacht 
im Zweiten Weltkrieg fahnenflüchtig geworden seien.!° In Wirklichkeit 
waren es weniger als 20 000 Deserteure. Den Vorwurf des »Lügengewebes« 
ließ der Sender trotz ausrücklicher Vorhaltung auf sich sitzen und brachte 
bezeichnenderweise weder Richtigstellung noch Entschuldigung!" 

Am 2t. Juni 2007 wurde in Berlin eine Ausstellung unter dem Leitwort 
»Was damals Recht war, ‚‚« der Stiftung Holocaust-Mahnmal zur Wehr- 
machtgerichtsbarkeit eröffnet. Darin wird ebenfalls — neben einer Vielzahl 
anderer Fehler - die viel zu hohe Zahl von rund 30 000 Soldaten und Zivi- 
listen erwähnt, »die durch Unrechtsurteile der Wehrmachtsgerichte ihr Leben 
verloren«,!® Die Ergebnisse verantwortlicher Forschung werden einfach 
nicht zur Kenntnis genommen, sondern alte Propagandaangaben werden 
zur weiteren Beschuldigung Deutschlands wieder aufgewärmt. 

Der pauschalen Diffamierung der rund 2000 deutschen Wehrmacht- 
richter und den stark überhöhten Zahlen ihrer Verfahren und Todesur- 
teile muß daher auch im Interesse der historischen Wahrheit widerspro- 
chen werden.!? Rolf Kosiek 


15 SCHWINGE, ebenda, S. 104. 

'# WÜLLNER, aaO. (Anm. 2), 8. 461 ff. 
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!" Sendung des Ersten Programms des Hessischen Rundfunks »Ihr Gegner war 

nicht mein Gegner. Das veigessene Kapitel der deutschen Deserteure des Zweiten 

Weltkriegs«, am 4. 5. 1988 zwischen 21 und 22 Uhr. 

7 Erich schwinGe, Machtmißbrauch der Massenmedien. Die Ohnmacht des Bürgers, Ho- 
henrain, Tübingen—Zütich— Paris 1989, S. 45-48. 
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Die deutschen Atomwaffenversuche 
im März 1945 


ach herrschender Lehre gilt, daß die deutschen Atomforscher im 
IN Weltkrieg zwar an einem Atomreaktor arbeiteten, aber vor 
Kriegsende nicht mehr in der Lage waren, einen Versuchsreaktor zum 
laufen zu bringen. Von der Entwicklung einer Atombombe seien die 
deutschen Kernphysiker weit entfernt gewesen,! Neuere Forschungen 
geben jedoch Hinweise darauf, daß es Anfang März 1945 in Thüringen 
zu erfolgreichen Kernwaffenversuchen gekommen ist. 

In den letzten Monaten des Zweiten Weltkrieges wurde im Jonastal General PATION 
südwestlich von Erfurt in der Nähe von Arnstadt von Tausenden von (links) am 12. April 
KZ-Häftlingen in größter Eile an einem ah an der Südseite des lm Ohrarur 
»Großen Tambuch< eine 
mysteriöse Stollenanlage in 
den Berg getrieben, die nie 
fertiggestellt wurde,? Sie 
war nur ein kleiner Teil von 
ausgedehnten unterirdi- 
schen Anlagen, die im # 
Dreieck Arnstadt-Wech- 
mar-Ohrdruf errichtet 
worden sein sollen, Über 
den Zweck dieser unterir- 
dischen Anlagen geben die 
wenigen erhaltenen Doku- 
mente keine Auskunft. 
Fest steht nur, daß das 
»Sonderprojekt S II< eine 
Geheimhaltungs- und 
Dringlichkeitsstufe hatte, 








180 7.. B. Armin nerrmann, Die Jahrhundertwissenschaft. Werner Heisenberg und die 
Physik seiner Zeit, Stattgart 1977. 

? Dies und das Folgende nach Edgar vaver U. Thomas menner, Das Geheimnis 
der deutschen Atombombe. Gewannen Hitlers Wissenschaftler den nuklearen Wettlauf doch? 
Kopp, Rottenburg 2001; dieselb., Hitler und die Bombe. Welchen Stand erreichte die 
deutsche Atomwaffenforschung und Geheimwaffenentwicklung wirklich? Kopp, Rotten- 
burg 2002; dieselb,, Die Arombombe und das Dritte Reich. Das Geheimnis des Dreiecks 
Arnstadt-Wechmar-Ohrdruf, Kopp, Rottenburg 2002; dieselb., Geheime Reichssache. 
Thüringen und die deutsche Atombombe, Kopp, Rottenburg 2004. 
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die vor jedem anderen der damaligen Bauprojekte des Deutschen Rei- 
ches rangierte. Angeblich sollte ein neues Führerhauptquartier errichtet 
werden, aber derer gab es 1944 genug, und der riesige Aufwand bei S III 
hatte sich dafür gar nicht gelohnt. 

Anfang April 1945 machte die 3. US-Armee unter General parron 
einen blitzartigen Vorstoß nach Thüringen insjonastal und auf den Trup- 
penübungsplatz Ohrdruf. Die Zugänge zum Jonastal werden von der 6. 
SS-Gebirgsdivision mit großer Hartnäckigkeit verteidigt. Kurz vor dem 
Eintreffen der Amerikaner wurden nach Berichten von Zeitzeugen die 
Zugänge zu den wichtigsten Teilen der unterirdischen Anlagen zuge- 
sprengt, getarnt und mit Sprengfallen gesichert. Was die US-Truppen in 
den zugänglich gebliebenen Teilen gefunden haben, darüber geben die 
amerikanischen staatlichen Stellen bis heute keine Auskunft. In den Kriegs- 
tagebüchern der beteiligten US-Divisionen fehlen die Eintragungen für 
die betreffenden Tage. Nur einzelne US-Veteranen berichteten Jahre spä- 
ter, seinerzeit eine riesige unterirdische Kraftwerksanlage und eine hoch- 
moderne Nachrichtenzentrale gesehen zu haben. 

Unmittelbar vor ihrem Abzug aus Thüringen sprengten die Amerika- 
ner weitere Teile der unterirdischen Objekte zu. Die nachrückenden So- 
wjets holten aus den noch zugänglichen Anlagen heraus, was sie vorfan- 
den, und verschlossen die letzten Eingänge. Der Truppenübungsplatz 
Ohrdruf wurde fortan von der Sowjetarmee genutzt, und das Jonastal 
geriet allgemein in Vergessenheit. 

Anfang der sechziger Jahre beschäftigte sich eine Untersuchungskom- 
mission des DDR-Ministeriums für Staatssicherheit mit den Vorgängen 
im Raum Arnstadt-Wechmar-Ohrdruf. Zur Tarnung wurde diese Unter- 
suchung als ein »Geschichtsprojekt« der SED-Keeisleitung von Arnstadt 
zur Erforschung des Schicksals der bei diesen Bauvorhaben eingesetzten 
KZ-Häftlinge ausgegeben. Es wurden zahlreiche Zeugenaussagen ge- 
sammelt, die in einem vorläufigen Bericht von mehr als 300 Seiten zu- 
sammengefaßt wurden. Nach einigen Jahren wurde jedoch das Projekt 
auf Weisung der SED-Führung eingestellt, der vorläufige Bericht ver- 
schwand. 

In den folgenden Jahren befaßten sich nur einige Thüringer Heimat- 
forscher mit den seltsamen Ereignissen rund um das Jonastal. Erst nach 
der Wende 1989/90 fand das Thema wieder größeres Interesse, als der 
russische Staatspräsident Boris jeuzın behauptete, daß das berühmte 
>Bernsteinzimmer< in der unterirdischen Stollenanlage versteckt sei. Nach- 
forschungen in dieser Richtung blieben jedoch ergebnislos. Tatsächlich 
mußte es im Jonastal oder im Raum Arnstadt-Wechmar-Ohrdruf um 
sehr viel mehr gegangen sein. Die deutsche Reichsführung und die SS 
hatten seinerzeit nicht nur eine extreme Geheimhaltung betrieben, son- 
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dern auch mehrere zehntausend KZ-Häftlinge zum Bau der unterirdi- 
schen Anlagen eingesetzt. Das Bauvolumen hatte damit ein Ausmaß, das 
über die Bedürfnisse eines Führerhauptquartiers oder eines Verstecks für 
irgendwelche Kunstschätze weit hinausging. 

Ende der neunziger Jahre tauchten Abschriften von einem Teil der 
Zeugenaussagen auf, die in den sechziger Jahren von der Stasi gesam- 
melt worden waren. 

Cläre werner, Leiterin des Museums auf der Wachsenburg, die nur 
wenige Kilometer nordöstlich vom Truppenübungsplatz Ohrdruf ent- 
fernt hegt, hatte im Mai 1962 vor der SED-Kreisleitung von Arnstadt 
folgende Aussage gemacht: 

»Es war der 4. März 1945. Ich kann mich noch gut an diesen Tag 
erinnern. Für den Tag hatten wir eine Geburtstagsfeier für den Abend, 
diese wurde aber kurzfristig abgesagt. Am Nachmittag war der BDM 
von Gotha auf der Burg. [Der Ingenieur] Hans [rırreErMmAnN] war auch 
da und half uns noch, dann sagte er uns, daß heute auf dem [Truppen- 
übungs-] Platz Weltgeschichte geschrieben wird. Es wird etwas gemacht, 
was es auf der Welt noch nicht gegeben hat. Wir sollen am Abend auf 
den Turm gehen und in Richtung Röhrensee schauen. Er wisse auch 
nicht, wie das neue Ding aussehen wird. So waren wir ab 20 Uhr auf dem 
Turm. Nach 21 Uhr, gegen halb zehn, war hinter Röhrensee mit einmal 
eine Helligkeit wie Hunderte von Blitzen, innen war es rot und außen 
war es gelb, man hätte die Zeitung lesen können. Es war alles schr kurz, 
und wir konnten dann alle nichts sehen, wir merkten nur, daß es eine 
mächtige Sturmbö gab, aber dann alles ruhig war. Ich wie auch viele 
Einwohner von Röhrensee, Holzhausen, Mühlburg, Wechmar und 
Bittstädt hatten am anderen Tag oft Nasenbluten, Kopfschmerzen und 
auch einen Druck auf den Ohren.«° 


Weil man die Wirkung der neuen Waffe offenbar unterschätzt hatte, 
wurden bei diesem Test auf dem Truppenübungsplatz mehrere hundert 
Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge sowie ein Dutzend SS-Leute getö- 
tet. Diese Toten mußten am nächsten Tag von Häftlingskommandos 
eingesammelt und auf Scheiterhaufen verbrannt werden, wobei die Häft- 
linge besondere Schutzanzüge trugen. Einer der Führer dieser Arbeits- 
kommandos, Heinz wacHsmur, gab 1962 vor der SED seine damaligen 
Erlebnisse zu Protokoll: 

»Am Waldrand sahen wir schon einige Haufen von Menschenleichen, 
die wohl ehemalige Häftlinge waren. Die Menschen hatten alle absolut 


' Der Bericht von Cläre werner aus dem Jahre 1962 ist wiedergegeben bei 
MAYER U. MEHNER, Die Atombombe und das Dritte Reich, ebenda, S. 104 ff., Frau 
WERNER hat ihre damalige Aussage Ende der neunziger Jahre in allen wesentli- 
chen Punkten bestätigt. 
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4 Gruß an Mutter von Olek BARTO nach Gurjew. 


keine Haare meht, teils fehlten Kleidungsteile, sie hatten aber auch zum 
Teil Hautblasen, Feuerblasen, nacktes rohes Fleisch, teilweise waren einige 
Teile nicht mehr vorhanden. SS und Häfdinge brachten die Leichen an. 
Als wir die ersten sechs [Scheiter-] Haufen fertig hatten, wurden die 
Leichen darauf gelegt, je Haufen ca. 50 Stück, und Feuer gelegt. Wir 
wurden zurückgefahren. Im Gut mußten wir den Schutz und unsere ge- 
samte Kleidung ausziehen. Diese wurde ebenfalls von der SS angezün- 
det, wir mußten uns waschen und erhielten neue Kleidung und neuen 
Schutz, dazu jeder eine Flasche Schnaps, auch unsere Häftlinge. . . 
Beim 2. Einsatz wurden nochmals drei [Scheiter-] Haufen errichtet. 
Dabei sahen wir, wie aus dem Wald einige völlig unmenschliche Lebewe- 
sen gekrochen kamen. Wahrscheinlich konnten einige nichts mehr se- 
hen... Ich kann es auch heute nicht beschreiben. .. Von zwei SS-Leuten 
wurden diese ca, zwölf bis fünfzehn Menschen sofort erschossen... Einer 
unserer russischen Häftlinge sagte uns, er habe einen der Erschossenen 
noch verstanden, >,.. großer Blitz - Feuer, viele sofort tot, von der Erde 
weg, einfach nicht mehr da, viele mit großen Feuerwunden, viele blind, 
. < Unser Häftling hat mir 
1952 geschrieben, daß er wirklich den Gruß konnte an die Mutter geben.«* 
Das, was die beiden Augenzeugen hier schildern, ist für einen Kenner 


= eindeudg: Frau WERNER beschreibt den typischen Lichtblitz einer klei- 


nen atomaren Explosion und die Symptome einer leichten Form der Strah- 
lenkrankheit. wACHSMUTS Angaben zum äußeren Erscheinungsbild der 
Opfer dieses Versuchs stimmen in auffallender Weise mit Beschreibun- 
gen der Toten von Hiroshima und Nagasaki überein. Nach dem Bericht 
von Frau WERNER soll es am 12. März noch einen zweiten Test auf dem 
Truppenübungsplatz Ohrdruf gegeben haben. 

Die weiteren Nachforschungen von Thüringer Heimatforschern und 
Hobbyhistorikern förderten amerikanische Luftaufnahmen vom Trup- 
penübungsplatz Ohrdruf vom Sommer 1945 zutage, auf denen im östli- 
chen Teil des Truppenübungsplatzes, dem sogenannten >Dreieck<, groß- 
flächige Zerstörungen zu erkennen sind,? 

Schließlich machten vor geraumer Zeit der Historiker Rainer KARLSCH 
und der Fernsehjournalist Heiko PETERMANN in einem Moskauer Archiv 
einen aufsehenerregenden Fund. 

Ende März 1945 überreichte der Chef des Nachrichtendienstes der 
Roten Armee (GRU), Generalleutnant Iwan 1. ILJITSCHOW, dem führen- 
den Kopf der sowjetischen Atomforschung, Igor KURTSCHATOW, einen 


4 Zitiert nach MAYER U. MEHNER, Die Atombombe und das Dritte Reich, ebenda, S. 
113 ff. 
5 Ebenda, S. 110 f. 
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hochbrisanten Spionageberichte aus Deutschland. | 
ILJITSCHOW stufte seine Quelle, offenbar ein hoch- 
rangiger deutscher Informant, als zuverlässig ein 
und hatte den Bericht bereits an sraLın und Mo- 
Lorow gesandt. Dieses Schreiben mit Datum vom 
23. März 1945 enthält einen detaillierten Bericht 
über die Tests auf dem Truppenübungsplatz Ohr- 
druf: r 

»In der letzten Zeit haben die Deutschen in Thü- 
tingen zwei große Explosionen durchgeführt. Sie " 
fanden in einem Waldgebiet unter strengster Ge- 
heimhaltung statt. Vom Zentrum der Explosion 
wurden Bäume bis zu einer Entfernung von fünf- 
hundert bis sechshundert Metern gefällt. Für die 
Versuche errichtete Befestigungen und Bauten 
wurden zerstört. Kriegsgefangene, die sich im Ex- 
plosionszentrum befanden, kamen um, wobei häu- 
fig von ihnen keine Spuren blieben. Andere Kriegs- 
gefangene, die sich in einigem Abstand vom 
Zentrum der Explosion aufhielten, trugen Verbren- 
nungen an Gesicht und Körper davon, deren Grad 
von der Entfernung vom Zentrum abhing. „ Die 
Bombe enthält vermutlich U[ran] 235 und hat ein 
Gewicht von zwei Tonnen, Sie wurde auf einem 
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speziell dafür konstruierten Flachwagen transportiert. .. Die Bombe 
wurde permanent von zwanzig SS-Männern mit Hunden bewacht. 

Die Bombenexplosion wurde von einer starken Detonationswelle und 
der Entwicklung hoher Temperaturen begleitet. Außerdem wurde ein 
starker radioaktiver Effekt beobachtet. Die Bombe stellt eine Kugel mit 
einem Durchmesser von 130 Zentimetern dar.« 

General ıLJırschow hielt den Bericht für durchaus glaubwürdig Igor 
KURTSCHATOW, der eine Stellungnahme zu diesen Berichten abgeben soll- 
te, war sich nicht sicher, was für eine Waffe die Deutschen tatsächlich 
getestet hatten. Eine Atombombe mußte nach seinen Berechnungen ei- 
nen wesentlich größeren Zerstörungsradius haben als nur fünf- bis sechs- 
hundert Meter. kurrscuarow kam damals noch nicht auf die Idee, daß 
man die Zerstörungskraft einer Nuklearwaffe konstruktiv ganz gezielt 
auf ein verhältnismäßig geringes Maß beschränken kann, 

KARLSCH und PETERMANN ließen nun Bodenproben von dem mutmaß- 
lichen Atomwaffentestgelände von qualifizierten Kernphysikern auf ra- 
dioaktive Spurenelemente untersuchen. Mit Genehmigung der Bundes- 
wehr, die den Truppenübungsplatz Ohrdruf heute noch nutzt, wurden 
von dem vermuteten Testgelände, dem >Dreieck<, zahlreiche Bodenpro- 
ben entnommen und von der Strahlenschutzabteilung der Universität 
Gießen sowie der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braun- 
schweig analysiert. Ziemlich genau in der Mitte des >Dreiecks< findet man 
heute eine flach ausgebildete Mulde von ca. 50 Metern Durchmesser. 


Der Nachweis eines Kernwaffentests ist nach sechzig Jahren schwie- 
rig, denn der größte Teil der radioaktiven Strahlung ist längst abgeklun- 
gen. Bei den Versuchen von Ohrdruf 1945 wurden nur sehr geringe 
Mengen von spaltbarem Material verwendet. Die amerikanische Atom- 
bombe, die auf Hiroshima abgeworfen wurde, hatte mindestens die hun- 
dertfache Sprengkraft der auf Ohrdruf gezündeten; trotzdem ist es nicht 
einfach, in dieser japanischen Stadt heute die Atomexplosion vom 6. 
August 1945 meßtechnisch nachzuweisen. 

In den im >Dreieck< entnommenen Bodenproben fanden die Wissen- 
schaftler durch spezielle Sedimentationsverfahren Partikel, die offenbar 
bei schr hohen Temperaturen geschmolzen waren, was für sich schon 
auf eine atomare Explosion hinweist. Selbst bei Verwendung einfacher 
Meßinstrumente zeigten diese Partikel eine erhöhte Radioaktivität. Bei 
der Analyse der Bodenproben durch das Forschungslabor der Universi- 
tät Gießen und der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt in Braun- 
schweig wurden Meßergebnisse für Cäsium 137 festgestellt, die das Drei- 
bis Vierfache der im Landesdurchschnitt üblichen Werte betrugen. Er- 


6 Zitiert nach Rainer KARLSCH, Hitlers Bombe. Die geheime Geschichte der dentschen 
Kernwaffenversuche, DVA, München 2005, S. 220 f. 


412 


höhte Cäsium 137-Werte gelten allgemein als Indiz für einen nuklearen 
Niederschlag. 

Diese Meßergebnisse allein besagen noch nicht viel, denn nach dem 
Reaktorunfall von Tschernobyl wurden an zahlreichen Orten in Deutsch- 
land noch weit höhere Werte gemessen. Das auf Ohrdruf gefundene 
Cäsium entstammt jedoch eindeutig nicht dem zerstörten sowjetischen 
Reaktor. 

Bei einer weiteren Analyse wurden auffallende Anteile von Spaltpro- 
dukten, darunter Uran 233 und Uran 235, gefunden. Prof. Uwe KEYSER 
von der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt stellte fest: 

»Es ist angereichertes Material in einem breiten Spektrum vorhanden, 
das keine natürliche Quelle als Ursache hat. Die Isotopenanomalien sind 
teilweise drastisch und passen zu keinem bekannten Einzelereignis. 
Tschernobyl kann als alleinige Ursache für die Herkunft der Spaltpro- 
dukte ausgeschlossen werden.«’ 

Unter Berücksichtigung aller Indizien und Meßwerte - der erhöhten 
Cäsium 137-Aktivität, des Nachweises von Uran 238 und Uran 235, der 
Partikel aus einem Prozeß von Hochtemperaturschmelze — kamen die 
Wissenschaftler der Universität Gießen und der Physikalisch-Technischen 
Bundesanstalt zu dem Ergebnis, daß auf Ohrdruf Spuren eines nuklea- 
ren Ereignisses vorhanden sind. Prof, Reinhard BRANDT stellte fest: 

»Das Wesentliche dieses Ereignisses ist, daß während der Explosion 
auch deutlich Kernreaktionen mit Energiefreisetzung abgelaufen sind,«® 

Das heißt nichts anderes, als daß auf dem Truppenübungsplatz Ohr- 
druf eine atomare Explosion stattgefunden hat. 

Diese Erkenntnis steht in völligem Gegensatz zur bisher allgemein 
angenommenen Version der Geschichte des Zweiten Weltkrieges, der 
zufolge die deutschen Kernphysiker nicht einmal die theoretischen Grund- 
lagen für eine Atombombe beherrscht haben sollen, geschweige denn in 
der Lage gewesen wären, eine zu bauen. 

Bei Kriegsende 1945 wurden zehn der führenden deutschen Atom- 
physiker, darunter Werner HEISENBERG, Carl-Friedrieh VON WEIZSÄCKER, 
Otto HAHN, Paul HARTECK, Walther GERLACH, Kurt DIEBNER und Erich 
BAGGE, von amerikanischen und britischen Spezialkommandos festge- 
setzt und ein halbes Jahr lang auf dem englischen Landsitz Farm Hall 
interniert. Die Briten hatten in allen Räumen dieses Gebäudes Mikro- 
phone installiert, um die Gespräche der deutschen Physiker abzuhören. 
Diese Abhörprotokolle" gelten seit Jahrzehnten als endgültiger Beweis 


” KaRLSCH, ebenda, S. 226 

8 Ebenda, S. 226 f. 

? Dieter HOFFMmanNn (Hg), Operation Epsilon. Die Farm-Hall-Protokolle oder die Angst 
der Allüerten vor der deutschen Atombombe, Berlin 1993, 
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dafür, daß die deutschen Physiker nie ernsthaft an einer Atombombe 
gearbeitet haben. 

Tatsächlich hegten die deutschen Kernphysiker in Farm Hall jedoch 
von Anfang an den Verdacht, abgehört zu werden, und da sie fürchteten, 
auf unabsehbare Zeit interniert oder sogar als Kriegsverbrecher ange- 
klagt zu werden, inszenierten sie aus dem Stegreif eine Komödie mit der 
Absicht, ihre >Gastgeber< von ihrer Harmlosigkeit zu überzeugen. Die 
Regie übernahm HEISENBERG, der als reiner Theoretiker am eigentlichen 
Bau der Bombe nicht beteiligt war. 


HEISENBERG gelang es, die neun anderen Physiker zu überreden, ein 
Memorandum abzufassen, in dem die Unterzeichneten erklärten, sie hät- 
ten während des Krieges ausschließlich an einer >Uranmaschine<, also ei- 
nem Atomreaktor zur Energieerzeugung gearbeitet. Es sei jedoch vor 
Kriegsende nicht gelungen, eine solche >Uranmaschine< zum Laufen zu 
bringen. Dagegen sei der Bau einer Atombombe niemals ernsthaft erwo- 
gen worden, da dafür in Deutschland die technischen Voraussetzungen 
gefehlt hätten. 





Mit diesem Memorandum wurde der Mythos geboren, dem zufolge 
die deutschen Kernphysiker, insbesondere HEISENBERG und von WEIZ- 
SÄCKER, nur an der friedlichen Nutzung der Kernenergie interessiert ge- 
wesen wären und den Bau einer Atombombe durch passiven Widerstand 
verhindert hätten. 

Bei der Abfassung des Memorandums hatte es allerdings Streit gege- 
ben, da DIEBNER, BAGGE und einige andere zunächst nicht unterschrei- 
ben wollten. Dies war kein Zufall, denn wie wir heute wissen, war Kutt 
DIEBNER neben Walther GERLACH der wissenschaftliche Leiter des deut- 
schen Vorhabens zum Bau einer Atombombe, 

Nach ihrer Entlassung aus der Internierungin Farm Hall kehrten die 
deutschen Physiker in ihre Heimat zurück, wo sie nach kurzer Zeit ihre 
Universitätskarrieren fortsetzen konnten. Nur Kurt DIEBNER, sozusagen 
das >schwarze Schaf< der Gruppe, mußte sich in den Nachkriegsjahren 
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mit einer eigenen Firma für den Bau von Meßinstrumenten durchschla- 
gen. 

Zwischen 1945 und 1955 war in Deutschland jede Art der Kernfor- 
schung durch die Alliierten verboten. Dessen ungeachtet veröffentlich- 
ten Prof. Paul narreck und sein Mitarbeiter Dr. Wilhelm grornH 1950 
eine Fachschrift, in der sie detailliert schildern, wie sie während des Krie- 
ges mit Hilfe von »Ultrazentrifugen« Uran angereichert, also »nuklearen 
Sprengstoff« erzeugt haben.! 

Ab 1955, nach Aufhebungdes KernforschungsVerbotes, veröffentlich- 


ten Kurt pıssner und sein ehemaliger Mitarbeiter Erich sacce eine [ 


Reihe von Aufsätzen und Schriften zur Geschichte des deutschen Uran- 
projekts im Zweiten Weltkrieg. Diese Publikationen folgen zwar der von 
HEISENBERG in Farm Hall begründeten Linie, der zufolge es in Deutsch- 
land weder eine funktionierende >Uranmaschine<, also einen Reaktor, noch 
eine Atombombe gegeben habe. Sie setzen aber wichtige Akzente deut- 
lich anders als HEISENBERG und WEIZSÄCKER.!! 

Nach Aufhebung des alliierten Kernforschungsverbots im Jahre 1955 
begann DiEBNER, eine Reihe von Patenten anzumelden, die eine ganz 
andere Sprache sprechen als die erwähnten Schriften, die für eine breitere 
Öffentlichkeit bestimmt waren. 

Eines der ersten Patente vom 15. September 1955 beinhaltete einen 
zweistufigen Kernreaktor zur Erbrütung von Plutonium, der eine für die 
damalige Zeit ziemlich raffinierte Konstruktion darstellt.!? 

Im August und November 1956 meldete nırsner unter dem Titel 
»Verfahren zur Zündung thermonuklearer Reaktionen mittels konver- 
genter Detonationsverdichtungsstoße« und »Verfahren zur elektroma- 
gnetischen Zündung thermonuklearer Kernbrennstoffe«!? zwei Patente 
an, die, für den Fachmann unverkennbar, eine »fusionsverstärkte Kern- 
spaltungsbombe«, das heißt eine Atombombe der zweiten Generation 
beinhalten. 


0 K. BEYERJ.E, W. GROTH, P. HARTECK U. H.JENSEN, Über Gaszentrifugen. Anreiche- 
rung der Xenon-, Krypton und der Selen-Isotope nach dem Zentrifugenverfahren, Wein- 
heim/Bergstr. 1950, insbes. S. 47 £. 

!! Erich BaGGe, Kurt DIEBNER, Kenneth JAY, Von der Uranspaltung bis Calder Hall, 
Hamburg 1957. 

12 Deutsches Patentamt, Au slege schrift 1058643 v. 15. 9. 1955. 

13 Diese Patente wurden 1956 im Deutschen Patentamt angemeldet, aber angeb- 
lich von pıEsner wieder zurückgezogen, das heißt, sie sind vom Deutschen 
Patentamt nicht ausgelegt worden. Das letztere Patent wurde jedoch unter der 
Bezeichnung »Thermonuclear Reactions« am 20. November 1957 unter der Num- 
mer 841.387 in London angemeldet und ist im dortigen Patentamt vorhanden. 
Kopie im Besitz des Verfassers. 
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Im Jahre 1962 veröffentlichte vırsner in der Zeitschrift Kerntechnik 
einen Aufsatz mit dem Titel »Fusionsprozesse mit Hilfe konvergenter 
Stoßwellen«, in dem er in dürren Worten das Funkdonsprinzip der »fusi- 
onsverstärkten Kernspaltungsbombe« darlegt und nachzeichnet, auf 
welchem Wege die deutschen Kernphysiker während des Krieges auf die 
Idee zu dieser Konstruktion gekommen waren.!* 

Bei der »fusionsverstärkten Kernspaltungsbombe« werden das Prinzip 
der Kernfusion, also der Verschmelzung der leichten Kerne des schwe- 
ren Wasserstoffs (Deuterium), mit dem der Kernspaltung, der Spaltung 
der schweren Kerne des Uran, kombiniert. Die Amerikaner bezeichnen 
diesen Typ als >Booster<-Bombe'3 und haben ihn erstmals im Frühjahr 
1951 erprobt.!° 

Die Vorteile der >Booster<-Bombe, von der es natürlich etliche Varian- 
ten gibt, bestehen darin, daß sie mit verhältnismäßig wenig spaltbarem 
Material (Uran 235 oder Plutonium 239) auskommt, daß die nukleare 
Energie frei Setzung sich — wenn man will— auf ein Minimum beschrän- 
ken läßt und daß sie außerdem sehr zuverlässig und robust ist. Seit Mitte 
der fünfziger Jahre sind praktisch alle Kernwaffen mit niedriger oder 
mittlerer Sprengkraft »Booster«-Bomben. Dieser Typ ist nicht zu verwech- 
seln mit echten Wasserstoffbomben (mehrstufigen thermonuklearen 
Bomben), Bei einer >Booster<-Bombe wird nur eine verhältnismäßig klei- 
ne Energiefreisetzung durch Kernfusion erzeugt, die dazu dient, den Kern- 
spaltungsprozeß im Uran zu beschleunigen und zu verstärken. Bei einer 
echten thermonuklearen Waffe dient eine Kernspaltungsbombe dazu, 
eine Kernfusion in einer großen Menge an Deuterium auszulösen, um 
dieses nuklear zu »verbrennen«. Während >Booster«-Bomben eine Spreng- 
kraft von maximal einigen hundert Kilotonnen entwickeln können, be- 
tragen die 1 Leistungen von thermonuklearen Bomben etliche Megaton- 
nen (1 Megatonne = 1000 Kilotonnen).!” 

Kurt pızsner und die deutschen Kernphysiker haben 1944/45 mit 
ihrer Variante einer »Booster«-Bombe einen Typ entwickelt, der in seiner 
Grundkonzeption erheblich fortschtittlicher war als die ersten amerika- 
nischen Atombomben, die Hiroshima-Bombe »Little Boy« und die Naga- 
saki-Bombe >Fat Man«, 

Die Geschichte des deutschen Atomprojekts im Zweiten Weltkrieg 
läßt sich nach dem derzeitigen Wissensstand in groben Zügen wie folgt 
nachzeichnen: 

Im Dezember 1938 hatten Otto nann und Fritz strassmann die Spal- 
tung des Urankerns entdeckt. Wenn dieser mit Neutronen beschossen 
wird, zerfallt er unter einer ungewöhnlich großen Energiefreisetzung. Im 
April 1939 wies Paul HArTEcK in einem Brief an das Reichskriegsmini- 
sterium in Berlin darauf hin, daß durch diese Entdeckung die grundsätz- 
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liche Möglichkeit der Auslösung einer Kettenreaktion beim Uran und 
der Herstellung von neuartigen, höchst explosiven Sprengstoffen gege- 
ben sei. 

Daraufhin wurde im Sommer 1939 ein selbstständiges Referat für 
Kernphysik in der Forschungsabteilung des Heereswaffenamtes einge- 
richtet, dessen Leitung Kurt pıesner übertragen wurde. 

Nach Kriegsausbruch rief das Reichskriegsministerium am 26. Sep- 
tember 1939 die maßgebenden Kernphysiker Deutschlands zu einer Be- 
sprechung zusammen, bei der ihnen die Frage vorgelegt wurde, ob das 
Heereswaffenamtes ein größeres Programm zur Kernenergiegewinnung 
in Angriff nehmen solle. Die Teilnehmer - unter ihnen DIEBNER, BAGGE 
und HARTECK - befürworteten dieses Vorhaben und empfahlen, den Leip- 
ziger Professor für theoredsche Physik, Werner HEISENBERG, hinzuzu- 
ziehen. 

In der Folgezeit entstand eine Reihe von Versuchsaufbauten für eine 
>Uranmaschine<, also einen kleinen Atomreaktor, mit dem man grund- 
sätzlich die Möglichkeit einer kontrollierten Kettenreaktion, also eines 
sich selbst erhaltenden Kernspaltungsprozesses, nachweisen wollte. Das 
war eine Voraussetzung für eine unkontrollierte Kettenreaktion, eine 
Atombombe. 

In der zweiten Jahreshälfte 1941 besaßen die deutschen Atomforscher 
gegenüber ihren amerikanischen Kollegen einen deutlichen Vorsprung. 

Anfang Dezember 1941 wurde für den Februar 1942 eine Tagung des 
>U ranverein s<in Berlin angesetzt, die eine Übersicht über die bisher erziel- 
ten Forschungsergebnisse bieten sollte. Gleichzeitig wurde entschieden, 
die Arbeiten am Uranprojekt wegen der unabsehbaren Entwicklungszeit 
aus dem Kompetenzbereich des Heereswaffenamtes herauszunehmen 
und dem zivilen Reichsforschungsrat zu übertragen, womit das Projekt 
in seiner Bedeutung deutlich herabgestuft wurde. 

Die iWissenschaftliche Tagung der Arbeitsgemeinschaft Kernphysik« 
fand vom 26. bis zum 28. Februar 1942 statt. Die »Arbeitsgemeinschaft* 
verfaßte aus diesem Anlaß einen ausführlichen Bericht, in dessen Schluß- 
wort hervorgehoben wurde, daß der Bau sowohl einer Uranmaschine als 
auch einer Uranbombe prinzipiell möglich sei.'? 

Reichspropagandaminister Joseph GoesseLs machte am 2ı. März 
1942, drei Wochen nach der Tagung, in sein Tagebuch folgende Eintra- 
gung: 

»Mir wird Vortrag gehalten über die neuesten Ergebnisse der deut- 
schen Wissenschaft. Die Forschungen auf dem Gebiet der Atomzertrüm- 
merung sind so weit gediehen, daß ihre Ergebnisse unter Umständen 
noch für die Führung dieses Krieges in Anspruch genommen werden 
können. Es ergäben sich hier bei kleinstem Einsatz derart immense Zer- 
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störungswirkungen, daß man mit einigem Grauen dem Verlauf des Krie- 
ges, wenn er noch länger dauert, und einem späteren Kriege entgegen- 
schauen kann. Die moderne Technik gibt dem Menschen Mittel der Zer- 
störung an die Hand, die unvorstellbar sind. Die deutsche Wissenschaft 
ist hier auf der Höhe, und es ist auch notwendig, daß wir auf diesem 
Gebiet die Ersten sind; denn wer eine revolutionäre Neuerung in diesen 
Krieg hineinbringt, der hat eine umso größere Chance, ihn zu gewin- 
nen,«2 

Der zivile Reichsforschungsrat, der zum Zeitpunkt der Urankonfe- 
renz Ende Februar 1942 noch dem Erziehungs- und Wissenschaftsmini- 
ster Bernhard rısr unterstand, wurde Anfang Juni vollkommen umor- 
ganisiert, Neuer Vorsitzender wurde Reichsmarschall Hermann Görıng, 
im Präsidialrat saß von nun an Reichsführer SS Heinrich nımmLer.2: 

Glaubt man den Erinnerungen von Werner GROTHMANN, dem per- 
sönlichen Adjutanten des Reichsführers SS, so gelangte Heinrich Hhımm- 
LER nach der Katastrophe von Stalingrad zu der Überzeugung, daß der 
Krieg mit konventionellen Mitteln nicht mehr gewonnen werden kön- 
ne.?? HIMMLER, der grundsätzlich an moderner Technik hochinteressiert 
wat, wurde nun zum wichtigsten Befürworter und Förderer des deut- 
schen Uranprojekts.”” Uneingeschränkte Unterstützung fand HIMMLER 
beim technikbegeisterten Reichspostminister Wilhelm oHunzsorGe, dem 
die Forschungsanstalt der Deutschen Reichspost und das Forschungsin- 
stitut von Manfred von ARDENNE. in Berlin-Lichterfelde unterstanden. 
Das Heereswaffenamt blieb an dem Vorhaben weiterhin beteiligt, dane- 
ben spielte das Marinewaffenamt eine wichtige Rolle. Die militärische 
Leitung über das gesamte V-Waffenprogramm und damit auch über das 
Atomprojekt ging ab Herbst 1943 in die Hände von SS-Obergruppen- 


führer Hans KamMmLer über.* 


Hitler sprach H 


Marschall anronescu am 5. August 1944 »über weitere neue Sprengstof- 
fe«, deren Entwicklung bis zum Experimentierstadium durchgeführt sei. 
Er ınırLer] habe den Eindruck, daß der Sprung von den jetzt gebräuch- 
lichen Explosivstoffen bis zu diesen neuartigen Sprengmaterialien grö- 
Ber sei, als der vom Schwarzpulver bis zu den bei Kriegsbeginn gebräuch- 
lichen Sprengmaterialien gewesen wäre. 

Als antonsscu darauf erwiderte, daß er hoffe, die Zeit der Anwen- 
dung dieser neuen Explosivstoffe, die vielleicht das Ende der Welt her- 
beiführen würden, nicht mehr zu erleben, erwähnte der Führer die von 
einem deutschen Schriftsteller vorausgesehenen weiteren Entwicklungs- 
stufen auf diesem Gebiet, die bis zu einem Punkt führen würden, wo die 
Materie als solche sich auflöse und dann allerdings Katastrophen von 
ungeahnter Größe herbeiführen würde. 
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Nach einigen Erläuterungen zu dem neuartigen Marschflugkörper V 1 
erklärte HITLER, dieser sei»nur eine von 4 Waffen, die Deutschland ein- 
setzen würde. Eine andere dieser Waffen habe z.B. eine so gewaltige 
Wirkung, daß in einem Umkreis von 3-4 km von der Einschlags teile 
alles menschliche Leben vernichtet würde«. 

HITLER, der nach speEr angeblich von Kernwaffen nichts verstand, 
beschreibt mit diesen Worten nicht nur recht genau die Wirkung einer 
Atombombe von mittlerer Sprengkraft, sondern er gibt auch zu verste- 
hen, daß ihre Entwicklung zu diesem Zeitpunkt bereits weit vorange- 
schtitten sei. 

Wahrscheinlich fand 
bereits zwei Monate 
nach diesem Gespräch, 
am 12. Oktober 1944, 
auf der Ostseeinsel Rü- 
gen ein erster Test statt. 
Es gibt dazu einen 
ebenso ausführlichen 
wie dramatischen Be- 
richt des italienischen 
Journalisten Luigi Ro- 

MERSA, der behauptet, 
habe als Sondergesand- 
ter MUSSOLINIS einem 
Atomwaffentest auf ei- 
ner Ostseeinsel als Au- 
genzeuge beigewohnt.?® 
Tatsächlich findet man 
auf dem südlichen Bug, 
einer abgelegenen Landzunge im Nordwesten Rügens, einen Krater von 
etwa 25 m Durchmesser und 5 m Tiefe. Die Isotopenanalysen von Bo- 
denproben, die das Universitätslabor Gießen vornahm, zeigten zwar an 
einigen Stellen deutlich erhöhte Werte an Cäsium 137, ergaben aber ins- 
gesamt keine eindeutigen Ergebnisse, weil das Gelände nach 1945 stark 
umgestaltet und zum Teil wiederaufgeforstet worden ist.?’ 


Im November und Dezember 1944 erschienen in amerikanischen Zei- 
tungen verschiedene Berichte über die Entwicklung und Erprobung ato- 
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Oben: Luigi romErsA, 
mussoLıns ehemaliger 
Rüstungsberater, im 
Jahre 2003, 

Unten: Die Halbinsel 
Bug mit dem Testort 
der deutschen Atom- 
bombe am 12. Okto- 
ber 1944. 


marer Waffen in Deutschland. Alliierte Spitzenmilitärs wie der amerika- 
nische Joint Chief of Staffs, General George C. marsHarı, und der Ober- 
kommandierende des britischen Bomber Command, Air Marshall Ar- 
thur Harrıs, drängten in dieser Zeit darauf, den Krieg so schnell wie 
möglich zu beenden, bevor die Deutschen über einsatzfähige Atomwaf- 
fen verfügen könnten. ?® 

Das zentrale Problem beim Bau einer Atombombe, das sowohl ameri- 
kanische als auch deutsche Kernphysiker gleichermaßen beschäftigte, war 
die Gewinnung von spaltbarem Material, von nuklearem Sprengstoffe 
In der Natur kommen zwei verschiedene Sorten von Uran vor, Uran 235 
und Uran 238. Diese unterscheiden sich nur durch die Zahl der in ihnen 
enthaltenen Neutronen, chemisch sind sie identisch und daher auf che- 
mischem Weg nicht voneinander zu trennen. Während Uran 235 durch 
Neutronenbeschuß leicht zu spalten ist, ist dies bei Uran 238 nur sehr 
schwer möglich. Natururan enthält 99,3 Prozent Uran 238 und nur 0,7 
Prozent Uran 235, also jenes Stoffes, den man für den Bombenbau be- 
nötigt. Eine Gewinnung von Uran 235 oder eine Vergrößerung seines 
Anteils im Natururan ist nur auf dem Wege der Isotopentrennung mög- 
lich, was damals eine große Herausforderung für die Wissenschaft dar- 
stellte. 

Sowohl in den USA wie in Deutschland experimentierten die Physiker 
mit verschiedenen Verfahren. Die Amerikaner setzten frühzeitig auf elektro- 
magnetische Massetrenner (die sog. >Calutrone<) und die Gasdiffusion. 
Beide Verfahren sind ausgesprochen ineffektiv, ein Problem, dem die 
Amerikaner beikamen, indem sie einen riesigen Aufwand trieben. Sie 
beschafften mehr als 1100 >Calutrone< und bauten bei Oak Ridge in Ten- 
nessee eine gigantische Gasdiffusionsanlage mit fast 4000 Trennstufen.? 

Die deutschen Physiker setzten verhältnismäßig früh auf ein anderes 
Verfahren, daß sich als wesentlich effizienter herausstellen sollte. In der 
deutschen Forschung war bekannt, daß man Isotope in gasförmigen Stof- 
fen (Uranhexafluorid) trennen kann, indem man diese in schnell rotie- 
renden Zylindern den Wirkungen der Zentrifugalkräfte aussetzt. Eine 
Hamburger Arbeitsgruppe um Paul narteck und Wilhelm srorH be- 
gann im Herbst 1941 mit dem Bau einer Ultrazentrifuge zur Urananrei- 


® Arthur Harrıs, Bomber Offensive, London 1947, S. 75; Alastair rEvie, ... waren 
verlorener Hanfen. Die Geschichte des Bomber Command der Royal Air Force 1939-1945, 
Stuttgart 1974, 8. 359; Friedrich GEORG U, Thomas MEHNER, ATOMZIELNew York. 
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2004, S. 207 £f. 
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cherung, also, zur Gewinnung von U 235. Das erste Versuchsmodell lief 
bereits Anfang 1942, und in der Folgezeit wurde der Wirkungsgrad der 
Zentrifugen ständig verbessert, die im Vergleich zu modernen Konstruk- 
tionen bereits erstaunlich fortschrittlich waren.?" Die Ultrazentrifuge gilt 
bis heute als das effektivste Anreicherungsinstrument. 

Es zeichnete sich damals jedoch noch eine andere Möglichkeit ab, an 
spaltbares Material heranzukommen. Carl-Friedrich von WEIZSÄCKER eLf- 
rechnete im Sommer 1941, daß beim Betrieb einer »Uranmaschine«, also 
eines Atomreaktors, ein künstliches Element mit der Ordnungszahl 94 
entstehen müsse, das ähnliche Figenschaften aufweisen müsse wie Uran 
235." Das »Element W< gehört zur Gruppe der sogennanten »Transura- 
ne«, das heißt, es ist ein künstliches Element schwerer als Uran, das in der 
Natur nicht vorkommt. Die Amerikaner sollten dem »Element W< den 
Namen »Plutonium« geben. In dem Bericht der »Arbeitsgemeinschaft 
Kernphysik« vom 28. Februar 1942 wurde besonders hervorgehoben, 
daß das »Element Y< mindestens ebenso gut spaltbar wie das Uran 235 
und damit als >Kernsprengstoff< geeignet sei. Außerdem sei es chemisch 
vom Uran verschieden und könne daher aus dem Uran eines stillgelegten 
Reaktors ohne größere Probleme abgetrennt werden.Die deutsche For- 
schungstätigkeit konzentrierte sich daher zu einem erheblichen Teil auf 
Versuche zum Bau eines Kernreaktors, einer »Uranmaschine«. 

Einen Reaktor kann man problemlos mit Natururan betreiben, braucht 
dafür jedoch eine Neutronenbremse, einen geeigneten »Moderator«, ent- 
weder hochreines Graphit oder »schweres Wasser«. Während die Ameri- 
kaner auf einen Graphitreaktor setzten, entschieden sich die deutschen 
Kernphysiker für einen Schwerwasserreaktor, weil dieser prinzipiell lei- 
stungsfähiger ist. Das Problem dabei war, daß »schweres Wasser« (D,0) 
zu jener Zeit in nennenswerten Mengen nur in Norwegen, in dem riesi- 
gen Wasserkraftwerk »Norsk Hydro« bei Rjukan, gewonnen wurde. Da 
die Bedeutung des »schweren Wassers« auch der britischen Führung be- 
kannt war, wurde das »Norsk-Hydro«-Werk wiederholt zum Ziel alliierter 
Kommando-Unternehmen und Luftangriffe. Zwar gelang es bis Ende 
1943 nicht, die Schwerwasserproduktion dauerhaft zu unterbinden, aber 
der kostbare Stoff blieb ein Mangelartikel, was die deutschen Bemühun- 
gen um den Bau eines Kernreaktors erheblich behinderte.'3 

Die von HEISENBERG und DÖPEL 1941/42 in Leipzig durchgeführten 
Reaktorversuche wurden in Berlin in einem großzügig ausgestatteten 
Bunkerlaboratorium fortgesetzt, kamen jedoch bis Ende 1944 nicht recht 
von der Stelle.’* 

Dagegen gelang einer Forschergruppe unter Leitung von Kurt vıEs- 
NER im Sommer 1943 ein Durchbruch. Auf dem Gelände der Heeresver- 
suchsanstalt Kummersdorf bei dem kleinen Ort Gottow bauten Diebner 
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und seine Gruppe drei Versuchsmodelle, deren letztes, ein kugelsymme- 
trischer Schwerwasserreaktor (G IID), gut funktionierte. Dieser Versuchs- 
reaktor war allerdings zu klein, um »überkritisch« zu werden, also eine 
sich selbstständig erhaltende Kettenreaktion zu produzieren. Der Ver- 
suchsreaktor G IH ist durch die Publikationen vırsners seit Mitte der 
fünfziger Jahre bekannt.5 

KARLSCH und PETERMANN haben ermittelt, daß die DIEBNER-Gruppe 
1944 noch einen weiteren, bisher unbekannten Reaktor mit der Bezeich- 
nung G IV baute, der nach einem für die damalige Zeit raffinierten Zwei- 
stufenprinzip arbeitete und mit verhältnismäßig geringen Mengen an 
schwach angereichertem Uran, Natururan, Thorium und »schwerem 
Wasser< auskam. Untersuchungen von Bodenproben von dem Gottower 
Gelände ergaben, daß dieser Reaktor tatsächlich überkritisch wurde, also 
eine kontinuierliche Kettenreaktion erzeugte, allerdings nach kurzer Zeit 
aufgrund einer Xenon 135-Vergiftung durchging und durch eine Verpuf- 
fung zerstört wurde. Das Problem der Xenon-Vergiftung konnten die 
damaligen Kernphysiker aufgrund mangelnder praktischer Erfahrung 
noch nicht kennen.>* 

Im Jahre 1955 hat sich pıesner diesen Reaktor patentieren lassen. In 
den sechziger Jahren erwarben die Firmen Babcock und Wilcox einige 
von DIEBNERS Patenten, und der Reaktor G IV aus dem Jahre 1944 wur- 
de somit zum Stammvater einer ganzen Serie von kleinen und leistungs- 
fähigen Atomreaktoren, die die deutsche Industrie in der Nachkriegszeit 
baute. 

Beim Bau von Atomreaktoren und der »Erbrütung« von Plutonium 
hatten die Amerikaner einen großen Vorsprung gegenüber den Deut- 
schen. Von den drei während des Krieges gebauten amerikanischen Atom- 
bomben funktionierten zwei mit Plutonium, die in der Wüste von New 
Mexico bei dem ersten Test »Trinity« gezündete Bombe sowie diejenige, 
die auf Nagasaki abgeworfen wurde.’ 

Da in Deutschland 1943 auf absehbare Zeit mit nennenswerten Men- 
gen an Uran 235 oder Plutonium nicht zu rechnen war, konzentrierte sich 
eine Forschergruppe um Prof. Erich schumann und Dr. Walter rrınks 
auf die Konstruktion einer Bombe, die nach dem Kernfusionsprinzip, also 
der Verschmelzung von Kernen leichter Elemente (den schweren Wasser- 
stoffisotopen Deuterium und Tritium) funktionieren sollte. Um solch ei- 
nen Vorgang auslösen zu können, sind extremer Druck und extreme Tem- 
peraturen, wie sie im Inneren der Sonne herrschen, erforderlich. 
SCHUMANN und rrınks hofften, diese Bedingungen mit Hilfe von konven- 
tionellen Hohlladungen erzeugen zu können, das sind Sprengkörper, bei 
denen die gesamte freigesetzte Energie von hoch brisantem Sprengstoff 
durch eine besondere Formgebung auf einen Punkt konzentriert wird.?® 
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s Erich schumann ent- 
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Schematische Darstellung; einer spreng-physikalischen 
Anordnung zur Erzielung senr hober Drucie und Temperaturen: 
Metallische Hohlkugel, umgeben von einer Sprengstoffschicht 
mit einer anzahl von Zündern, welche unter Verwendung von 
dilfszündern Zu und gleichlanger Stücke detonierender Zünd- 
schnar gleichzeitig angerest werden können. Die panktieorten 
Halbkreise in der solsaidiomt geseichneten Sprengstoffschicht 
deuten die Pronten der von den einzelnen Zündern Busgeunenden 
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ver metallischen Houlku;el 


Ob sich mit chemischen Sprengstoffen grundsätzlich der notwendige 
Druck und die notwendige Temperatur von mehr als 20 Millionen Grad 
erzeugen lassen, ist umstritten. Seit der ersten amerikanischen Wasser- 
stoffbombe, die im Herbst 1952 getestet wurde, benutzen die allgemein 
bekannten Versionen von Kernfusionswaffen zur Auslösung des Kern- 
fusionsprozesses eine Kernspaltungsbombe. 
Nach einer Reihe von Versuchen kamen die deutschen Kernphysiker 
um SCHUMANN und TRINKS 1944 zu dem Ergebnis, daß die Auslösung 
einer Kernfusion mittels chemischer Sprengstoffe zwar prinzipiell mach- 
bar sei; es war aber absehbar, daß man mit diesem Verfahren nur eine 
sehr kleine Menge an nuklearer Energie freisetzen könne. Das bedeutete, 3" Dies beschreibt 
daß die ursprüngliche Version des SCHUMANN/TRINKS-Entwurfes keine DIEBNER 1962 in 
sehr wirkungsvolle Waffe ergeben hätte. seinem Aufsatz 
Da jedoch die Ultrazentrifugen von HARTECK und GROTH mittlerweile ?Fusionsprozesse 
anfingen, nennenswerte Mengen an hochangereichertem Uran zu pro- Mit Hilfe konver- 
duzieren, kamen die deutschen Kernphysiker auf die Idee, den scHuU- a ebwelne 
: j . aaO. (Anm. 14), auf 
MANN /TriNKS-Entwurf mit »atomaren Sprengstoff« - sprich Uran 235 - S. 90; die Abb. 5 auf 


zu bestücken.?9 Damit war die deutsche Version der >Booster<-Bombe & 91 stelle.das 
geboren, bei der — stark vereinfacht — eine kleine Kernfusion den Kern- Funktionsschema 
spaltungsvorgang im U 235 auslösen und damit die Masse der nuklearen einer >Booster<- 
Energie frei setzung erzeugen sollte. Bombe dar. 
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Einer der vielen Vorzüge der >Booster<-Bombe ist ihr verhältnismäßig 
geringer Bedarf an spaltbarem Material. Die Hiroshima-Bombe xLittle 
Boy<, eine ausgesprochen primitive Konstruktion, benötigte 60 kg hoch- 
angereichertes Uran. Von diesen 60 kg wurden bei der Explosion nur 
700 g, das sind 1,2 Prozent, tatsächlich gespalten, der große Rest wurde 
buchstäblich verschleudert. >Little Boy< entwickelte über Hiroshima eine 
Sprengkraft von etwa 12 kt TNT.® 

Dagegen benötigt eine einfache >Booster<-Bombe nur 4 kg Uran 235 
(also ein Fünfzehntel der Menge von >Little Boy<), um die gleiche oder 
eine höhere nukleare Energiefreisetzung zu erzielen.*! 

Die amerikanische Plutoniumbombe >Fat Man< war eine wesentlich 
bessere Konstruktion als >Little Boy< und benötigte nur 6,2 kg Plutonium 
für eine Sprengkraft von ca. 23 kt 'TNT.* >Fat Man< wurde als erste ame- 
rikanische Atombombe am 16. Juli 1945 bei Alamogordo in der Wüste 
von New Mexico getestet und am 9. August 1945 gegen die japanische 
Hafenstadt Nagasaki eingesetzt. >Little Boy< und >Fat Man< stellen Atom- 
bomben der ersten Generation dar, während die in Thüringen gezündete 
deutsche Bombe von ihrem Funktionsprinzip her bereits eine Kernwaffe 
der zweiten Generation ist. 

Ein technikgeschichtlicher Vergleich zwischen der deutschen und der 
amerikanischen Atomwaffenentwicklung im Zweiten Weltkrieg zeigt, daß 
die deutschen Wissenschaftler von anderen Voraussetzungen und Ziel- 
vorgaben ausgehen mußten als ihre amerikanischen Kollegen in Los Ala- 
mos. Zunächst einmal war es in Deutschland nicht möglich, die Produk- 
tion von spaltbarem Material in dem gleichen großindustriellen Stil zu 
betreiben wie in den USA. Deutsche Atomwaffen mußten daher von 
vornherein mit weniger Uran 235 oder Plutonium auskommen. Außer- 
dem mußten sie kleiner und leichter sein als die amerikanischen Typen. 
Zwar stand mit der viermotorigen Heinkel He 177 >Greift ein geeigneter 
Bombenträger zur Verfügung, aber dieses konventionelle Flugzeug war 
verhältnismäßig langsam und verwundbar. Die deutschen Wissenschaft- 
ler dürften schon früh die Idee verfolgt haben, atomare Sprengköpfe auf 
Großraketen zu setzen (A-4 oder V-2, A-9/A-10). Ein solcher Gefechts- 
kopf durfte aber nicht sehr viel mehr als 1000 kg wiegen. 

Schließlich stand in Deutschland kein ausgedehntes, menschenleeres 
Testgelände wie die Wüste von New Mexico zur Verfügung, Der Trup- 
penübungsplatz Ohrdruf in Thüringen ist verhältnismäßig klein, die 
umliegenden Ortschaften liegen nur wenige Kilometer entfernt. Eine 
atomare Explosion in der Stärke, wie sie die Hiroshima-Bombe >Litde 
Boy< entwickelte, hätte diese Dörfer zerstört und im 6,5 km entfernten 
Arnstadt noch erhebliche Schäden hervorgerufen, von den Folgen der 
Verstrahlung ganz zu schweigen. 


424 


Außerdem war hochangereichertes Uran extrem knapp, und es wäre 
völlig sinnwidrig gewesen, diesen kostbaren Stoff zu vergeuden, nur um 
ein großes Feuerwerk zu veranstalten. 

Die deutschen Wissenschaftler um Kurt DIEBNER und Walther GER- 
LACH mußten daher von vornherein kleinere und leichtere Atomwaffen 
entwickeln. Für Testzwecke mußte die Sprengkraft auf ein möglichst 
geringes Maß beschränkt werden, auf 0,1 kt (= 100 t TNT) oder weni- 
ger, was einem Hundertstel der Energie frei Setzung der Hiroshima-Bom- 
be >Little Boy< entspricht. 

Nach den Angaben des bereits zitierten GRU-Berichts hatte die deut- 
sche Atombombe ein Gewicht von etwa 2000 kg. Sie wog damit weniger 
als die Hälfte von >Fat Man< mit deren Gewicht von 4672 kg, und sie war 
mit einem Durchmesser von 130 cm gegenüber 152 cm auch deutlich 
kleiner. Eine Steigerung der Sprengkraft war bei dem deutschen Typ 
vom Funkuonsprinzip her kein Problem, man mußte dafür nur mehr 
»nuklearen Sprengstoff«, also hochangereichertes Uran oder Plutonium, 
einsetzen. 

Welche Zerstörungskraft die deutschen Kernphysiker von ihrer Atom- 
bombe im scharfen Einsatz erwarteten, geht aus einem seltsamen deut- 
schen Dokument aus dem Jahre 1944 hervor. Dieses Dokument ist eine 
Karte des New Yorker Stadtteils Manhattan, eine Karte, in die Wir- 
kungskreise (»Zone des ersten Zerstörungsgrades«, »Zone des zweiten 
Zerstörungsgrades«) und eine Energiekurve (»Belagsdichte« in kcal/km?) 
eingezeichnet sind. Die angegebene Energieentwicklung und die Wir- 
kungsradien liegen knapp unter denen der Hiroshima-Bombe >Litde Boy<, 
das heißt, sie entsprechen einer Sprengkraft von ca. 10 kt TNT (>Little 
Boy< brachte 12 kt).* 

In Deutschland wurde offenbar intensiv an einer Interkontinentalrakete 
gearbeitet. Nach Berichten von Augenzeugen wurde am 16. März 1945 bei 
Rudisleben in Thüringen eine Großrakete gestartet, die ein Zielgebiet in 
Nordnorwegen erreicht haben soll. Wahrscheinlich handelte es sich bei 
dieser Rakete um eine flüssigkeitsgetriebene zweistufige A-9/A-10, die den 
Beinamen >Thors Hammen oder »Amerika-Rakete« trug Einen militärischen 
Sinn macht eine solche Rakete nur mit einem nuklearen Gefechtskopf. 
Zeitgenössische Luftaufnahmen lassen bei Rudisleben eine große fünfek- 
kige Startanlage und umfangreiche Bunkeranlagen erkennen.* 

Trotz dieser erfolgreichen Versuche stand die oberste deutsche Füh- 
rungim März und April 1945 vor einem schweren Dilemma, das Werner 
GROTHMANN überzeugend schildert.* 

Die deutschen Ultrazentrifugen können bis zu diesem Zeitpunkt nur 
sehr wenig hochangereichertes Uran erzeugt haben. Die genaue Menge 
ist unbekannt, es kann aber nicht viel mehr als etwa ein Kilogramm gewe- 
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Die He 177 >Greif< 
war der einzige deut- 
sche schwere Bom- 
ber, der im Zweiten 
Weltkrieg gebaut 
wurde. Der Flugzeug- 
typ hätte sich als 
Bombenträger geeig- 
net, war aber wegen 
der Brandanfälligkeit 
der Motoren sowohl 
bei Besatzungen als 
auch Verantwortli- 
chen unbeliebt. 


47 Ebenda. 
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49 GROTHMANN 
berichtet, daß im 
März 1945 die 
Herstellung von 14 
Stück des Thürin- 
ger Typs< - mit 
voller Sprengkraft - 
geplant wurde, 
ebenda, S. 19. 


50 Ebenda, S. 10. 


sen sein. Diese Menge hätte man in eine Bombe vom Thüringer Typ 
einsetzen und von einer Heinkel He 177 über London abwerfen lassen 


können. Dank ihrer fortschrittlichen Konstruktion hätte die deutsche 
Atombombe mit dieser Menge an »nuklearem Sprengstoff: eine Energie 
im Äquivalent von vielleicht 3 kt TNT entwickelt, einem Viertel der Lei- 
stung der Hiroshima-Bombe >Little Boye Das hätte genügt, um im Lon- 
doner Stadtzentrum ungeheure Zerstörungen anzurichten. Hunderttau- 
sende, wenn nicht Millionen von Londonern wären verstrahlt worden, 
was das englische medizinische Versorgungssystem an den Rand des Zu- 
sammenbruchs gebracht hätte. Eine Kriegswende zugunsten des Deut- 
schen Reiches hätte sich jedoch in der Situation des Frühjahrs 1945 mit 
einem solchen einzelnen Atomwaffeneinsatz nicht erzielen lassen. Die 
deutsche Führung mußte vielmehr befürchten, daß die Anglo-Alliierten 
mittels eines Masseneinsatzes von chemischen und biologischen Waffen 
furchtbare Vergeltung an der deutschen Zivilbevölkerung üben würden. 
HIMMLER, GÖRING und SPEER lehnten deshalb einen Einsatz der deut- 
schen Atombombe ab.* 


Ursprünglich hatte die oberste deutsche Führung um die Jahreswende 
1944/45 gehofft, die Fronten an den Reichsgrenzen für mindestens ein 
halbes Jahr stabilisieren zu können.*" Im Sommer 1945 sollte dann nach 
den Planungen HIMMLERS und KAMMLERS eine größere Zahl von Atom- 
waffen hergestellt werden,* und im Oktober hoffte man so weit zu sein, 
mit der >Amerika-Rakete<, mit einer A-9/A-10 mit nuklearem Gefechts- 
kopf, New York zerstören zu können.’" Was dies für den weiteren Kriegs- 
verlauf bedeutet hätte, kann man sich unschwer ausmalen. Aber der ra- 
sche deutsche Zusammenbruch im Frühjahr 1945 machte alle diese Pläne 
zunichte. Walter Post 
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Der Mythos vom Straßburger >Roten Haus< 


ie Konferenz vom 10. August 1944 im Hotel >Maison Rouge< (da- 

mals >Rotes Haus<) in Straßburg wird heute gern verleugnet oder ins 
Lächerliche gezogen,! obwohl ihre Auswirkungen sich bis in unsere Zeit 
erstrecken. Es fragt sich nämlich, ob die Idee der europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft an jenem Augusttag 1944 in Straßburg entstand. 

Anfang August 1944 war die Normandieschlacht, auf die Deutsch- 
land seine großen Hoffnungen gesetzt hatte, durch maßgeblichen Verrat 
hoher und höchster deutscher Offiziere verlorengegangen. 

Der Erfolg der anglo-amerikanischen Landung in der Normandie alar- 
mierte die deutsche Staats- und Parteiführung genauso wie die maßgeb- 
lichen Vertreter der Industrie mit aller Dringlichkeit, daß das Ende des 
Dritten Reichs bevortstand. Die alliierten Kriegs forderungen nach einer 
bedingungslosen Kapitulation, der MoRGF.NTHAU-Plan und die schlim- 
men Erfahrungen der Deutschen mit dem Friedensdiktat von Versailles 
ließen nichts Gutes für die deutsche Wirtschaft erwarten. 

Tatsächlich fanden die Amerikaner nach der Kapitulation der deut- 
schen Wehrmacht in den Tresoren deutscher Großkonzerne kopierte 
Original-Unterlagen über die wirtschaftspolitischen Vorstellungen des 
amerikanischen Kongresses aus dem Jahre 1944 vor. Man wußte also 
genau, was die Amerikaner mit der deutschen Wirtschaftskonkurrenz 
vorhatten. 

Unter höchsten Sicherheitsmaßnahmen ließ Reich sparteileiter Martin 
BORMANN deshalb eine neue wirtschaftliche Initiative ergreifen, über die 
am 10, August 1944 im Straßburger Hotel >Maison Rouge< sowie auf 
weiteren Anschiußkonferenzen beschlossen wurde.? 

Anwesend waren führende Vertreter der deutschen Konzerne, zum 
Teil aus dem »Freundeskteis Reichsführer SS<S Unter anderem waren da- 
bei die Beauftragten von Krupp, Röchlin, Messerschmitt, Rheinmetall- 
Borsig, Brown und Bovery, Siemens, Wintershall, Bosch, IG Farben, VW, 
ferner führende Mitarbeiter des Reichsministeriums für Rüstung und 
Kriegsproduktion, des Reichswirtschaftsministeriums und des Marinebau- 
amts. Man kannte sich oder versuchte, vom Ansehen auf Stellung, Her- 


1 So Ultich LAPPENKÜPER, »Reine Fiktion, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13. 
10. 2007, S. 7. 

? Friedrich GeorG, Verrat in der Normandie. Eisenhowers deutsche Helfer, Grabert, 
Tübingen J2007, S. 332-335; Carter Plymton Hyorıck, Critical Mass. How Nazi 
Germany Surrendered Enriched Uranium for the United States Atomic Bomb, 
1". Book's Library, 2003, S. 186-194. 
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kunft oder Dienstgrad der Anwesenden oder neu Angereisten zu schlie- 
Ben, denn aus Geheimhaltungsgründen wurde auf ein Vorstellungszere- 
moniell verzichtet. Niemand hatte auch ein Interesse daran, daß die Na- 
men der Vertreter ihrer Leitungsgremien einmal im Zusammenhang mit 
dieser denkwürdigen Konferenz bekannt wurden. Die Klausurtagung fand 
unter dem Schutz größtmöglicher Geheimhaltung und den schärfsten 
damals denkbaren Sicherheitsmaßnahmen statt. So wurden alle Teilneh- 
mer und ihre persönliche Habe untersucht und die nähere Umgegend 
von SS-Technikern elektronisch überwacht. 

In seiner Eröffnungsrede erklärte der Konferenzleiter, SS-Obergrup- 
penführer Dr. schsipr (Direktor von Hermsdorff und Schönburg Co.): 
»Die Schlacht um Frankreich ist verloren! Die deutsche Industrie muß 
erkennen, daß der Krieg nicht gewonnen werden kann. . ‚Jeder deutsche 
Industrielle muß Fühlung mit ausländischen Firmen aufnehmen und mit 
ihnen Verträge abschließen. Das muß individuell geschehen und, ohne 
daß irgendein Argwohn erregt wird. Ferner müssen Vorbereitungen für 
die Aufnahme beträchtlicher ausländischer Politiker getroffen werden für 
die Zeit nach Beendigung des Krieges.« 

Der zweite Konferenzleiter war Dr. Boss: vom Rüstungsministerium. 
Dr. sosss erklärte, daß Industrielle mit Beistand der Regierung soviel 
wie möglich von ihrem Kapital exportieren sollten, wobei »Kapital« hier 
Geld, Anleihen, Patente, Wissenschafder und Verwaltungsfachleute be- 
deutete. In Ergänzung zum Export von Technologien wurden deutsche 
Firmen angewiesen, gegen diese oder andere Sicherheiten Geld zu bor- 
gen oder fremdes Kapital aufzunehmen, das ebenfalls schnellstmöglich 
wieder exportiert werden sollte. Martin sormann ergänzte, daß »Deutsch- 
land Schritte ergreifen müsse, um nach einer Niederlage den rechtzeiti- 
gen wirtschaftlichen Wiederaufstieg zu sichern«. Er versprach den Fir- 
men und Institutionen, sie bis zum Untergang des Dritten Reiches gegen 
etwaige Verstöße gegen die Außenwirtschaft- und Kriegswirtschaftsge- 
setze Deutschlands in Schutz zu nehmen. Diese Gesetze forderten zum 
Beispiel die Todesstrafe für alle, die die Devisenregelung umgingen. 

Das Ziel des geplanten Kapitalfluchtprogramms »Aktion Adlerflug< 
war nicht, Geld an sich zu machen. Vielmehr war es der dringende 
Wunsch, Deutschlands Industrien und Wirtschaft zu retten und sie vor 
Ausplünderungen durch die Hand der Eroberer soweit wie möglich zu 
schützen. Nach dem Krieg sollte das Fluchtkapital nicht nur die deutsche 
Wirtschaft kontrollieren und lenken, sondern auch andere Volkswirtschaf- 
ten, um so einen schnellen deutschen Wiederaufstieg und eine spätere 
europäische ökonomische Blüte zu erreichen. 

Zu den weiteren Strategien gehörten auch die Planung einer Außen- 
handelsoffensive für die Nachkriegszeit und die Gründung einer euro- 


428 


paischen »Wirtschaftsgemeinschaft«, die Deutschland als Befürworter und 
Bannerträger eines konföderierten Europas besonders fördern sollte. 
Deutschland sollte auf brutale Kraft verzichten und nur noch elastische 
politische Methoden verwenden.? 

Am späten Nachmittag tafelten die Konferenzteilnehmer noch ein- 
mal. Sie zeigten sich wortkarg, und selbst kuhnarische Leckerbissen, die 
es seit Jahren nicht mehr gegeben hatte, und französischer Cognac ließen 
kein ungezwungenes Tischgespräch zustande kommen. Die Thematik 
war zu ernst. Man war sich jedoch einig, daß dies eine Möglichkeit war, 
um die deutsche Industrie zumindest mit einem blauen Auge aus dem 
kommerziellen Blutbad davonkommen zu lassen, das sicher nach Kriegs- 
ende kommen würde. 

Wenig später löste sich die gesamte Gesellschaft auf, man verabschiedete 
sich steif, und die schweren Wagen rollten eilig wieder in verschiedene Him- 
melsrichtungen davon. 

Feinen kritischen Punkt stellte die auf der Konferenz vorgetragene Ein- 
schätzung dar, man brauche neun Monate, um das geplante Kapitalflucht- 
programm »Aktion Adlerflug< erfolgreich abzuschließen. Das bedeutete, 
daß die Wehrmacht den Vorstoß der Alliierten über den gesamten Win- 
ter 1944 und bis Anfang oder Ende Mai 1945 hinauszögern mußte. Tat- 
sächlich kapitulierte die Wehrmacht dann nur zwei Tage vor Ablauf der 
veranschlagten neun Monate. 

Diente der verzweifelte und opferreiche Widerstand der Wehrmacht 
während der letzten Kriegsmonate auch dazu, die von den Alliierten ver- 
langte bedingungslose Kapitulation so lange hinauszuzögern, bis die Be- 
dingungen für einen wirtschaftlichen Wiederaufstieg in der Nachkriegs- 
zeit einigermaßen gesichert werden konnten? 

Gleich nach Ende der Konferenz begann eine fieberhafte Aktivität 
um das Vereinbarte umzusetzen. Man hatte sich dazu ein spezielles Or- 
gan geschaffen, das im Amt VI des Reichssicherheitshauptamts (RSHA) 
angesiedelt war. Unter der nichts sagenden Bezeichnung >VIWi< verbarg 
sich das >Sonderreferat Wirtschaft des Amtes VI<, Es war mit entspre- 
chend geschulten Volkswirtschaftlern und Juristen besetzt und arbeitete 
die vom Reichswirtschaftsministerium erteilten Aufträge ab. Es hörte auf 
das Kommando von Prof. Dr. Robert schmıen, der zu den führenden 
Wirtschaftspolitikern des Dritten Reiches gehörte. schmıen hatte vor dem 
Krieg Aufmerksamkeit erzeugt, als er in seiner Doktorarbeit schrieb: »Ka- 
pitalistische Wirtschaft war niemals Selbstzweck, sondern stets nur Mit- 
tel zur Erreichung großer politischer Ziele, um schließlich zur Zusam- 


3 Julius maper, Der Banditenschatz\ erlag der Nation, Berlin 1973, S. 8 ff. u. 
101-107. 
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menarbeit der Völker im Rahmen einer Weltwirtschaft Mittel zu edlen 
Zwecken im Dienste der Menschheit an sich zu sein.« schmIEn zur Seite 
stand eine ganze Phalanx verschiedener Börsenspezialisten, Bankiers, Ver- 
sicherungssachverständigen, Auslandsspezialisten, Sicherheitsbeamter und 
Vertrauter, die speziell aus den Konzernzentralen zu dieser besonderen 
Verwendung abkommandiert worden waren. Ihre Herkunft und ihre zahl- 
losen persönlichen Querverbindungen garantierten nicht nur technisch 
die Kontakte zu allen führenden deutschen Finanz- und Industriegrup- 
pen, sondern sicherten auch, daß die Interessen der Auftraggeber genau- 
so wie die des Staates berücksichtigt wurden. Des weiteren wurde erfolg- 
reich versucht, mit ehemaligen >be freundeten« Konzernen im feindlichen 
Ausland Kontakt aufzunehmen. 

Nach der Straßburger Konferenz entwickelte sich im Amt VI des RSHA 
ein ruheloses und hektisches Treiben. Da man wußte, was die Alliierten 
mit der deutschen »Konkurrenz* vorhatten, begann ein verzweifeltes Ren- 
nen gegen die Zeit. Der gesamte SD-Auslandsapparat lief auf Hochtou- 
ren, um Wertgegenstände und Devisen aus Deutschland herauszubrin- 
gen, deutsches Vermögen im Ausland zu tarnen und damit dem erwarteten 
Zugriff der Alliierten zu entziehen. Zentnervon Gold, Devisen und Mil- 
lionen von Edelsteinpäckchen wurden auf »Ausland« gesetzt, und chif- 
frierte Meldungen über geglückte Transaktionen wurden wie gewonnene 
Chips eingezogen. 

Als im Mai 1945 ein großer roter Klinkerbau am Berkaer Platz 32-35 
in Berlin in sowjetische Hände fiel, verriet an dem bombengeschädigten 
Gebäudekomplex nichts, daß hier noch vorher Riesengeschäfte mit Bar- 
mitteln, Devisen und ausgesuchten Exportgütern getätigt worden wa- 
ren, die mitunter den Rahmen der Routinetätigkeit weltberühmter Bör- 
sen gesprengt hätten. Auffallend war Beobachtern der Sowjets nur, daß 
es in zahlreichen Zimmern offen stehende Panzerschränke gab und daß 
sich nicht ein einziges unterschriebenes Papier in den von Zugluft durch- 
strömten Büroräumen finden ließ. Der Umzug war offensichtlich sorg- 
sam durchgeführt worden. 

Unterlagen aus dem ehemaligen sowjetischen Machtbereich belegen, 
daß die Spezialisten des Reichssicherheitshauptamts nicht neun, sondern 
insgesamt zwölf Monate lang arbeiteten, um die »Aktion Adlerflug< er- 
folgreich zu beenden, das bedeutet, daß man auch noch drei Monate 
nach Kriegsende aktiv weiter tätig sein konnte. 

Wir wissen heute, daß die Alliierten erst im November 1944 Wind von 
den in Straßburg beschlossenen Einzelheiten bekamen, wie ein Bericht 
für den amerikanischen Kongreß vom 25. Juni 1945 offenlegte. Die ame- 
rikanischen Geheimdienste OSS und die Nachfolgeorganisation CIA wur- 
den sofort tätig und unternahmen größtmögliche Anstrengungen zur 
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Aufklärung. Es gelang den Amerikanern, auch zu ermittein, daß deut- 
sche Unternehmen in den Monaten nach Straßburg mindestens 750 aus- 
ländische Firmen, darunter 214 in der Schweiz, 112 in Spanien, 89 in 
Argentinien, 58 in Portugal und 35 in der Türkei gekauft hatten. So ge- 
lang es herauszufinden, daß sogar den Vereinigten Staaten große Bank- 
konten vorgehalten wurden, von denen manche sogar auf Martin BOR- 
MANNS eigenen Namen lauteten. Beteiligte Banken waren die Manufactures 
Hannover Trust, die Chase Manhattan Bank und die First National City 
Bank. 

Als der Autor Carter T. uyprıck im Rahmen seiner Nachforschungen 
auf die Straßburger Konferenz im >Maison Rouge< stieß, fragte er einen 
ihm näher bekannten US-Geheimdienstmann in höherer Position nach 
der Wahrheit über diese deutschen Fluchtgeschäfte. Der Geheimdienstler 
bestätigte uyprıck, daß alles, was über die Straßburger Konferenz ge- 
schrieben wurde, wahr sei. Er versicherte aber, daß der OSS und der CIA 
sämtliche betreffenden Geschäftsverbindungen aufdecken konnten. Die 
Alliierten hätten alle betroffenen deutschen Kartelle daraufhin geknackt 
und die »Nazieigentümer« um ihre finanziellen Besitztümer erleichtert. 
Fr bestand darauf, daß alles aufgeklärt sei und daß es weder eine Story 
noch eine Notwendigkeit gebe, in dieser Sache weitere Untersuchungen 
anzustellen. uyprıck forschte aber erneut nach und entdeckte, daß die 
Behauptung, die Alliierten hätten sämtliche deutschen Fluchtkapital-De- 
pots ausgehoben, eine Verneblungstaktik war, die nichts mit der Realität 
zu tun hatte. 

Dafür spricht auch, daß der bekannte Wirtschaftsjournalist Greg stEın- 
“erz am 28, April 1997 im angesehenen Wallstreet Journaleinen unkom- 
mentierten und nie widerrufenen Artikel über die Konferenz führender 
Vertreter deutscher Unternehmen von Straßburg im August 1944 schrieb, 
um finanzielle Pläne für ein »Viertes Reich< zu diskutieren. stEınmErz' 
Artikel war insofern interessant, als vor ihm bereits die Autoren Paul 
MANNING, William stevenson und Vladislav raraco ausführlich über 
die Konferenz im »Maison Rouge* geschrieben hatten, gleich danach al- 
lerdings ins Lächerliche gezogen worden und in der historischen Versen- 
kung verschwunden waren. 

Es ist deshalb sehr wahrscheinlich, daß sreınmerz den Artikel deshalb 
schrieb, um immer noch versteckte Elemente der Konferenz von Straß- 
burg ans Tageslicht zu bringen. 

Auch wenn Kräfte der ehemaligen Siegermächte bis heute (umsonst) 
versuchen, die letzten Geheimnisse der Konferenz von Straßburg aufzu- 
decken, war man über die Tatsache, daß hier etwas Wichtiges stattgefun- 
den hatte, schon während des Krieges voll informiert. So hatte sich am 
11. August 1944 »überraschend« ein schwerer amerikanischer Luftangriff 
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Bombenschäden vom Il, 
August 1944 am Straßburger 
Place Gutenberg in der Nähe 

des >Maison Rougef. 

Das Transparent trägt 

die Worte: »Das ist das Werk 
der Amerikaners. 





auf das ansonsten strategisch völlig unwichtige Straßburg ereignet. Da- 
bei wurden besonders das Hotelviertel in der Nähe des Flusses 10 und 
das historische Zentrum um das Münster mit dem Place Gutenberg schwer 
getroffen. Alles wird klar, wenn man bedenkt, daß sich das Hotel >Mai- 
son Rouge< genau in der bombardierten Zone befand. Noch heute wird 
der Angriff auf Straßburg tn touristischen Reiseführern über die Stadt 
als »Irrtum« dargestellt. Als Antwort auf die Alliierten durften die Srraß- 
burger neuesten Nachrichten am 12. August 1944 aber die Meldung schtei- 
ben: »Der Abwurf auf Straßburg war kein Zufall und kein Irrtum.« Die 
wohl nie zu beantwortende Frage ist, wer die Alliierten über die streng 
geheime Konferenz in Straßburg ins Bild setzte. Der Verrat muß aber 
sehr hoch angesetzt gewesen sein. 

Die wirtschaftliche Geschichte Nachkriegseuropas wäre wohl völlig 
anders angelaufen, wenn die Tagung im >Maison Rouge< nicht einen Tag 
früher stattgefunden hätte, als ursprünglich geplant war, 

Europa konnte sich in der Nachkriegszeit überraschend schnell wirt- 
schaftlich erholen. Friedrich Georg 
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A Reronr on a Mexrrıng or Genman Invusmiausıs To Mare 
Postwar Pıans, Srraspoung, August 10, 1944 


Novennen 7, 1944, 


1. A meoting of the prineipal German industrialists with interests 
in France was held on August 10, 1944, in the Hotel Rotes Haus in 
Strasbourg, France. Among those present were the following: 

Dr. Seheid, who presided, holding the rank of $. S. Obergruppen- 
fuhrer and Direetor of the Heco (Hermadorft & Schenburg) Co, 


* Elimination of German Resources for War. Hearings before a Subcommittee on Military 
Affairs United States Senate 79% Congress 1945, Librarv of Congress, »Hearings«, 
Vol. 107, S. 30 ff. Call No. KF 26. M579 1945a (Madison Budding. Law library 
Reading Room), CallNo. HRR, ALC.], (Jefferson Building, Main Reading Room). 
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Dr. Kaspar, represonting Krupp. 

Dr. Tolle, representing ling. 

Dr. Sinceren, representing Messerschmitt. 

Drs. Kopp, ier, and Beerwanger, ropresenting Rheinmetall. 

Captain Haberkorn and Dr. Ruhe, Sie Banana 

Drs. Ellenmayer and Kardos, representing Volkswegenwerk. 

Engineers Drose, Yanchew, and Koppshem, ropresenting various 
factories in Posen, Poland (Drose, Yanchew & Co., Brown-Boveri, 
Herkuleswerko, Buschwerke, and Stadtwerke). 2 i 
> Captain Dornbursch, head of the Industrial Inspeetion Section at 

osen. 

Dr. Meyer, an official of the German Nuval Ministry in Paris. 

Dr. Strossner, of tlıe Ministry of Armament, Paris. 

2. Dr. Scheid stated that all industrial material in France was to be 
ovacuntod to Germany immediately. 'The battle of France was lost 
for Germany and now the defense of the Siegfried line was the main 
problem. m now on, also, German industry must realizo that the 
war cannot be won and that it must take steps in preparation for a 
postwar commercial campaign. Wach industrialist must take con- 
tacts and alliances with foreign firms, but this must be done indi- 
vidually and without attracling any suspicion. Moreover, the 
ground would have to be Iaid on tho financial level for borrowing 
considerablo sums from foreign countries after the war. As examples 
of the kind of penetration which had been most useful in the past, 
Dr. Scheid cited the fact thınt patents for stainless steel Ben to 
tbo Chemical Foundation, Inc., New York, and tlıo Krup ‚of 
Germany, jointly, and that the United States Steel Corp., egie, 
Illinois, American Steel & Wire, and National Tube, ete., wero thereby 
under an obligation to work with the Krupp concern. Ho also ci 
the Zeiss Co., the Leisa Co., and the Hamburg-American Line as 
firms which had been especially effective in protecting German 
interests abroad and gave tlıeir New York addresses to tlıe industralists 
at this meoting. 

3. Following this meeting a smaller one was held, presided over 
by Dr. Bosse, of tlie German Armaments Ministry, and attended 
only by representatives of Hecho, Krupp, and Rochling. At this 
second Bene it was stated that the Nazi Party had informed the 
industrinlists that tie war was practically lost but that it would con- 
tinuo until a guaranty of tho unity of Germany could ‚be obtained. 
German industriulists must, it was said, through their exports increase’ 
tho strength of Germany. > 

Tliey must also prepare themselvos to finance the Nazi Party which 
woukl be force to go underground ns Maquis (in Gebirgsverteidi- 
gu From now on the Governinent would allocate, 
arge sums to industrinlists so that each could establish a secure 
postwar foundation in foreign countries. Existing financial reserves 
in foreign countries must be place at the dis of the party so 
that a strong Gerinan empire can be erented nfter thıo defeat. It is 
also immediately required that the large factories in Germany create 
small technical oflices or research burenus which would be absolutely 
independent and have no known connections with the factory. 'T'hese 
bureaus will receive plans aud drawings of new wenpons as well as 
documents wbich they need to continue their research, and which 
must not be allowed to fall into the hands of tha anamv. 'T’hasa 
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Die Versenkung der >Mefkure< 


m 5. August 1944 wurde der türkische Motorsegler >Mefkure< mit 

rund 320 jüdischen Flüchdingen an Bord auf seiner Fahrt vom ru- 
mänischen Hafen Konstanza zum Bosporus im Schwarzen Meer (42 Grad 
03 Minuten Nord/29 Grad 08 Minuten Ost) von einem aufgetauchten 
U-Boot angegriffen, in Brand geschossen und versenkt. Nur zehn Men- 
schen überlebten. Britische und amerikanische Rundfunksender berich- 
teten noch während des Krieges, daß deutsche Schiffe den Motorsegler 
in Brand geschossen und anschließend auf in Rettungstingen schwimmende 
Schiffsbrüchige gefeuert hätten. Die New York Times schrieb, die >Mefku- 
te< sei als Vergeltungsakt gegen den Abbruch der deutsch-türkischen Be- 
ziehungen durch die Türkei versenkt worden.! 


Das ist genau so falsch wie der Vorwurf der deutschen Schuld an der # 
Versenkung des jüdischen Flüchtlingsschiffs >Struma< im Jahre 1942.2 


Untersuchungen durch den Historiker Jürgen ROHWER ergaben dann ein- 
deutige Tatsachen,’ 

Die >Mefkure< war am 3. August 1944 um 20 Uhr 30 zusammen mit 
dem Motorsegler >Morina<, der, auch mit jüdischen Flüchtlingen an Bord, 
von der deutschen Kriegsmarine sogar mit einem Passierschein »für das 
freie Seegebiet zum Bosporus« versehen war, von Konstanza mit 320 
Juden an Bord mit dem Ziel Palästina in Richtung Bosporus ausgelaufen. 
Am 5. August wurde das Schiff nach Mitternacht auf See etwa 14 See- 
meilen nordnordöstlich vor der Finfahrt in den Bosporus in Brand ge- 
schossen und versenkt. Am nächsten Tag wurden fünf Flüchtlinge und 
fünf Besatzungsmitglieder, darunter der Kapitän, als einzige Überlebende 
der Katastrophe von dem Motorsegler >Bulbuk, der ebenfalls jüdische 
Flüchtlinge an Bord hatte, aus einem Rettungsboot geborgen.* 

»ROHWER entdeckte, daß die deutsche Peilstelle Pomorie im Golf von 
Burgas am 5. August 1944 um 02.00 Uhr auf ı16 Grad das sowjetische 
Unterseeboot sc-215 anpeilte und einen Funkspruch des Kommandan- 
ten, Kapitän 3. Ranges STRIZAK, auffing. 

Der deutsche Peilstrahl schnitt die nach der Kursanweisung an das 
Judenschiff >Morina< vorgeschriebenen Länge 29 Grad 08 Minuten an 


! »Judenflucht. Schatten achteraus«, in: Der Spiegel, Nr. 20, 12. 5. 1965, S. 68. 
? Siehe Beitrag Nr. 584, »Der Untergang der >Struma«. 


3 Jürgen ROHWF.R, Die Versenkung der jüdischen Flüchtlingstransporter Struma und Mef- 
kure im Schwarten Meer, Bernard u. Gracfe, Frankfurt/M. 1965. 


* Christian ZENTNER U. Friedemann BEDÜRFTIG, Das große Lexikon des Zweiten 
Weltkriegs, Südwest, München 1988, S. 372. 
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Jürgen ROHwER. 


fast genau der Stelle, an der sich der Juden-Dampfer >Mefkure<, der mit 
der >Morina< gemeinsam Konstanza verlassen hatte, um etwa 1.20 Uhr 
am 5. August befand. Der Funkspruch wurde 45 Minuten nach dem Be- 
ginn des Angriffs auf die >Mefkure< und etwa 15 Minuten nach dem Sin- 
ken des Motorbootes ausgestrahlt. 

Und der sowjetische Soldatenbuch-Verfasser W]. DMTTRIJEW, Marine- 
Offizier und Historiker, beschrieb später in seinem Werk Ataknjutpod- 
vodniki (>U-Boote greifen an<), wie die >Mefkure< unterging.,. Am glei- 
chen Tage (30. Juli 1944) lief von Batum das U-Boot >SC-215< unter dem 
Kommando von Kapitän 3. Ranges A. I. strızak aus. Auf den Zufahrts- 
wegen nach Burgas operierend, vernichtete das U-Boot in der Nacht 
zum 5. August mit Artillerie einen großen Schonert, auf dem bis zu 200 
bewaffnete beute bemerkt wurden«,® und eine Barkasse, ein größeres 
Rettungsboot. Das war offensichdich die >Mefkure<. 

Akribisch hatte ROHWER zudem aus den Akten nachweisen können, 
daß sich am 5. August 1944 keines der sechs zu der damaligen Zeit im 
Schwarzen Meer operierenden deutschen U-Boote in der Nahe des Un- 
tergangsortes der >Mefkure< befunden hatte und damit nicht den Angriff 
durchgeführt haben konnte. 

ROHWER konnte ferner dokumentarisch belegen, daß die weiteren im 
März und April 1944 aus Konstanza auslaufenden Juden-Transporter >Bel- 
la Citta<, >Maritza< und >Milka< auf ihrer Seereise durch das Schwarze Meer 
nicht von deutschen Schiffen behindert, geschweige denn angegriffen 
wurden. Die deutsche Seckriegsleitung wies im Gegenteil die dort ope- 
rierenden deutschen U-Boot-Jäger an, die drei genannten Schiffe durch 
die vorhandenen Minensperren zu leiten, damit sie nicht auf eine Mine 
liefen. 

Auch in diesem Fall erwiesen sich also die anfangs gegen Deutsche 
erhobenen Vorwürfe desJudenmordes als unberechtigt: Nicht deutsche 
Soldaten waren am Tod der mehr als 300 Juden und der übrigen Besat- 
zungsmitglieder auf der >Mefkure< schuldig, sondern die Sowjets, die in 
Nürnberg über die Deutschen richteten. Rolf Kosiek 


5 Der Spiegel, aaO. (Anm.l), S. 71. 
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Potsdamer Protokoll kein Vertrag 


N:: immer gehen in Polen maßgebliche Kreise von historisch fal- 
schen Voraussetzungen zum Geschehen in Potsdam 1945 und zu 
dessen Auswirkungen für die Vertreibung der Ostdeutschen aus. Bei- 
spielhaft faßte der Sejmmarschall Marek JUREK diese Vorstellungen in 
einem Gespräch mit dem FAZ-RedAKteur Konrad SCHULLER 2006 zu- 
sammen.! 

Warschau behauptet, 1. das sogenannte Potsdamer Protokoll sei ein 
»Vertrag« gewesen, 2. die »?Großmächte« hätten die »Umsiedlung« der 
Ostdeutschen beschlossen, und zwar 3. als »Bestandteil des Versuchs. .. 
Grenzen zu schaffen, welche die Situation unseres Landes garantieren«. 

Alle drei Behauptungen sind falsch, worauf auch ausführlich Georg 
FRIEDE in einem anschließenden Leserbrief hinwies.? Richtig ist dage- 
gen, wie FRIEDE anführt: 


Zu 1.: Wie in Jalta erklärten auch in Potsdam die Großen Drei, STAUN, 
TRUMAN und CHURCHILL/ATTLEE, die ?Auffassung, daß die endgültige Fest- 
legung der Westgrenze Polens bis zu der Friedenkonferenz zurückge- 
stellt werden soll«. Dann hätte es zu einem »Vertrag« kommen können. 
Zu dieser einen Friedensvertrag abschließenden Friedenskonferenz kam 
es trotz mehrerer Versuche nicht. Ausdrücklich gab dazu US-Präsident 
TRUMAN auf der 9. Vollsitzung am 25. Juli 1945 in Potsdam eine Erklä- 
rung ab: »Der Präsident sagte an dieser Stelle, er wünsche, seinen Kolle- 
gen eindeutig klarzumachen, welche Befugnisse er in bezug auf die Fra- 
ge des Friedensvertrages habe. Wenn man Angelegenheiten bespreche, 
die zur Aufnahme in Friedensverträge bestimmt seien, so sollten sich alle 
Anwesenden bewußt sein, daß Verträge gemäß der Verfassung der Verei- 
nigten Staaten nur mit der Zustimmung des Senats der Vereinigten Staa- 
ten geschlossen werden könnten.« Eine solche ist aber nie erfolgt. 


Zu 2.: Die »drei Regierungen« erkannten in Potsdam zwar an, »daß die 
Überführung der deutschen Bevölkerung oder Bestandteile derselben, 
die in Polen, Tschechoslowakei und Ungarn zurückgeblieben sind, nach 
Deutschland durchgeführt werden muß«, forderten aber einmal die Re- 
gierungen dieser Staaten auf, »weitere Ausweisungen der deutschen Be- 
völkerung einzustellen«. Dennoch wurden die wilden Vertreibungen« 
noch jahrelang fortgesetzt, die also keineswegs in Potsdam legitimiert 
oder sanktioniert worden waren. Hinzu kommt, was Ostdeutschland von 
Schlesien über Ostbrandenburg und Danzig bis Ostpreußen und Memel 
entscheidend betrifft, daß in Artikel IXb des Potsdamer Protokolls die ost- 
deutschen Gebiete des Deutschen Reiches nur unter polnische oder so- 
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1 Gespräch in: 
Frankfurter A gemeine 
Zeitung, 28. 8. 2006. 


? Georg FRIEDE, 
Roetgen, »Das 
Potsdamer Proto- 
koll ist kein Ver- 
trag«, in: feserbrief 
Frankfurter A lgemei- 
ne Zeitung, 12. 9. 
2006, 8. 8. 





Zitiert ebenda. 


* Beitrag Nr. 484, 
»Westalliierte 
täuschen über 


Oder-Neiße-Linie«. 





Die deutsch-polnische Grenze auf der 
Konferenz von Potsdam. Aus: Michael 
A. narrenstein, Die Geschichte der 
Oder-Neiße-Linie, Olzog, München 
2006. 


wjetische Verwaltung gestellt wur- 
den, sie also nicht Polen oder der 
UdSSR zugeschlagen wurden und 
damit diesen nicht gehörten, und 
damit auch für sie der Artikel XIII 
über die »Ordnungsgemäße Über- 
führung deutscher Bevölkerungs- 
POLEN | zeile« aus den vorgenannten Län- 
dern gar keine Bedeutung hatte. 


Zu 3.: Ausdrücklich erklärte 
US-Präsident TRUMAN auf der 
Potsdamer Konferenz: »Ich bin 
der Meinung, daß die Polen kein 
Recht haben, sich diesen Teil 


REN Deutschlands anzueignen. .. Ich 


Legntz® N % ‚ kann mich nicht... mit der Fort- 
BRESLAU 5 OBE nahme des östlichen Teils von 
| Deutschland in den Grenzen von 
© Waidenburg ar ‚Oppt 
” S 1937 einverstanden erklären.« Und 


Sr > | CHURCHILL stellte dort nach dem 
sowjetischen Verhandlungsprotokoll mißbilligend fest: »Die Polen trans- 
portieren Deutsche aus einer Besatzungszone ab. Dieses Gebiet sei ein 
Teil der russischen Zone, die Polen vertreiben Deutsche daraus.«! Das ist 
alles andere als die Zubilligung neuer, Polen angeblich stabilisierender 
Grenzen. 


In diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, daß in Potsdam 
1945 die Großen Drei keinen Vertrag und kein Abkommen schlossen - 
die Erwähnung eines »Potsdamer Vertrags« oder eines »Potsdamer Ab- 
kommens< also mit falschen Begriffen arbeitet -, sondern daß dort nur 
ein gemeinsames Protokoll über den Inhalt der wesentlichen Gespräche 
abgefaßt wurde. 

Über die auch in Potsdam behandelte Oder-Neiße-Linie ist Wesentli- 
ches anderenorts dargestellt worden.* Rolf Kosiek 
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Verteidigte Amerika Westeuropa vor Sowjets? 


er angesehene Schriftsteller und Journalist Carl Gustaf STRÖHM 
DD: 1984 den Satz: »Nur mit Hilfe Amerikas gelang es nach dem 
Zweiten Weltkrieg, Westeuropa vor dem Zugriff der sowjetischen Macht 
zu bewahren.«' Und gleich ihm hielten viele umerzogene Zeitgenossen 
die USA für den Retter Europas vor dem Bolschewismus. 

Doch das ist falsch, cher entspricht sogar das Gegenteil der geschicht- 
lichen Wahrheit - zumindest was Osteuropa und Teile Mitteleuropas 
betrifft, die die Amerikaner den Sowjets für fast die ganze zweite Hälfte 
des 20. Jahrhunderts unnötig überließen -, worauf in dankenswerter Weise 
in einem Leserbrief hingewiesen wurde.? 

Richtig ist, daß die deutsche Wehrmacht unter unvorstellbaren Op- 
fern jahrelang die Sowjets von Europa fernhielt, nachdem sie am 22. Juni 
1941 in den schon fast vollendeten Aufmarsch der Roten Armee zum 
Angriff Moskaus auf den Westen hineingestoßen war. »Daß die kom- 
munistische Gefahr bis zum Erscheinen der Amerikaner und Engländer 
von Westeuropa abgewendet worden ist, ist allein dem deutschen Ruß- 


landkämpfer zu verdanken.« So urteilte mit Recht der angesehene Mar- 
burger Strafrechtler Erich SCHWINGE.> 
US-Präsident ROOSEVELT hat dagegen durch seine gewaltigen Material- 
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1 Carl Gustaf 
STRÖHM, »Als Stalin 
den Armeen Hitlers 

den Weg öffnete«, 
in: Die Welt, 23. 8. 
1984. 


2 Erwin SCHÜTZ, 
Münster, »Falsches 
Bild«, Leserbrief in: 
Die Welt, 27.9. 
1984. 


3 Erich SCHWINGE, 
hilan“ __ Kriegsgene- 
ration, N. G, Elwert, 

Marburg 1987, 
Ss. 56. 


ROOSEVELT ließ die US- 
Truppen östlich der 
Elbe stoppen, damit 
die Sowjetrussen Ber- 
lin einnehmen konn- 
ten. Hier treffen der 
Generalmajor Emil F. 
REINHARDT, Komman- 
deur der 69. Division 
der 1. US-Armee, und 
der Kommandeur der 
58. Division der 5. 
sowjetischen Garde- 
Armee am 25. April 
1945 bei Torgnu zu- 


sammen. 


" Erich SCHWINGE, 
Churchill und Roose- 
velt aus kontinentalen- 


ropäischer Sicht, N. G. 


Elwert, Marburg 
"1986, S. 91; Hein- 
tich HARTLE, 
»Kardinal Sp eilman 
enthüllt«, in: 
Deutsche Wochen- 
Zeitung, 13. 1. 1967. 


5 Zitiert von 
SCHÜTZ, aaO. 
(Anm. 2). 


6 Beitrag Nr. 598, 
»Churchill wollte 
1945 mit den 
Deutschen gegen 
Stalin kämpfen«. 


7 SCHWINGE, aaO. 
(Anm. 3), s. 56. 


lieferungen während des Zweiten Weltkrieges es überhaupt erst möglich 
gemacht, daß die Bolschewisten den deutschen Angriff vor Moskau an- 
halten und schließlich nach der deutschen Niederlage von Stalingrad zum 
Vormarsch gegen den Westen antreten konnten. Er rechnete 1943 sogar 
damit, daß die Sowjets ganz Europa einnehmen würden, und wollte das 
zulassen, »ROOSEVELT spielte zeitweise sogar mit dem Gedanken, den 
Russen Europa zu überlassen. Am 3. September 1943 äußerte er zu Kar- 
dinal SPELLMAN, die europäische Bevölkerung müsse sich mit der sowjeti- 
schen Herrschaft abfinden; er hoffe aber, der europäische Einfluß werde 
die Russen dazu bringen, >weniger barbarisch zu werden«.«* 

Ebenso befahl ROOSEVELT, daß seine Truppen im April/Mai 1945 öst- 
lich der Elbe, vor Prag und in Oberösterreich stoppen mußten, damit die 
Rote Armee Berlin, Wien und Prag einnehmen konnte. Das trug nicht 
nur zum Ruhm und Ansehen des bolschewistischen Regimes in der gan- 
zen Welt bei, sondern gab auch gewaltige Trümpfe staLın in die Hand. 
ROOSEVELT hat ebenso - mit CHURCHILL - 1945 den Moskauer Kommu- 
nisten Osteuropa und Teile Mitteleuropas überlassen und damit beson- 
ders Polen verraten. Wegen dessen Unabhängigkeit waren angeblich die 
Kriegserklärungen Englands und Frankreichs an Deutschland vom 3. 
September 1939 erfolgt, die den Krieg überhaupt erst zu einem Welt- 
krieg ausgeweitet hatten. 

ROOSEVELTS Nachfolger, US-Präsident HarryS. TRL;MAN, wat dann sogar 
so naiv, im Sommer 1945 seine Truppen von Böhmen über Thüringen 
und Sachsen bis Mecklenburg aus den von ihnen eroberten Gebieten, 
wo die Deutschen kaum noch Widerstand geleistet hatten, zurückzuzie- 
hen und diese wichtigen Gebiete Mitteldeutschlands Wochen nach Kriegs- 
ende der Roten Armee zu überlassen, obwohl schon erste Anzeichen des 
dann folgenden Kalten Krieges auftauchten. 

Der französische Marschall Jun erklärte dazu bereits im August 1945 
sorgenvoll: »Es ist ein wirkliches Unglück, daß die Engländer und Ame- 
rikaner in Europa das einzige solide Land zerstört haben - ich meine 
damit nicht Frankreich, Nun ist der Weg frei für das Vordringen des 
russischen Kommunismus.« 

Auch cHurcHILL hatte 1945 erkannt, daß die WestaLliierten wohl kaum 
einen Angriff Moskaus auf den Westen erfolgreich abwehren konnten, 
und wollte bei einem Vorgehen der Sowjets die deutschen Gefangenen 
wiederbewaffnen/' Noch am 12, Mai 1945 sandte er schr besorgt ein 
Telegramm an ROOSEVELT, daß seit Auflösung der deutschen Streitkräfte 
und übereilter Demobilisierung der westalliierten Truppen keine Macht 
mehr vorhanden sei, einen Vorstoß der Sowjets bis zur Nordsee und 
zum Atlantik aufzuhalten T'M Zum Glück für die Westeuropäer hielt sich 
STALIN jedoch mit einem Angriff zurück. Rolf Kosiek 
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Churchill wollte 1945 mit Deutschen 
gegen Stalin kämpfen 


ach 1945 behandelten die Briten ähnlich den anderen Alliierten 
N:: Deutschen als Verbrecher und urteilten viele deutsche Politiker 
und Soldaten in Tribunalen ab. Dabei hatte es in den letzten Kriegsmo- 
naten das Gerücht in deutschen Soldaten- und Gefangenen kreisen gege- 
ben: »Nicht mehr lange würde es dauern, dann wurden Millionen deut- 
scher Soldaten zusammen mit den Engländern und Amerikanern gegen 
die Bolschewisten Front machen und sie zurücktreiben,«! 

Diese Parole wurde lange Jahre als phantastische Erfindung und deut- 
sche Durchhaltepropaganda abgetan. Doch das trifft nicht zu: Es gab 
einen tatsächlichen Kern für diese Hoffnung der sich im Frühjahr 1945 
verzweifelt wehrenden Deutschen. 

Der US-Historiker Arthur SMITH von der Universität von Kalifornien 
wies in seinem Buch Churchills deutsche Armee? nach, daß Großbritanniens 
Kriegsministerpräsident Winston CHURCHILL sich von 1943 bis 1945 mit 
dem Gedanken trug, die deutsche Wehrmacht 1945 gegen die Sowjets 
marschieren zu lassen. Zuerst habe CHURCHIJJ.auf der Teheraner Kriegs- 
konferenz der Großen Drei im November 1943 die bolschewistische 
Gefahr für Europa erkannt. Wenige Wochen spä- 
ter soll er in seinem Amtszimmer in Downing 


Street 10 zu einer Besucherin gesagt haben: »Ich 
habe in Teheran zum ersten Male erkannt, daß 
wir ein sehr kleines Volk sind. Da saß ich, auf der 
einen Seite flankiert von dem großen russischen 
Bären mit ausgestreckten Tatzen und auf der an- 
deren Seite vom großen amerikanischen Büffel. 
Dazwischen saß der arme, kleine britische Esel, 
der als einziger von den dreien den richtigen Weg 
nach Hause erkannte.« 

CHURCHILLS Sorgen waren berechtigt. Damals 
stießen die Sowjets durch die zusammengebro- 
chene deutsche Front schnell nach Westen vor, 
und es schien durchaus möglich, daß die Rote 
Armee vor dem Rhein kaum zu stoppen sei, den | 


Winsion CHURCHILL, gefolgt von US-Generalen 
und Offizieren seines Stabes, überquert den Rhein |! 
am 25. März 1945. 
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CHURCHILL mit seinen 


Generalen (v. 1) 

Guy Granville 
sımonps, Miles pEmrsP 
und Bernard montGo- 
merv im Juli 1944 in 
Caen. Zum damaligen 
Zeitpunkt wußte der 
britische Premier be- 
reits um die bolsche- 
wistische Gefahr für 
Europa. 


3 BÖDDEKER, aaO. 
(Anm. 1). 


diese cher als die 
Westalliierten errei- 
chen würde, während 
die Westmächte noch 
die ungewisse Invasi- 
on vorbereiteten. STA- 
MNS Herrschaft über 
ganz Europa rückte in 
den Bereich des Mög- 
lichen, und das beun- 
ruhigte CHURCHILL 
doch, da er wußte, daß 
das Schicksal Europas 
die Amerikaner kaum 
interessierte. 

So beschloß er, da- 
für Vorsorge zu tref- 
fen, daß seinem Bun- 
desgenossen STALIN 
weitere Eroberungen 
in Europa über die in 
Teheran vereinbarten 
Zugewinne hinaus 
verwehrt würden. Für diese kommende Auseinandersetzung kamen, wie 
er zu Recht erkannte, nur die Millionen deutscher Soldaten in Frage, die 
den Bolschewismus kannten und die nach CHURCHILLS Ansicht nicht zö- 
gern würden, unter britischem Befehl gegen die Sowjets weiterzukämpfen. 

Doch für einen erfolgreichen Kampf müßten die deutschen Truppen 
gut ausgerüstet, diszipliniert und noch hierarchisch aufgebaut sein, was 
bei entwaffneten Gefangenenmassen ohne Rangabzeichen und -Ordnung 
nicht mehr vorliege. Deshalb sandte der Premier dem bereits in Deutsch- 
land vorrückenden britischen Oberbefehlshaber, dem Feldmarschall 
MONTGOMERY, ein Telegramm, das zwar - bezeichnenderweise - nicht 
mehr im Archiv des britischen Verteidigungsministeriums ist,’ über das 
aber von CHURCHILL später selbst Auskunft gegeben wurde: »Noch vor 
Kriegsende, während die Deutschen bereits zu Hunderttausenden kapi- 
tulierten und bei uns die Menge jubelnd durch die Straßen zog, telegra- 
phierte ich an Lord MONTGOMERY und wies ihn an, dafür zu sorgen, daß 
die deutschen Waffen gesammelt würden, damit man sie ohne weiteres 
wieder an die deutschen Soldaten ausgeben könnte - mit denen wir wür- 
den zusammenarbeiten müssen -, wenn die Sowjets ihren Vormarsch 
fortsetzen.«° 
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Tatsächlich hielten sich die Briten nicht an die Absprachen zwischen 
den Alliierten, nur eine gesamte bedingungslose Kapitulation entgegen- 
zunehmen, sondern schlossen bereits Anfang Mai Teilkapitulationen für 
Norddeutschland und Skandinavien ab und nahmen viele vor den Bol- 
schewisten nach Westen sich durchschlagende Einheiten der Wehrmacht 
gefangen, ohne die meisten von ihnen — im Gegensatz zu den Amerika- 
nern - dann den Sowjets auszuliefern. Insgesamt ergaben sich rund zwei 
Millionen deutsche Soldaten mit ihren Waffen vor den Briten. Darüber 
beschwerte sich srarın ausdrücklich bei ROOSFVEL.T in einem zornigen 
Brief, in dem er feststellte, daß die Deutschen an der Ostfront um jeden 
Quadratmeter Boden kämpften, während sie im Westen große Städte 
kampflos den Westalliierten übergäben: »Geben Sie nicht zu, daß dieses 
Verhalten der Deutschen mehr als eigenartig und unverständlich ist?« 
Und er forderte die Briten auf, die deutschen Truppen zu zwingen, sich 
den Sowjets zu ergeben. 

Doch MONTGoMERY hörte nicht darauf, bewahrte auf CHURCHILLS 
Anordnung auch noch nach der Kapitulation der deutschen Wehrmacht 
am 8,/9. Mai 1945 zunächst die Kommandostruktur der deutschen Ein- 
heiten und ließ es teilweise zu, daß die deutschen Offiziere und Mann- 
schaften ihre Waffen behielten. Gleichzeitig wurde die neue Regierung 
unter Großadmiral Döntrz in Flensburg-Mürwik anerkannt, bis sie am 
23. Mai 1945 auf Drängen der Russen dann doch verhaftet wurde. 

Selbst anschließend war Churchill noch zu einem gemeinsamen Waf- 
fengang mit den Deutschen gegen Moskau bereit. Am 27. Mai 1945 er- 
klärte er gegenüber einem seiner Generale: »Ich wünsche nicht, mit lee- 
ren Händen dazustehen, während große russische Kräfte nach Belieben 
in Europa schalten und walten können. Das gilt in noch höherem Maße 
für die Luftwaffe, die, falls die Russen die vereinbarten Linien überschrei- 
ten sollten, gegen deren Nachschubwege vorzugehen hätte.« Wenige Tage 
später schrieb cnurcHILL ebenso deutlich an seinen Außenminister: »So- 
bald die Bolschewisten glauben, daß wir sie fürchten, werden sie alles 
tun, was ihre Laune und Grausamkeit ihnen eingibt.«° Mit dieser Beurtei- 
lung hatte er wohl recht. 

Da sich dann aber die Sowjets - vielleicht auch in Kenntnis der engli- 
schen Absichten — an die alliierten Vereinbarungen hielten und an den 
abgesprochenen Grenzen in Europa Halt machten, kam es nicht zur 
Verwirklichung von cHurcHILLs vorsorglicher Planung. Die Briten brauch- 
ten dann die deutschen Soldaten nicht mehr, die anschließend abgerüstet 
und vielfach auch von Engländern abgeurteilt wurden. Der Mohr hatte 
seine Schuldigkeit getan. Rolf Kosiek 


443 


Worte Winston S. Churchills 


D: britische Kriegspremierminister Winston $. CHURCHILL war wec- 
sentlich dafür verantwortlich, daß sich der deutsch-polnische Kon- 

flikt von 1939 zum Zweiten Weltkrieg ausweitete. Er vertrat die engli- 

sche Kriegserklärung an Deutschland vom 3. September 1939, wie auch 
| im Ersten Weltkrieg Großbritannien, ohne von Deutschland bedroht zu 
sein, dem Reich den Krieg erklärt hatte. Er lehnte alle deutschen Frie- 
densangebote ab. Er arbeitete seit langem auf einen Krieggegen Deutsch- 
land hin. Einige seiner bezeichnenden Erklärungen sind die folgenden: 


Im Februar 1915 erklärte CHURCHILL in einem Interview mit dem Maftin 
in Paris: »Ich werde Deutschland an der Kehle würgen, bis sein Herz 
aussetzt. Wir werden die Umschnürung nicht eher lockern, bis es sich 
auf Gnade und Ungnade ergeben hat.«! 


Im September 1934 meinte CHURCHILL gegenüber dem früheren deut- 
schen Reichskanzler BrÜnING: »Deutschland muß wieder besiegt wer- 
den, und dieses Mal endgültig. Sonst werden Frankreich und England 
keinen Frieden haben.«? 





cHURCHILL im Jahre 
1899 als Kriegskorre- 
spondent wahrend 


Im November 1936 erklärteb Winston S. CHURCHILL gegenüber dem US- 
des Burenkrieges in General Robert E. WOOD: »Deutschland wird zu stark, wir müssen es 
Südafrika. zerschlagen.«° 


Ende Februar 1937 erklärte CHURCHILL seinem Tischnachbarn Carl Ja- 
cob BURCKHARDT, dem Völkerbundkommissar für Danzig, in London, 
»Deutschland werde wieder zu stark, den Deutschen imponiere nur die 
Kraft; wenn es zu einer Auseinandersetzung komme, würden die maßlo- 
sen Übergriffe des Nationalsozialismus England zu einem starken Alli- 
anzsystem verhelfen,«* 


Im Herbst 1937 erklärte CHuRcHILL dem deutschen Botschafter in Lon- 


1 Zitiert von Alexander RACKER, »>Ich werde Deutschland an der Kehle würgen, 
bis sein Herz aussetzt«, Teil IL, in: National-Zeitung, 26. 2. 1965. 

? Dietrich AIGNER, Winston Churchill. Ruhm und hegende, Musterschmidt, Göttin- 
gen 1975, S. 103. 

> Peter H. nıcoLı, Englands Krieggegen Deutschland, Verlag der Deutschen Hoch- 
schullehrer-Zeitung, Tübingen 1963, S. 82. 

4 Carl Jacob BURCKHARDT, Meine Danziger Mission, Geotg D. W. Callwey, Mün- 
chen 1960, S. 70. 
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don, Joachim VON RIBBENTROP: »Wenn Deutschland zu stark wird, wird 
es wieder zerschlagen.« Auf dessen Erwiderung, daß Deutschland nun 
viele Freunde habe, entgegnete CHURCHILL: »O, wir bringen es ganz gut 


fertig, eure Freunde schließlich doch noch zu uns herüberzuziehen.«' 


»Schon im August 1938 hatte er (CHURCHILL) Heinrich BRÜNING gegen- 
über erklärt: >Was wir wollen, ist die restlose Vernichtung der deutschen 
Wirtschaft.*«° 
v 

Dem amerikanischen Finanzier Bernard BARUCH gegenüber erklärte CHUR- 
CHLLI. im September 1938: »Der Krieg kommt sehr bald... Wir werden 
in ihm sein, und Ihr werdet in ihm sein. Du wirst die Dinge drüben 
erledigen, und ich werde hier in Reserve stehen,«" 


CHURCHILL bestätigte am 21. Juni 1939 im Paris Sotr. »Es liegt ein gut 
Stück Wahrheit in den Vorwürfen in bezug auf die gegen die Achsen- 
mächte gerichtete Einkreisung, Es ist gegenwärtig nicht mehr nötig, die 
Wahrheit zu verbergen.«® 


Kurz nach Kriegsbeginn erklärte CHURCHILL in einer Rundfunkanspra- 
che an das englische Volk: »Dieser Krieg ist ein englischer Krieg, und 
sein Ziel ist die Vernichtung Deutschlands,« 


CHURCHILL beauftragte im Juli 1940 den Labour-Führer und Leiter der 
Special Operation Executive (SOE), Hugh DALToN, mit der Aufgabe 
»Ablaze Europe« (setzt Europa in Flammen), Damit sollten alle Maß- 
nahmen vereint werden, »die sich auf die Subversion und Sabotage ge- 
gen den Feind in Übersee« bezogen, insbesondere sollte der mörderische 
Partisanenkrieg eingeleitet werden, !® 


s Joachim VON RIBBENTROP, Zwischen London und Moskau, Druffel, Leoni 1952, 
S. 97, Annelies VON RIBBENTROP, Verschwörung gegen den Frieden, Druffel, Leoni 
1962, S. 27. 

FI AIGNER, aaO. (Anm, 2), S. 141. 

" Zitiert in: Dirk BAVEN DAM, Roosevelts Weg zum Krieg, Herbig, München 1983, S. 
364. 

H Bolko Freiherr VON RICHTHOEEN, Kriegsschuld 1939/41, 1968, S. 1; Alexander 
Racker, »>Ich werde Deutschland an der Kehle würgen, bis sein Herz ausssetzt<« 
Teil OI, in: National-Zeitung, 12. 3. 1965. 

* Zitiert in: Hans GRIMM, Warum- Woher- Aber wohin?, Klosterhaus, Lippolds- 
berg 51979, S. 350. 

1 Georg FRANZ-WILLINC, Umerziebung, Nation Europa, Coburg 1991, 5. 50. 
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CHURCHILL 1939 bei 


der Arbeit während 


einer Zugfahrt. 


I! FRANZ-Wming, 
ebenda, S, 189 £. 


12 Winston CHUR- 
CHILL, Der Zweite 
Weltkrieg,}. P. Toth, 
Bd. 3, Hamburg 
1949, S. 443. 


»3 AIGNER, aaO. 
(Anm. 2), 5. 140. 


14 Ebenda, S. 140 f£. 


»What price Chur- 
chill?« Die Frage be- 


antwortete CHURCHILL # 


am 10. Mai 1940 mit 
seinem berühmten 


Ausspruch: »Ich habe # 
nichts zu bieten au- 
ßer Blut, Mühsal, | 


Schweiß und Trä- 
nen.« Aus: David IR- 
Churchill. 
Kampf um die Macht, 

Herbig, Mün- 
chen 1990. 


VING, 


Am 27, April 1941 erklärte CHUrcHILLin einer Rede: »Es gibt weniger als 
70 Millionen bösartiger Hunnen — einige davon sind zu heilen, die ande- 
ren umzubringen.«!' 


Am Abend des 22.Juni 1941, nach Beginn des Ostfeldzuges, erklärte CHUR- 
CHILL in einer Rundfunkrede an die Engländer: »Wir haben nur ein Ziel, 
eine einzige unwiderrufliche Aufgabe. Wir sind entschlossen, Hm a und 
jede Spur des Naziregimes zu vertilgen. Davon wird uns nichts abbringen 
- nichts. Wir werden uns nie auf ein Gespräch mit ihm einlassen, nie mit 
ihm oder einem aus seiner Bande verhandeln. Wir werden ihn bekämpfen 
zu Land, wir werden ihn bekämpfen zur See, und wir werden ihn in der 
Luft bekämpfen, bis wir mit Gottes Hilfe die Welt von diesem Scheusal 
befreit und sein Joch von den Schultern der Völker genommen haben,«!? 


CHURCHILL erklärte am 11. Dezember 1941, daß er den Deutschen »eine 
Lektion erteilen wolle, die auch in tausend Jahren nicht vergessen sein wird«.!3 


Am 11. Februar 1943 meinte CHURCHILL, daß der Friede mit Deutsch- 
land »hart und unerbittlich« sein werde.!* 


Zu den Prinzipien der englischen und seiner Politik bekannte CHURCHILL: 


»Über 400 Jahre ist es das Ziel der Außenpolitik Englands gewesen, sich 
der stärksten, aggressivsten, vorherrschenden Macht auf dem Kontinent 
. Die Frage ist nicht, ob es Spanien oder die franzo- 


entgegenzustellen. . 
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sische Monarchie oder das französische Kaiserreich oder das deutsche 
Kaiserreich oder das Hitlerregime war. Es hat nichts zu tun mit Herr- 
schern oder Nationen, sondern es richtet sich einfach danach, wer je- 
weils der stärkste oder möglicherweise der beherrschende. . . ist.«!> 


In seinem Buch Grand Alliance schrieb CHURCHILL: »Ich habe nur ein ein- 
ziges Ziel, das ist die Vernichtung HITLERS, und mein Leben wird da- 
durch sehr vereinfacht.«1° 

CHURCHILL erklärte am 21. September 1943 im Unterhaus. »Es gibt kein 
Ausmaß des Schreckens, dessen wir uns nicht bedienen werden, um die 
Ausrottung der Nazi-Tyrannei zu erreichen.«! 

Bei der Diskussion mit ROOSEVELT und MORGENTHAU über den MORGEN- 
THAU-PIan am 13. September 1944 in Quebec sagte CHURCHILL: »Was 
getan werden muß, soll jedenfalls schnell getan werden. Hängt die Ver- 
brecher auf, aber schleppt die Angelegenheit nicht über Jahre hin.« Nach- 
dem er erst gegen den MORGENTHAU-Plan gewesen wat, wurde CHUR- 
CHILL von Lotd CHERWELL. bearbeitet, der ihm erklärte, »der Plan würde 
durch die Ausschaltung eines gefährlichen Konkurrenten England vor dem 
Bankrott retten«. Daraufhin änderte der Kriegspremier seine Meinung über 
den Plan und sagte dann: »Warum sollte er nicht durchführbar sein?. ., Ich 
habe kein Verständnis für Leute, die immer Schwierigkeiten machen.«!® 


Interessante Urteile über CHURCHILL sind: 


>»Je näher der Krieg rückt, desto besser steht es um Winstons Chancen - 
und umgekehrt«, notierte sich Neville CHAMBERLAIN im Sommer 1939 in 
sein Tagebuch, und als am 3. September der Krieg erklärt war, bestand 
Einigkeit zwischen zwei so verschiedenen Männern wie David LLOYD 
GEORGE und Stanley BALDWIN, daß >Winston seinen Krieg bekommen« 
habe und daß dies >Winstons Krieg« sei.«!? 


CHURCHILL vertrat den Gedanken, durch den Partisanenkrieg eine »euro- 
päische Revolution« zu entfesseln. »Die Ausführung übertrug er dem 
Labour-Führer Hugh DALTON, dem er am 16. Juli 1940 die Weisung er- 
teilte, >Europa in Brand zu stecken«. DALTON sah in dieser Aufforderung 
einen Freibrief, durch provokativen Terror die Eskalation des Schreckens 
in Gang zu setzen und in ganz Europa »Anarchie und Chaos zu säen«.«?) 
»CHURCHILL hat den Sinn dieses Krieges nie in etwas anderem geschen 
als in der Vernichtung HITLERS und in der Brechung der deutschen Macht- 
stellung in Europa.«?! 
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15 CHURCHILL, aaü. 
(Anm. 12), S. 257 f. 


16 Zitiert in: Emrys 
HUGHES, Churchill. 
Ein Mann in seinem 
Widerspruch, Arndt, 
Kiel 1986, S. 140. 


17 HUGHES, ebenda, 
S. 140. 


18 Lord MORAN, 
»Churchilk«. Aus dem 
Tagebuch seines 
Leibarztes Lord 
Moran, Droemer 
Knaur, München 
1967, S. 199 £.; Der 
Spiegel, Nr. 52,18. 
12. 1967, S. 74. 
19 AIGNER, aaO. 
(Anm. 2) ,S. 122. 


20 Ebenda, S. 138. 


2! Ebenda, S. 140. 


cHnurchıLL. am Ziel 
seiner Wünsche? Der 
britische Premier 
beim Besuch der zer- 
störten Reichskanzlei 
während der Pots- 
damer Konferenz, 


22 Hut; ı EIS aaO, 
(Anm. 16), S. 298. 
23 Albert Coady 
WEDEMEYER, Der 
verwaltete Krieg, 
Mohn, Gütersloh 
1958, S. 109 ff. 





CHURCHILL, Ölporträt 


von Douglas cHAano- 
orrs, abgebildet in: 
David ırving, 
Schlachtführer gegen 
das Reich, Arndt, Kiel 
2007. (Ausschnitt) 








»Die Ansicht, daß Winston CHURCHILL ein großer Staatsmann mit pro- 
phetischen Gaben sei, ein Mann, dessen Unfehlbarkeit in Epochen voll 
internationaler Konflikte blind akzeptiert werden müsse, kann heutzuta- 
ge nicht mehr mit Erfolg aufrechterhalten werden und ist aufs schärfste 
zu bekämpfen. Diese in die Irre führende Einschätzung CHURCHILLS ist 


) zu einem großen Maße auf seine eigenen zahlreichen Schriften, seine 


Fähigkeit zu tönender Rhetorik und auf die Tatsache zurückzuführen, 


' daß seine Politik im Zweiten Weltkrieg mächtigen Kräften in den USA, 


der Sowjetunion und anderen Teilen der Welt gute Dienste erwies. Sie 


vermehrten die Wertschätzung CHURCHILLS, weil sie ihn als bedeutend- 
| sten Sprecher für ihre Sache ansahen.«?? 


| Der US-General Albert Coady WEDEMEYER kritisierte in seinen Erinne- 


rungen CHURCHILL scharf: »„CHURCHILL zeigte sich als unzureichender Stra- 
tege, als er auf die Frage: >Was ist Ihr ZieP?< am 13. Mai 1940 dem Unter- 


haus antwortete: >Ich kann mit einem Wort antworten: Sieg - Sieg um 


jeden Preis.<.. . Churchills beredsame Ansprachen waren für die Ermu- 
tigung seiner Anhänger nützlich, aber sein Mangel an klar umrissenen 
Zielen, außer: >die Deutschen töten< und >totaler Sieg um jeden Preis<, 
war unglaublich oberflächlich und im Grunde tragisch. . . Er führte Krieg 
wie ein Indianerhäuptling aus Arizona, der darauf erpicht ist, möglichst 
viele feindliche Skalpe zu erbeuten.«?3 Rolf Kosiek 
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Zu Landes- und Hochverrat 


ie Geschichtsentstellung und -Verfälschung - insbesondere in den 
assenmedien und in Äußerungen deutscher Politiker — hat inzwi- 
schen in der Bundesrepublik Ausmaße angenommen, die beispiellos in 
der Geschichtsdarstellung sind. Solches gilt vor allem für die Ereignisse 
während der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts. Das läßt sich auch am 
Beispiel des sogenannten Widerstandes< gegen das NS-Regime und ge- 
gen Hitler nachweisen, besonders am Putsch des 20. Juli 1944, und er- 
fordert deswegen eine Richtigstellung. 

Um die Verbrechen deutscher Landesverräter, Saboteure, Meuterer und 
Wehrkraftzersetzer rechtfertigen zu können, heißt es in heutigen Reden 
und Schriften dazu, daß man gegenüber dem >NS-Unrechtsstaat< trotz 
seines abgeleisteten Eides nicht zur Treue verpflichtet gewesen sei. 

Zunächst einmal muß klargestellt werden, daß man zwischen verschie- 
denen Formen des Widerstands unterscheiden muß. Richtet sich eine 
Verschwörung oder ein Putsch gegen eine Regierung, handelt es sich um 
Hochverrat. Die Beseitigung eines Tyrannen oder Diktators galt in der 
Geschichte nicht als unehrenhaft oder wurde sogar als verdienstvoll an- 
gesehen. Angesichts der Tatsache, daß das NS-Regime eine Diktatur dar- 
stellte, war es keineswegs unehrenhaft, wenn man sie innerlich ablehnte. 
Ein offener Widerstand war allerdings in der NS-Zeit angesichts der über- 
legenen Staatsmacht praktisch unmöglich. Tatsächlich fand alles, was heute 


, Bischof August VON 
saren Äußerte sich im 
| Dritten Reich vielfach 
| kritisch. Hier wird er 
, von den Bischöfen 
BERNING aus Osna- 
brück (links) und BOR- 
| newasser aus Trier am 
21. Oktober 1933 
vom bischöflichen 

| Palais zur Bischofs- 
weihe im Münsterer 
Dom begleitet. 
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als »Widerstand« bezeichnet wird, im Verborgenen statt. Wer sich aus der 
Deckung wagte, fand sich bald in einem Konzentrationslager wieder oder 
wurde, wie die Geschwister SCHOLL, zum Tode verurteilt und hingerich- 
tet. Nur hochrangige Geistliche wie der Bischof August VON GALEN konn- 
ten es wagen, Öffentlich aufzubegehren. Nicht wenige Priester und Pfar- 
rer haben zum Beispiel in Treue ihrem Glauben und in der Verantwortung 
den Gläubigen gegenüber öffentlich gegen das Regime Stellung bezogen 
und dafür KL-Haft oder gar die Hinrichtung riskiert. Diesen echten Mär- 
tyrern des Glaubens und des Gewissens stehen jene vielen anderen ge- 
genüber, die sich dabei des Landesverrates schuldig gemacht haben, in- 
dem sie Staats- oder Militärgeheimnisse an ausländische Stehen, auch an 

Feinde des Reiches, verrieten. Nur von diesen soll im folgenden die Rede 
sein, von denen, die, soweit sie überlebten, nach 1945 Dutzende von 
Büchern veröffentlicht haben, in denen sie sich ihres Landesverrates rühm- 
ten, was ihnen dann oft mit Geld und Karrieren vergütet wurde. 

Der erste Präsident des Bundesgerichtshofes in Karlsruhe, Hermann 
WEINKAUFF, hat in seinem juristisch begründeten Gutachten vom Jahre 
1956 das damals aufkommende Zerrbild vom»Unrechtsstaat« zurückge- 
wiesen, indem er, wie jedem Staat der Welt, so auch dem NS-Staat »grund- 
sätzlich das Recht zubilligte, sich durch Strafandrohungen gegen gewalt- 
same Angriffe auf seinen inneren und äußeren Bestand zu schützen«. 
Man muß deswegen zwischen Hoch- und Landesverrat streng unterschei- 
den. Heute werden oft die Grenzen zwischen Hoch- und Landesverrat 
verwischt. Man bezeichnet unterschiedslos alle, die sich als Gegner HIT- 
LERS und des NS-Regimes bekannten (viele erst nachträglich), als »Wider- 
ständler«. Aber zu allen Zeiten und in allen Ländern der Welt galt und gilt 
Landesverrat als ein Verbrechen gegenüber Volk und Vaterland und wurde 
und wird als solches streng bestraft. Das gilt auch allgemein für die Bun- 
desrepublik Deutschland nach dem heute geltenden Strafrecht. Ledig- 
lich in Deutschland und Österreich konnten und können Landesverräter 
und Saboteure aus der Zeit des Zweiten Weltkriegs sich als die »besseren 
Deutschen« darstellen und damit ihre Verratshandlungen rechtfertigen. 
Nur hierzulande werden sie als Helden oder Märtyrer geehrt, werden 
Straßen, Schulen nach ihnen benannt, während man alles tilgte, was an 
ehrenwerte deutsche Soldaten der Wehrmacht erinnerte, die ihr Leben 
für das Vaterland eingesetzt hatten. 


Im Ausland ist das anders. Lord Haw-Haw (Spitzname des aus Eng- 
land stammenden Rundfunksprechers im Reichsrund funk WilliamjJovce), 
der im Zweiten Weltkrieg für die Deutschen (nur!) als Rundfunksprecher 
gearbeitet hatte, wurde von den Briten nach dem Krieg gehängt. Im bri- 
tischen Sefton-DELMER-Kriegspropagandafunk gegen Deutschland des 
BBC arbeiteten während des Krieges Dutzende Deutsche, unter anderen 
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OttojoHn und Sebastian HAFFNER (geboren als Reimund PRETZELL), die 
im Gegensatz dazu nach dem Krieg nicht bestraft wurden, sondern mit 
Ehren und Posten überhäuft und belohnt wurden. 

Schon Jahre vor dem Zweiten Weltkrieg hatten HITLER--Gegner gegen 
die eigene Staatsführung konspiriert und einen Putsch geplant. Als das 
mißlang, überschritten viele von ihnen bedenkenlos die Schwelle vom 
Hoch- zum Landesverrat, wobei sie sogar so weit gingen, die Anglo- 
Amerikaner zum Krieg gegen das Reich zu drängen. Dabei waren sie so 
naiv zu glauben, die Gegner wollten lediglich bei der Beseitigung HITLERS 
helfen. Daß die Briten das Deutsche Reich für immer zerstören wollten, 
kam ihnen wohl nicht in den Sinn. Zu diesen Akteuren gehörten vor 
allen Generaloberst Ludwig BECK als militärischer und Carl GOERDELER 
als ziviler Anführer. Ohne diese beiden sowie ohne CANARIS, VON WEIZ- 
SÄCKER und einige andere wäre es kaum zum versuchten Staatsstreich des 
20. Juli gekommen. Denn dieser war teilweise nicht die verzweifelte Kon- 
sequenz patriotischer Offiziere aus der militärischen und politischen Lage 
oder dem Wissen von Kriegsverbrechen, sondern eher der zuvor immer 
wieder verschobene Höhepunkt eines jahrelangen Landesverrats, der unter 
anderem teilweise auch ursächlich für den Kriegsausbruch war, da den 
Feinden Deutschlands kurz vor dem Zweiten Weltkrieg bei Kriegsbe- 
ginn ein schneller Umsturz versprochen wurde, der sie zum Krieg mit 
veranlaßte. 

Übrigens wat auch der heute nur als Hochverräter vorgestellte Graf 
VON STAUFFENBERG bereits 1940 in Landesverrat verstrickt, als er zum 
Beispiel an konspirativen Treffs in Paris unmittelbar nach dem siegrei- 
chen Westfeldzug teilnahm.! Hinzu kommt, daß STAUFENBERG und Mit- 
verschwörer unmittelbar nach einem erfolgreichen Putsch das Deutsche 
Reich sofort den Westalliierten und den Sowjets bedingungslos auslie- 
fern wollten. 

Ein rigoroses Bekenntnis deutscher Historiker und Politiker zur unge- 
schminkten Wahrheit hätte zur Folge, was die umerzogenen, vom politi- 
schen Willen der Sieger gegängelten Deutschen verlernt haben: eine Ver- 
söhnung mit der eigenen Geschichte und die Durchsetzung einer echten 
Souveränität. Das bedeutete eine Abkehr von ritualisierter >Vergangen- 
heitsbewältigung<, von der heutigen >staatstragenden Tradition<, die sich 
so stark auf den sogenannten Widerstand« gegen HITLER beruft. 

Deutschland dürfte das einzige Land in der Welt sein, das eine der 
umstrittensten Verratshandlungen seiner Geschichte jährlich zum Anlaß 
eines feierlichen Gelöbnisses seiner Soldaten nimmt. Jeweils am 20. Juli 
findet in der BRD eine Gelöbnisveranstaltung zum Gedenken an den 
angeblich von den Nationalsozialisten erschossenen Claus von STAUF- 
PENBERG statt.- In Wirklichkeit wurden Oberst Claus Schenk von STAUF- 
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FENBERG und sein Helfer, der General der Infanterie Friedrich OI1BRICHT, 
nicht durch die >Nazs< ermordet, sondern auf Befehl ihres Mitverschwö- 
rers Generaloberst Fritz FROMM am Abend des 20. Juli 1944 ohne militä- 
tische Gerichtsbarkeit eiligst liquidiert, um Zeugen für FROMMS eigene 
Beteiligung am Putsch zu beseitigen. Generaloberst ı .udwig BECK wurde 
von Mitverschwörern gezwungen, sich selbst zu erschießen, was aber 
diesem nicht gelang, worauf er von diesen einen >Gnadenschuß< erhielt. 
Weitere gefährliche Zeugen waren ebenfalls auf Befehl rromus verhaf- 
tet worden und sollten liquidiert werden. Doch in der Nacht nach dem 
20. Juli trafen SS-Hauptsturmführer Dipl.-Ing. Otto SKORZENY mit SS- 

Einheiten und der Chef des SS-Sicherheitshauptamtes, Dr. Ernst KALTEN- 
BRUNNER, im Berliner Bendlerblock, der vorbereiteten Zentrale der Put- 
schisten, ein. Sie verboten jede weitere Erschießung und ordneten 
Verhaftungen an. Es gelang FrROMM deshalb nicht, seine Mitverschwö- 
rung durch Erschießen aller Mitwisser zu verwischen. Im April 1945 wurde 
auch er wegen erwiesenen Landes- und Hochverrats hingerichtet. 

Im schweren Abwehrkampf Deutschlands waren die Putschisten und 
ihre in höchsten Staatsämtern und Vertrauensstellungen befindlichen 
Hintermänner der kämpfenden Truppe in den Rücken gefallen und hat- 
ten damit ihr Land auch an srtarLıns Rote Armee verraten - angeblich, 
weil sie HITLERS Krieg beenden und Deutschland retten wollten. Dabei 
waren viele selbst maßgeblich am Ausbruch des Zweiten Weltkrieges be- 
teiligt gewesen, sie hatten die Briten in verantwortungsloser Weise 1939 
zu militärischen Handlungen gegen das Reich gedrängt und versprochen, 
HITLER im Falle eines Kriegsausbruchs sofort zu stürzen. 

Damit aber haben sie der von der anglo-amerikanischen Kriegspartei 
befürworteten Kriegsstrategie gegen Deutschland mit zum Durchbruch 
verhelfen. Das muß als Verbrechen gegen das eigene Volk und gegen 
den Frieden in der Weit angesehen werden. Von den deutschen Landes- 
verrätern (und den USA) gedrängt, hatten die Briten mit ihrer bedin- 
gungslosen Polen-Garantie eine provokante Politik betrieben, die War- 
schau in den Krieg gegen Deutschland bringen sollte. Die Putschisten 
waren dutch ihre Verbindungsmänner zu den Alliierten nach Kriegsaus- 
bruch auch voll darüber informiert, daß die Westmächte auch nach ei- 
nem erfolgreichen Putsch nur die bedingungslose Kapitulation Deutsch- 
lands angenommen hätten. 

Daß sie dazu bereit waren, zeigt die Tatsache, daß sie dem amerikani- 
schen Geheimdienstbeauftragten des OSS im Juli 1944 durch GlSevius 
alle Einzelheiten eines Planes zur Ermordung HITLERS mitteilten und 
sich bereit erklärten, sich den russischen ebenso wie den amerikanischen 
und britischen Streitkräften bedingungslos zu ergeben, sobald HITIER 
tot sei. Das aber hätte mit Sicherheit ein fürchterliches Chaos und einen 
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entsetzlichen Bürgerkrieg in Deutschland zur Folge gehabt, was aller- 
dings im Sinne der britischen Kriegführung gewesen wäre. 

1963 schrieb der schottische Referend Peter H. nıcoLL: »Auf der an- 
deren Seite bedeutete es für Deutschland eine gewaltige Herausforde- 
rung, zu erkennen, daß, während es bis zum letzten Atemzug buchstäb- 
lich um seine Existenz kämpfte, zahlreiche umstürzlerische Kräfte am 
Werk waren, um es von innen zu vernichten. Man kann die äußerste 
Härte, mit der gegen diese Umstürzler verfahren wurde, verstehen. Auch 
kann niemand daran zweifeln, daß sie in England ebenso übel gefahren 
wären, wenn wir es unter ähnlichen extremen Verhältnissen mit ihnen 
hätten aufnehmen müssen.« 

1940, als noch viele Tausende von Engländern den Krieg offen ab- 
lehnten, wurden diese britischen Kriegsgegner — oft für Jahre — nach der 
als »18 B« bekannten Verordnung in Großbritannien in Konzentrations- 
lager oder in Gefängnisse gebracht: 

»Dieses Gesetz bestimmte, daß die britische Regierung alle Personen 
ergreifen und inhaftieren konnte, ohne formelle Anklage und auf den 
bloßen Verdacht hin, daß sie mit Deutschland sympathisierten oder sich 
gegen den Krieg auflehnten. Auf Grund dieses tyrannischen Gesetzes 
wurden viele prominente wie auch obskure Persönlichkeiten ins Gefäng- 
nis geworfen.«* 

Im britischen Unterhaus kommentierte der Kriegspremierminister 
Winston CHURCHILL am 2. August 1944 den gescheiterten Putsch mit 
folgenden Worten: »Nicht nur die einst stolzen Armeen werden an allen 
Fronten zurückgedrängt, sondern auch in der Heimat haben sich gewal- 
tige Ereignisse zugetragen, die das Vertrauen des Volkes und die Treue 
der Truppen in ihren Grundfesten erschüttern müssen. Die höchsten 
Persönlichkeiten im Deutschen Reich morden einander und versuchen 
dieses, während die von Rache erfüllten Armeen der Alliierten ihren Ring 
immer enger schließen. Diese Vorgänge in Deutschland sind Kundge- 
bungen einer inneren Erkrankung. So entscheidend sie sein mögen, wir 
dürfen unser Vertrauen nicht in sie, sondern in unseren eigenen starken 
Arm und die Gerechtigkeit unserer Sache setzen.«° 

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich die juristische Beurtei- 
lung sozialistischer, kommunistischer und bürgerlicher Widerstandsgrup- 


! Peter H. nıcorLı, Englands Krieggegen Deutschland, Graben, Tübingen :T999. 

4 Ebenda, S. 207: Colin cross, The Fascists in Britain, London 1961, bester Be- 
richt über politische Verfolgungin England unter der Diktatur CHUrcHILLS. Er 
betont zwar in erster Linie die Verfolgung der britischen Faschisten durch cHURr- 
CHILL, gibt aber einen guten Einblick in die Verfolgungen überhaupt. 

> Karl BALZER, Der 20. Juli und der Landesverrat, x. w. Schütz, Göttingen 1971. 
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pen und der Emigranten, die mit Landesverrat gegen Deutschland gear- 
beitet und den Landesfeinden gedient hatten. Die Gültigkeit dieser stren- 
gen Gesetz- und Rechtmäßigkeit muß in einem Staat wie dem Rechts- 
staat Bundesrepublik Deutschland eigentlich gelten. Im Nürnberger 
Prozeß hatte der Verteidiger von Hjalmar scnacHt in bezug auf den 
Landesverräter Gıszvıus erklärt: »Patriotismus bedeutet Treue gegen Va- 
terland und Volk und Feindschaft bis aufs Messer gegen jeden, welcher 
verbrecherisch das Vaterland und das eigene Volk ins Elend und Verder- 
ben fuhrt. Ein solcher Führer ist ein Feind des Vaterlandes, in seiner 
Wirkung vielfach gefährlicher als der Kriegsgegner. Gegen eine solche 
verbrecherische Staatsführung ist jedes, aber auch jedes Mittel recht.., 
Hochverrat gegen eine solche Staatsführung ist wahrer und echter Pa- 
triotismus und als solcher höchst moralisch, auch im Kriege.«‘ 

Wenn aber nun diejenigen, denen jedes Mittel — auch der Landesverrat 
— recht ist, diese auch dann anwenden (wollen), »wenn das ganze Volk 
zugrunde geht« (Dietrich BONHOEFFER) und »ganz Deutschland verwü- 
stet wird« (Karl BARTH), dann ist dieses Vorhaben kein Patriotismus mehr, 
sondern eher ein Verbrechen am eigenen Volk. 

Beim Widerstand des 20. Juli kommt noch hinzu, daß mindestens ein 
Teil der Verschwörer wußte, daß sie mit ihrem Verrat einem Feind hal- 
fen, der beabsichtigte, das zu stark gewordene Deutsche Reich endgültig 
zu zerstören. 

Nach der Gründung der Bundesrepublik 1949 und dem Ende der Be- 
satzungsherrschaft verboten die Westalliierten im Überleitungsvertrag von 
1952 die Bestrafung jener, die vor oder während des Krieges Handlun- 
gen zugunsten des Feindes und zum Schaden Deutschlands zu verant- 
worten hatten. Diese ließen sich sogar als Widerstandshelden oder gar 
als Märtyrer feiern. Wer überlebt hatte, konnte sich deshalb einer siche- 
ren Karriere oder gar einer hohen Entschädigung gewiß sein, erst recht, 
wenn er sich den Siegern als »Umerzieher zur Verfügung stellte. Wer 
dazu noch die Kollektivschuld der Deutschen, deren alleinige Schuld am 
Ausbruch des Krieges und andere Geschichtslügen, nachbetete, dem 
wurden sogar Lizenzen für Zeitungen, Zeitschriften, Buchverlage, Sen- 
der bevorzugt gegeben, was praktisch auch die Lizenz zum Gelddrucken 
bedeutete. Aus diesem Grunde erstaunt es dann keineswegs mehr, daß 
viele dieser >Widerständler< sich ihrer Untaten rühmten. Von solchen 
Schriften sei an dieser Stelle eine kleine Auswahl gebracht: 

° BITTF.NFF.1L,D, Hans Herwarth von, Zwischen Hitler und Stalin. Erlebte 
Zeitgeschichte 1931-1945, Frankfurt-Beriin-Wien 1982 

« Gısevıus, Hans Bernd, Bis zum bitteren Ende, Zütich 1946 

° KORDT, Erich, Nicht aus den Akten, Stuttgart 1950 

° MÜLLER, Joscf, Bis zur letzten Konsequenz München 1975 
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- SCHACHT, Hjalmar, 76 Jahre meines Lebens, Bad Wörishofen 1953 

* SCHLABRENDORFF, Fabian von, Offizieregegen Hitler, Zärich 1946 

* WEIZSÄCKER, Ernst von, Erinnerungen, München 1950 

« WieDEMANN, Fritz, Der Mann, der Feldherr werden wollte, Velbert 1964 


Was all diese Personen an Verrat vollbracht haben, aber auch vieles, was 
sie tunlichst verschwiegen, kommt nach Jahrzehnten allmählich ans Licht 
der Öffentlichkeit Nach und nach öffnen sich die Archive der Alliierten 
und zeigen das wahre Bild des »Widerstandes«. Da aber die Briten den 
Verrat lieben und den Verräter verachten, kommt dabei auch Unrühmli- 
ches zum Vorschein. Dies aber möchten unsere politische Klasse und 
alle Gutgläubigen nicht sehen. 

Die deutschen Widerstandskreise lassen sich grob in drei Hauptgrup- 
pen unterteilen, in: 


1. die zivilen und militärischen Kreise (Schwarze Kapelle), 
2. die Emigranten im Dienste der Alliierten, 

3. die Kommunisten im Dienste Moskaus (Rote Kapelle), 
4. die Saboteure in hohen Dienststellen. 


Im folgenden sollen einige wenige Beispiele das Ausmaß des Landesver- 
rates ziviler und militärischer Personen andeuten. Wer sich darüber hin- 
aus über den gesamten Landesverrat der > Widerstands«-Kr ei se informie- 
ren will, findet die wesentlichen Fakten in dem Buch Vervatene Verräter. 
Carl GOERDELER, der Kopf des zivilen »Widerstandes«, der angeblich 
den Frieden retten wollte, drängte England geradezu in den Krieg, als er 
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Carl Friedrich GoERr- 
DELER, zwischen Wini- 
fred waGner und 
Adolf sırrLer, sitzend, 
in den dreißiger Jah- 
ren bei einer Richard- 
Wagner-Feier im 
Leipziger Gewand- 


haus. 


Admiral Wilhelm CA- 
narıs (links mit Hut) 
bei einer seiner zahl- 
reichen Spanien-Rei- 
sen, wo er enge Kon- 
takte zum britischen 
Geheimdienst MI-5 


und dem amerikani- | 


schen OSS unterhielt. 
Siehe: Friedrich GE- 


ORG, Verrat in der | 
Normandie, Grabert, | 
Tübingen '2007, | 


S. 197 £. 
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Ende 1938 forderte, daß die »westlichen Demokratien offen intervenie- 
ren oder den Präventivkrieg riskieren« sollen. Zuvor, im September 1938, 
hatte er den Briten geraten: »Geben Sie keinen Fußbreit nach, HITLER ist 
in einer sehr schwierigen Lage. Sorgen Sie dafür, die Verantwortung für 
irgendwelche Gewaltanwendung auf seine Schultern zu schieben.«® 

Um die antideutsche Stimmung in England zu schüren und dieses in 
den Krieg zu drängen, behauptete GOERDELER dort im Januar 1939 ohne 
Beweise, daß HırLer Holland und die Schweiz angreifen werde, um ein 
Pfand gegen die Westmächte in der Hand zu haben." 

Gegenüber Sir ROBERTS behauptete GOERDELER in England tags dar- 
auf, daß HITLER einen Angriff für die allernächste Zukunft im Westen 
beschlossen habe, daß er mit den Niederländern Streit suchen und dann 
Holland, Belgien und die Schweiz erobern werde.! 

In den kritischen Monaten des Jahres 1939, als es eigentlich galt, einen 
Krieg zu verhindern, riet GOERDELER dem Briten ASHTON-GWATKIN: 

»Die einzige Chance, HITLER und die Armee zu trennen, wäre die, 
Deutschland und Italien in einen Krieg zu verwickeln.«!! 

Auch der Major Ewald von KLEIST-SCHMENZIN betätigte sich als Lan- 
desverräter. Mit Wissen von Ludwig BECK, CANARIS und OSTER reiste er 
am 18. August 1938 nach London und sprach dort mit cHUrcHILL, Lord 
LLOYD und Robert VANSITTART.!? Gegenüber letzterem erklärte er, daß 
HITLER zum Kriege entschlossen sei. In dem anschließenden Gespräch 
vom 19. August betonte er gegenüber CHURCHILL, daß nach der Beseiti- 
gung HITLERS »ein neues Regierungssystem innerhalb 48 Stunden errich- 
tet werden könne«.!! 
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KLEIST-SCHMENZIN traf sich in Berlin auch noch mitJan coLvın, Eng- 
lands Meisteragenten. Dieser schrieb später, daß »jeder einzelne kurze 
Satz, den er sagte, genügt hätte, ihn [KLEIST] sofort zum Tode verurteilen 
zu lassen«.!* 

Rittmeister a. D. VON KOERBER erklärte im August 1938 dem engli- 
schen Militärattache MASON-MACFARLANE, daß alles von der bridschen 

Haltungabhänge, die deutsche»Kriegspartei« zu besiegen. Deshalb müsse 
es in den Krieg eintreten, damit dieser nicht »nur drei Monate, sondern 
drei Jahre dauere«.!5 

Zu den >Widerständlern< aus höchsten politischen Kreisen um den 
Staatssekretär im deutschen Auswärtigen Amt Ernst von WEIZSÄCKER 
gehörte der Gesandtschaftsrat Erich KORDT, der Leiter des deutschen 
Londoner Botschafterbüros. Er übergab am 7. Februar 1938 Außenmi- 
nister Hui.], im State Department in Washington eine von ihm gefälschte 
Version des Berichtes A, 5522, den RIBBENTROP als »Streng vertraulich« 
an HITLER gesandt hatte.!® 

Fabian VON SCHLABRENDORFF hat in seinem Buch unter anderem ge- 
schrieben: »Erfolg HITLERS unter allen Umständen und mit allen Mitteln 
zu verhindern, auch auf Kosten einer schweren Niederlage des Dritten 
Reiches, war unsere dringlichste Aufgabe.«!" 

Ernst VON WEIZSÄCKER, Staatssekretär im Berliner Auswärtigen Amt, 
hatte, wie er selbst schrieb, im Mai 1938 begonnen, seine »Doppelrolle« 
aktiv zu spielen.'!* Bei einem Geheimtreffen im Berliner Tiergarten ver- 
riet er am 27, Juli 1938 dem Hohen Kommissar von Danzig, C.J, BURCK- 
HARDT, »in vollster Offenheit und ohne jede Vorsichtsmaßregel« alles über 
seine Konspiration mit dem potentiellen englischen Gegner wie auch 
über die geheime Mission Erich KORDTS, KOERBERS und KLEIST-SCHMEN- 
Zins, ferner, daß ein Attentat auf HITLER bevotstehe und »wie weit er 
selbst in die Verschwörung verstrickt war«." WEIZSÄCKER selbst nannte 
sein Gespräch mit BURCKHARDT einen »riskanten und ungewöhnlichen 
Schritt, der natürlich hinter dem Rücken der Staatsleitung ausgeführt 


13 DBFP (Documents on British Foreign Policy, London, Vol. I Serie D), 11, 
S. 687 £. 


14 CoIVIN, Vansittart in office, S. 210 £. 
15 FO 371/21730, 4.8.1938. 


16 Erich KORDT, Nicht aus den Akten, Union Deutsche Verlagsgesellschaft, Stutt- 
gart 1950, S. 94 ff. 


17 Fabian VON SCHIABRENDORFF, Offiziere gegen Flitler, Askona/New York 1946, s. 38. 
18 Ernst VON WEIZSÄCKER, Erinnerungen, München 1950, S. 165. 


" Carl Jacob BURCKHARDT, Meine Danziger Mission, Georg D. W. Callwey, Mün- 
chen 21960, S. 182 £. 
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worden sei«, und er bezeichnet seine Handlungsweise als ein »doppeltes 

Spiel in amtlicher Stellung«.?" Dabei ist allerdings in Rechnung zu stellen, 

en BURCKHARDT bekanntlich manchmal großzügig mit der Wahrheit um- 
ng 

Tatsächlich war es bis dahin in Deutschland noch nie vorgekommen, 
daß höchste Beamte wie Staatssekretär Ernst Von WEIZSÄCKER und ober- 
ste Militärs wie Generaloberst Ludwig Beck und Admiral Wilhelm ca- 
NARIS einen potentiellen Feind aufforderten, gegen ihr eigenes Land, ge- 
gen Deutschland, vorzugehen. 

Der amerikanische Historikers. 'T. possony - Hoover Institution, Stan- 
ford/Californien, USA - befaßt sich in seinem Werk zur Bewältigung der 
Kriegsschuldfrage (Köln 1968) mit den »Maßstabsfragen sittlichen wie poli- 
tischen Handelns«. Was die Schuld kleiner Gruppen oder Einzelperso- 
nen betrifft, so nimmt er die folgende grundsätzliche Stellung ein: 

Könne man CHAMBERLAIN noch zugute halten, daß er glaubte, seine 
törichte Deutschlandpolitik diene dem Besten seines eigenen Landes, so 
könne dem Handeln der deutschen Verschwörer dieses Prädikat nicht 
zuerkannt werden, denn alle ihre Maßnahmen wurden »wissentlich im 
Interesse der Feinde« getroffen, jetzt, da ein Teil der bisher versiegelten 
CHAMBERLAIN-Papiere zu unserer Kenntnis gekommen ist, wird allmäh- 
lich der ganze Umfang des verräterischen Wirkens der Verschwörer be- 
kannt. Diese legten Wert auf ihr sittliches Widerstreben gegen Gewalt- 
politik. Aber sie versuchten seit 1938, den Kriegsausbruch zu erzwingen, 
um die Reichsregierung mit Gewalt zu beseitigen. J. F. TAYLoR schreibt 
dazu: 

»General Ludwig BECK ist der erste Soldat gewesen, der für sich das 
Recht in Anspruch nahm, in die Politik aufgrund moralischer Überle- 
gungen einzugreifen, ohne zugleich Staatsmann zu sein. 

Zumindest darf aber das Aufsagen des Gehorsams nicht so weit ge- 
hen, daß der sittlichen Verpflichtung zum Widerstand alle anderen Werte 
geopfert werden, deren Integrität ebenso wichtig ist wie der Befehi des 
eigenen Gewissens. Es gehört schon ein übermäßiges Vertrauen in die 
Richtigkeit der eigenen Ansicht dazu, die Meinung der anderen unbe- 
rücksichtigt zu lassen. Zudem ist es auch vom christlichen Standpunkt 
aus anfechtbar, dem Gegner im Osten Divisionen zu opfern.« 

Nachbemerkung: 

Die heute geltenden Strafgesetze der Bundesrepublik Deutschland be- 
züglich Hochverrat ($$81-83 StGB) und Landesverrat ($$93-101 StGB) 
unterscheiden sich im wesentlichen von denen des Deutschen Reiches 
nur dadurch, daß die Todesstrafe abgeschafft wurde. Sie schen also in 
Hoch- und Landesverrat noch immer einen schweren Straftatbestand. 

Hans Meiser 
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Der angebliche Widerständler Rommel 


(4. Erwin ROMMEL gehört in Im- und Ausland zu 
den bekanntesten und am höchsten angeschenen Persönlichkeiten 
des Zweiten Weltkriegs. 

jahrzehntelang hatte man sich bemüht, die lange im öffentlichen Be- 
wußtsein durchaus umstrittene Widerstandsbewegung als positives Gegen- 
bild zur nationalsozialistischen Diktatur in den Rahmen der deutschen 
Geschichte einzuordnen. Hierzu erschien es wichtig, eine angesehene und 
im deutschen Volk tief verwurzelte Persönlichkeit wie den > Wüstenfuchs* 
Erwin ROMMEL als Widerstandshelden in Beschlag zu nehmen. 

Besonders das Buch von ROMMELS chemaligem Generalstabschef in 
Frankreich und späterem Oberbefehlshaber der NATO in Europa, Ge- 
neral SPEIDEL, trug mit viel Pathos dazu bei, das Bild ROMMELS als eines 
Widerstandshelden zu formen. spEipELs 1949 unter Mitwirkung des 
Schriftstellers ErnstJÜnGEr verfaßtes Erinnerungsbuch Invasion 1944 be- 
schreibt schr eindrucksvoll, wie ROMMEL in den Widerstand eingebun- 
den wurde und schließlich zu einem führenden Mitglied der Anti-Hit- 

lER-Verschwörungdes 20. Juli 1944 geworden sein soll.! Dabei habe der 
Generalfeldmarschall mit Carl-Friedrich GOERDELER, dem Haupt des zi- 
vilen Widerstands, dem Stuttgarter Oberbürgermeister Karl sTRÖLIN, 
Generaloberst Ludwig BECK, Oberst VON STAUFFENBERG und dem Nach- 
schubchef General Eduard WAGNER eng zusammengearbeitet. Dies sei 
so weit gegangen, daß ROMMEL in einem Gespräch mit Cäsar VON HOF- 
ACKER am 9. Juii 1944 sich den Verschwörern des 20. Juli voll zur Verfü- 
gung gestellt habe: »ROMMEL war kaum zu halten, er wollte am liebsten 
gleich losschlagen. Er scheint entschlossen, auch dann zu handeln, wenn 
die Pläne im Reich versagen.« Ohne es zu wissen, war ROMMELinder Nacht 
zum 10. Juli 1944 Gegenstand vieler Trinksprüche der Verschwörer. 

In der Nachkriegszeit wurde das von General sPEIDEL geschaffene 
RoMMEL-Bild als das eines wahren Widerstandskämpfers und tragisch 
verhinderten Retters des Reiches begeistert von einem großen Teil der 
Presse aufgenommen. 

Dies förderte nicht nur spEIDELS eigene Bundeswehrkartiere, sondern 
verhalf auch der ehemaligen Wehrmachtgeneralität zu einer Kontinuität 
mit der neuen Bundeswehr und rechtfertigte den mit Verdacht und Arg- 
wohn in weiten Kreisen der Öffentlichkeit betrachteten ehemaligen Wi- 
derstand. 

Kasernen wurden nach ROMMEL benannt, und einer der neuen Lenk- 
waffenzerstörer der Bundeswehr trug stolz den Namen des Generalfeld- 
marschalls. 
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Nachdem 
der Abwehr der 
bevorstehenden Inva- 


ROMMEL mit 


sion betraut worden 
war, war er tagtäglich 
zu den einzelnen 
Strandbefestigungen 
und zu seinen Trup- 
pen unterwegs. Hier 
inspiziert er einen 
abgeschossenen briti- 
schen Lastensegler an 
der Orne im Juni 
1944. 


Forschungen der letzten Jahre haben jedoch erwiesen, daß dieses Nach- 
kriegsbild Feldmarschall ROmMmELSs ziemlich falsch sein dürfte. Tatsäch- 
lich war ROMMEL nie ein politischer Kopf und erst recht kein Verschwö- 
rer.”* Wurde der Offentlichkeit hier über Jahrzehnte ein Bär aufgebunden? 

Am 5. Januar 1944 wurde ROMMEL von HITLER nach Frankreich ent- 
sandt, um die Abwehr der gefürchteten alliierten Invasion zu verstärken. 
Als er dort ankam, war er über den Rückstand bei den bis dahin geleiste- 
ten deutschen Anstrengungen entrüstet. Man war an das faule Leben in 
der Etappe gewöhnt, und es wurde auch nicht davor zurückgeschreckt, 
ROMMEL bei seinen Visiten der Strandbefestigungen systematisch mit 
Tricks zu täuschen. Dennoch begannen sein Optimismus und sein En- 
gagement Wunder zu wirken, und die neue Front im Atlantik wurde täg- 
lich stärker. 

Im Februar 1944 hatte der »Wüstenfuchs* bei einem Heimataufenthalt 
politische Annäherungsversuche des Stuttgarter Oberbürgermeisters und 
führenden Widerständlers Karl sTRÖLIN zurückgewiesen, und als er eini- 
ge Tage danach in Brüssel mit Generaloberst VON FALKENHAUSEN, dem 
Militärbefehlshaber in Belgien, zusammentraf, setzte er den Nazigegner 
in helle Empörung, als er die frisch-fröhliche Ansicht äußerte, er werde 
dem Feind bei seiner Landung an der Küste eine schwere Niederlage 
beibringen. Wie hätte ROMMEL reagiert, wenn er gewußt hätte, daß im 
Dezember 1943 führende deutsche Kreise den Amerikanern über Kanäle 
in der Türkei und der Schweiz ihre Mitarbeit nicht nur zum Gelingen der 
geplanten Invasion, sondern auch bei einer alliierten Besetzung Deutsch- 
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lands und zur Erreichung einer totalen Kapitulation Deutschlands ange- 
boten hatten? 


Am 4. März 1944 unterschrieb ROMMEL zusammen mit den Marschäl- 
len voM KLEIST, BUSCH, MANSTEIN und WEICHSs eine Ergebenheitsadresse 
für HITLER unter Zurückweisung des Verrats »gewisser Generale, die bei 
Stalingrad gefangengenommen wurden oder desertiert sind«. 

ROMMELS Verhängnis begann am 15. April 1944, als Generalleutnant 
Hans speipeL sein neuer Stabschef wurde. ROMMEL bemerkte nicht, daß 
SPEIDEL ihm von HırLers Widersachern im Generalstab zugeteilt wor- 
den war, um die Landung der Alliierten in Frankreich zu erleichtern und 
ROMMELS Heeresgruppe im Sinne des geplanten Umsturzes zu beein- 
flussen. 

Mitglieder von romMmeEıs Stabs berichteten in der Nachkriegszeit, daß 
in Abwesenheit des Feldmatschalls in rommeıs Hauptquartier sehr »de- 
fätistische« Äußerungen üblich waren, während man in Anwesenheit von 
ROMMEL derartige Gespräche nicht mehr führte. speıpeı gelang es, einen 
starken geistigen Einfluß auf den schlichten, offenherzigen Soldaten ROM- 
MH auszuüben. 

Der zweite Faktor, der rommers Zukunft bestimmte, war, daß seine 
eigene Feindaufklärung von Verschwötern beeinflußt wurde. So sugge- 
rierte der Chef der Generalstabsabteilung »Fremde Heere West<, Alexis 
VON ROENNE, bis Juli 1944 erfolgreich, daß die Alliierten im Pas-de-Ca- 
lais landen würden und daß die Landungin der Normandie nur ein Trick 
sei. Vorher hatte man erfolgreich die rechtzeitige Weiterleitung von Mel- 
dungen über Ort und Zeit der Landung unterdrückt. 

Auch führten falsche, übertriebene Stärkeangaben der alliierten Heere 
durch spziper und von ROENNE dazu, daß sich ROMMELS ursprünglicher 
Optimismus immer mehr verdüsterte und er schließlich an die Unaus- 
weichlichkeit der deutschen Niederlage in Frankreich zu glauben begann. 

Am 12. Mai 1944 kam der mächtige Generalquartiermeister Eduard 
WAGNER IN ROMMELS Hauptquartier. Während romMmEL mit großem En- 
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Führende Vertreter 
der Verschwörer- 
gruppe. Von links: 
Karl sr xorın, Hein- 
tich von STÜLPNAGEL, 
Eduard wacner und 
Alexis von ROENNE. 
romMm&Ers Bemühun- 
gen, alle Kräfte zu 
bündeln, wurden 
von ihnen erfolg- 
reich sabotiert. 


Ende Mai 1944 fand im >Führer- 
hauptquartier< ein Gespräch zwi- 
| schen uırıcr und rowusı. statt, der 
über seine Arbeit am Atlantikwall 
und die Entwicklung der Abwehr- 
maßnahmen berichtete (in der Mit- 
te: Wilhelm xerrei). kommen schrieb 
anschließend an seine Frau: »Der 
Führer vertraut mir, und das genügt 
mir.« 


spriper hatte rommeı überredet, den 
50. Geburtstag seiner Frau am 5. 
Juni 1944 im schwäbischen Herr- 
lingen zu feiern (rechts: Manfred 
romueEı). Am nächsten Morgen 
fand die Invasion statt... 





gagement vergeblich versuchte, Verstärkungen für die Front am Atlan- 
tikwall zu bekommen, ging es wAGNEr in Wirklichkeit nur um Beratun- 
gen mit spEIDEL über HITLERS Sturz. Auch wurde hinterher in ROMMELS 
Rücken im Hauptquartier von La Roche-Guyon ein reges Kommen und 
Gehen von hochstehenden Persönlichkeiten der Verschwörung verzeich- 
net, die aber dort nur auftauchten, wenn ROMMEL auf Inspektion war, 
wie es aus Tagebüchern eindeutig hervorgeht. So verfaßte der Schrift- 
steller Ernstjünger, Hauptmann im Stab des Verschwörers von STÜLP- 


462 


NAGEL, eine Friedensschrift für die Verschwörer. Während sein Stabs- 
chef anderen Verschwörern gegenüber äußerte: »Im Herbst ist der Krieg 
in Europa vorbei«, meldete ROMMEL am 16. Mai 1944 HitleR stolz: »Die 
Stimmung von Führung und Truppe ist zuversichtlich, .,«, und er schrieb, 
nachdem er das erste Mal in seinem Leben mit HITLER telefoniert hatte, 
anschließend darüber an seine Frau nach Hause: »Er war in bester Süm- 
mung und hielt mit Anerkennung zu unserer Arbeit im Westen nicht 
zurück. Ich hoffe nun, rascher vorwärts zu kommen als bisher.« Auch 
Admiral RUGE, der durch einen Kopfhörer mitgehört hatte, war von HIT- 
LERS Äußerungen begeistert. 

Das wichtigste Problem für die Verschwörer war, ROMMEL für ihre 
Sache zu gewinnen. Sie brauchten den Namen des Generalfeldmarschalls, 
um ihr Vorgehen der Masse der deutschen Soldaten nach der geplanten 
Beseitigung HITLERS verständlich zu machen. 

Von spEIDEr veranlaßt, den Geburtstag seiner Frau in Deutschland zu 
feiern, war ROMMELin den entscheidenden Stunden des 6. Juni 1944 nicht 
an der Front. Die Verschwörer hatten so leichtes Spiel, den Gang der 
Ereignisse in ihrem Sinne zu lenken und den Erfolg der alliierten Lan- 
dung zu sichern. Das wütende Oberkommando der Wehrmacht befahl 
ROMMELS Führungsstab deshalb am 9. Juni 1944 genau zu untersuchen, 
ob es stimme, daß die deutschen Truppen nicht alarmbereit gewesen 
seien. ROMMEL stellte sich jedoch wie ein guter Vorgesetzter schützend 
vor seine und VON RuNDSTEDTS Offiziere und unterband alle weiteren 
Nachforschungen. Am 8.Juni 1944 teilte ROMMELS Ja der 7. Armee in 
der Normandie mit: »Die Untersuchungskommission zur Klärung der 
Vorgänge vom 05./06. Juni kommt nicht mehr zum Zuge.« 

Das Spiel, das speiper und seine Freunde wirklich mit ihm spielten, 
scheint ROMMEL tragischerweise bis zum Ende nicht durchschaut zu ha- 
ben. Noch im September 1944 schrieb Erwin ROMMEL in einem Brief 
zur Verteidigung des zwischenzeitlich verhafteten Generals sPEIDEL an 
HITLER: »Wenn ich an die Front fuhr, was beinahe täglich der Fall war, 
konnte ich mich darauf verlassen, daß speıpkr meine Befehle, wie zuvor 
besprochen, an die Armeen gab und mit Vorgesetzten und gleichgestell- 
ten Dienststellen alle Besprechungen in meinem Sinne führte.« In Wirk- 
lichkeit begab sich, kaum daß ROMMEL morgens an die Front abgefahren 
wat, der Stab der Heeresgruppe B in den Tischtennisraum, um sich dort 
zu ergötzen. Statt Stabsarbeit gab man falsche Berichte über die Frontla- 
ge heraus und beobachtete die daraus folgenden Fehlentscheidungen 
anderer. 

Am 17. Juni 1944 kam es in Margival zu einer Konferenz zwischen 
HITLER, dem Chef des OKW, sowie den Feldmarschällen von RUND- 
STEDT und ROMMEL mit ihren Stäben. 
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Hans spEiDEeL, ROMMELS 


Stabschef, spielte eine 
entscheidende Rolle 
bei der Desorganisa- 
tion der Abwehr und 
der Blockierung der 


Reserven. 


»Der Cognac belebte 
in warmen, golde- 
nen Strömen die Un- 
terhaltung.« Origi- 
nalton Ermst sixc:h, 
zitiert nach: David 
ır\ıIng, Schlacht um 
Europa, DSZ, Mün- 
chen 2004, S. 84 £. 





Caesar VON HOFACKER 


war Adjutant von Ge- 
neral von STÜLPNAGEL 
und der eigentliche 
Motor der Verschwö- 
rung in Paris. Er be- 
hauptete, rowmueı für 
die Sache der Wider- 
standskämpfer ge- 
wonnen zu haben, 
was aber nicht zu- 
trifft. 


SpeiDEL schrieb in der Nachkriegszeit, daß es damals zu einem erbit- 
terten Streit zwischen HITLER und ROMMEL gekommen sei. ROMMELS Bio- 
graph Kenneth uacksay schrieb jedoch, daß speıpens Bericht über Mar- 
gival unobjektiv und stark umstritten sei. Vor allem im Hinblick auf die 
im Nachkriegsdeutschland gegebenen politischen Bedingungen ausge- 
richtet, stelle er die politische Nützlichkeit vor die historische Wahrheit. 
In Wirklichkeit schrieb ROMMEL nach der Konferenz von Margival an 
seine Frau in einem Brief: »... wir kriegen jetzt eine Menge Nachschub. 
Der Führer war sehr nett und guter Laune. Er erkennt durchaus den 
Ernst der Lage.« 

Ende Juni 1944 kam es dann zu einer Konferenz zwischen HITLER, 
ROMMEL und VON RUNDSTEDT auf dem Berghof in Berchtesgaden. ROM- 
MEL legte sich dabei mit HITLER an, als er unter dem Eindruck der gelin- 
genden Invasion und der ihm von den Verschwörern gelieferten über- 
triebenen Stärkeangaben der Alliierten HITLER pessimistische Angaben 
zur Gesamtläge machte und es nach vorherigen Rückversicherungen bei 
GOEBBELS und HIMMLER wagte, mit dem Führer über die politische Lage 
zu sprechen. ROMMEL und VON RUNDSTEDT fanden kein Gehör. 

Am 9. Juli 1944 besuchte der Verschwörer Oberslieutnant VON HOF- 
ACKER ROMMEL, um ihn für den geplanten Umsturz zu gewinnen. norak- 
KER sprach etwa eine halbe Stunde mit ROMMEL und sagte, daß die Lage 
ein rasches Handeln erfordere; wenn der Führer nicht wolle, müsse man 
ihn zwingen. Von einem geplanten Putsch und dem Attentat war nicht 
die Rede. Das Gespräch ließ ROMMEL unverändert und unbeeindruckt. 
Es war wie nach dem Annäherungsversuch von Oberbürgermeister 
STRÖLIN im Februar 1944. Den Gedanken, Zwang auf HITLER auszu- 
üben, bezeichnete ROMMEL als abwegig. 

Wir wissen heute, daß ROMMEL von den Planungen um das Attentat 
vom 20. Juli 1944 nichts wußte und genauso wenig in die staatspoliti- 
schen Erwägungen des Widerstandskreises um BECK und GOERDELER 
eingeschaltet war. 

Statt dessen wollte ROMMEL immer wieder, auch nach seiner Verwun- 
dung vom Lazarett aus, auf HITLER einwirken und an seine Einsicht ap- 
pellieren. 

Richtig dürfte sein, daß ROMMEL bei seinen Besprechungen mit den 
Feldkommandeuren im Westen die Möglichkeit eines Waffenstillstandes 
nach der geglückten Invasion im Westen prüfte, um einen Zusammen- 
bruch der Westfront zu verhindern. Dies wollte er in Gesprächen mit 
seinem englischen Gegenspieler MONTGOMERY von Marschall zu Mar- 
schall aushandeln. Er wollte ihn dann bewegen, in England für ein ge- 
meinsames Vorgehen gegen Rußland einzutreten. 

Dies sollte auch ohne HITLERS Einverständnis geschehen, wobei er 
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hoffte, daß der Führer ihm wie 1942 in Nordafrika nachträglich zustim- 
men würde. Mit einem Putsch oder Staatsstreich hatte dies nichts zu tun. 

Nach angeblichen Angaben von Gestapo-Chef Heinrich MÜLLER aus 
dem Jahre 1948 - so er denn noch lebte - hatte ROMMEL keinerlei Anteil 
am Anschlag des 20. Juli 1944. ROMMELS Handlungen standen immer 
stärker unter dem Eindruck der für Deutschland verheerenden Vorgän- 
ge an der Ostfront. Daß der Zusammenbruch der »Heeresgruppe Mitte< 
an der Ostfront ab 21. Juni 1944 ebenfalls durch Machenschaften von 
Verschwörern und Sabotage mit beeinflußt war, konnte er sich natürlich 
nicht vorstellen. 

ROMMEL wollte offensichtlich seine eigene >Wesdösung<, aber ohne seine 
aktive Beteiligung liefen die Pläne der Verschwörer größte Gefahr zu 
scheitern. Gegen ROMMEL und die ihm treuen Offiziere in Wehrmacht 
und SS war in Frankreich ein Aufstand von General EISENHOWERS deut- 
schen Helfern von vornherein zum Scheitern verurteilt. Ein weiteres Ab- 
warten wat ihnen aber nicht mehr möglich, da die Gestapo in Berlin von 
der Verschwörung bereits Wind bekommen hatte. 

Nun kam den Verschwötern der >Zufall< zu Hilfe, als am 16. Juli 1944 
Feldmarschall ROMMEL bei einer Frontfahrt durch eine >Spitfire< schwer- 
verletzt wurde. Die Umstände dieses Angriffs auf den Marschall, dessen 
Fahrtroute im voraus bekannt war, geben Anlaß zum Nachdenken. Vor- 
her hatte es schon merkwürdige >Unfälle< von Generalen gegeben, die 
der geplanten Verschwörung kritisch gegenüberstanden. 

Als der schwerverletzte R< >mMEL in einem Lazatett bei Paris von Oberst 
VON STAUFFENBERGS Attentat erfuhr, drückte er seine Überraschung und 
sein Entsetzen darüber aus, daß man versucht hatte, HITLER ZU töten, 
»was etwas anderes war, als der Ausübung eines Drucks auf ihn, daß er 
um Frieden bittet«. 

Zu seiner Frau äußerte er: »Zu meinem Unfall hatte mich das Attentat 
auf den Führer besonders erschüttert. Man kann Gott danken, daß es so 
gut abgegangen ist.« 

Kaum genesen wurde Rommel nun Opfer eines Komplotts seiner vie- 
len Feinde im OKW. Durch Aussagen der Verschwörer VON HOFACKER, 
VON STÜLPNAGEL und SPEIDEL vor der Gestapo wurde ROMMEL»im Sinne 
einer Mitwisserschaft« am Attentat des 20. Juli fälschlicherweise schwer 
belastet. Der von ROMMELS Feind General GUDERIAN geleitete >Ehren- 
hof der Wehrmacht stand nach der angeblichen Angabe von Gestapo- 
General Heinrich MÜLLER vor der Wahl, ob man sPEIDEL oder ROMMEL 
retten sollte. Man entschied sich für spEIDEL. Nur zwei Generale stimm- 
ten gegen SPEIDEL und damit für ROMMEL, darunter war ROMMELS frühe- 
rer Gegner KEITEL, der vielleicht ahnte, welches Spiel hier getrieben wur- 
de. 
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Generalfeldmarschall 


Erwin roumer. Der 
von General surc- 
porr überbrachte 
Brief xeırers enthält 
HOFACKERS schwerste 
Beschuldigung, ROM- 
ML hätte ihm beim 
Verlassen des Haupt- 
quartiers La Roche- 
Guyon zugerufen: 
»Sagen Sie den Her- 
ren in Berlin, wenn 
es soweit ist, können 


sie mit mir rechnen.« 





General Wilhelm 
BURGDORF. Am 14. 
Oktober 1944 über- 
brachte er General- 


feldmarschall rowmmeı. 
die Giftampulle. Un- 
ten: Das Staatsbe- 
gräbnis für Erwin 
ROMMEL in Ulm. Aus: 
David ırvıns, Rom- 


mel. Eine Biographie, 


Augsburg 1990. 





ROMMEL hatte von hochverräterischen Umtrieben in seinem Stab ge- 
wußt und sie nicht gemeldet. Dies traf aber auch für viele andere Führer 
der Wehrmacht und SS zu. Denn auch führende Marschälle wie VON MAN- 
STEJN, VON KLUGE, VON KÜCHLER, MODEL sowie die SS-Generale HAUSER, 
DIETRICH, STEINER und BITTRICH wußten, daß Oppositionelle im Heer 


| einen gewaltsamen Umsturz planten, meldeten dies aber nicht. 


General MÜLLER, der nach eigenen Antworten über die Einzelheiten 
dieser Vorgänge auf dem laufenden war, berichtete in der Nachkriegs- 
zeit, daß »diese Herren Angst davor gehabt hätten, ROMMEL nach Berlin 
zu bringen, aus Angst, daß er sich dann entscheiden könnte, etwas über 
ihre Anti-HITLER->Freunde< auszusagen, so daß ROMMEL aufgefordert wur- 
de, sich selbst zu töten«. Am ı4. Oktober 1944 wurde ROMMEL dann 
gezwungen, Gift zu nehmen. Beim Verabschieden sagte er zu seinem 
Sohn Manfred: »spEIDEL hat ausgesagt, daß ich führend am 20. Juli betei- 
ligt gewesen bin und daß ich nur durch meine Verwundung an der direk- 
ten Teilnahme verhindert wurde.« Und später sagte er zu seinem Sohn: 
»Manfred, ich glaube, mit spEiDEL ist es auch aus. Kümmere dich doch 
um Frau SPEIDEL!« 

Hier irrte sich der Generalfeldmarschall: Von 1957 bis 1964 brachte es 
dieser Mann, der das uneingeschränkte Vertrauen der Westalliierten hatte, 
bis zum NATO-Oberbefehlshaber in Europa. 

SPEIDEL schaffte dies, indem er seinen ehemaligen Chef zum Mythos 
des Widerstands gegen HITLER machte. So erklärte er 1946 in einem ame- 
ze rikanischen Gefangenenla- 
ger gegenüber einem ande- 
ren deutschen General: »Ich 
beabsichtige, aus ROMMEL 
den Nationalheros des Deut- 
schen Volkes zu machen.« 

Es klingt wie eine Ironie 
der Geschichte, daß es dem 
Mann, der im Verdacht steht, 
großen Anteil an der deut- 
schen Niederlage in der Nor- 
mandie zu haben, gelang, 
zum Hauptvertreter der frü- 
heren deutschen Wehrmacht 
in Fragen der deutschen 
| Wiederbewaffnung und des 
deutschen Verteidigungsbei- 
trages zu werden. 

Friedrich Georg 
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Legenden zum Attentat vom 20. Juli 1944 


LT; der Nachkriegszeit sind in der Öffentlichkeit und von Geschichts- 
schreibern um das Attentat vom 20. Juli 1944 zahlreiche falsche Be- 
hauptungen geäußert worden, die die historische Wirklichkeit verzerren. 
Der deutsch-englische Historiker Hannsjoachim W. Koch hat in seinem 
Buch über den Volksgerichtshof viel richtigstellendes Material »zu den 
Legenden,die sich um den 20. Juli 1944 ranken«,! zusammengetragen. 
Er weist darauf hin, daß Graf von MOLTKE nach dem Attentat an seine 
Frau und Kinder aus dem Gefängnis schrieb, »es sei nun ihre Aufgabe, 
aus seinen Briefen »eine Legende« zu machen. Darin waren die Verschwö- 
rer... sehr erfolgreich«.? 

In der Öffentlichkeit wurde in der Nachkriegszeit behauptet, die er- 
sten acht zum Tode verurteilten Verschwörer seien mit veinem dünnen 
Strick oder Stahldraht erdrosselt worden, der an einem Metzgerhaken 
befestigt wurde«. Nach einem Augenzeugen wurden sie jedoch mit Hanf- 
seilen gehängt, wobei Hocker, auf denen sie standen, weggezogen wut- 
den, so daß sie sofort bewußtlos wurden und der Todeskampf nur weni- 
ge Sekunden - höchstens zwanzig wie überliefert - gedauert haben soll. 
Dagegen wurden die im Nürnberger >Hauptkriegsverbrecherprozeß< zum 
Tode durch den Strang Verurteilten so getötet, daß sie erhebliche Verlet- 
zungen erlitten und noch bis zu zwanzig Minuten lebten, so im Falle VON 
RIBBENTROPS.? Die bei den Verschwörern vom 20. Juli angewandte Me- 
thode sehr schneller Tötung soll HırL&r persönlich gewünscht haben,"! 

Angeblich soll auf HITLERS persönlichen Wunsch hin ein Film über 
den Todeskampf der Verurteilten gedreht worden sein. Es wurden je- 
doch nie Kopien solch eines Streifens gefunden.? 

Es wurde verbreitet, HITLER habe sich während der Prozesse des Volks- 
gerichtshofes Aufnahmen vom Sterben der zum Tode Verurteilten ge- 
nußvoll angesehen und eine grausame Tötungsart gefordert.‘ 


' Hannsjoachim W Koch, Volksgerichtshof. Politische Justiz im 3. Reich, Universitas, 
München 1988, S. 436. 


3 Ebenda, S. 437. 

3 Ebenda, 5. 443. 

* Ebenda. 

> Ebenda, 5. 620, Anm. 127, 

® Joachim rEsT, Hirler, Ullstein, Frankfurt/M.-Berlin 1987, S. 970. FEST schreibt, 
daß HITLER Nachrichten über die Verhaftungen und Hinrichtungen »gierig ver- 
schlang« — was nicht stimmt. 


467 


Adolf kırLer, nur 
leichtverletzt, nach 
dem Anschlag in Be- 
gleitung von Wilhelm 
KEITEL, Hermann | 
sörıns und Martin 


BORMANN, 





Das trifft auch nicht zu, während vom britischen Kriegspremier CHUR- 
CHILL überliefert ist, daß er sich Bilder von durch Bomben verwüsteten 
deutschen Städten gern ansah, was ihn neben der Wirkung von reichli- 
chem Alkoholgenuß in Hochstimmung brachte. 


Richtig ist, daß HITLER sogar ein gewisses Verständnis für die Attentä- 
ter hatte. Darüber berichtet der bei dem Attentat im Führerhauptquar- 
der >Wolfsschanze< bei Rastenburg in Ostpreußen verletzte Luftwaffen- 
general Karl Heinrich BODENSCHATZ, nach dem Attentat von HITLER 
folgendes gehört zu haben: »Ja, wissen Sie, BODENSCHATZ, man fragt mich 
heute viel darüber, was ich denn zum Attentat sage, was ich denn vom 
polidschen Mord halte. Ich lehne ihn nicht hundertprozentig ab! Verste- 
hen kann ich auch, daß es nödg ist, einen Staatsmann zu entfernen, wenn 





es die Lage einer Nation erfordert und ein Volk nach Beseitigung des 


Karl Heinrich 


de Hetrschers eine bessere Zukunft vor sich haben kann. 
beim Anschlag ver- Ich weiß, STAUFFENBERG, GOERDELER und WITZLEBEN haben geglaubt, 
letzt. das deutsche Volk durch meinen Tod zu retten. Aber bisher hat man nur 
das eine ermitteln können: diese Leute hatten überhaupt keinen festen 
Plan darüber, was sie nachher tun wollten. Sie hatten keine Ahnung, wel- 
che Armee ihren Putsch unterstützen, welches Wehrkreiskommando ih- 
nen helfen würde! Selbst das Naheliegendste, eine Verbindung mit dem 
Feind, hatten sie nicht zuwege gebracht. Ja, ich habe sogar erfahren, daß 
die Gegner Verhandlungsangebote abgelehnt haben. Bedenken Sie doch, 


7 Beispiel bei: Erich KERN, Deutschland im Abgrund, K. W Schütz, Göttingen 1963, 
S, 132. 
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BODENSCHATZ, an der Ostfront stehen deutsche Soldaten in erbittertem 
Kampf. Fast neun Millionen. Und stellen Sie sich nun einmal die Wirkung 
vor! Es wäre ein Krieg jeder gegen jeden geworden, ein Bruderkrieg im 
deutschen Heer. Der Russe allein wäre der lachende Dritte gewesen. Denn 
er hätte schreckliche Beute gemacht. Sehen Sie, BODENSCHATZ, darin, al- 
lein darin, besteht in meinen Augen das Verbrechen der Attentäter!«® 

Der von HITLER sehr geschätzte Architekt Hermann GIESLER wurde 
einige Tage nach dem Attentat ins Führerhauptquartier bei Rastenburg 
gerufen, blieb eine Zeitlang dort, hat vor allem abends längere Gesprä- 
che mit I ııtLEer geführt und hat darüber in seinem Buch Ein anderer Hit- 
ler? berichtet. Darin schreibt er, daß er von Martin BORMANN die KALTEN- 
BRUNN ER-Berichte über die Verhöre der verhafteten Attentäter zum Lesen 
bekam und einige Filme von den anschließenden Prozessen vorgeführt 
wurden, die er dann aber mied. Er hat festgehalten: »An einem Abend, 
aus irgendeinem Anlaß, sprach Adolf HırLEr über den 20. Juli. Ich sagte 
ihm, ich hätte einige Filme von den Verhandlungen vor dem Volksge- 
richtshof gesehen und sei erschüttert. Darauf Adolf HITLER: 

>Ich will nichts davon sehen, es genügt mir, daß ich die Berichte lesen 
muß. Durch das Attentat hat nicht nur der Hochvetrat, sondern auch der 
widerliche Landesverrat seine Tarnung verloren und ist für mich offen 
zu Tage getreten. Schon lange ahnte ich den Verrat, in Winniza fühlte ich 
ihn unmittelbar — oft vermeinte ich physisch die Belauerung zu spüren. 
Aber weit mehr und über das hinaus, was bekanntgegeben wird, erfahre 
ich jetzt. Nach nüchternen Überlegungen halte ich es für richtig zu schwei- 
gen - im Interesse der kämpfenden Front und um der Einheit des Volkes 
willen... Ich habe alle, die etwas darüber wissen, zum Schweigen ver- 
pflichtet, das gilt dann auch für Siel« 

Ähnlich berichtet HITLERS Luftwaffen-Adjutant von BELOW als Au- 
genzeuge aus den Tagen nach dem Attentat: »Ich habe darauf verzichtet, 
mir diese Bilder (von den Hintichtungen, R. K.) anzusehen. Auch HIT- 
LER betrachtete sie sich so wenig, wie er widerwillig die Aufnahmen zer- 
störter Städte zur Kenntnis nahm.«! 

Von den Massenmedien wurden auch an den Angehörigen der Wider- 
ständler vollzogene Mißhandlungen und insbesondere eine Sippenhaft 
betont. Tatsache ist jedoch, daß solche Mißhandlungen im allgemeinen 
nicht vorkamen, daß Bestrebungen auf Beschlagnahme des Eigentums 


8»Wie Hider über das Attentat dachte«, in: Deutscher Anzeiger, 27. 7. 1984. 

9 Hermann GIESLER, Bin anderer Hitler. Bericht seines Architekten Hermann Giester; 
Druffel, Leoni 1977, S. 437 £. 

1 Nicolaus VON BELOW, Als Hitlers Adjutant 1937-45, v. Hase u. Kochler, Mainz 
1980, S. 385. 
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Hermann csırsıer und 


Nicolaus von srLow 
(unten). 











Hans Bernd cıswvius 


im Zeugenstand in 
Nürnberg, 


der Angehörigen, insbesondere von Landgütern, vom Reichsjustizmini- 

ster Otto Georg THIERACK zurückgewiesen wurden. Dieser schrieb an 
hIMMLER:»Außerdem ist mir bekannt, daß der Führer eine großzügige 

Versorgung der Hinterbliebenen der Gerichteten wünscht.«!! 

Zu diesem Bereich schreibt KOCH zusammenfassend: »Es hat den An- 
schein, als gehörten Berichte über schwere Repressalien, unter denen die 
Angehörigen der Verschwörer vom 20. Juli 1944 zu leiden gehabt hätten, 
auch in den Bereich der liegende - der liegende, die teilweise auch die 
>Sippenhaft< einbezog, i.e. die Verhaftung aller nahen Verwandten der 
Verschwörer und ihre Internierung in Konzentrationslagern, Die Polizei 
drohte zwar mit Verhaftungen, als sie die Angehörigen der Verschwörer 
verhörte, und es wurden auch tatsächlich einige Personen festgenom- 
men, wobei man recht willkürlich verfuhr. Aber der Großteil der Verhaf- 
teten wurde wieder freigelasssen, sobald sich herausstellte, daß sie sich 
nicht an dem Putschversuch beteiligt hatten. Nur eine kleine Gruppe 
blieb eingesperrt, hauptsächlich in Dachau und in Tirol, wo sie 1945 be- 
freit wurde - nicht von den vorrückenden Amerikanern, sondern von 
Einheiten des deutschen Heeres, die das SS-Wachpersonal entwaffne- 
ten.«'* 

Es ist auch falsch, wenn Gıs£vıus aus der Zeit wenige Stunden nach 
dem Attentat über HITLER schreibt:!%»Er springt auf. Schaum steht ihm 
vor dem Munde. Kaskaden von Beschimpfungen ergießen sich über alle 
Verräter, an denen er fürchterliche Rache nehmen will. Frauen, Kinder, 
keiner soll verschont werden - der Wutanfall dauert länger als eine halbe 
Stunde. Es ist schreckerregend.« In Wirklichkeit war HITLER zwar tief 
erschüttert über den Anschlag gegen ihn, blieb aber ruhig. 

In diesem Zusammenhang ist auch erwähnenswert, daß HITLER, der 
immer noch Hochachtung vor den hohen Militärs hatte, ursprünglich 
kein Verfahren gegen die Verschwörer vor dem Volksgerichtshof, son- 
dern vor einem Militärgericht haben wollte. Feldmarschall Wilhelm KEI- 
TEL, der den dann eingesetzten >Ehrenhof< zur Beurteilung der Offiziere 
unter den Widerständlern leitete, schrieb dazu 1946 in Nürnberger Haft: 
»Der Führer hatte zunächst meinem Vorschlag, Aburteilung durch das 
Reichskriegsgericht, zugestimmt. Erst nach Vortrag des Justizministers 
THIERACK,' det, auch wegen der Aburteilung der zahlreichen verhafteten 


11 KOCH, aaO. (Anm. 1), S. 444. 

12 Ebenda, S. 445. 

B Hans Bernd GısEvıus, Adolf Hitler. Versuch einer Deutung, Bertelsmann Lese- 
ring, Gütersloh o.]., S, 522 f, 

14 Walter GÖRLITZ, KeiteL Verbrecher oder Offizier, Musterschmidt, Göttingen 1961, 
Ss. 335. 


470 


Zivilisten, den Volksgerichtshof als das geeignetste Gericht vorschlug 
und betonte, daß das Verfahren von einem Gerichtshof (in der Hand 
eines Gerichtsstandes) behandelt werden 
müsse, entschloß sich der Führer, gegen 
meinen Einspruch, dem Volksgerichts- | 
hof die Entscheidung zu übertragen.«!* 

Es ist oft die Frage gestellt worden, 
warum STAUFFENBERG oder der kurz 
nach der Detonadon zu den Verwunde- 
ten geeilte und dem Widerstand angehö- | 
rende General der Nachrichtentruppen 
FELIXGIEBEL nicht mit ihrer Dienstpisto- 
le HITLER erschossen haben. Bis zum 
Attentat trug jeder Offizier seine Pisto- 
le bei sich, auch im Führerhauptquartier, 
und von niemandem wurden Aktenta- 
schen oder Person der zu HITLFR Vor- 
gelassenen kontrolliert. Nur so konnte | 
ja STAUFFENBERG seine Bombe ungehin- | 
dertin den Lageraum des Führerhaupt- 
quarders mitbringen. 

Dazu ist eine Mitteilung von H. rrr.ı- | 
HOFFER aus Deggendorf interessant. Er 
schrieb: »Nach meiner Entlassung aus | 
der Kriegsgefangenschaft habe ich ab | 
Frühjahr 1949 mehrere Semester bei | 
dem Bruder des Obersten, Prof. Graf 
STAUFFENBERG, an der Universität Mün- 
chen Vorlesungen in alter Geschichte 
gehört und an Seminaren teilgenommen. 
Als von STAUFFENBERG in einer Vorlesung über griechische Geschichte in 
Verbindung mit der Tyrannis des JAsoN VON PHERAI (von Verschwörern 
370 v. Chr. ermordet) Parallelen zur jüngsten Vergangenheit und zu dem 
Attentat seines Bruders im Führerhauptquartier zog, stellte ich dem stets 
gesprächsbereiten Professor nach der Vorlesung und in Anwesenheit zahl- 
reicher Kommilitonen fast wörtlich die gleiche, oben zitierte Frage (>War- 
um hat sTAUFFENBERG nicht geschossen?«). Die Antwort war zunächst 
kurz und bündig: »Mein Bruder hatte nur eine Hand, und an der anderen 
fehlten zwei Finger, Er konnte nicht mit der Pistole schießen.« Da ich 
selbst im Kriege den rechten Arm verloren hatte, gegen Kriegsende an 
der linken Hand schwer verwundet wurde und mich Anfang Mai 1945 
zusammen mit einigen Soldaten trotz einer behindernden Schiene an der 
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STAUFFENBERG und HIT- 
IER am 15. Juli 1944 
im Führerhauptquar- 
tier >Wolfsschanze(. 

Zwei weitere Gele- 
genheiten für ein At- 
tentat hatte sraurren- 


BERG am 6. und 11. 


Juli 1944 auf dem 
Obersalzberg gehabt. 





Claus Graf Schenk 


VON STAUFFENBERG. 


'5 H. FREIHOFER, 
»Warum hat Stauf- 
fenberg nicht 
geschossen?« in: 
Dentscher Anzeiger, 


27.7.1984. 


Hand gegen eine Übermacht von angreifenden Partisanen mit der Pisto- 
le verteidigen mußte, bezweifelte ich ganz entschieden diese Behauptung 
des Professors. Darauf VON STAUFFENBERG: >Auch wenn dies, wie Sie mei- 
nen, notfalls möglich gewesen wäre, so war doch das Mithineinnehmen 
einer Pistole in das Hauptquartier streng untersagt.« Meine Antwort dar- 
auf: »Herr Professor, auch dieses Argument überzeugt nicht. Im Gegen- 
teil. Die Pistole gehörte praktisch zum Anzug jedes Offtziers nicht nur in 
der deutschen Armee. Hätte Ihr Bruder eine solche in seiner Aktenta- 
sche mitgeführt, so wäre das Verschen der Nicht-Abgabe bei der Ein- 
gangs wache mit ziemlicher Sicherheit ohne ernste Konsequenzen geblie- 
ben. Hätte man hingegen die beiden fertigen englischen Zeitbomben bei 
ihm entdeckt, so wäre die ganze Verschwörung bereits an der Hauptwa- 
che gescheitert.« Der Professor brachte daraufhin ein drittes Argument: 
>Mein Bruder sollte nach erfolgreicher Durchführung des Attentats in 
der neuen Regierung wichtige Aufgaben übernehmen. Hätte er auf hIT- 
IER geschossen, so hätte er wohl kaum das Hauptquartier lebend verlas- 
sen.« Die Frage, warum sich nicht ein anderer der Verschwöter opferte, 
wurde dahingehend beantwortet, daß sich hierzu niemand, der eine Ge- 
legenheit hätte haben können, bereit fand. Als dann aus Studentenkrei- 
sen die Frage kam, ob sich Oberst v. STAUFFENBERG über die mögliche, ja 
wahrscheinliche Tötung Unschuldiger in der Nähe HITLERS bewußt war, 
meinte v. STAUFFENBERG, >dies mußte in Kauf genommen werden«. 

Als ich STAUFFENBERG gegenüber auf den äußerst ungünstigen Zeit- 
punkt des Unternehmens hinwies — der Mittelabschnitt der Ostfront war 
gerade vom Gegner überrannt worden und wir waren erst im Begriff, bei 
Warschau eine notdürftige Auffanglinie aufzubauen - und sagte, was mir 
einstimmigvon den anwesenden Kriegsteilnehmern bestätigt wurde, daß 
die Attentäter zu jener Zeit bei den Frontsoldaten, ganz gleich welcher 
Waffengattung, keine Gnade gefunden hätten und über den Anschlag 
äußerste Empörung herrschte, mußte VON STAUFFENBERG den Hörsaal 
verlassen, um einen anderen Termin wahrzunehmen. Da die meisten von 
uns Studenten Prof. STAUFFENBERG schr schätzten, verbat es die Höflich- 
keit, später nochmal dieses Thema anzurühren. Wir blieben hinfort bei 
den Griechen und Römern.«!3 

Tatsache ist auch, daß der früher schwerverwundete VON STAUFFEN- 
BERG am Abend des 20. Juli 1944 im Bendler-Block seine Pistole beim 
Feuergefecht durchaus wirkungsvoll bedienen konnte. Rolf Kosiek 
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Weitere Legenden zum 20. Juli 1944 


M:: als 60 Jahre nach dem damaligen Geschehen, nachdem die 
eisten Frontsoldaten verstorben sind, gewinnt das Attentat vom 
20. Juli 1944 einen immer wichtigeren Rang und höheres Ansehen in der 
Öffentlichkeit der Bundesrepublik, und eine Reihe von Fegenden hat 
sich darum gebildet, die eine Verzerrung des Geschichtsbildes bewirken. 
Einige seien nachfolgend tichtiggestellt. 


1. Zahl der Opfer. Beim Attentat vom 20. Juli 1944, das HITLER töten 
sollte, blieb dieser fast unverletzt. Es wurden jedoch vier Personen bei 
der Explosion getötet, mehrere verletzt, darunter drei schwer. Diese Opfer 
werden meist verschwiegen. Die Zahl der Opfer der nachträglichen Ver- 
folgung der Attentäter und Widerständler wird dagegen oft stark über- 
trieben. »Fast 5000 Todesurteile« seien verhängt, heißt es in einem Lexi- 
kon.! Ein Schulgeschichtsbuch teilt mit: »Tausende Menschen wurden 
hingerichtet, keiner der hauptbeteiligten, kaum einer der Mitwisser über- 
lebte.«! Der Wahrheit näher kommt die Aussage: »Wenigstens 180 bis 
200 Personen verlieren im direkten Zusammenhang mit dem Attentat 
vom 20. Juli ihr Leben,«! oder es seien »etwa 200 Personen in direktem 
Zusammenhang mit dem Attentat hingerichtet«.%* Richtig ist, daß mehr 
als 100 Personen zum T'oode verurteilt und 89 von ihnen in Berlin-Plöt- 
zensee hingerichtet wurden.’ Von den auf einer Totentafel aufgeführten 
161 Widerständlern im Zusammenhang mit dem Attentat endeten 111 
durch Hinrichtung, 29 durch Erschießen, 14 durch Selbstmord, drei ver- 
starben und einer fiel.° Dabei ist zu bedenken, daß in Paris, Wien, Prag 
und Kassel die Putschisten vorübergehend die SS und Regimetreue aus- 
schälten oder verhaften konnten. 


2. Die vier am 20. Juli Erschossenen, Am späten Abend des 20. Juli 
1994 wurden die vier Widerständler Claus Graf Schenk VON STAUFFEN- 
BURG, Hans Bernd WON HAFFTEN, Merz VON QURNHEIM und Friedrich 
OLBRICHT standrechtlich im Hof des Oberkommandos des Heeres im 


' Chronik Her Deutschen, Chronik-Verlag, Dortmund 1983, S. 921. 

? Das Große Duden-Lexikon in 8 Bänden, Bibliographisches Institut, Bd. 8, Mann- 
heim 1968, S. 772. 

3 W. MICKEL (Hg), Geschichte, Politik und Gesellschaft, Bd. t, Cornelsen Berlin31994, 
S. 365. 

+ Chronik des 20. Jahrhunderts, Chronik-Verlag, Gütersloh, 1999, S. 275. 

3 Gerhard Taddey, Ijtxikon der deutschen Geschichte, Kröner, Stuttgart 1983, S. 1387. 
6 Otto Ernst REMER, Verschwörung und Verrat um Hitler, K. W Schütz, Pr. Olden- 
dorf, 1989, S. 320-324 
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Die >Lagebarackei 
am 20. Juli 1944, 
kurz vor der Explo- 
sion. Rekonstruktion 
durch den Spiegel, 
Nr. 29, 2004. 
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Bendlerblock in Berlin erschossen. Meist wird der Eindruck erweckt!-* 
oder ausdrücklich erklärt, daß sie als Opfer der >Nazis< von diesen liqui- 
diert worden seien. Richtig ist jedoch, daß sie voreilig und ohne Auftrag 
auf Befehl von Generaloberst Fritz FROMM, dem Oberbefehlshaber des 
Ersatzheeres, einem Widerständler aus ihrem Kreis, der erklärt hatte, ein 
Standgericht habe unter seiner Leitung stattgefunden, standrechtlich er- 
schossen wurden. FROMM wollte nach Bekanntgabe des Scheiterns des 
Putsches anscheinend sich als Nicht-Widerständler erweisen, General- 
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Die zerstörte >Lagebaracke< 
im Führerhauptquartier 
>Wolfsschanze< bei Rasten- 
burg (Ostpreußen) nach 
der Bombenexplosion 

am 20. Juli 1944. 


Joseph coisseıLs am zerstör- 
ten Lagetisch nach dem An- 
schlag auf zırı£r, der offen- 
sichtlich von der massiven 
Stütze gerettet wurde. 


oberst BECK, der vom Widerstand als neues Staatsoberhaupt (Reichsver- 
weser) vorgesehen und am Nachmittag auf die Nachricht von dem At- 
tentat im Bendlerblock erschienen wat, erschoß sich dort nach Scheitern 
des Putsches am 20. Juli abends selbst, genauer: wurde nach zwei eige- 
nen nichttötenden Schüssen von einem Soldaten erschossen, 

3. Tötungsart. Es wird behauptet, die ersten acht zum Tode verurteil- 
ten Hauptschuldigen seien an »Fleischerhaken« oder an dünnen Dräh- 
ten aufgehängt worden, um ihnen große Todesqual zu verursachen. Rich- 
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7 William L. SHIRHR, 
Aufstieg und Fall des 
Dritten Reiches, 
Herrsching, O). 





Reichsjustizminister 


THIERACK. 


tigist jedoch, daß sie mit Hanfstricken hingerichtet wurden, wobei sie 
sofort bewußdos wurden und der Tod spätestens nach 20 Sekunden ein- 
trat.® »Diese Methode des Erhängens soll auf ausdrücklichen Wunsch 
HITLERS zurückzuführen sein.«"! Diese schnelle Tötung erfolgte daher ganz 
im Gegensatz zu dem bis zu zwanzig Minuten (bei Alfred ROSENBERG) 
dauernden Sterben der nach dem Nürnberger Prozeß zum Tod durch 
Erhängen Verurteilten. 

4. Landes- und Hochverrat. Bei der Darstellung des Widerstandes wird 
meist der große Anteil an Landesverrat unterdrückt: Die Täter werden 
nur als Hochverräter hingestellt, da Hochverrat seit alten Zeiten ethisch 
gerechtfertigt ist, während Landesverrat, Verrat zugunsten des Feindes, 
als moralisch bedenklich oder als gar nicht vertretbar gilt. Tatsache ist 
jedoch, daß viele Widerständler, auch schon vor dem Zweiten Weltkrieg, 
nicht vor Landesverrat zurückgescheut und den Feinden des Reiches 
wertvolle Informationen geliefert sowie diese zum Krieggegen Deutsch- 
land aufgefordert hatten. 


5. Enteignung und Sippenhaft für Familienangehörigen, Oft wurde 


| von der Verfolgung der Familienangehörigen der Attentäter berichtet und 
| mitgeteilt, daß >Sippenhaft< für Angehörige verhängt wurde/® Richtig ist 


jedoch: »Trotz der schwerwiegenden Verbrechen und trotz der rechtli- 
chen Bestimmungen wurde das Eigentum der Verurteilten nur selten 


| konfisziert. Im Fall des Grafen MOLTKE ließ FREISLER dessen Familie schon 
| vor dem Prozeß wissen, daß ihr Kreisauer Landgut nicht vom Staat kon- 


fisziert werden würde.«!" In Kreisau hatten viele Besprechungen der Wi- 
derständler des sogenannten >Kreisauer Kreises< stattgefunden. Referen- 
tenentwürfe für eine Beschlagnahme des Vermögens und des Besitzes 
der zum Tode Verurteilten wurden ausdrücklich vom Reichsjustizmini- 
ster THIERACK zurückgewiesen. Dieser schrieb an HIMMLER: »Außerdem 
ist mir bekannt, daß der Führer eine großzügige Versorgung der Hinter- 
bliebenen der Gerichteten wünscht.«!! HIMMLER stimmte dem Brief zu.!? 


Der I listoriker kommt zu dem Urteil: »Es hat den Anschein, als ge- 
hörten die Berichte über schwere Repressalien, unter denen die Angehö- 
rigen der Verschwörer vom 20. Juli 1944 zu leiden gehabt hätten, auch in 
den Bereich der Legende — der Legende, die teilweise auch die >Sippen- 
haft< einbezog, i. e. die Verhaftungaller nahen Verwandten der Verschwörer 
und ihre Internierung in Konzentrationslagern. Die Polizei drohte zwar 


8 Hannsjoachim W Koch; Volksgerichtshof, Universitas, München 1988, S. 443. 
9 Ebenda, S. 620. 
1U Ebenda, S. 444. 
1! Zitiert ebenda. 
12 Ebenda, S. 445. 
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mit Verhaftungen, als sie die Angehörigen der Verschwörer verhörte, und 


es wurden auch tatsächlich einige Personen festgenommen, wobei man 
recht willkürlich verfuhr. Aber der Großteil der Verhafteten wurde wie- 
der freigelassen, sobald sich herausstellte, daß sie sich nicht an dem Putsch- 
versuch beteiligt hatten.«!3 

6. Antisemitismus. Heute wird gern die Behandlung der Juden im 
Dritten Reich als eines der Hauptmotive der Widerständler für den Putsch 
angegeben. Doch dagegen spricht einmal, daß sich der Widerstand schon 
vor dem Krieg und vor den antisemitischen Ausschreitungen bildete. Zum 
anderen hat die Forschung ergeben, »daß die Entrechtung und Diskrimi- 
nierung des jüdischen Bevölkerungsanteils aktiven Widerstand nicht her- 
vorzurufen vermocht hat und daß die schließliche Judenvernichtung ein 
Problem wat, das offensichtlich nicht im Zentrum der Überlegungen und 
Sorgen gestanden hat«.!* Ernst NOLTE gibt zur Einstellung der Putschi- 
sten zum Schicksal der Juden an: »Im konservativen Widerstand war nicht 
nur ein >Schweigen< zu verzeichnen, sondern hier waren nicht wenige 
davon überzeugt, daß es tatsächlich eine >Judenfrage< gebe, die >gelöst< 
werden müsse.« Für Carl GOERDELER sei es eine »Binsenwahrheit« gewe- 
sen, daß »das jüdische Volk einer anderen Rasse angehört«, und der frü- 


13 Ebenda. 
4 Christoph DipPER, »Der deutsche Widerstand und die Juden«, in: Geschichte 
und Gesellschaft, Nr. 9, 1983, S. 349-380, zit. von Ernst NOLTE in: Srreitpunkte. 


Heutige und künftige Kontroversen um den Nationalsozialismus, Propylaen, Beriin—Frank- 
furt/M. 1993, S. 225. 


477 


Lagebesprechung an 
der Ostfront 1943. 
Werfer von rechts: 
Oberst Henning VON 
rrescscow (1901- 
1944); er war Erster 
Genera Istabsoffizier 
der Heeresgruppe Mit- 
te und der eigentliche 
Kopf der Militärver- 
schwörung. Ganz 
rechts stehend: Ober- 
leutnant Fabian VON 
SCH LAB REN DORF Fr (190 7- 
1980), VON IRE5SCKOWS 
Adjutant und enger 
Mitarbeiter. Aus: Insti- 
tut für Zeitgeschichte 
Die tödliche Utopie, 
München 1999. 


Carl Friedrich cozr- 
perer 0884-1945). 
Der ehemalige Ober- 
bürgermeister von 


Leipzig (bis 1937) ! 


versuchte auf seinen 
Auslandsreisen, Bri- 
ten und Franzosen zu 
einer harten Haltung 
gegenüber HITLERS 
Expansionspolitik zu 
bewegen, vertrat aber 
eine > großdeutsche 
Lösungi in den Gren- 
zen von 1914. 





here preußische Finanzminister Johannes Po Pırz»legte sogar eine scharf 
antisemitische Einstellung an den Tag«.!? 


7. Großdeutsche Einstellung. Bei Ehrungen des Widerstandes wird 
gegenwärtig in der Regel verschwiegen, daß die meisten Verschwörer bis 
zuletzt eine großdeutsche Einstellung hatten und ein Deutsches Reich in 
den Grenzen von 1914 forderten. »Noch Ende 1944 hielt GOERDELER ja 
die Forderung aufrecht, daß Deutschland die Ostgrenze von 1914 sowie 
Österreich und das Sudetengebiet behalten müsse.«!° Auch andere der 
Putschisten vertraten die »großdeutsche Lösung« und sprachen von ei- 
ner künftigen »deutschen Führung« in Europa. So verlangte Ulrich VON 
HASSEL eine Einigung Europas »unter der Fahne des Antibolschewis- 
mus«.17 Daß viele Widerständler daneben »reaktionär« und »aristokratisch« 
dachten und die egalitäre Gesellschaft ablehnten, teilweise den Frauen 
kein passives Wahlrecht zuerkennen wollten und sich für die Beibehal- 
tung des Arbeitsdienstes oder der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt 
(NSV) aussprachen, sei am Rande erwähnt.!? 

Die enge Verbundenheit zu Volk und Heimat kommt in dem >Schwur< 
zum Ausdruck, der von den STAUFFENBERG-Brüdern für den Fall eines 
Mißlingens ihres Vorhabens oder einer fremden Besetzung des Landes 


15 NOLTE, ebenda. 
16 Ebenda, S. 223. 
17 Ebenda. 


1S Ebenda, s. 222. Weiteres in: Wolfgang VENOHR, SZanfenberg. Symbol der dent- 
schen Einheit, Ullstein, Frankfurt/M,-Berlin 1986. 
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entworfen und von ihnen sowie mehreren jungen Verschwörern am 2. 
Juli 1944 geleistet wurde: 

»Wir glauben an die Zukunft der Deutschen. 

Wir wissen im Deutschen die Kräfte, die ihn berufen, die Gemein- 
schaft der abendländischen Völker zu schönerem Leben zu führen. 

Wir bekennen uns im Geist und in der Tat zu den großen Überliefe- 
rungen unseres Volkes, das durch die Verschmelzung hellenischer und 
christlicher Ursprünge in germanischem Wesen das abendländische Men- 
schentum schuf. 

Wir wollen eine Neue Ordnung, die alle Deutschen zu Trägern des 
Staates macht und ihnen Recht und Gerechtigkeit verbürgt, verachten 
aber die Gleichheitslüge und fordern die Anerkennung der naturgegebe- 
nen Ränge. 

Wir wollen ein Volk, das, in der Erde der Heimat verwurzelt, den na- 
türlichen Mächten nahebleibt, das im Wirken in den gegebenen Lebens- 
kreisen sein Glück und sein Genüge findet und in freiem Stolze die nie- 
deren Triebe des Neides und der Mißgunst überwindet. 

Wir wollen Führende, die, aus allen Schichten des Volkes wachsend, 
verbunden den göttlichen Mächten, durch großen Sinn, Zucht und Op- 
fer den anderen vorangehen. 

Wir verbinden uns zu einer untrennbaren Gemeinschaft, die durch 
Haltung und Tat der Neuen Ordnung dient und den künftigen Führern 
die Kämpfer bildet, derer sie bedürfen.«!? 

Heute würden sie wegen solcher Worte als rechtsextremistisch ange- 
sehen, beobachtet und verfolgt werden. Rolf Kosiek 
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Claus Graf Schenk 
VON STAUFFENSERGS 


Brüder. 


19 Zitiert in: Wolf- 
gang VENOHR, 
Patrioten gegen Hitler. 
Der Weg zum 20. Juli 
1944, Gustav 
Lübbe, Bergisch 
Gladbach 1994, 

Ss. 285. 


NS-Volksgerichtshof 
mit Präsident Roland 
FREISLER (Mitte), 


>Mord< und >Fleischerhaken< 
nach 20. Juli 1944 


B:; der Darstellung des Attentats vom 20. Juli 1944 und seiner 
olgen werden oft falsche Begriffe gebraucht. Die »Gedenkstätte 
Deutscher Widerstand« in Berlin-Plötzensee listet die Verschwörer des 
20. Juli 1944, an denen das Todesurteil vollstreckt wurde, als »ermordet«! 
auf. Die Kronen-Zeitung vertauscht sogar die Rollen und stellt den STAU- 
FENBERG-Vertrauten Robert BERNARDIS als »Linzer Attentats-Opfer« vor, 
als hätte dem Obersdeutnant und nicht etwa Adolf HITLER der Anschlag 
gegolten.? Ebenso unwahr ist die Behauptung, BERNARDIS sei »auf Hit- 
lers Befehl gehenkt« worden, denn hingerichtet wurde der Verurteilte 
nicht auf Geheiß HITLERS, sondern in Vollzug der Strafe, die der Volks- 
gerichtshof rechtskräftig über ihn verhängt hatte. 


Schon am 7. August 1944 standen die ersten Verschwörer vor dem 


Ersten Senat des Volksgerichtshofes unter dem Präsidenten Roland FREIS- 








1 Ebenso: Ulrike HETT U. Johannes TUCHEL, »Die Reaktionen des NS-Staates 
auf den Umsturzversuch vom 20. Juli 1944«, in: Peter sreınzacH U. Johannes 
TUCHEL (Hg,), Widerstand gegen den Nationalsozialismus, Bonn 1994 (Schriftenreihe 
der Bundes zentrale für polirische Bildung 323), S. 377 u.v.a. 

?2 Max STÖGER, »linzer Attentats-Opfer«, in: Kronen-Zeitung, 7. 8. 2004, s. 21, 

3 Protokoll auszugsweise bei Hannsjoachim w. KocH, Volksgerichtshof. Politische 
Justizim 3. Reich, Universitas, München 1988, S. 336 —435. 
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leR3 Die Anklage lautete auf Iloch- und Landesverrat. Der Straftatbe- 
stand war verwirklicht, weil die Angeklagten das Staatsoberhaupt töten 
wollten, um gewaltsam die bestehende Ordnung zu stürzen.* STAUFFEN- 
BERG wollte in der Wolfschanze sämtliche 24 Teilnehmer der Lagebe- 
sprechung in die Luft sprengen. Zw’ar überlebte nırLer den Mordver- 
such, doch starben vier Opfer? einen qualvollen Tod, zwölf Offiziere 
wurden schwer, alle übrigen leicht verletzt. 

Dieses erste Volksgerichts-Verfahren unter dem Aktenzeichen OJ 1 / 
44 bildete den Auftakt einer Serie von mehr als fünfzig Prozessen zum 
Attentat, die mit mehr als 153 Todesurteilen endeten," Jedoch wurde nicht 
jedes Todesurteil vollstreckt und war nicht jeder Angeklagte des Todes, 
Es gab auch 27 Freiheitsstrafen und 16 Freisprüche." Das Strafmaß ent- 
sprach internationalem Standard. Auf Hochverrat, Landesverrat und 
Mord stand damals in allen Staaten, erst recht im Ausnahmezustand des 
Krieges, die Höchststrafe, 

Den Verschwörern mußte bewußt sein und war auch bewußt, worauf 
sie sich einließen. Im vorhinein hatte TrescKöw das Scheitern ausdrück- 
lich einkalkuliert und durch seinen Selbstmord das sichere T'oodesurteil 
vorweggenommen:" »Niemand von uns kann über seinen Tod Klage füh- 
ren. Wer in unseren Kreis getreten ist, hat damit das Nessoshemd? ange- 
zogen.« 


* Vgl, Hans MERKEL, »Patrioten zwischen Reich und Menschenrecht«, in: Bur- 
schenschaft liebe Blätter 121,2006, 8. 61. 

* General der Flieger Günther KORTEN, Generalleutnant Rudolf scHMUNDT, 
Oberst i.G. Heinz BRANDT und der unpolitische Stenograph Heinrich BERGER. 
* HETT U. TUCHEL, aaO. (Anm. 1), S. 377-389. 

7” Ulrike EıcH, »Suizid. Volksgerichtshof. Standgerichte: Die Opfer des 20. Juli«, 
in: Rudolf Lirı. u. Heinrich OBERREUTER (Hg.), 20. Juli. Porträts des Widerstands, 
München 1989 (Geschichte und Staat 281), S. 393-409. 

3 Generalmajor Henning VON TRESCKOW (1901—1944): »Das Attentat muß er- 
folgen, coüte que coüte [= koste es, was es will]... Denn es kommt nicht mehr 
auf den praktischen Zweck an, sondern darauf, daß die deutsche Widerstands- 
bewegung. .. den entscheidenden Wurf gewagt hat.« Dank des Dilettantismus 
der Verschwürer (vgl. Hans paar, Dilettanten gegen Hitler. Offiziere im Widerstand, 

ihre Worte, ihre Taten, Preußisch Oldendorf 1985) verfehlte der »entscheidende 
Wurf« sein Ziel, was etwa 200 Personen den Kopf kostete. 

° Nessos, griechische Mythologie: Ein Kentaur, der Herakles und danach des- 
sen Gattin Deianira über den Fluß Euenos trug. Als er dabei versuchte, ihr 
Gewalt anzutun, wurde er von Herakles mit einem vergifteten Pfeil tödlich ver- 
wundet, Der Sterbende riet Deianira, cin Hemd mit seinem nun vergifteten Blut 
zu bestreichen, um es als Liebeszauber zu verwenden. So brachte das Nessos- 
hemd Herakles einen qualvollen Tod. 
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Generalmajor Hen- 
ning VON TRESCKOW 
(1901-1944). 


Von oben: Friedrich 


JÄGER, Gerhard KnaaR 
und Friedrich-Karl 


KL AUSING. 





In schriftlichen Äußerungen nach Urteilsfällung, bei denen takti- 
sche Rücksichten naturgemäß zurücktreten, haben Verschwörer vor 
ihrer Hinrichtung noch Schuldeinsicht gezeigt, Reue erweckt und 
die Strafe als angemessen anerkannt.!" Sie standen also keineswegs 
auf dem Standpunkt, durch ihre Hinrichtung >ermordet< zu werden. 

Generalmajor Helmuth stıerr meinte: »Mein Leben ist zerstört. 
Gestern und heute hat die Hauptverhandlung stattgefunden. Der 
Antrag lautet auf Tod, und er kann auch nicht anders ausfallen. Er 
ist gerecht. Ich gehe ruhig und gefaßt in den Tod, den ich mir schuld- 
beladen zugezogen habe. Ich habe geirrt und gefehlt. Es war falsch, 
Gott in seinem Wirken als kleiner Mensch hochmütig in den Arm 
fallen zu wollen.« 

Oberst FriedrichJÄGER: »Ein Zufall führte mich nach Berlin, der 
mich mitschuldig werden ließ, ändern kann ich es leider nun nicht 
mehr.« 

Major Gerhard KnAAK: »Vergiß mich, der ich unwürdig bin.« 

Major Ludwig Freiherr VON LEONROD: »Ich bin nicht wert gewe- 
sen, ein LEONROD zu sein. Hoffentlich werde ich in die Familienge- 
schichte nicht aufgenommen, denn für diese bin ich ein Schand- 
fleck.« 

Hauptmann Friedrich-Karl KLAUSING schrieb an seinen Vater, Pro- 
fessor Dr. KLAUSING, Rektor der Deutschen Universität Prag:!! »Heute 
(8. August 1944) ist nun über mich durch den Volksgerichtshof das 
Urteil gesprochen, das dem angemessen ist, was ich getan habe. Wenn 
Ihr diesen Brief erhaltet, ist es bereits vollstreckt. Ich möchte Euch 
noch eins sagen. Rückschauend betrachtet, insbesondere, nachdem 
ich die Anführer des Ganzen gesehen habe, kann ich es nur als ein 
Zeichen göttlicher Gnade anschen, die es unmöglich machte, daß 
der Putsch gelang und damit das Chaos und Ende des deutschen 
Volkes heraufbeschworen wurde. Durch diese Gewißheit kann ich 
ruhig auf mich nehmen, was mich erwartet... Ich kann zwar für 
das, was ich getan habe, einstehen, kann es aber nicht wieder gut 
machen, und die Schande, die ich über unseren Namen gebracht 
habe, nicht wegwischen. So fragt nicht mehr nach mir, sondern laßt 
mich damit ausgelöscht sein.« 


10 Zitiert aus Spiegelbild einer Verschwörung, Bd. 1,8. 515 £., und Bd. 2,S. 789- 
801, Hannsjoachim w. KOCH, Volksgerichtshof, aaO. (Anm. 3), 5. 448 ff. 

1! Der Vater von Friedrich-Karl KLAUSING bekam den Brief seines verur- 
teilten Sohnes vom 8. August 1944 nicht mehr zu Gesicht. Er hatte sich 


am 6. August 1944 aus Gram das l.eben genommen (s. Spiegelbild einer Ver- 
schwörung, Bd. 2, S. 800 £.). 
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Oberleutnant der Reserve Albrecht VON HAGEN: »Mit meinem 
Schicksal will ich nicht hadern, da ich es selbst verschuldet habe. . . 
Darum bitte ich Gott um Beistand, der mir ein gnädiger Richter sein 
möge.« 

Wolf Heinrich Graf VON HELLDORF, Berliner Polizeipräsident: »In 
meiner Vernehmung habe ich meine Schuld eingestanden, die in der 
Treulosigkeit gegenüber dem Führer und der Bewegung besteht. Die 
Folgerungen aus meiner Handlungsweise sind mir klar, und ich muß 
sie tragen.« 

Auch Verurteilte, die nicht zum engsten Kreis gehörten, beken- 
nen sich in Abschiedsbriefen schuldig und nehmen das Urteil als 
gerecht an: 

Generalleutnant Fritz THIELE: »Soeben erfahre ich, daß ich mor- 
gen vor dem Volksgerichtshof stehe. Ich habe mir eine schwere 
Schuld aufgebürdet, indem ich Maßnahmen anderer nicht gemeldet 
habe, selbst in entscheidender Stunde falsch gehandelt habe und Ge- 
genmaßnahmen erst zu spät eingeleitet habe. Das Gesetz läßt kein 
anderes Urteil zu, als es morgen wohl schon gefällt werden wird. 
Wenn Ihr diesen Brief erhaltet, lebe ich nicht mehr, ich wollte Ka- 
meraden nicht preisgeben. Nun bin ich mit darin verstrickt.« 

Obersdeutnant Günther SMEND: »Ich bin Mitwisser geworden. .. 
So bin auch ich mitschuldig und muß sterben. Wenn ich auch keiner 
von den Verschwörern bin, so hatte ich doch eine gewisse ungenaue 
Kenntnis der Dinge und hatte nicht den Mut, sie Herrn General- 
oberst!" zu melden. Ich war zu feige und habe Herrn Generaloberst 
die Treue gebrochen. Dafür muß ich sterben. So scheide ich als ehr- 
loser Mensch aus dem Leben und habe alles, aber auch alles ver- 
spielt.« 

Obersdeutnant Hans Otto ERDMANN: »Ich wollte andere decken 
und gehe dabei selbst zugrunde. Eine Einstellung zu den Dingen 
hatte ich, die hinterher gesehen ganz falsch war.« 

Selbst Carl GOERDELER stellte fest: »Das Scheitern des Attentats 
hat mich als eine Antwort der Vorsehung auf die Verletzung eines 
göttlichen Gebotes nicht überrascht,. , Wenn wir das Vaterland über 
alles stellen, was doch unser Glaube ist, so haben wir den 20. 7,1944 
als ein endgültiges Gottesurteil zu achten. Der Führer ist vor fast 
sicherem Tod bewahrt. Gott hat nicht gewollt, daß Deutschlands 
Bestand, um dessen willen ich mich beteiligen wollte und beteiligt 
habe, mit einer Bluttat erkauft wird, er hat auch dem Führer diese 


12 Gemeint ist Generaloberst Kurt ZEITZLER (1895—1963), Generaistabschef des 


Heeres im Zweiten Weltkrieg. 
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Von oben: Albrecht VON 
HÄGEN, Fritz there und 


Otto ERDMANN, 


15 Ebenda, S. 443. 
14 Ebenda. 


15 Beispielhaft: 
Anna Maria SIG- 
MUND, »Am Haken 
des Fleischers«, in: 
Die Presse, Wien, 9. 
10. 2004. 


16 Beat STERCW, 
»Alte Meister: Ein 
Nachruf auf den 
Metzgerstand«, in: 
Nene Zürcher Zeitung 
Polo, Nr. 7/2005, 
Thema: Fleisch. 


Aufgäbe weiter anvertraut. Das ist alte deutsche Auffassung. Jeder Deut- 
sche in den Reihen der Umsturzbewegung ist nunmehr verpflichtet, hin- 
ter den von Gott gerichteten Führer zu treten, auch die Mittel, die einer 
neuen Regierung zur Verfügung gestellt werden sollten, rückhaltlos ihm 
zu geben; ob er sie nützen will, für brauchbar hält, entscheidet er.« 

Vollstreckt wurden die Todesurteile durch den Strang. Gemäß $ 2 des 
>Gesetzes über Verhängung und Vollzug der Todesstrafe* vom 29. März 
1933 (Reichsgesetzblatt 1 S. 151) konnte in Fällen »gegen die öffentliche 
Sicherheit gerichteter Verbrechen« die Vollstreckung - an Stelle des re- 
gulären Fallbeils - durch Erhängen erfolgen. Die Hinrichtungen fanden 
im Gefängnis Plötzensce statt. 

Bis heute wird öffentlich behauptet, die ersten zum Tode Verurteilten 
seien »mit einem dünnen Strick oder Stacheldraht erdrosselt worden, der 
an einem Metzgerhaken befestigt wurde«. Nach einem Augenzeugen 
wurden sie jedoch mit Hanfseilen gehängt, wobei Hocker, auf denen sie 
standen, weggezogen wurden, so daß sie sofort bewußdos wurden und 
der Todeskampf nur wenige Sekunden »höchstens zwanzig« gedauert 
haben soll. Dagegen wurden die im Nürnberger >Hauptkriegsverbrecher- 
prozeß< zum Tod durch den Strang Verurteilten so getötet, daß sie er- 
hebliche Verletzungen erlitten und noch bis zu zwanzig Minuten lebten, 
so im Falle Joachim VON RIBBENTROPS.' Die bei den Verschwörern vom 
20. Juli angewandte Methode sehr schneller Tötung soll Hitler persön- 
lich gewünscht haben.!* 





Objektiv unwahr ist somit die weitverbreitete Version, die Hinzurich- 
tenden seien an einem Metzger- oder Fleischerhaken aufgehängt wor- 
den.'! Am Haken hing nicht der Delinquent, sondern der Strick. Und der 
Haken, an dem der Strick hing, war kein Fleischerhaken, »Heute weckt 
ein Schlachterbeil abschreckende Assoziationen«, bemerkt der Berner 
Metzgersohn und Schriftsteller Beat sSTERCHI. »Fast ebenso Entsetzen 
erregendes Teufelszeug ist der S-förmige, am einen Ende zugespitzte 





Fleischerhaken. Es waren solche Haken, an denen in der Metzgerei gro- 
ße und kleine Fleischstücke in ihrer angestammten Form rot und blutig 
zum Verkauf bereit an einer Eisenstange oder an dem sogenannten Re- 
chen hingen. Noch gibt es sie, die Fleischerhaken, doch mehrheitlich 
liegtheute das teure Fleisch möglichst appetitlich auf möglichst saube- 
ren Platten.«!® 
Alljährlich wird im Hinrichtungsraum mit den angeblichen >Fleischer- 
haken< ein Gottesdienst >n Erinnerung an die Ermordeten* abgehalten. 
»In Erinnerung an die in Plötzensee., . ermordeten Opfer« errichteten 
beide christlichen Kirchen Gedenkstätten, Im >Kirchraum< des evangeli- 
schen Gemeindezentrums Charlottenburg-Nord ist der >Plötzenscer To- 
tentanz* des kommunisrischen Künstlers Alfred HRDLICKA. Auf allen 16 
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Tafeln prang ein Balken mit Fleischerhaken, die es bei den historischen 
Hinrichtungen eben nicht gab. 

Die Wahrheit freilich ist anders. Die Gedenkstätte Plötzensee doku- 
mentiert, daß auf Betreiben des Reichsjustizministers Otto THIERACK 
schon im Dezember 1942 im Hinrichtungsschuppen ein Stahlträger mit 
acht eisernen Haken eingezogen wurde, um die Todesstrafe durch Er- 
hängen an mehreren Personen gleichzeitig vollziehen zu können. Wie 
auf Bildern ersichtlich, handelt es sich um unspezifische, mit dem Träger 
fest verbundene Haken ohne zugespitzte Enden, wie sie für die losen 
Fleischerhaken charakteristisch sind. An diesem Galgen wurden seit die- 
ser Zeit Erhängungen vollzogen, zuerst an den Angehörigen der Wider- 
standsorganisation >Rote Kapelle«, später an dem am Umsturzversuch 
vom 20. Juli 1944 beteiligt gewesenen Personenkreis. Erhängungen im 
»englischen Verfahren« (Bühne mit Falltür) waren nur in Posen möglich: 
»Der Aufbau solcher Einrichtungen in anderen Teilen des Reiches erfor- 
dert Zeit. Man wird sich daher.. . mit einfacheren Vorrichtungen begnü- 
gen müssen, wie sie bisher in Österreich üblich waren.«!" Der Hinrich- 
tungsschuppen wurde 1951 zum Teil abgerissen, an seiner Stelle steht 
heute eine Mauer aus Bruchsteinen. Der Hinrichtungsbalken mit den 
Haken ist noch vorhanden. Fred Duswald 
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iPlötzenseer Toten- 
tanzi von Alfred HRO- 
rıcka. Auf allen 16 
Tafeln prangt ein Bal- 
ken mit Fleischerha- 
ken, die es bei den 
historischen Hinrich- 
tungen eben nicht 


gab. Alfred HurDLickA 


(*1928), gelernter 
Zahntechniker und 
kommunistischer 
Künstler, Professor in 
Stuttgart, Berlin und 
Wien, 1985/86 Ge- 
gen denkmal zum 
Ehrenmal für die Ge- 
fallenen des Infante- 
rieregiments 76 am 
Hamburger Damm- 
tor, 1988 Mahnmal 
gegen Krieg und Fa- 
schismus in Wien. 
Ausschnitt Tafel 10- 
12. 


! Reichsjustizmini- 
sterium AZ. 4417- 
IV a# 9647.42, faks. 
bei: Brigitte OLE- 
SCHINSKI, Gedenkstät- 
te Plötzensee, Berlin 
1995, S. 50 £. 





Dietrich sonHo£rrer 


studierte Theologie in 
Tübingen, Rom und 
Berlin. Einen prägen- 
den Einfluß auf ihn 
übte Karl sarrı aus, 
den er später mehr- 
mals in der Schweiz 
besuchte. Seine er- 
sten Kenntnisse von 
Umsturzplanungen 
gehen auf das Jahr 
1938 zurück, als 
OSTER und DOHNANVI 
den Fall rrırsch bear- 
beiteten. 


Zur Person Dietrich Bonhoeffers 


ätte die evangelische Kirche Heilige wie die katholische, wäre 

Dietrich BONHOEFFER wohl der Allerheil igste. »BONHOEFFER, der die 
Notwendigkeit einer Niederlage Hitler-Deutschlands theologisch als Ge- 
richt Gottes über die Mächte des Bösen begründete, ist für Christen, 
Atheisten und postmoderne Neo-Religiöse zu einer Art Universalheili- 
gen avanciert«, schrieb Herbert AMMN in der Wochenzeitung Jutige Frei- 
beit am 7. April 2006. In einer Gruppe von zehn »ökumenischen Heili- 
gen« des 20. Jahrhunderts steht BONHOEFFERS Skulptur über dem 
Westportal der Westminster Abbev in London. Aber auch profane Für- 
sprecher heben ihn in den Himmel, weil er als Widerständler wegen Hoch- 
und Landesverrats hingerichtet worden ist. »Zu den größten Deutschen 
des 20. Jahrhunderts gehört Pastor Dietrich BONHOEFFER«, bestimmte 
US-Präsident sushn 2002 im Deutschen Bundestag. Doch dieses Bild ist 
zu einfach und verdient, richtiggestellt zu werden. 

Der fromme Hans Joachim scHULTZ (*1936) stellt BONHOEFFERS »frag- 
lose Autorität« radikal in Frage: Der Gottesmann sei gottlos gewesen, 
belegt der Evangelikaie in seiner Schrift Wer ist Bonhoeffer? Denn dessen 
»Ethik« besagt, daß »ein Christ im Gehorsam gegen JESUS CHRISTUS wa- 
gen muß, Sünde auf sich zu nehmen, ja, daß er in die Lage kommen 
kann, um der Liebe und Wahrheit willen alle Gebote zu übertreten, lü- 
gen, betrügen, stehlen und sogar morden zu müssen«. 

Als Dietrich BONHOEFFER, der im Erwachsenenalter Gott als abzu- 
schaffende Arbeitshypothese abtat (16. Juli 1944), am 4. Februar 1906 in 
Breslau als sechstes von acht Kindern in die heile Welt der Kaiserzeit 
hineingeboren wurde, dachte so abwegig noch niemand. Vater Karl (1868- 
1948), Professor der Psychiatrie in Berlin und Chefarzt in der Charite, 
begutachtete 1933 den Reichstagsbrandstifter vAN DER LÜBBE. Mit den 
Feinden Deutschlands, die ganze Städte in Brand bomben ließen, ver- 
bündete sich Dietrich BONHOEFFER im Zweiten Weltkrieg. 

Auf diese bedenkliche Bahn begab sich der habilitierte Theologe, als 
er sich 1933 zum »bewußten Inkaufnehmen des Kontfliktes mit dem be- 
stehenden Staat« bekannte. Die Kirche, dozierte der Studentenpfarrer, 
dürfe nicht nur als barmherziger Samariter die Opfer unter den Rädern 
verbinden, sondern müsse dem Rad selbst in die Speichen fallen. 

Um in Anbetracht des drohenden Krieges dem Wehrdienst auszuwei- 
chen, reiste BONHOEFFER Mitte 1939 auf Kosten der Ökumene nach 
Amerika, kehrte aber, kaum in New York angekommen, wieder um: Er 
wolle »diese Periode unserer nationalen Geschichte mit den Christen 
Deutschlands durchleben« in der »fürchterlichen Alternative, entweder 
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in die Niederlage ihrer Nation einzuwilligen, damit die christliche Zivili- 
sation weiterleben kann, oder in den Sieg einzuwilligen und dabei unsere 
Zivilisation zu zerstören«. Eis siegte zwar die Gegenseite, doch eine der 
Folgen war: »Die Rebellion von 1968 hat mehr Werte zerstört als das 
Dritte Reich«, bilanzierte 1983 der CDU-Politiker Bruno HEcK {DerSpie- 
gelet. 4, 2006, S. 56). 

BONHOBFFERS bevorzugter Ansprechpartner vor dem und im Zweiten 
Weltkrieg war der vielseitige Holländer Willem Adolf vısser T'HOOFT 
(1900-1985), Generalsekretär der Ökumene, im Zweiten Weltkrieg aber 
auch Genfer Agent des britischen Geheimdienstes. Auf dessen Frage, 
wofür er denn in der aktuellen Lage bete, machte BONHOFFFER trotz bol- 
schewistischer Gefahr für Deutschland aus seinem Herzen keine Mör- 
dergrube: »Ich bete für die Niederlage meines Landes.« (Traasparent-Ex- 
tra Nr. 76, 2005, S. 10) 

Tatsächlich betete BONHOBFFER nicht nur für Deutschlands Niederlage, 
sondern arbeitete auch dafür als Mann der Ökumene, aber auch in der 
Funktion eines vom Amt Ausland/Abwehr des Oberkommandos der 


Wehrmacht unabkömmlich (uk) gestellten Agenten. Im deutschen mili- 
tärischen Geheimdienst unter dem verräterischen Admiral Wilhelm CA- | 


NARJS arbeitete BONHOEFFERS Schwager Hans von DoHnanYı (1902-1945). 
Dessen unmittelbarer Vorgesetzter war Generalmajor Hans OSTER. Dieser 
verriet 1940 Angriffstermine an den niederländischen Militärattache in 
Berlin. Die Angriffe fielen deshalb keineswegs ins Wasser, wohl aber fielen 
1940 unnötig Tausende deutscher Soldaten im Feuer der Vorgewarnten. 
Vom Amt Canartis mit Devisen und Visa versehen, reiste der »V-Mann 
Gottes und der Abwehr« (FAZ 12. 10. 2005) durch Europa, um den 
Feind mit Informationen zu versehen. Im Frühjahr 1941 traf er vissER 
T'HOOFT in der Schweiz und übergab ihm wichtigen Meldungen für die 
Alliierten, Der ökumenische Holländer leitete BONHOEFFERS Mitteilun- 
gen prompt nach London weiter. Eine zweite Schweiz-Reise galt der 
Erkundung alliierter >Friedensziele<. BONHOEFFERS Fehlmeldung vom 
bevorstehenden Umsturz, die vJssEr T'HOOFT sogleich an die >Peace Aims 
Group< gelangen ließ, wurde von den Alliierten nicht einmal ignotiert.! 
Im April 1942 ermunterte der»Seelsorger des Widerstandes« (FAZ.Nef) 
den Bischof Eivind BERGGRAV im besetzten Norwegen zum Widerstand 
gegen die deutsche Wehrmacht. In Schweden weihte er Ende Mai 1942 
den britischen Bischof von Chichester in alle Geheimnisse eines geplan- 
ten Putsches ein, doch würdigte Großbritanniens Außenminister Anthony 
EDEN die deutschen Widerständler keiner Antwort, Im Juni 1942 wollte 
der »Stachel im Fleisch seiner Kirche« (FAZ.Ne/) über den Vatikan Be- 
dingungen einer »ehrenvollen Beendigung des Krieges« erkunden. Die 
Antwort kam im Januar 1943 aus Casablanca, wo ROOSEVELT und CHUR- 
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BONHOEFFERS Schwager 
Hans VON DOHNANYI, 
der bereits im Mai 
1933 persönlicher 
Referent beim Justiz- 
minister war. Im Juli 
1942 waren die bei- 
den noch in >Mission< 
im Vatikan und in Ve- 
nedig. Ihre Verhaftung 
erfolgte ab 5. April 
1943. 


1 Peter HOFFMANN, 
Widerstand, Staats- 
streich, Attentat. Der 
Kampf der Opposition 
gegen Hitler, Piper, 
Serie Piper 418, 
München *1985, 

S. 268-275. 


2 HOFFMANN, ebenda, 


S. 364 f. 
1 Ebenda, S. 631. 
4 Ebenda, S. 652 £. 


Das Reichssicher- 
heitshauptamt in der 
Berliner Prtnz-Al- 
brecht-Straße. Dort 
wurde BONHOEFFER, 
der im Tegeler Mili- 
tärgefängnis saß, am 
8, Oktober 1944 zu 
Verhören gebracht, 
da in Zossen (bei Ber- 
lin) Akten der Ab- 
wehr entdeckt wor- 
den waren, aus 
denen hervorging, 
daß neben ostrer und 
DOHNANYI auch BON- 
HOEFFER in die Ver- 
schwörung verwik- 
kelt war, und zwar 


seit 1938. 





cHını, in aller Öffentlichkeit auf bedingungsloser Kapitulation beharrten 
und somit den Krieg unnötig verlängerten, der dann noch Millionen To- 
desopfer forderte. 

Der selbst in die Vorgänge rund um den 20. Juli 1944 verwickelt gewe- 
sene Eugen GERSTENMAIER gestand später: »Was wir im deutschen Wider- 
stand während des ganzen Krieges nicht wirklich begreifen wollten, ha- 
ben wir nachträglich vollends gelernt: daß dieser Krieg schließlich eben 
nicht nur gegen HITLER, sondern gegen Deutschland geführt wurde. Das 
Scheitern aller unserer Verständigungsversuche aus dem Widerstand... 
war deshalb kein Zufall. Es war ein Verhängnis, dem wir vor uns nach 
dem Attentat machtlos gegenüberstanden.« (FAZ 21. 3. 1975) 

Im Unterschied zu GERSTENMAIER, dessen Nachkricgskarriere in der 
Stellung des Bundestagspräsidenten gipfelte, von der er im Januar 1969 
wegen zu großer Vorteilsnahme im Amt zurücktreten mußte, war es BoN- 
HOEEFER nicht vergönnt, die Früchte der Niederlage, die er erhofft hatte, 
zu genießen. Als Folge von Devisenschiebereien im Bereich der Abwehr 
am 5. April 1943 verhaftet,? erschienen ihm die Bedingungen im Militärge- 
fängnis Tegel zunächst erträglich. Zum fidelen Gefängnis geriet der Knast, 
als Generalmajor Paul von HASE seinen einsitzenden Neffen BONHOEFFER 
besucht. Über fünf Stunden zechte der Stadtkommandant mit dem »Star- 
gefangenen« und der Gefängnisführung: »Dabei ließ er vier Flaschen Sekt 
auffahren, was in den Annalen dieses Hauses wohl einmalig ist.« 

Schlagartig verschlechtert sich indessen BONHOEFFERS Befinden, nach- 
dem der Sonne >Zossener Aktenfund<” im September 1944 auch ihn 

- ee r- mit dem Verdacht des Hoch- 
und Landes Verrates belaste- 
te. Am 8. Oktober 1944 ins 
Gefängnis des Reichssicher- 
heitshautptamtes überführt, 
gelangte er im April 1945 
über Buchenwald ins Kon- 
zentrationslager Flossen- 
bürg. Dort wurde er am 9. 
April 1945 hingerichtet.* 

Dank intensiver Propa- 
ganda und kollektiver Umer- 
ziehung ist BONHOEFFER, mit 
dem sich auch der amerika- 
nische »Tod-Gottes-Theolo- 
ge« William HAMILTON iden- 
tifiziert, heute der mit 
Abstand meistgelesene Theo- 
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löge. Aufnahme fand der Vorkämpfer für ein »religionsloses Christen- 
tum« sogar im katholischen Märtyrerverzeichnis für den deutschen Sprachraum. 
Der Evangelische Erwachsenen-Katechismus 1975 verwaıf dagegen BONHOEF- 
FER als Vertreter der Theologie vom Tode Gottes oder der These vom 
religiösen Atheismus. Doch nach einer Umfrage von 1986 rangiert der 
Häretiker unter den Vorbildern evangelischer Nachwuchstheologen deut- 
lich vor dem Reformator Martin LUTHER. Abgeschlagen auf dem dritten 
Platz landete -JEsus CHRISTUSs. 

In wesentlich engeren Grenzen hält sich die BONHOEFFER-Rezeption im 
I ledigen Land: Zu Lebzeiten hatte der »Heilige wider Willen« (Oberösterrei- 
chische Nachrichten) eine gewisse Charlotte FRIEDENTHAL auf die liste jüdi- 
scher Personen gesetzt, denen auf Wunsch der Abwehr die rettende Aus- 
reise erlaubt wurde. Dennoch lehnte die Leitung der Gedenkstätte Yad 
Vashem es nach 1945 ab, den Retter als »Gerechten unter den Völkern« 
aufzulisten. Die höchste Ehrung, die Israel vergibt, geht ausschließlich an 
Nichtjuden, die in der NS-Zeit unter Einsatz ihres Lebens einem jüdischen 
Menschen das lieben gerettet haben. BONHOFFFER, entschied Yad Vashem, 
habe zwar das Leben der Frau gerettet, sich selbst aber dabei nicht gefähr- 
det. BONHOEFFERS Hinrichtung am 9. April 1945 habe nichts mit seinem 
Bemühen zu tun gehabt, einer Jüdin das Leben zu retten. Auch vom Ober- 
sten Gerichtshof in Israel wurden die Antragsteller abgewiesen. Es sei nicht 
ihre Aufgabe, historische Fragen zu klären, entschieden die Richter am 1. 
Januar 2006. (Ja, 15. 1. 2006, S. 3) Fred Duswald 
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Links: sonho&Errer GB. 
v. I) im Tegeler Ge- 
fängnishof 1944. 
Rechts: Paul VON 


HASE, BONHOEFFERS On- 
kel und Kommandant 
von Berlin. 


1 Robert SCHOLL, 
»Ein Vermächtnis 
der Geschwister 
Scholl«, in: Askania 
Studiensammlung 
für Zeitgeschichte 
und Jugendfor- 
schung, Nr. 3,1989, 
S. 28. 


Sophie scHoıı mit 
ihrem Bruder Hans, 
mit dem sie eng ver- 
bunden war und des- 
sen politische An- 
sichten teilte. 





Zum Schicksal der Geschwister Scholl 


D: bedauernswerte Schicksal der Geschwister Hans und Sophie 
choll, die sich nach Stalingrad am 18. Februar 1943 mit Flugblät- 
tern an der Universität München gegen die Diktatur HırLers und den 
Krieg gewandt hatten und dafür nach Verurteilung durch den Volksge- 
richtshof am 22. Februar 1943 hingerichtet wurden, obwohl sie früher, 
ähnlich wie Claus Graf Schenck von STAUFFENBERG, begeisterte Anhän- 
ger des Nationalsozialismus gewesen waren, wurde nach 1945 manch- 
mal entstellt geschildert, wobei auch Grausamkeiten der Gestapo gegen 
die Inhaftierten geschildert wurden. Doch diese Behauptungen von an- 
geblich schlechten Behandlungen treffen nicht zu. Zur Richtigstellung 
erklärte der Vater Robert scHonn bereits am 27, Mai 1947 in Ulm unter 
anderem:! 

»Die Schilderungen in dem in 15 Sprachen über die Welt verbreiteten 
Buch von Alfred NEUMANN ES waren 6 sind von A bis Z erfunden. Auch 
die Greuelmärchen, die seit 1945 über die Münchener Ereignisse in der 
in- und ausländischen Presse erschienen sind, sind erfunden. Sie rühren 
von einer Schwindlerin Marianne scHorL her, die sich als meine Nichte 
ausgab, lange Zeit auch von den Amerikanern verkannt wurde, inzwi- 
schen aber vom Militärgericht Heidelbergwegen Betrugs u.a. zu einer 
Gefängnisstrafe verurteilt worden ist... 

Sie hat (1942) dort und im Gefängnis in Ulm, in dem sie sich auf dem 
Transport in das Zuchthaus Hagenau auch einige Tage aufhielt und mit 
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meiner Tochter ınc& in einer Zelle zusammen war, von den Ereignissen 
um meine Kinder Hans und Sophie erfahren. Nach dem Zusammen- 
bruch hat sie dann ihre Kenntnisse ausgenutzt und sich als meine Ver- 
wandte und als Unbeteiligte an den Münchener Ereignissen ausgegeben. 
Dabei hat sie ganz grausige Geschichten über an meiner Tochter Inge 
und auch an ihr (selbst) verübte Grausamkeiten veröffentlichen lassen. 
Wahrheit ist, daß meine beiden Kinder mir, als ich sie 1/2 Stunde vor ihrer 
Hinrichtung noch sprechen konnte, unabhängig voneinander erklärten, 
sie seien von der Gestapo gut und vornehm behandelt worden. Mein 
Sohn Hans bat mich noch, zu einem Herrn Dr. mamon bei der Gestapo 
zu gehen und mit diesem zu sprechen. Er habe Dr. mamon während des 
Verhörs aufgeklärt und so ziemlich vom Nationalsozialismus bekehrt. 
Es bedürfe nur noch einer kleinen Nachhilfe meinerseits und Dr. MA- 
MN wäre gewissermaßen gerettet, 

Ich selbst wurde von einem Münchener Gestapobeamten gleichfalls, 
und zwar im Gefängnis von Ulm, vernommen. Auch ich wurde in jeder 
Hinsicht anständig, ja sogar vornehm behandelt. Nach meiner protokol- 
larischen Vernehmung sprach ich mir Gestapobeamten noch als Mensch 
zu Mensch, stellte ihnen die ganze Verworfenheit des Nationalsozialis- 
mus und dessen baldiges schreckliches Ende vor Augen, und zwar in 
Gegenwart der Protokollführerin. Alleine schon wegen dieser meiner 
Auslassungen hätte mich der Gestapobeamte wegen Zersetzung dem 
Scharfrichter ans Messer liefern können. 

Ich ermächtige Sie ausdrücklich, von dieser meiner Erklärung vor je- 
dem Gericht Gebrauch zu machen.« Rolf Kosick 


491 


Hans scnorı (2. v, 1) 
und Sophie schorı. mit 
weiteren Mitgliedern 
der >Weißen Rose< 
Hubert rurrwängLEeR 
(L), Willy rar (3. v. I) 
und Alexander scnuo- 


RELL (r.). 





Robert schorı 
(1891-1973), war 
Bürgermeister von 

Forchtenberg, in 


dessen Rathaus eine 
Btldnisbüste seiner 
Tochter steht. 


1 Franz W SEIDLER, 
»Ansichten über 
Deserteure«, in: 
Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung, 18. 9. 
1995, 


2 Volker KRÖNING, 
in: Focus, Nr. 43, 23. 
10. 1995, S. 98. 


3 Franz W. sEIDLER, 
»Waren Deserteure 
Widerstands kämp - 
fer?« in: Frankfurter 
Allgemeine Zeitung, 

5. 3. 1996. 


Deserteur-Denkmal 
auf dem Platz der 
Einheit in der Garni- 
sonstadt Potsdam. 


Waren Deserteure Widerstandskämpfer? 


S: dem letzten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts ist es in der Bundes- 
epublik üblich geworden, die deutschen Deserteure des Zweiten 
Weltkriegs als »Widerständler zu betrachten und sie bei Ehrungen der 
Attentäter vom 20. Juli 1944 gleichrangig mit zu nennen. An verschiede- 
nen Orten wurden bereits Denkmäler für die Fahnenflüchtigen aufge- 
stellt.! Besonders die Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen hat neben 
der SPD im Bundestag dafür gesorgt, daß der »Widerstand des kleinen 
Mannes« offiziell anerkannt wurde, daß die wegen Fahnenflucht Verur- 
teilten rehabilitiert wurden:! »Wer sich dem »Terrorinstrument Wehrmacht* 
und der »deutschen Kriegsmaschinerie* auf diese Weise entzogen habe, 
sei ein Widerstandskämpfer.«? Wegen Fahnenflucht, Wehrkraftzersetzung 
und Wehrdienstverweigerung im Zweiten Weltkrieg verurteilte Soldaten 
sollten pauschal rehabilitiert werden. Mit der Einschränkung, daß jeder 
Einzelfall geprüft werden müsse, wurde dem im Grunde vom Bundestag 
entsprochen. 


Doch diese Beurteilung ist nicht richtig. »Die heutige Lehre vom Wider- 
standsrecht rechtfertigt die Beseitigung eines Diktators unter drei Vor- 
aussetzungen: 1. Die Tat muß auf einer politischen Gewissensentschei- 
dung derer beruhen, die den Entschluß zum Widerstand fassen, 2. Die 
Tat muß eine Signalwirkung auf andere haben. 3. Das Unternehmen muß 
eine Erfolgschance haben.«-! 
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Für Deserteure der Wehrmacht sind offensichtlich alle drei notwendi- 
gen Voraussetzungen - zumindest die letzten zwei genannten - zur An- 
erkennung als Widerständler nicht erfüllt. 

Der Präsident des Bundesgerichtshofes, Hermann WEINKAUFF, führte 
um 1960 zu dieser Frage dann auch damals noch allgemeint anerkannt 
aus: »So können beispielsweise Desertionen oder Gehorsamsverweige- 
rungen einzelner Heeresangehöriger, die im Kriege mit der Begründung 
vorgenommen werden, es handele sich um einen ungerechten Krieg oder 
um einen notwendig zum eigenen Untergang führenden Krieg, in der 
Regel nicht als rechtmäßige Widerstandakte anerkannt werden. Oft wird 
es schon an der sicheren, sich auf gewisse und ausreichende Unterlagen 
stützenden und unter ernsten Gewissensqualen errungene Erkenntnis 
fehlen, daß es wirklich ein klar ungerechter oder ein klar zum eigenen 
Untergang führender Krieg sei. Vor allem aber kann die einzelne Deser- 
tion oder der einzelne militärische Ungehorsam gar nicht den Erfolg ha- 
ben, das Schicksal als Ganzes zu wenden.«* 

Zu erwähnen ist, daß in allen Ländern Fahnenflucht ein schweres mi- 
litärisches Verbrechen ist, das hart bestraft wird. Der Paragraph 16 des 
Wehrstrafgesetzbuches der Bundeswehr hat fast den gleichen Wortlaut 
wie der Paragraph 69 des früheren Militärstrafgesetzbuches der deut- 
schen Wehrmacht. Da Gesetze allgemein gelten sollen, ist eine Ausnah- 
me-wie für den Zweiten Weltkrieg - juristisch schlecht begründet. Auch 
dürfte die eingerissene Praxis der Verherrlichung von Deserteuren des 
Zweiten Weltkriegs dazu führen, daß die Hemmschwelle für Fahnen- 
flucht in der Bundeswehr bei wirklich gefährlichen Einsätzen stark her- 
abgesetzt wird. 

Der Militärhistoriker Franz W. sEIDLER wies ferner darauf hin, daß für 
viele der deutschen Fahnenflüchtigen des Zweiten Weltkriegs nicht die 
oft unterstellten hehren Begründungen zutrafen: »In Deutschland han- 
delte es sich bei den meisten Verurteilten um Soldaten, die mehrfach 
vorbestraft waren: viele bereits vor ihrer Einberufung zur Wehrmacht, 
fast alle disziplinarisch oder kriegsgerichtlich in der Truppe. Nur ganz 
wenige desertierten aus politischen Gründen. Die häufigsten Motive waren 
Angst vor einer weiteren Bestrafung, Streit mit den Vorgesetzten, per- 
sönliche und familiäre Gründe und Frauengeschichten.«' 

Eine >Heroisierung< der Deserteure ist deshalb unbegründet. Da diese 
gleichzeitig meist mit der Herabsetzung oder gar Diffamierung der deut- 
schen Soldaten des Zweiten Weltkriegs verbunden ist, die ihr Leben für 
Volk und Vaterland einsetzten, ist ihr Ursprung aus deutschfeindlicher 
Ideologie und dem Willen zur Umerziehung nicht zu übersehen. 

Rolf Kosiek 
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Franz w. sEıDLEr, 


4 Zitiert ebenda. 


5 Franz W SEIDLER, 
aaO. (Anm. 3). 


Mit Pistole zu Hitler 


B: den Darstellungen der zahlreichen aus den verschiedensten 
ründen abgebrochenen oder fehlgeschlagenen Attentatsversuche 
zur Beseitigung HITLERS wird meist die einfache Möglichkeit, den Reichs- 
kanzler bei einem Treffen aus nächster Nähe mit der Dienstpistole zu 
erschießen, übergangen oder gar die Möglichkeit dazu abgestritten, Tat- 
sache ist jedoch, daß im allgemeinen mindestens bis zum Attentat vom 
20. Juli 1944 jeder zu HITLER votgelassene Offizier - etwa bei Bespre- 
chungen oder Ordensverleihungen - seine Dienstpistole während der 
Besprechung bei sich trug. Nach diesem Attentat sollen schärfere Sicher- 
heitsmaßnahmen getroffen worden sein, wozu die Abgäbe der Pistole 
vor einem Besuch beim Führer gehört habe. 

Daß jedoch auch diese neuen Vorkehrungen allgemein nicht so scharf 
waren wie etwa heutige Maßnahmen beim Flugverkehr, von det in letzter 
Zeit üblich gewordenen Bewachung hoher Politiker durch kräftige »Body 
Guards« ganz zu schweigen, berichtete als direkt Betroffener einer der 
»zwanzig minderjährigen, mit dem Kreuz von Eisen dekorierten Hitler- 
Jungen«! die HITI.FR zu seinem 56. Geburtstag am 20. April 1945 in 
Berlin gratulierten. 

Er stellte fest: »Ich brachte, einmal als Melder des Reichsjugendfüh- 
rers Artur AxMANN und zweimal HITLERS, Nachtichten aus der >Zitadelle< 
und zurück. Als Melder trug ich eine Pistole in meiner Manteltasche und 
wurde niemals aufgefordert, sie herauszugeben, weder bei HITLERS Ge- 
burtstagpräsentation, noch als ich im Lageraum Aufträge entgegennahm, 
wo HITLER dabei war. Am Morgen des 30. April, zwischen 4.30 und 5.00 
Uhr, sah ich HITLeEr allein im Flur des unteren Bunkers. Ich hätte HITLER 
töten können. Ich hatte diese Möglichkeit mindestens drei- oder vier- 
mal.«? 

Wenn solches schon einem jungen Meldegänger mehrmals möglich 
gewesen war, wie nicht erst den zahlreichen mit Widerstandsplänen be- 
faßten hohen Offizieren, die sich vielfach in unmittelbarer Nähe HIT- 
LERS aufhielten oder an Besprechungen mit ihm teilnahmen. Es scheint 
so, als sei die von altersher zum klassischen Tyrannenmord gehörende 
Selbstaufopferung des Attentäters eine zu hohe Schwelle für die im Wi- 
derstand vereinigten Offiziere gewesen. Rolf Kosiek 


' Der Spiegel, Nr. 14, 1995. 
? Armin D. LEHMANN, Waldport (USA), in Leserbrief in: Der Spiegel, Nr, 17, 24, 
4. 1995, S. 8. 
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Hatte Hitler keinen Holocaust-Plan? 


T der gängigen Literatur werden der Antisemitismus Adolf HITLERS 


und dessen persönliche Schuld für die im Dritten Reich durchgeführte 
Verfolgung derJuden hervorgehoben. Obwohl bisher kein entsprechen- 
des Dokument mit einer solchen Anordnung gefunden wurde, geht die 
herrschende Lehre davon aus, daß kırLer den Befehl zur Vernichtung 
der Juden gegeben habe und dies sein wichtigstes Ziel gewesen sei. Zweif- 
ler daran wurden wegen >Leugnung< und >Verharmlosung< von NS-Ver- 
brechen nach $ 130 des deutschen Strafgesetzbuches bedroht und be- 
straft. 

Nun scheint sich selbst in der etablierten Forschung ein Wandel zu 
vollziehen. Auf einer Tagung der regierungsnahen Bundeszentrale für 
Politische Bildung in Berlin Mitte Dezember 2006 zum »transnationalen 
Gedächtnis des Holocaust« überraschte der in der Holocaust-Forschung 
anerkannte jüdische Historiker Raul HILBERG'! mit einer Feststellung, die 
zwar schon ähnlich seit jeher von Revisionisten vertreten und Vorjahren 
von David ırvıng geäußert wurde, jedoch bisher stets großen Wider- 
spruch hervorrief. HLLBERG erklärte, »daß es in Deutschland — anders als 
in Frankreich — zu keinem Zeitpunkt eine zentrale Stelle zur Durchfüh- 
rung der NS-Judenverfolgung gab, sondern sich die Vernichtungspolitik 
aus dem Zusammenspiel der verschiedenen nationalsozialistischen ideo- 
logischen Institutionen und Ministerien entwickelte. HITLER selbst habe 
den Holocaust in seinem furchtbaren Ausmaß weder bewußt geplant noch 
vorausgeschen«.? 

Bezeichnenderweise wurde diese Erklärung von der deutschen Presse 
sonst kaum gebracht und in Kommentaren nicht gewürdigt. Ein >Revj- 
sionist<, der solches öffentlich verlautbart hätte, wäre sicher wegen >Volks- 
verhetzung< verurteilt worden. So wurde zum Beispiel im Jahre 2002 der 
unbescholtene Nürnberger Historiker und Studienrat Hans-Jürgen 
wırzsch vom Landgericht Nürnberg (Az.: 421 Ds 403 Js 31160/00) zu 
einer Gefängnisstrafe von drei Monaten ohne Bewährung verurteilt, weil 
er in einem persönlichen Brief an den Münchner Historiker Michael 
WOLFFSOHN zutreffend darauf hingewiesen hatte, daß es keine Quelle 
dafür gebe, daß kırLer den Holocaust befohlen habe. In der Urteilsbe- 
gründung wurde jedoch auf die »Regierungsanordnung« für die Massen- 
vernichtung von J uden verwiesen. Rolf Kosiek 


! Raul tırBELrc, Die Vernichtung der europäischen Juden, Berlin 1982. 
2 Süddeutsche Zeitung, Nr. 287, 2006, S. 13. 
3»Kein Hitler-Plan«, in: Nation & Europa, Nr. 2, 2007, S. 55. 
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Raul mıLserc. 


Keine Massenvergasungen in Dachau 


ach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde jahrelang in den Me- 

dien und in Schriften behauptet, daß im bayerischen Konzentrati- 
onslager Dachau Massentötungen in Gaskammern vorgenommen wor- 
den seien. Jahrelang wurde Zehntausenden von Besuchern eine >Gas- 
kammer< vorgeführt, in der viele Häftlinge durch Vergasung ermordet 
worden seien.! So erklärte der tschechische Arzt Dr. Franz BLAHA, der 
von 1941 bis 1945 als Häftling im Lager Dachau war, vor dem Nürnber- 
ger Tribunal am 11. Januar 1946 in einer eidesstattlichen Erklärung: »Viele 
Hinrichtungen durch Gas, Erschießungen und Injektionen fanden im 
Lager statt. Die Gaskammer wurde im Jahre 1944 vollendet, ich wurde 
von Dr. RASCHER gerufen, um die ersten Opfer zu untersuchen. Von den 
8 bis 9 Personen, die in der Kammer waten, waren drei noch am Leben, 
und die anderen schienen tot zu sein... Viele Gefangene wurden später 
auf diese Weise getötet.«? 


Erich prEuss, der in seiner Schrift? auch die viel zu große Opferzahl 
von 70000 für Dachau angab, sagte über die angeblich dort gebaute Gas- 
kammer aus: »Die Gaskammer wurde für Massenhinrichtungen gebaut. 
Die Hinrichtungen in den Gaskammern der Konzentrationslager erfolg- 
ten durch ein Giftgas Cyclon-B.« 

Die entsprechenden Einrichtungen wurden in Bildern* gezeigt, wobei 
der Eingang mit »Brausebad« bezeichnet war. Den Besuchern, beson- 
ders Schulklassen, wurden die betreffenden Räumlichkeiten an Ort und 
Stelle vorgeführt.’ 

Doch diese Behauptungen über die Gaskammern treffen nicht zu. Rich- 
tig ist, daß es vor 1945 keine Gaskammern in Dachau gab und Vergasun- 
gen dort nicht stattfanden. Schon im Juli 1955 stellte der Landrat von 
Dachau und CSU-Abgeordnete im Bayerischen Landtag, Heinrich JUN- 
KER, im Münchener Landtag den Antrag, »das Krematorium im Camp 


' Eine Anzahl solcher Behauptungen ist zusammengestellt bei Erich KERN, Mein- 
eid gegen Deutschland, X. W. Schütz, Göttingen 1968, S. 247 ff.; u.a. K. A. GROSS, 

Fünf Minuten vor zwölfMünchen 1945, S. 221 f.; Paul HUSAREK, Die Toren von Dach- 

au, München 1948,5. 17. 

= Internationaler Militärgerichtshof Nürnberg (Hg.), Der Nürnberger Prozeß gegen die 
Hanptkriegsverbrecher vom 14, November 1945 bis 1. Oktober 1946, Nürnberg 1947, 
S. 198, 

1 Erich preuss, »Denket daran!« München 1945, $. 27, 

* Beispiel in Narional-Zeitung, 18. 5. 1979, S. 5. 

s So noch in einem Bericht über einen Besuch von 150 Schülern in: Süddeutsche 
Zeitung, 14. 5. 1979. 
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Dachau für den öffentlichen Besuch zu schließen, damit nicht weiterhin 
damit Propaganda gemacht werden kann, daß Opfer des Nationalsozia- 
lismus vergast oder lebendig verbrannt worden seien«.° Daraufhin ent- 
brannte eine heftige öffentliche Diskussion, in der auch frühere Häftlinge 
des Lagers versicherten, daß es dort bis 1945 keine Gaskammern gege- 
ben habe. Der Antrag des Abgeordneten JunKER wurde schließlich mit 
dem Hinweis auf ein Abkommen zwischen Frankreich und der Bundes- 
republik vom Oktober 1954 zur Erhaltung von Denkmälern für verstor- 
bene Häftlinge verworfen. So blieben die Behauptungen von den Dach- 
auer Gaskammern weiter in der Öffentlichkeit und wirkten. 


Auf einen ausführlichen Bericht des Reporters Oscar STENTZELin der 
Wochenzeitung Christ und Welt über »das gefließte >Brausebad<« in Dach- 
au mit den Öffnungen, »aus denen das tödliche Gas heraustrat«, erschien 
ein Leserbrief,$ in dem auf Äußerungen des Münchner Weihbischofs NEU- 
HAUSLER im Mai 1960 im Münchner Merkur verwiesen wurde, wonach un- 
ter der Überschrift »Gaskammer nicht fertiggeworden« erklärt wurde, 
daß dort keine 75000 Häftlinge umgebracht worden seien, da die Gas- 
kammer dank der Sabotage der Häftlinge niemals fertiggeworden sei, 
»so daß hier überhaupt niemand vergast werden konnte«. Die Redaktion 
erklärte dazu, daß der Verfasser zugebe, »bei der Besichtigung der Gas- 
kammer in Dachau den legendären Behauptungen von den dort durch- 
geführten Vergasungen erlegen« zu sein. 


In diese Debatte griff dann das Institut für Zeitgeschichte in Mün- 
chen durch seinen Mitarbeiter Martin BROSZAT, dessen späteren Dirck- 
tor, ein, der feststellte: »Weder in Dachau, noch in Bergen-Belsen, noch 
in Buchenwald sind Juden oder andere Häftlinge vergast worden. Die 
Gaskammern in Dachau wurden nie ganz fertiggestellt und in Betrieb 
genommen.«" Dabei verwendete er den Plural »Gaskammern«. 

Weihbischof NEUHAUSLER schrieb später: »Mit dem neuen Krematoti- 
um war auch eine Gaskammer verbunden. Sie wurde zwar schon 1942 
begonnen, aber durch Sabotage der Gefangenen sehr lange nicht fertig; 
erst 1945. .. Doch wurde diese Dachauer Gaskammer nie in Betrieb ge- 
nommen.«!® 

Dabei dürfte es wohl jedem natürlich Denkenden klar sein, daß sich 
die KZ-Leitung nicht jahrelang von einem beabsichtigten Vorhaben, so 
es denn geplant gewesen wäre, von Häftlingen hätte abhalten lassen. 


6 KERN, aaO. (Anm. 1), S. 250. 

7 Oscar STENTZEL, »Dachau - nach 15 Jahren«, in: Christ und Weit, 14. 7. 1960. 
8 Paul KURZWEG in Leserbrief in: Christ und Welt, 28. 7. 1960. 

9 Martin BROSZAT in: Die Zeit, 19. 8. 1960. 

10 Weihbischof Johann NEUHAUSLHR, Wie war das im KZ Dachan?, München 1963, 
S. 16. 
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"" Daily Telegraph, Im Sommer 1960 berichtete dann der bei den amerikanischen Ser- 
26./27. 7. 1960; vice-Einheiten Dienst leistende frühere deutsche General uUnREIN dem 
zitiert auch im Dachau besuchenden britischen Lord RÜSSEL OF LIVERPOOL ausführlich, 
daß es dort vor Kriegsende keine Gaskammer gegeben habe und die als 


solche um 1960 dort gezeigte von deutschen Gefangenen auf US-Befehl 


Bundestagsproto- 
koLl! der 124. 
Sitzung vom 28, 9, 


1960 vom SPD. gebaut worden sei. Empört veröffentlichte der Brite diese Mitteilung als 
MdB Walter Beispiel eines Unbelehrbaren." Die Wochenzeitung Die Zeit brachte diese 
SEUFFERT in Fragen Meldung in großer Aufmachung.!? Die Sache kam durch eine Anfrage 
VI/3 und VI/A. des ob solcher Aussagen empörten SPD-Abgeordneten und Rechtsan- 
12 Die Zeit, 12. 8. walts Walter sEurrerr am 28. September 1960 vor den Bundestag zur 
1960. Aussprache, Der Staatssekretär des Auswärtigen Amtes, Karl CARSTENS, 
13 Bundestagsproto- Vertröstete zunächst auf noch ausstehende Ermittlungen und stellte dann 
koll der 138. auf Nachfrage dazu fest, daß die Gaskammern in Dachau zwar vor Kriegs- 


Sitzung, 18. 1. 1961. ende nicht benutzt, aber von den Nationalsozialisten hergestellt worden 
seien und daß keine Rede davon sein könne, daß sie erst nach Kriegsende 
gebaut worden seien. Dabei verwendete er den Plural »Gaskammern«. 

Am ıs. Januar 1961 fragte der Abgeordnete SEUFFERT nochmals im 
Bundestag nach dem Ergebnis der Ermittlungen. Darauf antwortete 

Die.nach 194555 Staatssekretär CARSTENS, daß sich nicht habe feststellen lassen, daß Ge- 

Demon strationszwekl€ral unrEın die in der Presse angeführten oder sonstige »strafrechtlich 

ken« (A. rückerı) fer- oder disziplinarrechtlich relevanten Äußerungen getan« habe und des- 

tiggestellte Gaskam- wegen keine Maßnahmen gegen ihn ergriffen worden seien. Weihbischof 
merim KL Dachau. weuHäusger habe bei seiner Ansprache am 23. Mai 1960 auf dem Ge- 

BEE lände des KZ Dachau 
erklärt: »Die Gaskam- 
| mer im ehemaligen KZ 

Dachau sei durch die 

Sabotage von Häftlin- 





gen niemals fertigge- 
stellt worden, so daß 
hier niemand vergast 
werden konnte.«!3 

In der Folge melde- 
ten sich einige deutsche 
Soldaten, die als Gefan- 
gene gleich nach 1945 in 
Dachau in US-Haft ge- 
halten wurden. Sie be- 
zeugten, daß sie keine in 
der NS-Zeit gebaute 
Gaskammer dort vor- 
fanden, oder versicher- 
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ten sogar, daß sie als Gefangene nach der Kapitulation am Bau der später 
als Gaskammern gezeigten Einrichtungen auf Befehl ihrer US-Bewa- 
cher teilnehmen mußten oder davon gehört hatten.!* 

In einem Schreiben an den Bundesjustizminister schrieb der dem Ver- 
fasser persönlich gut bekannte, inzwischen verstorbene Dr. FESTGE:»Immer- 
hin sind über die Gaskammern in Dachau, deren Bau ich als amerikani- 
scher Kriegsgefangener miterlebte, oder über die Vorgänge in Bergen-Belsen 
so viele Lügen verbreitet worden, daß man allmählich skeptisch wird.«!? 

Der Bundeswehr-Oberst Gerhart scHIRMER betichtet," wie er im KZ 
Sachsenhausen unter russischer Anleitung eine Gaskammer nach 1945 
bauen mußte, die dann, als von den >Nazis< errichtet und benutzt, Besu- 
chern vorgezeigt wurde. Das sei nach 1945 auch in anderen Konzentra- 
tionslagern in Deutschland geschehen. 

Der Erlanger Ordinarius für Neuere Geschichte, Hellmut DIWALD, stell- 
te 1978 fest: »So nannten die alliierten Sieger Vernichtungslager, von de- 
nen es in Deutschland kein einziges gegeben hat. Oder es wurden jahre- 
lang im KZ Dachau den Besuchern Gaskammern gezeigt, in denen die 
SS angeblich bis zu fünfundzwanzigtausend Juden täglich umgebracht 
haben soll, obschon es sich bei diesen Räumen um Attrappen handelte, 
zu deren Bau das amerikanische Militär nach der Kapitulation inhaftierte 
SS-Angehörige gezwungen hatte.«' 

Schließlich mußte auch der damalige Leiter der Ludwigsburger Zentral- 
stelle, Oberstaatsanwalt Adalbert RÜCKERL, im Frühjahr 1979 gestehen:!® 
»Die Behauptungen um Dachau sind insofern richtig, als tatsächlich die 
Gaskammern in Dachau erst nach dem Kriege zu Demonstrationszwek- 
ken fertiggestellt wurden.« 

Nach allem darf es als gesichert gelten, daß es im Lager Dachau vor 
1945 keine Gaskammer gab und daß dort keine Vergasungen vorkamen. 

Ebenso wurde der in vielen Fotos gezeigte >Galgenbaum< des Lagers, 
an dem angeblich viele Häftlinge aufgehängt worden seien, erst unter 
US-Leitung geschaffen. Dazu berichtete Horst KREUZ aus München:!? 
»Mein Lagerkamerad Waldemar speck, München, wurde gegen Verpfle- 
gungssonderrationen als Lagerarbeiter verwendet. Er bearbeitete u. a. 
auf Befehl der Amerikaner, wie er mir selbst erzählte, am Ausbau des 
Krematoriums, so daß es aussehen sollte, als sei es in dieser Form schon 
vor dem 8. Mai 1945 in Betrieb gewesen. Ferner mußten spEcK und seine 
Kameraden den <hanging tree< (Galgenbaum) hernchten. Das geschah durch 
Hin- und Herziehen eines dicken Seiles über einen starken Ast, so daß es 
schließlich aussehen mußte, als ob an diesem Baum ständig Menschen 
erhängt worden wären.« 

Zu den stark überhöhten Zahlen der Opfer im Lager Dachau ist 
anderenotts Stellung genommen worden.?" Rolf Kosiek 
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Tübingen 1992, 
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17 Hellmut DPsAIÜ, 
Geschichte der Dent- 
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IB Zitiertin: 
National-Zeitung, 
18. 5. 1979, S. 5. 


19 KERN, aaO. 
(Anm. 1), S. 263. 


20 Beitrag Nr. 242, 
»Opferzahlen 
konnten geändert 
werden«, und Nr. 
243, »Revision von 
KL-Opfer zahlen«, 


! Hinweis mit 
Abbildung der 
Gedenktafel in: 
Weitblick, Nr. 80, 
März 2007, S. 1. 

3 Beitrag Nr. 249, 
»Keine Vergasungen 
im Altreich«. 

' Kopien solcher 
Schreiben liegen 
dem Verfasser vor. 


Links: OttO schusrer 
(1897-1942). Rechts: 
die an der Friedhofs- 
mauer von Vorder- 
berg im Gailtal ange- 
brachte Gedenktafel 
zur Erinnerung an 
Otto scuusrur. 


Dachau-Vergasung auf Friedhofs-Gedenktafel 


Ar dem Alten Friedhof in Vorderberg im Gailtal, der im Jahre 1782 
errichtet und mit Beschluß vom Jahre 2000 wieder instand gesetzt 
wurde, ist auch eine Gedenktafel für Dr. Otto SCHUSTER, Pfarrer in Vot- 
arlberg, an der Friedhofsmauer angebracht. Auf ihr ist unter dem Namen 
und der Inschrift»Bevor ich Heil HITLER sage, sterbe ich lieber!« - offen- 
bar ein Ausspruch des Verstorbenen — der Hinweis zu lesen: »1942 im 
KZ—-Dachau vergast.«! 

Das ist falsch. Denn wie der Historiker des Münchener Instituts für 
Zeitgeschichte Dr. Martin BROsZzaT am 19. August 1960 in der Wochen- 
zeitung Die Zeit erklärte, sind in Konzentrationslagern auf dem Boden 
des damaligen Deutschen Reiches keine Vergasungen vorgekommen.? 
Ausdrücklich nennt er dabei auch das KL Dachau, Ebcnso hat die Stadt- 
verwaltung von Dachau auf Anfrage mitgeteilt, »daß im seinerzeitigen 
KZ Dachau Vergasungen von Menschen nicht stattgefunden haben«.? 

Durch die unzutreffende Inschrift auf der an sich ehrenvollen Gedenk- 
tafel für einen verdienten Pfarrer wird also ein falscher, das damalige 
Deutschland unberechtigt belastender Eindruck erzeugt. Wäre es ein of- 
fensichtlich die Deutschen entlastender sachlich unzutreffender Hinweis, 
so wäre er sicher längst entfernt worden. Rolf Kosiek 
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Angebliche Vergasungen im KL Neuengamme 


L den vierziger und fünfziger Jahren des vorigen Jahrhunderts wurde 
noch oftmals über Massenvergasungen in Konzentrationslagern auf 
reichsdeutschem Boden berichtet, bis Martin BROsZzar vom Münchener 

Institutfür Zeitgeschichte< diesen Erzählungen durch seinen Beitrag in 
der Zetvom 19. August 1960 die Grundlage nahm. Dennoch tauchten 
immer wieder entsprechende Aussagen von Zeitzeugen auf. Ein Beispiel 
für das Lager Neuengamme bei Hamburg brachten wir schon.! 

Über dieses Lager vor den Toren Hamburgs wird auch in einem Sam- 
melband von 1983 berichtet.” In dieser Monographie über die »Gedenk- 
stätten für die Gpfer des NS-Terrors in der Bundesrepublik« — so der 
Untertitel— heißt es zunächst: Von den bei Kriegsende rund 36000 Häft- 
lingen kamen bereits 1943 »etwa 500 Häftlinge monatlich um, bis 1945 
stieg die Zahl auf 2500 monatlich«.! Eine an der am 7. November 1965 
eingeweihten Gedenkstätte angebrachte Tafel gibt an, daß in Neuen- 
gamme und seinen Außenlagern 100000 Menschen litten, »von ihnen 
wurden 55000 Männer, Frauen und Kinder aus vielen Nationen durch 
die Nationalsozialisten getötet«. Noch 1984 meldete die Deutsche Presse- 
Agentur (dpa): »In das KZ Neuengamme und seine Außenlager wurden 
während des Zweiten Weltkrieges rund 106000 Häftlinge eingewiesen, 
von denen 55 000 ums Leben kamen,«* 

Das ist falsch. Richtig ist folgendes: Die Auskunft des Sonderstandes- 
amtes Arolsen nach dem Kenntnisstand vom 31. Dezember 1983 für 
Neuengamme gab für die ganze Zeit des Bestehens dieses KL und seiner 
Außenlager insgesamt die wirklichkeitsnähere Gesamtzahl von 5706 To- 
desfällen an.? Die darin nicht enthaltenen größten Opfer unter den Häft- 
lingen ereigneten sich, als britische Jagdbomber am 3. Mai 1945 die Damp- 
fer >Cap Arcona< und >Thielbeck< vor Neustadt auf der Ostsee angriffen 
und versenkten, auf die kurz vorher Tausende von Häftlingen aus Neu- 
engamme gebracht worden waren, von denen rund 7000 auf solch tragi- 
sche Weise kurz vor ihrer Befreiung umkamen.® 

Ferner wird in dem genannten Sammelband mitgeteilt, daß in Neuen- 
gamme 1942 Vergasungen von insgesamt 448 Menschen stattfanden. 
Dazu wird angeführt: »Der ehemalige Lagerschreiber Herbert scHEM- 
MEL berichtet: >Die Vergasungen fanden in aller Öffentlichkeit während 
des Abendappells der Häftlinge statt, und wir haben alle geschen, wie der 
SS-Sanitäter BAHR das Zyklon B in vorher vorbereitete Rohröffnungen 
auf dem Dach des Arrestbunkers hineinschüttete.« 

Fritz BRINKMANN ergänzt: >Die Häftlinge auf dem Appellplatz konn- 
ten das Schreien der Gefangenen im Bunker deutlich hören. Es dauerte 
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lismus«« in: Vor- 
wärts, Nr. 9,23. 2. 
1984, s. 22. 








zehn Minuten, bis das Schreien verstummte. Dann wurden die Türen 
geöffnet, und eine Anzahl von Leichen fiel heraus. Nachdem sich das 
Gas wieder aus dem Bunker verflüchtigt hatte, mußten Häftlinge die Toten 
auf Rollwagen durch das Häftlingslager ins Krematorium schleppen, ,. 
Nachdem alle Leichen abtransportiert waren und der Abendappell been- 
det wat, durften die Häftlinge noch nicht in die Baracken zurückkehren, 
sondern mußten auf Befehl des SS-Schutzhafdagerführers das Lied »Will- 
kommen frohe Sänger« singen.«”7 

In einem Fernsehfilm, den das ZDFam 16, November 1988 über das 
KL Neuengamme ausstrahlte, berichtete dagegen ein Zeuge eine etwas 
andere Anordnung: »Man habe 6—8 m lange Rohre durch das Dach des 
Bunkers geschoben, sie mit Ventilatoren und Heizspiralen versehen und 
hierdurch das tödliche Zyklon B in den Innenraum gedrückt,«" Und die 
stark überhöhte Gesamtzahl von über 65000 Ermordeten wurde für 
Neuengamme genannt. 

Das SPD-Organ Vorwärts brachte 1984 ebenfalls in einem längeren 
Artikel über Neuengamme die fälsche Zahl von 55000 Ermordeten: »Sie 
wurden gehängt, vergast, bei der harten Arbeit schikaniert und zu Tode 
geschunden.« Daß britische Flugzeuge die oben genannten Schiffe kurz 
vor Kriegsende versenkten und damit Tausende der Neuengammer Häft- 
linge ermordeten, wurde dabei verschwiegen. 

Die Behauptung von Vergasungen in Neuengamme ist falsch. In 
Neuengamme fanden keine Vergasungen statt. Einzelheiten darüber sind 
im Beitrag Nr. 447 von einem Zeitzeugen angegeben, der nach 1945 
längere Zeit in diesem Lager war, ! Rolf Kosiek 
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Bordelle in Konzentrationslagern 


B: der dem Umfang nach ungeheuren Literatur über die deutschen 
Konzentrationslager fallt auf, daß in den meisten Fällen der ausführ- 
lichen Beschreibung dieser Lager die offenbar dort bestehenden Bordel- 
le nicht erwähnt werden. Dieses Entgegenkommen der Lagerverwaltun- 
gen, das so gar nicht ins landläufige Bild der Lager paßt, soll offensichtlich 
verschwiegen werden. Eine Behandlung dieses Themas erscheint aber 
für eine sachliche Beurteilung doch wichtig. 

Das erste von insgesamt zehn KL-Bordellen! wurde am 10. Juni 1942 
in Mauthausen? eröffnet. Bald folgten Gusen (Oktober 1942) und eine 
Kette weiterer Bordelle in Buchenwald' (11. 7. 1943), Flossenbürg* (Juli 
1943), Auschwitz-Stammlager (Oktober 1943) und Auschwitz-Monowitz 
(15. 11. 1943), in Neuengamme? (Frühjahr 1944), Dachau® (11. 5. 1944) 
und Sachsenhausen (8. 8. 1944). Das letzte KL-Bordell von allen wurde 
Anfang 1945 in Mittelbau-Dora ins Leben gerufen. Ein »wildes« Bordell 
soll sich nach Aussage des Ex-Häftlings Samuel prsar (Das B/nt der Hoff- 
nung in Auschwitz-Birkenau gebildet haben. 

Die >Freudenbaracken< dienten nicht nur dem Vergnügen ihrer Besu- 
cher. In erster Linie ging es darum, die Arbeitsleistung der Häftlinge zu 
steigern, die von der KL-Verwaltung an kriegswichtige Betriebe >verleast< 
waren und in der Rüstungsindustrie wichtige Aufgaben erfüllten. 

Auf Drängen der interessierten Industrie programmierte Reichsfüh- 
rer-SS Heinrich HIMMLER ein mehrstufiges Prämiensystem: »Die dritte 
Stufe muß in jedem Lager die Möglichkeit sein, daß der Mann ein- oder 
zweimal in der Woche das Lagerbordell besucht. Dieser ganze letzte Kom- 
plex ist nicht übertrieben schön, aber er ist natürlich, und wenn ich diese 
Natürlichkeit als Antriebsmittel für höhere Leistungen habe, so finde 


! Reinhild Kassınc. u. Christa Paul, »Bordelle in deutschen Konzentrationsla- 
gern«, in: Krampfader; Kasseler Frauenmagazin Nr. 6, 1991, Nr. ı; Christa PAUL, 
Zwangsprostitution. Staatlich errichtete Bordelle im Nationalsozialismns, Berlin 1994. 

? Andreas BAUMGARTNER, Die vergessenen Franen vonMauthausen. Die weiblichen Fläft- 
linge des Konzentrationslagers Mauthansen und ihre Geschichte, Wien 1997, S. 3—103. 
3 Bericht der AG Haäftlingsbordeil in Buchenwald des 12, Antifa-Workcamps, 

* Hans-Peter KLAUSCH, »Das Lagerbordell von Flossenbürg«, in: Beiträge Your Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung, Nt. 4,1992. 

> Heinrich Christian MEIER, So war es. Das heben im KZ Neuengamme, Hamburg 
1948. 

6 Rudolf KALMAR, Zeit ohne Gnade, Wien 1946, S. 165-181. 


T Das Häftlingsbordeil im Kontext der Wirtschaftsinteressen der SS am Beispiel des KZ. 
Miitelban-Dora, 27. Dora-Kolloquium, 21. 10. 2003. 
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ich, daß wir verpflichtet sind, diesen Ansporn auszunutzen.« Nach der 
Dienstvorschrift für die Gewährung von Vergünstigungen an Häftlinge vom 15. 
Mai 1943* wurde Übererfüllung in der Rüstung mit Bons belohnt, die im 
Lagerbordell in Zahlung genommen wurden. 

Wer ins Bordell wollte, mußte eine Erlaubnis beantragen. »Da ging man 
hin zum Blockältesten und sagte, ich möchte mal in den Sonderbau«, über- 
liefert der ehemalige Buchenwald-Häftling Albert van DıJK. Am gleichen 
Abend oder am nächsten oder übernächsten Abend wurde beim Appell 
seine Nummeraufgerufen:»7646?«— »Jawohll« — »Weißt Bescheid?« — »Ja- 
‚ wohll« - »Zum Bad und sauberes Handtuch mitbrin- 
| gen!« Im Bad erhielt er saubere Unterwäsche, wenn der 
Häftlingsanzug nicht mehr sauber war, auch einen neu- 
en Häftlingsanzug: »Das war schon was... Und dann 
hatte man noch ein Mädchen - alles für zwei Mark.«° 

Von politischen Häftlingen wurde das Bordell boy- 
kottiert. Man sah darin den Versuch, die KL-Insassen 
zu korrumpieren und dutch differenzierte Hierarchi- 
sierung die Solidarität unter den politischen Häftlin- 
gen zu brechen. In Buchenwald, wo kommunistische 
Häftlinge eine Untergrundstruktur aufgebaut hätten, 
verbot eine interne Weisung den Besuch, doch gingen 
Genossen trotzdem hin.!" Bei einem Überprüfungs- 
verfahren der Kontrollkommission der KPD Buchen- 
wald nach dem Krieg wurden neun Rügen wegen »Be- 
suchs des Sonderbaus« ausgesprochem.!! Bekanntester 
Fall war der des KPD-Kaders Ernst susse (1897 — 
1952), der von den sowjetischen Besatzern 1946 als 
thüringischer Innenminister eingesetzt wurde. Auch 
ihm wurde fortgesetzter Bordellbesuch im KL vorge- 
worfen. Als Kapo im Krankenbau wohnte der Bonze 





Der sogenannte >Son- sogar mit einer der »Damen« zusammen.!? Am 18. April 1947 wurde 
de r bau < im Konzen- Buss£ zu einer Besprechung ins sowjetische Hauptquartier nach Berlin- 
trationslager Buchen- Karlshorst beordert, von der er nicht wieder zurückkehrte. Am 27. Fe- 
wald. bruar 1951 wurde er vom Militärtribunal der Garnison im Sowjet-Sektor 


8 Bundesarchiv Berlin, NS 3/426. 


° Rosemarie MIEDER u. Gislinde schwarz, »Alles für zwei Mark. Das Haäftlingsbor- 
dell von Buchenwald«, in: MDR-Hoörfunk, 21. 5. 2003. 


10 Kai MICHEL, »Stumme Zeugen«, in: Die Zeit, Nr. 20, 2005. 
1 Wie Anm 3. 


2 Rebecca HHIAUER, »Arbeit skom man do Bordell, in: Die Wochenzeitung, ıs, 8, 
2005. 
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von Berlin als angeblicher Kriegsverbrecher zu lebenslanger Haft verur- 
teilt. Er starb im Sonderlager Nr. 6 in Workuta. 

Mit Ausnahme von Auschwitz!3 wurden die Belegschaften in den Bor- 
dellen der einzelnen Lager im Frauen-KL Ravensbrück rekrutiert.!* In 
der Überzahl waren es Profi-Prostituierte, die als >Asoziale< schon vorher 
dem Gunstgewerbe nachgegangen waren. 

Die für die KL-Bordelle Ausgesuchten wurden auf Geschlechtskrank- 
heiten untersucht, unter der Höhensonne gebräunt und zur Steigerung 
ihres >Sex Appeals« >gestylte »Unsere Bekleidung war ein Faltenrock, ein 
kleiner Schlüpfer und ein Büstenhalter«, erinnert sich eine Einstige. Die 
Arbeitskleider waren nicht blau-weiß gestreift wie die übliche Häftlings- 
kluft, sondern in Weiß gehalten, '> 

Aus dem Grundriß der Bordell-Baracke in Mauthausen, »Sonderbau« 
genannt, ist ersichtlich, daß die betreffenden Frauen in Doppelzimmern 
des rückwärtigen Teils untergebracht waren und im vorderen Teil in klei- 
neren Sepatees ihre Obliegenheiten verrichteten. Vor den Fenstern des 
Sonderbaus hingen Gardinen, Blumen standen auf den Tischen. Der 
Gemeinschaftsraum war hell, in den >Arbeitszimmern< befanden sich breite 
Liegen mit sorgsam gefalteten Decken. 

Auf Anordnung des Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes vom 10. 
November 1943 durften bei Lagerbesichtigungen Bordelle und Verbren- 
nungsanlagen weder gezeigt, noch durfte darüber gesprochen werden. 
Nach 1945 wurden die Krematorien hervorgehoben, die Bordelle hinge- 
gen totgeschwiegen. »Das große Schweigen« - so der Titel einer diesbe- 
züglichen ARD-Dokumentation!® — gründete auf der Befürchtung, durch 
Enthüllungen über Häftlings bördelte den Schrecken der Lager zu ver- 
harmlosen. Das Bordell paßte nicht in die Diskussionen über das Leiden 
der Häftlinge und des antifaschistischen Widerstandes in den Konzen- 
trationslagern. »In diesem Ensemble hatte ein Häftlingsbordell keinen 
Piatz, denn der Opfer- und Widerstandsdiskurs mußte nicht nur kurz 
und prägnant sein, sondern auch rein gehalten werden. Sicherlich waren 
es auch pragmatische Gründe, die das Häftlingsbordell aus den... Ge- 
denkstätten verschwinden ließ: Es überwogen Ängste, den Besuchern 


13 Die Prostituierten für das Häftlingsbordell in Auschwitz wurden direkt im 
dortigen Frauenlager ausgewählt. 

4 Christa scHULz, »Weibliche Häftlinge aus Ravensbrück in den Bordellen der 
Männerkonzentrationslager«, in: Claus FÜLLBERG-STOLBERG u.a. (Hg.), Frauen in 
Konzentrationslagern. Bergen-Belsen, Ravensbrück, Bremen 1994. 

5 Wie Anm. 5. 

16 Karen NIEMEYER U. Catoline VON DER TAUN, Das große Schweigen, Dokumentar- 
film der ARD, 9.11.1995. 
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ein falsches Bild vom >Leben< in einem KZ zu vermitteln.«! Das Häft- 
lingsbordel! im KL Sachsenhausen wurde nach dem Krieg abgerissen.'® 
Das Museum Mauthausen leugnet zwar nicht das Häftlingsbordell, gab 
sich aber bis zur Premiere der Wanderausstellung über KL-Bordelle (2006) 
noch Mühe, es nur am Rande zu erwähnen. Da das ehemalige Bordell 
dort praktisch am Eingang liegt, war eine Tabuisierung kaum möglich. 

In der KZ-Gedenkstätte Dachau findet sich bis heute kein Hinweis 
auf die einstige Existenz eines Bordells, weder in der Ausstellung noch 
auf dem Lägerplan. In der »Nationalen Mahn- und Gedenkstätte Bu- 
chenwald< erließ die Lagergemeinschaft in den fünfziger Jahren eine An- 
ordnung, diese Einzelheit bei Führungen auf gar keinen Fall zu erwähnen. 
In Auschwitz befindet sich heute in den Räumen des Häftlingsbordells 
das Archiv. Bei Interviews mit chemaligen Häftlingen streicht das Staat- 
liche Museum Auschwitz-Birkenau sogar einschlägige Aussagen von Häft- 
lingen aus den Um frage bögen.' 

Die als asozial klassifizierten KL-Prostituierten wurden wiedergutma- 
chungsrechtlich nicht als politisch Verfolgte anerkannt, begehren aber 
heute als >Sex-Zwangs arbeite rinnen* Gelder aus dem Titel politischer Ver- 
folgung. Insa ESCHEBACH, Leiterin der »Gedenkstätte Ravensbrück<, geht 
von ungefähr 300 Frauen aus, die zur Prostitution in Häftlingsbordellen 
gezwungen wurden.?" 

Von Vertretern der Geschichtswissenschaft indessen wird der Zwangs- 
arbeits-Charakter der KL-Unzucht hartnäckig geleugnet: »Entgegen allen 
Gerüchten wurden Frauen in Ravensbrück nicht gezwungen, Prostituierte 
zu werden«, war das Ergebnis der Forschungen von Professor MORRISON 
von der Universität Shippensburg in Pennsylvanien. Zwar lasse sich nicht 
behaupten, daß sie sich vollkommen freiwillig zur Verfügung stellten: 
»Angesichts ihrer Lebensbedingungen und der Versprechungen, die ih- 
nen gemacht wurden, überrascht es nicht, daß viele Frauen das Angebot 
annahmen.«Jedenfalls haben sich mehr gemeldet, als angenommen wur- 
den. Was Auschwitz anbelangt, hinterließ der Überlebende Hermann 


17 Robert SOMMER, Der Sonderbau. Die Errichtung von Bordellen in den nationalsoziali- 
stischen Konzentrationslagern, Magister-Arbeit, Humboldt-Universität, Berlin 2003, 
s.3f. 

!B Christi wICKERT, »Tabu Lagerbordell. Vom Umgang mit der Zwangsprostitu- 
tion nach 1945«, in: Insa ESCHEBACH, Sigrid JACOBEIT U. Silke WENK (Hg,), Ge- 
schlecht und Gedächtnis, Dentungsmuster in Darstellungen des nationalsoztalistischen Geno- 
zids, Frankfurt/M.—New York 2002, S. 41-58. 

9 Aussage von Karin GRAF U. Florian Ross, Mitarbeiter des »Bildungs werks Sta- 
nislaw Hantz eV.<, Januar 2002, zit. von SOMMER, aaO, (Anm. 17), s, 5. 

"" Waltraud scHwAB, »Auf einem vergessenen Lager im Lager«, in: tazj 5. 2. 
2007. 
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LANGBEIN: »Die Lagerführerin MANDEL achtete streng darauf, daß die 
Meldungen für das Bordell freiwillig erfolgten.«?! 

MORRISON zufolge konnten diese Frauen bis acht Uhr morgens schla- 
fen, sodann den Tag vertrödeln, um schließlich sich zwei Stunden am 
Abend des Beischlafs zu befleißigen, »Die Kunden zahlten zwei Mark, 
von denen die Prostituierte eine behielt... . Mit einer Mischung aus Neid 
und Verachtung bemerkte ein Mithäftling, daß diese >Dimen< mit dfrei- 
tausend Mark auf ihrem Konto zurückkamen.«?? Der politische Maut- 
hausen-Häftling Gerhard KANTHACK hob hervor, daß Dirnen, die ein 
Verhältnis mit Höhergestellten der Häftlingshierarchie hatten, in ihrer 
Freizeit »in den feinsten Kleidern und Kostümen, durchwegs eleganteste 
Maßarbeit, herumliefen, seidene Strandanzüge mit Hosen und derglei- 
chen mehr trugen und ebenso die besten und feinsten Nahrungs- und 
Genußmittel, ebenso wie Schmuck und Alkohol zugesteckt bekamen«.?3 

Der katholische Eugen KOGoN (1903-87), Häftling in Buchenwald, 
stellt den dortigen vBettschwestern< kein gutes Sittenzeugnis aus: »Die 
mitgebrachten Krankenblätter wiesen immerhin überstandene Krankhei- 
ten von einer Art aus, die nicht gerade einen übermäßig seriösen Lebens- 
wandel ihrer Vor-KL-Zeit dokumentierte. Bis auf eine einzige Ausnah- 
me, eine (vermutlich lesbische, F. D.) Lehrerin. .. haben sie sich in ihr 
Schicksal ziemlich hemmungslos gefügt. Gleich bei ihrer Ankunft ani- 
mierten sie in völlig eindeutiger Weise.«** 

Jorge semprün, 1923 geboren, rotspanischer Bürgerkriegs-Veteran, 
Buchenwald-Häftling 19&3—45 und Träger des Friedenspreises des Deut- 
schen Buchhandels 1994, nannte die >Damen< sogar beim Namen: »Ich 
habe nicht die Namen der Nutten STAHLHEBER oder BYKOWSKJ«, der von 
der Kundschaft des Bordells gefragtesten, neben der DÜsEDAU und der 
MIERAU »erfunden, die im Dezember 1944 im Sonderbau von Buchen- 
wald arbeiteten«.?3 Fred Duswald 


? Hermann LANGBEIN, Menschen in Auschwitz Wien 1972, . 453, zit. bei Claudia 
SCHLENKER, frauen in nationalsozialistischen Konzentrationslagern, phil. Magisterar- 
beit, Universität Konstanz 1998, S. 78. 

n Jack G. MORRISON, Ravensbrück. Das Leben in einem Konzentrationslager für Franen 
1939-1945, Ziärich-München 2002, S. 213 ff. 

3 Archiv Mauthausen, Memorial V3/20, s. 24/25, zit, bei Andreas BAUMGART- 
NER, aaO. (Anm. 2), S. 94. 

%4 Eugen KOGoNn, Der SS-Staat, Stockholm 1947, S. 198 f. 

> Jorge SEMPRÜN, Was für ein schöner Sonntag, München 2004 (Süddeutsche Zeitung! 
Bibliothek ı7), zit. bei Tita GAEHME, »Frontbotrdelle. Die Nazis und die Prosti- 
tution«, Deutschland-Radio, 29. 4. 2003. 
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Jazz im KL 


V;: der Kulisse des Steinbruchs im früheren KL Mauthausen fanden 
im Jahre 2005 spektakuläre Veranstaltungen statt: Die Wiener Phil- 
harmoniker unter Sir Simon RATHE gaben BEETHOVENS Neunte. Der Jaz- 
zer Joe ZAWINUL (»ES wäre völlig vermessen, Authentizität herstellen zu 
wollen«) ließ mit massiver technischer und multimedialer Verstärkung 
zum 60. Jahrestag des Baubeginns seine Mauthausen-Kantate erschallen. 
Doch keiner der Schaulustigen, die zu dem Ereignis erschienen waren, 
ahnte auch nur im leisesten, daß Musik längst in der Luft lag, als das 
Lager noch von Häftlingen belebt war. »Daß sich so viele Häftlinge so 
oft mit Musik beschäftigt haben, überrascht und wurde bisher kaum zur 
Kenntnis genommen«, bedauert der tschechische Musikwissenschafter 
Milan xuna: »Die Gelegenheiten und Anlässe, zu denen musiziert wur- 
de, waren dabei ebenso unterschiedlich wie die Musik, die dabei gemacht 
wurde.« 

Im August 1942 hatte SS-Gruppenführer Heinrich MÜLLER (»Gestapo- 
Müllen) allen KL-Kommandanten befohlen, in jedem Hauptlager eine 
Kapelle zu bilden. Öffentlich spielten die Orchester auf dem Appell- 
platz, musikalisch begleiteten sie die Häftlinge, wenn diese frühmorgens 
in Kolonnen durch das Lagertor zur Arbeit ausrückten und nach Feier- 
abend wieder geschlossen ins Lager zurückkehrten. Auch bei hohem 
Besuch traten die Kapellen in Aktion: Noch im Januar 1945 hieß man 
HIMMLER in Mauthausen mit dem >Hochzeitsmarsch< aus wAGNERS Loben- 
grin and mit dem Florentinermarsch  n Julius FUCIK! willkommen, anläßlich 
eines noch späteren Besuchs mit suppEs Leichter Kavallerie und SCHUBERTS 
Unvollendeter, beides Lieblingsmelodien auch des Lagerkommandanten 
Franz ZIEREIS.2 


! Julius FUCIK, geb. 1872 in Prag, war k.u.k. Militärkapellmeister in Sarajevo, 
Budapest und Theresienstadt, lebte ab 1913 in Berlin, wo er 1916 starb. Er 
hinterließ 400 Kompositionen, überwiegend Märsche, darunter auch den Ein- 
zug der Gladiatoren, besser bekannt als Zirkusmarsch, und ist nicht zu verwechseln 
mit dem gleichnamigen, aber nicht zeitgenössischen kommunistischen Journali- 
sten und Schriftsteller Julius FUCIK (1903-1943), der vom Volksgerichtshof we- 
gen Hochverrates zum Tode verurteilt und in Berlin-Plötzensee hingerichtet 
wurde. 

2 Franz ZIEREIS (1905-1945), SS-Standartenführer, war 1939-1945 Komman- 
dant des KL Mauthausen, wurde von einem US-Soldaten auf der Flucht ange- 
schossen und von den Amerikanern - statt ärztlich versorgt zu werden - »zu 
| Tode verhört«. Unter der Wirkung »belebender Mittel« wurde auf dem Sterbe- 
Julius FuciK. bett ein Protokoll aufgenommen. Nach Unterfertigung starb ZIEREIS. »Die Ge- 





508 


»Im Lager als Musiker anerkannt zu sein, brachte kleine Vorteile mit 
sich«, erklärte KUNA. Die Orchester waren zwar als Arbeitskommando 
organisiert, wurden aber, wenn sie nicht gerade musizierten, zu leichte- 
ren Arbeiten eingeteilt. Sie unterhielten nicht nur 
die Mithäftlinge, sondern sonnten sich auch in der 
Huld der Hierarchie. Der Kommandant des Lagers 
Flossenbürg mutierte zum sanften Lamm, wenn 
ihm die Lager-Musik sein Lieblingslied Warum bat 
die Eule so gehenlt? zu Gehör brachte. 

In Dachau, dem ältesten KL auf deutschem 
Boden, war die Musik-Kapelle gar ein eigenes Ar- 
beitskommando. Die Mitglieder probten jeden Tag, 
erhielten hierfür eine Zulage und begrüßten aus- 
wärtige Besucher mit deutschen Märschen und mit 
leichter Musik. Standard waren unter anderem die 

zweite Ungarische Rhapsodie von Franz LISZT sowie 
die Ouvertüren zu OFFENBACHS ÖOrphens in der Un- 
terwelt, ROSSINIS Diebischer Elster und Suppßs Dichter 
und Baner. Auch STRAUSS-Walzer spielte man. 

Eines der erstaunlichsten Kapitel in den KL 


aber war der Jazz. Bekanntlich hatten die Natio- AUSIK 
nalsozialisten den von ihnen so genannten >Nig- 


ger-Jazz< in Acht und Bann getan und erlaubten HE BSR eE Tee 


erst später einige Erleichterungen. »Um so un- 
glaublicher scheint es, daß in deutschen Konzentrationslagern Jazzmu- 
sik gemacht werden konnte«, wunderte sich Kuna. Tatsächlich wurde 
Häftlings-Jazz nicht nur geduldet, sondern sogar von SS-Angehörigen 
gern gehört. Der offizielle Boykott ließ die Bewacher kalt, die Häftlinge 
konnten >hotten<, was die Saxophone hergaben. 

In Buchenwald jazzte eine 14köpfige Combo namens >Rhythmus<. Der 
französische Kommunist Louis vMatccw MARKOVITCH gab musikalisch den 
Ton an und beherrschte Tenorsaxophon und Klarinette, sein Landsmann 
Ives DARIKT, bekannt unter dem Künstlernamen Jean ROLAND, schrieb 
die Arrangements. Der Däne Finn JACOBsEn und der Niederländer LENA 
bliesen die Trompete. Die >Rhythm-Boys< mit dem Russen NIKOLAJ an 


fangenen«, überliefert Friedrich VON GAGERN, »vernahmen die Kunde, stürm- } 
ten den Raum, holten die nackte Leiche vom Tisch, schleiften sie am Halsstrick ' 


durchs Lager, malten ihr mit roter Farbe einen letzten Heilgruß an den Führer 
über Rücken und Gesäß und hängten sie am Stacheldrahtzaun auf«, zitiert bei 
Alphons MATT, Einer aus dem Dunkel. Die Befreiung des Konzentrationslagers Mauthan- 
sen durch den Bankbeamten Haefliger, Zürich 71995, S. 127. 
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STAATSRAT Dr.H.S.ZIEGLER 


B Entartete Musik«. 
Plakat von Hans Se- 
VEIUS zıncuer AUS dem 
lahre 1939. Vor allem 

der »Nigger-Jazz< war 
in den offiziellen 
Kreisen besonders 
verpönt. 


Franz zuiecıs. 


der Gitarre, John VERDEN am Schlagzeug und Herbert GOLDSCHMIED am 
Piano übten >Etüden< von Duke ELLINGTON, Cole PORTER, Glenn MIL- 
LER, W.C HANDY und Irving BERLIN. Hinzu kamen Hits der Jazz-Genies 
von Louis ARMSTRONG über Artie SHAW bis zu Fats WALLER. Abgesehen 
von größeren Unterhaltungs konzerten in der Kinohalle wanderten die 
Jazzer in kleiner, wechselnder Besetzung von Block zu Block: »Bei sol- 
cher Gelegenheit konnten sie dann beispielsweise auch mit Glenn MIL- 
LERS In the Mood aufwarten, das im besetzten Europa noch fast nirgend- 
wo zu hören gewesen war.« 

Damit das Buchenwalder Jazzorchester spielen konnte, mußten ein- 
flußreiche Funktionshäftlinge begabten Musikern solche Arbeitsplätze 
verschaffen, die ihnen Kraft und Muße für das Musizieren ließen, aner- 
kannte KUNA, Um jazzgerechte Arbeitseinteilung kümmerte sich der kom- 
munistische Professor Herbert WEIDLICH, der seit 1942 in Buchenwald 
einsaß und sich um die Pflege des Jazz im KL größte Verdienste erwarb. 
Er nutzte seine Funktion weidlich aus und hielt seine Hand über die 
Interpreten. Sein »Arbeitseinteilungskommando« hatte, wie er betonte, 
auch einen bedeutenden Anteil an der »antifaschistischen Widerstands- 
leistung«. 

In Sachsenhausen wiederum saßen Jungtschechen, die an verbotenen 
Studentendemonstrationen teilgenommen hatten. Diese sogenannten 
>Sing-Sing-Boys< sangen Schlager von Jaroslav JEZEK, die wegen ihres Tex- 
tes im Dritten Reich verboten waren. Der Chor löste sich ersatzlos auf, 
als die >Boys< im Laufe des Jahres 1942 wieder nach Hause reisen durften. 

Gepflegten Tschechen-Jazz hörte man auch in Mauthausen: Dort er- 
wehrte sich der promovierte Blockfriseur Dr. Jaroslav TOBIASEK, der zum 
großen Lagerorchester gehörte, aber auch Motor der Mini-Jazzband war, 
erfolgreich der Rivalität des Dirigenten RUMBAUER, der die Combo als 
Konkurrenz behinderte. Die Mitglieder der Kapelle stammten aus allen 
Ländern Europas, Saxophonist war Rudolf DUDÄK. 

Selbst in Bistritz bei Beneschau, einem Klein-KL südwestlich von Prag, 
wurde Jazz gespielt: Die Pianisten KOPECKY, MANC und ZSCHOK entlock- 
ten den Klavieren Melodien aus GERSHWINS Werken Rhapsody in Bine und 
Ein Amerikaner in Paris. FISCHERS Tanzotchester intonierte Kompositio- 
nen von Cole PORTER, Duke ELLINGTON, Charlie CHAPLIN und Irving 
BERLIN. Hinzu kamen noch allerlei Lieder, interpretiert von POSPISIL, So- 
BESKY oder vom >Lager-Caruso< KABOUREK. 

In Auschwitz, wo die Swing-Combo >Die Fröhlichen Fünf< (poln. >Wesoa 
Pitka<) existierte, nahm SS-Unterscharführer Pery BROAD Anteil am Jazz- 
geschehen: »War BROAD besserer Laune, hörte er zu, wenn moderner 
Jazz gespielt wurde, oder nahm selbst daran teil, wobei er mit fachmänni- 
scher Leichtigkeit auf einem Multiregisterakkordeon swingte.« (KATER, 
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S. 327) Wegen Beihilfe zum Mord wurde der SS-Jazzfan im ersten Ausch- 
witzprozeß in Frankfurt am Main verurteilt.! 

Vor seinem Auftreten mit dem Prager Geiger Otto SATTLER und dem 
niederländischen Duo >Jonny und Jones< in Auschwitz hatte sich der aus 
Berlin gebürtige Häftling und Jazzgitarrist Coco SCHUMANN (*1924) als 


>Ghetto-Swinger< in Theresienstadt bewährt. Dort wetteiferte das »Weiss- 





! Pery BROAD, geb. 1921 in Rio de Janeiro als Sohn einer Deutschen und eines 
brasilianischen Kaufmanns, wuchs in Freiburg im Breisgau auf, begann nach 
dem Abitur 1940 ein Studium an der Berliner Technischen Hochschule. Seit 
1931 war BROAD Angehöriger der Hitler-Jugend. 1941 meldete er sich zur Waf- 
fen-SS. Im April 1942 wurde er zum Wachdienst nach Birkenau kommandiert. 
Nach Räumung des Lagers Auschwitz geriet er am 6. Mai 1945 in britische 
Gefangenschaft. Er diente sich den Engländern als Dolmetscher an. Um ihre 
Gunst zu gewinnen, fertigte er aus freien Stücken eine umfangreiche »Denk- 
schrift« über die Verhältnisse in Auschwitz an, die er den Besatzern am 13, Juli 
übergab und die er am 14. Dezember 1945 in einem »Affidavit« (eidess tat dich e 
Erklärung) bekräftigte. Nachdem er in Nürnberg am 20. Oktober 1947 aber- 
mals eine Erklärung abgegeben hatte, entließen ihn die Briten. Am 30. April 
1959 verhängte die deutsche Justiz Untersuchungshaft. Im Dezember 1960 wurde 
er gegen eine Kaution in Höhe von 50000 DM auf freien Fuß gesetzt. Im 
November 1964 aufs neue verhaftet, wurde er im ersten Auschwitzprozeß vom 
Landgericht Frankfurt am Main am 19. August 1965 wegen Beihilfe zum Mord 
zu vierJahren Zuchthaus verurteilt. Unter Anrechnung der Untersuchungshaft 
hatte er seine Zuchthausstrafe im Februar 1966 abgesessen. Im Februar 1994 
starb BROAD in Kaarst im Rheinland. Seine Denkschrift aus dem Jahre 1945 ist 
im Sammelband AuschwitzAngen der SS enthalten, den das Staatliche Mu- 
seum Auschwitz als Propagandamaterial verbreitet. 
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Die Ghetto-Swingers 
unter Leitung von 
Martin ronan, Stand- 


foto mit Coco scau- 
| MANN, Fricek WEISS, 


Fritz GOLDSCHMIDT, 


' NETTL, RATNER, ). TAUS- 
SG u.a. aus: Kurt GER- 
RON, Theresienstadt - 


ein Dokumentarfilm 
aus dem jüdischen 
Siedlungsgebiet. 


Von oben: Coco 


SCHUMANN um 1942; 
das Signet der Ghet- 
to-Swingers; der Sinti 
Django REINHARDT, 
der die Kriegsjahre 
unbehelligt in Paris 
verbrachte. 








Quartett mit dem >Dixieland-Orchester< von Erich voGEL. Bedoich weiss, 
genannt >Fricek<, war schon dem Prager Publikum der dreißiger Jahre als 
einer der profiliertesten Jazzer ein Begriff und machte nun im Camp 
seinen >Doktor Swinge Nicht nur äußerlich ähnelte er Benny GOODMAN, 
der von den Nationalsozialisten als >Swing-Jude< verunglimpft wurde, er 
spielte auch in diesem Stil. Unter der Ägide des begabten deutschjüdi- 
schen Pianisten Martin ROMAN schlossen sich beide Kapellen zusam- 
men, um fortan als »Ghetto Swingers< zu firmieren. Der bekannte RO- 
MAN, ein GOODMAN-Verehrer wie WEISS, war aus rassischen Gründen von 
Berlin nach Amsterdam ausgewandert und hatte vor 1940 die bekannten 
Amerikaner Louis ARMSTRONG, Coleman HAWKINS und Lionel HAMPTON 
auf Tourneen begleitet. ROMAN war auch mit dem >Zigeuner-Baron< Djan- 


- 80 REINHARDT unterwegs gewesen. Von dem holländischen KL Wester- 


bork nach Theresienstadt geholt, übernahm er die künstlerische Leitung 
und arrangierte mit wEIss an die dreißig neue Kompositionen, Zur Kenn- 
melodie wählte man GERSHWINS / Cof Rhythm. Der Tenor Fredy HABER 
und ein feminines Trio im Stil der »Andrews Sisters< wirkten als Vokali- 
sten. 


Die Ghetto-Swingers, die im Cafe am Marktplatz auftraten, jazzten 


‚ auch im Film Der Führer schenkt den Juden eine Stadt, auf dem der jüdische 


Regisseur Kurt GERRON (1897-1944) das Vorzeige-KL für Werbezwecke 
auf Zelluloid bannte. Die Bandmitglieder, die im Film mit einem Swing- 


' arrangement des >Bugle Call Rag< einheizten, trugen einen blauen Blazer, 


der mit dem Davidstern verziert war. »Ist all das nicht ein Wunder?« frag- 
te sich in seinem Tagebuch der musikalische Willi MAHLER unter dem 
Eindruck des »Großen Festkonzerts< am 25. Juni 1944 in Theresienstadt. 
»Der deutsche Soldat verliert den Kampf um sein Dasein im Westen, 


“ Süden und in Osteuropa, und die Juden, eingeschlossen in der.. . There- 


sienstädter Atmosphäre, haben die Möglichkeit, Promenadenkonzerten 


| ihrer Kapelle zuzuhören und dazu noch auf Befehl der deutschen Lei- 


tung unserer Siedlung.« 

Doch je näher die Rote Armee rückte, desto frecher texteten die Tsche- 
chen: »... am Ende werden wir alle lachen, Wenn jeder auf Deutschland 
scheißt.« 

Der Prager Musikant Karel HASLER (Unser tschechisches Lied) hatte hier- 
zu keine Gelegenheit mehr. Er wurde in Mauthausen von Mithäftlingen 
ermordet. Dem Saxophonisten Rudolf DUDAK rettete sein Instrument 
das Leben, als ein US-Flieger aus heiterem Himmel auf die Opfer des 
Faschismus im Lager schoß: »Der Angriff erfolgte am hellen Tag, wäh- 
rend gerade die Lagerkapelle auf dem Appellplatz musizierte. Die Musi- 
ker stoben auseinander, um vor den Querschlägern Deckung zu suchen. 
Rudolf DUDAK trug dabei zum Glück das Saxophon an einem Band um 
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den Hals, so daß das Instrument seinen Bauch deckte. Ein Geschoß streifte 
das Metall, glitt ab wie an einem Stahlhelm, und DUDAK kam mit dem 
Leben davon.« Fred Duswald 
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Priester als Apfelzüchter im KL Dachau 


| Pe das Schicksal vieler während des Krieges in Konzentrationsla- 

gern gefangen gehaltener Häftlinge gibt es Veröffentlichungen. Ein 
wenig bekanntes, aber vielsagendes ist das von Pfarrer Korbinian AIG- 
NER. 

Der >Apfelpfarrer< Korbinian AIGNER (1885-1966) entstammte einer 
kinderreichen Bauernfamilie im Landkreis Erding. Er ergriff den geistii- 
chen Beruf und gründete als Hobby den >Hohenpoldinger Obstbauver- 
ein<. 

Der populäre Priester betätigte sich aber auch in der Politik. Seit 1916 
Mitglied der Bayerischen Volkspartei, polemisierte er ohne Rücksicht auf 
Kanzelparagraph und Konkordat mutiggegen die Nationalsozialisten und 
provozierte die Partei bei jeder sich bietenden Gelegenheit. Als Pfarrer 
in Sittenbach bei Dachau weigerte er sich, Kinder auf den Namen des 
heiligen ADOLF zu taufen, der von 1185 bis 1224 lebte und Bischof von 
Der Apfelpfarrer Osnabrück war. Nachdem er im März 1936 in eindeutiger Absicht die 
Korbinian tiere allgemeine Anordnung mißachtet hatte, zum Zeichen der Zustimmung 
(1885-1966). Erhielt zur Friedenspolitik der Reichsregierung die Kirchenglocken läuten zu 
sämtliche ihm be- lassen, wurde er im Januar 1937 von der geistlichen Obrigkeit nach Ho- 


kannten Apfel- und henbercha im Landkreis Freising strafversetzt. 
Birnensorten auf rund 
tausend Karteikarten 
als Aquarelle fest. 





Zum Bürgerbräu-Attentat, bei dem Georg zsıstr am 8. November 
1939 nicht Adolf HITLER, wohl aber acht andere Menschen getötet und 
viele weitere verletzt hatte, gab AIGNER als Katechet den Kindern in der 
Religionsstunde unter anderem den ziemlich unchristlichen Kommen- 
tar: »Ich weiß nicht, ob das Sünde ist, was der Attentäter im Sinn hatte.« 
Auf Grund der Anzeige der empörten Aushilfslehrerin Charlotte GER- 
LACH am 22. November 1939 festgenommen, wurde der Priester in der 
Gerichtsverhandlung am 7. Mai 1940 wegen Verstoßes gegen | 2 des 
Gesetzes gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei vom 20. 
Dezember 1934 {Reichsgesetzblatt 1, S. 529) zu sieben Monaten Gefängnis 
verurteilt. Wegen Anrechnung der Untersuchungshaft wurde er am 23. 
Juni 1940 zwar aus der Anstalt entlassen, doch unter dem Titel der Schutz- 
haft am 12. September 1940 ins KL Sachsenhausen überstellt. 

Am 3. Oktober 1941 wurde er in das KL Dachau verlegt, wo dank 
eines Einspruchs des Heiligen Stuhls alle Schutzhäftlinge geistlichen Stan- 
des zusammengezogen wurden. Im Dezember 1940 wurde aus drei ein- 
ander benachbarten Baracken der separate >Pfarrerblock< gebildet. Im 
Januar 1941 wurde die Stube 4 des Blocks 26 als Kapelle eingerichtet, wo 
die Geistlichen unter Zuteilung der erforderlichen Menge an Meßwein 
den Gottesdienst feiern konnten. Die erste heilige Messe wurde am 20. 
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Priester als Apfelzüchter im KL Dachau 


Januar 1941 mit einem Altar aus einem kleinen Tisch, zwei hölzernen 
Kerzenhaltern, einem kleinen Kelch, einer hölzernen Monstranz und ci- 
nem Kreuz gelesen. 

Als Insasse des Pfarrerblocks mit der Häftlingsnummer 27788 arbeitete 
AIGNER auf der Plantage der »Deutschen Versuchsanstalt für Ernährung 
und Verpflegung GmbHS<, die der SS gehörte. Zwischen 800 und 1200 
Häfdinge des Lagers Dachau waren damit beschäftigt, auf einer 80 Hektar 
großen Fläche rund 110 Arten von Heilkräutern und Gewürzen anzu- 
bauen und zu ernten. Auch Blumen und Gemüsesorten wurden gepflanzt, 
ein botanischer Versuchsgarten unterhalten, und das Kommando »Bota- 
nische Malen war damit beschäftigt, Heilpflanzen zu zeichnen. 

Für sich privat konnte Pfarrer AIGNER auf einem kleinen Grünstreifen 
zwischen zwei Baracken eine Reihe von Apfelbäumen pflanzen. Es ge- 
lang ihm sogar die Züchtung neuer Sorten, die er»KZ 1 >KZ 25 »KZ 3< 
und >KZ X nannte. Nach Kriegsende kehrte aAIGNER in seine Pfarrei zu- 
rück, Er widmete sich wieder seiner großen Leidenschaft, den Äpfeln. 

Im Oktober 1945 wurde der Priester zum Land es vor sitz enden des Baye- 
rischen Landesverbandes für Obst- und Gartenbau gewählt. Er wurde 
mit dem Bayerischen Verdienstorden und der Staatsmedaille in Gold aus- 
gezeichnet. Im Alter von 81 Jahren erkrankte aIGNER an einer schweren 
Lungenentzündung und verstarb am 5. Oktober 1966 im Krankenhaus 
Freising. Sein Sarg war auf seinen Wunsch hin bedeckt vom alten KL- 
Mantel, den er noch Jahrzehnte nach seiner Haft im Garten getragen 
hatte. 

Die Saat, die der Apfelpfarrer im KL gesät hat, trägt inzwischen reiche 
Früchte: Der >KZ 3<-Apfel wurde als bestgelungene der vier Dachau- 
Sorten ins öffentliche Züchtungsprogramm aufgenommen und erhielt 
zum 100. Geburtstag des Pfarrers 1985 den Namen »Korbiniansapfel*. 
Die Sorte wird vom Institut für Obstbau und Baumschulwesen der Staat- 
lichen Versuchsanstalt für Gartenbau in Weihenstephan vermehrt. Die 
mittelgroße, kräftig rotgestreifte, saftige Frucht aus dem KL hat eine 
schöne goldgelbe Farbe und einen harmonischen Geschmack, 

Fred Duswald 


Der ‚KZ3<-Apfei 
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Das Konzentrations- 
lager Mauthausen 

im Bau, historische 
Aufnahme. 

Alle Abbildungen 
dieses Beitrages: 
Burghauptmannschaft 
Österreich. 


Neubauten und Authentizität im KL Mauthausen 


m Klagenfurter Kirchenblatt Der Sonntag vom 27. 11. 2005 klagte der 
ktive Katholik Dr. Siegfried LORBER in einem Leserbrief über die päd- 

agogische Unsitte, »Mauthausen-Besuche zu organisieren und unserer 
Schuljugend Einrichtungen zeigen zu lassen, die nachweislich [a] erst nach 
dem Zweiten Weltkrieg und [b] für touristische Zwecke errichtet wur- 
den«. Prompt wurde der pensionierte Präsident der Finanzlandesdirckti- 
on als >Leugnen verleumdet, von der Presse niedergemacht und strafge- 
setzlich bedroht. 

Doch die Tatsachen gaben dem religiös korrekten Laien in vollem 
Umfang Recht: Der in Mauthausen geförderte Massentourismus von jähr- 
lich 200000 Besuchern wird durch ein 2003 stilwidrig hinzugebautes Be- 
such er Zentrum geleitet. 

Im Jahrbuch 2004 des »Dokumentationsarchivs des österreichischen Wi- 
derstandes< dokumentiert der Wiener Innenminister, »daß die KZ-Ge- 
denkstätte Mauthausen selbst heute nur mehr ein (unvollständiges) bau- 
liches Rudiment des ehemaligen Konzentrationslagers« darstellt (S. 13). 
Die Tatsache, daß das KL nicht mehr im Original besteht, sondern daß 
dessen Reste durch wildes Bauen nach dem Zweiten Weltkrieg teils ab- 
weichend rekonstruiert, ergänzt und verändert wurden, haben fachkun- 
dige Kenner 1997 in den vom Wiener Unterrichtsministerium und von 
der Linzer J Landesregierung autorisierten Annäherungen an Manthansen. 


Beiträge zum Umgang mit einer Gedenkstätte ausdrücklich bestätigt. 
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Die Oberösterreichischen Nachrichten vom 4. Februar 2006 berichten von 
kostspieligen Sanierungsmaßnahmen: »Geht dadurch die Authentizität 
der Anlage verloren, oder ist die längst ein Hirngespinst?« fragt Autor 
Alexander RITZINGER. 

Was »tausend Jahre« überdauern sollte, löst sich bereits nach nicht ein- 
mal einem Jahrhundert auf: Als man im August 1938 den KL-Komplex 
eilig aus dem Boden stampfte, verwendete man als Bindemittel für die 
Granitquader Sande, die man mit Kalk nur allzu mager abband. So setzte 
allmählich der Verfall ein, der Zahn der Zeit zernagte die Statik, die Stei- 
ne gingen aus dem Leim, und die Mauern der wuchtig-wirkenden Zwing- 
burg gerieten ins Wanken. 

Zur »Sanierung des Grauens« (Oberösterreichische Nachrichten) muß das 
marode Mauerwerk mit modernen Mitteln gestützt und geschützt wer- 
den: »Das bedeutet aber auch, daß mit jeder >Injektion< der ursprüngliche 
Zustand verändert beziehungsweise ausgelöscht wird«, mahnt rırzın- 
GER. »So stellt sich die Frage, ab wann man nur mehr von einer Nachstel- 
lung gleich einer Kulisse sprechen kann. Oder hat sich die vielbeschwo- 
rene Authentizität ohnehin schon längst verflüchtigt?« 

Die praktische Umfunktionierung des Lagers in eine Kult- und Ge- 
denkstätte legt eine bejahende Antwort nahe: »Erreichte man früher das 
Gebiet der KZ-Anlage, tauchte im Gesichtsfeld zuerst eine trutzige Burg 
auf. Nun wurden im Vorfeld weitere Parkplätze angelegt, der Ankömm- 
ling sieht also zunächst einmal Reisebusse und nichts von den Mauern 
des Schreckens. Im Besucherzentrum herrscht reges Treiben, wie es in 
einer Cafeteria nun einmal üblich ist. Durch das KZ werden Schulklas- 
sen allzu oft im Eiltempo getrieben.« 
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Von links: Durch 


Nässe zerstörter 
Setonbalken; Sanie- 
rungsarbeiten am 
Steinmauerwerk. 


In der Nacht zum 19. 
Januar 2007 brachte 
Sturm iKyrilh eine 
Lagerbaracke zum 
Einsturz, andere wur- 
den beschädigt. 





Wie auch immer der Zustand der Steinmauern durch aufwendige Maß- 
nahmen verändert wird — authentischen Ansprüchen genügt das Lager 
schon längst nicht 
mehr: »Die baulichen 
Überreste des Kon- 
zentrationslagers 
Mauthausen, wie sie 
sich heute präsentie- 
ren, unterscheiden 
sich erheblich von 
dem Zustand, den die 
amerikanischen Trup- 
pen bei der Befreiung 
des Lagers vorgefun- 
den hatten«, bestätigt 
Florian FREUND vom 
Institut für Zeitge- 
schichte der Universi- 

. - tät Wien: »Zur Ver- 
hinderung von Seuchen beseitigten bereits die amerikanischen Soldaten 
Zelte und Baracken. Zahlreiche Gegenstände aus dem Lager wurden von 
den befreiten Häftlingen in ihre Heimatländer mitgenommen. Viele Ge- 
genstände wurden auch zwischen Herbst 1945 und Frühjahr 1946, als 
das Lager ais sowjetische Kaserne diente, von Sowjetsoldaten demon- 
tiert. Stark in Mitleidenschaft gezogen wurden die Baulichkeiten vor al- 
lem auch in der Phase von Mai 1946 bis zur Übergabe an die Republik 
Österreich im Juni 1947, in der das ehemalige Konzentrationslager Maut- 
hausen unbewacht leerstand und die Bevölkerung der Umgebung sich 
vieler Dinge bemächtigte« und sich vor allem mit rarem Baumaterial be- 
diente. 


Auf Befehl der sowjetischen Besatzungsmacht wurden 1949 Teile des 
Lagers neu errichtet. Nach einem Bericht der Wochenzeitung Echo der 
Heimat vom 7. April 1949 wurden 790000 Schilling verwendet, »um das 
ehemalige Arrestgebäude mit seinen Zellen, das Krematorium, die Ge- 
nickschußzelle, die Gaskammern und ein Fünftel der Baracken. . . wie- 
derherzustellen«. Sechs Baufirmen mit insgesamt 300 Beschäftigten wa- 
ren am Werk. Riesige Erdbewegungen fanden statt, der Neubau der 
Todesstiege verschlang 25 Kubikmeter Granit und drei Tonnen Zement. 

Anfang der sechziger Jahre setzte das »Internationale Mauthausen- 
Komitee< weitere Restaurierungsarbeiten durch: »Allerdings wurde seit die- 
ser Zeit nicht nur restauriert, sondern es wurden auch starke Eingriffe in 
die bauliche Substanz und in das Gesamterscheinungsbild der Gedenk- 
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stätte vorgenommen, wobei es verabsäumt wurde, eine systematische Do- 
kumentation der Veränderungen seit 1945 anzulegen. Was Original, Re- 
konstruktion oder Umbau ist oder was fehlt, ist in der heutigen Gedenk- 
stätte an keiner Stelle gekennzeichnet.« (Florian FREUND, »Die Gaskammer 
von Mauthausen«, in: Annäherungen, S. 47) 

Auch bei der Gaskammer wurde einiges verändert, was nicht ausge- 
wiesen wird, bedauert der Historiker: »Nach dem Krieg sind Kacheln 
ersetzt worden, die Duschrosetten waren alle abgeschraubt und sind durch 
andere ersetzt worden. Auch die Türen sind. ... nicht original, sondern 
später eingesetzt worden. Genauso wurden irgendwelche elektrischen Lei- 
tungen in letzter Zeit eingezogen, man sieht das ja an den neuen Plastik- 
rohren, um eine Beleuchtung zu haben. Wenn man jetzt z.B. nicht hin- 
eingehen könnte, bräuchte man auch diese nachträglich eingebaute Lampe 
nicht.« 

Die heute vorhandenen Gaskammer-Türen, so PERZ, seien erst beim 
Umbau des KL in eine Gedenkstätte 1949 eingesetzt worden: »Man muß 
die damalige Auffassung von Vermittlung berücksichtigen. Nicht histo- 
tische Authentizität war hauptsächlich gefragt in bezug auf die Überre- 
ste, sondern darstellen, wie es war. Das ist eine ganz andere Auffassung, 
als wir heute haben, wo wir an Original und Rekonstruktion denken und 
Quellengenauigkeit. Das ist ein anderes Bewußtsein gewesen. Das Erset- 
zen der Fliesen ist z.B. wahrscheinlich aus einem ganz banalen Grund 
passiert, so unter dem Motto, >ca ist ein Loch, verfliesen wir es<« („Annd- 
berungen, S. 36 £.) Fred Duswald 
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Verbrechen befreiter KL-Häftlinge 


I: Feier des 60. Jahrestages der Befreiung des Kl. Mauthausen durch 
US-Truppen ergriff Wiens Erzbischof Christoph Kardinal SCHÖN- 
BORN vor Ort das Wort. »Wir halten den Atem an«, erklärte SCHÖNBORN. 
»Hier war fast sieben Jahre lang das Böse zu Hause.« Nicht daran erin- 
nert wurde, daß im Anschluß an die Auflösung des KL für die Umge- 
bung eine schwere Notzeit durch Ausschreitungen ehemaliger KL-Häft- 
linge begann. 

Denn kaum hatten die Amerikaner am 5. Mai 1945 die Tore des La- 
gers geöffnet, bildeten sich kriminelle Banden, die die Bevölkerung ter- 
rorisierten: »Das Treiben der KZler und Ausländer entwickelte sich zu 
einer wahren Landplage«, faßt die promovierte Historikerin Gabriele HIN- 
DINGER zusammen.! 

Laut Erlaß vom 1. Januar 1941 war das Lager Mauthausen für Berufs- 
verbrecher reserviert. Erst ab Herbst 1944 kamen Nichtkriminelle auf 
Grund der Kriegslage hinzu. Diese wurden, soweit in Ländern beheima- 
tet, die von den Westalliierten bereits erobert waren, noch kurz vor Kriegs- 
ende in Zusammenarbeit mit dem Internationalen Roten Kreuz in ihre 
Heimatländer zurückgeführt. Zurück blieben neben Nichtkriminellen, 
die entweder Deutsche oder unter den gegebenen Verhältnissen noch 
nicht Repatriierbare waren, die verbrecherischen Elemente. Nach Anga- 
ben von Hans MARSALEK, Obmann der österreichischen Lagergemein- 
schaft Mauthausen, befanden sich bei Ankunft der Amerikaner 40000 
Häftlinge im Lager. Davon bildeten politische Häftlinge nur einen gerin- 
gen Prozentsatz, 

Zu den ersten US-Maßnahmen nach der Einnahme von Mauthausen 
gehörte die unkontrollierte Öffnung des Konzentrationslagers, schrieb 
der Linzer Magistratsbeamte Hanns KRECZI (gest. 2003) in seinen Tage- 
buchaufzeichnungen: »Allein über 10000 KZler marschierten gegen Linz! 
Die Lebensmittellager, Bauernhöfe, Geschäfte, Wohnungen und Keller 
wurden aufgebrochen und geplündert. Amerikanische Soldaten standen 
in vielen Fällen dabei und sahen ruhig zu, andere halfen mit. Die Men- 
schen auf den Straßen wurden beraubt, vielfach auch bis aufs Hemd 
ausgezogen.« Gar als »Ehrenbürger« gebärdeten sich die KZler, kritisiert 
KRECZI: »Sie nähen ein Stück ihres gestreiften Sträflingsgewandes auf 
den Rücken ihrer neuen Kleidung als Ausweis und Abzeichen ihrer be- 
vorzugten Stellung. KZler und Ausländer vor allem, vielfach bewaffnet, 
rauben Autos, Motorräder, Fahrräder; sie dringen in Wohnungen ein und 
halten sie besetzt, sie plündern und zerstören.« 


»Die kriminellen Insassen des Konzentrationslagers Mauthausen über- 
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fluteten unser schönes Mühlviertel und fristeten zum Teil unter Gewalt- 
anwendung und Brutalität ihr Leben«, beklagte Johann BLÖCHL, Staats- 
beauftragter für das von 1945 bis 1955 sowjetisch besetzte Mühlviertel. 
»Zehntausende von aus den Konzentrationslagern befreiten politischen 
und kriminellen Häftlingen durchzogen die Städte und das flache Land«, 
erinnert sich Franz RUPERTSBERGER, Sicherheitsdirektor für Oberöster- 
reich. »Starke bewaffnete Räuberbanden plünderten und terrorisierten 
die Bevölkerung.« Auch nach Aussage von Oberst Alois RENOLDNER, dem 
Chef der Gendarmerie im geplagten Landesteil, häuften sich Raub und 
Plünderung durch befreite Verbrecher aus dem Kl. in erschreckendem 
Ausmaß. 

Über das Ende des Zweiten Weltkrieges in Steyregg berichten die Mäbl- 
vierler Nachrichten im Rückblick: »Die politischen Gefangenen versuch- 
ten, so schnell wie möglich über Linz wieder in ihre Heimat zu kommen, 
während Kriminelle unter Führung von obskuren Kommissaren regel- 
rechte Banden bildeten, die sogleich mit Plünderungen bei den Bauern 
begannen. Ein Sohn vom Pimesbauer in Obernbergen, der eben glück- 
lich aus dem Krieg heimgekommen war, konnte ihren Forderungen nicht 
nachkommen und wurde am 20. 5. erschossen. Am 8. Mai herrschten 
auch im >Stadi< (Städtchen, F. D.) chaotische Zustände. Die KZler plün- 
derten alle Geschäfte und gingen in der Folge sogar auf Privatwohnun- 
gen los. Amerikanische Panzerstreifen, die gleich nach dem Einmarsch 
bei allen Bewohnern die Waffen eingesammelt hatten, versuchten in den 
nächsten Wochen, Ruhe und Ordnung wiederherzustellen, indem sie etwa 
400 Bandenmitglieder einfingen und abtransportierten.« 

Schließlich bewaffneten die Amerikaner von ihnen bereits entwaffnete 
deutsche Soldaten zum zusätzlichen Schutz der wehrlosen Bevölkerung 
vor den Ausschreitungen der ehemaligen Häftlinge. Die vereinten Kräfte 
von Siegern und Besiegten reichten indessen nicht, um der Landplage 
Herr zu werden. Auch Gerichte mußten eingreifen. 

Als die Amerikaner Ende Juli 1945 den gesamten nördlich der Donau 
gelegenen Teil von Oberösterreich samt Mauthausen den Sowjets über- 
ließen, trat erst recht keine Besserung ein: »Zu Beginn der Besetzung ver- 
standen es einige übel beleumundete Männer, ihre Dienste der Besatzungs- 
macht anzubieten und traten unter den verschiedensten Bezeichnungen 
wie Polizeikommissare, Faschistenbekämpfer, Staatspolizisten, Polizei- 
chefs usw. in Aktion. Diese Leute gewannen aus den verschiedensten 
Gründen (als ehemalige Häftlinge oder KZler. . .) das Vertrauen der Be- 
satzungsmacht«, erinnert sich Edmund mErL, damaliger Bezirkshaupt- 
mann von Freistadt. Am ärgsten war es dort, wo sich kriminelle KZler 
und Östarbeiter zu kriminellem Handeln zusammenfanden. Zum Auf- 
bau einer KPÖ-Struktur im Bereich bediente sich die Besatzungsmacht 
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des KL-Kriminellen Anton KRAUTWASCHL, der in der ganzen Bevölke- 
rung ob seiner Untaten gefurchtet war. 

In Freistadt kamen am 11. Mai 1945 zwei KZler in den Garten des 
Kreishauses und suchten nach einem guten Fahrrad. Ein deutscher Sol- 
dat, der ein solches besaß, wurde von einem der beiden Gestreiften auf- 
gefordert, ihm das Fahrrad auszuhändigen. Da dieser die Herausgabe 
verweigerte, wurde er von dem KZler mit einer Pistole erschossen. In 
Tragwein wurden von Sowjets und KZlern 43 Frauen und Mädchen ver- 
gewaltigt. Der Wert der geplünderten Sachen und geraubten Tiere wurde 
mit 435000 Mark angegeben. In Pierbach ermordeten KZler am 20. Mai 
den 20jährigen Johann KASTENHOFER. Am 25. Mai wurde, ebenfalls in 
Pierbach, der Pionier Erwin wanpa von KZlern erschossen. »Eine Men- 
ge KZler wurde von Perg mit der Bahn abbefördert, aber die KZ-Plage 
dauert trotzdem an«, klagte unter dem 1. Juni der Chronist vom Allerhei- 
ligen Bezirk Perg; »Der hochwürdige Herr Pfarrer von Dimbach wurde 
auf einem Verschgange von KZlern ausgezogen. Mit einer Sträflingshose 
bekleidet, durfte er sich wieder entfernen.« In Wartberg haben fremde 
Elemente und KL-Häftlinge vom Mai 1945 bis 11. Dezember bei 193 
Personen im Gemeindegebiet Plünderungen durchgeführt, wodurch ein 
Gesamtschaden von 520072 RM entstanden ist. 

Laut der Schreckensbilanz von Oberst RENOLDNER steht fest, daß von 
KL-Häftlingen erschlagen oder erschossen wurden: ein Landwirt in Maut- 
hausen, ein Bauer in Lichtenberg. Dr. MARASEK und Max WIED in Stey- 
regg. der Rauchfangkehrermeister SCHONKA und ein Angestellter in Perg, 
zwei Hilfsarbeiter in Ober-St. Georgen, ein SS-Mann in Schlag, ein Ober- 
gefreiter in Altenberg, ein Baupolier, ein Bauer in Untergaisbach, ein 
Bauernsohn aus Pierbach, ein Zimmermann aus St. Georgen a. W., die- 
ser wurde mit Steinen erschlagen und seiner Kleider beraubt. Der christ- 
lichsoziale Politiker Johann BLÖCHL ergänzt in seinen Lebenserinnerun- 
gen, »daß viele schwerste Übergriffe aus Furcht vor der Rache der Täter 
gar nicht angezeigt wurden und daß in großer Zahl Frauen und Mädchen 
aus Schamgefühl die Vergewaltigungen verschwiegen - ich kenne eine 
Gemeinde, in der vierzig Frauen mit Krankheiten angesteckt waren -, 
dann wird man ermessen, daß obige Aufzählungen nur einen Bruchteil 
einer grauenhaften Wirklichkeit darstellen«. 

Der Kriminologe Hans von HENTIG stellte fest: »Während die Alliier- 
ten bei Öffnung der Konzentrationslager zunächst von der Annahme 
ausgingen, daß der weitaus größte Teil der dort untergebrachten Deut- 
schen aus politischen Gründen festgehalten sei, stellte sich bald heraus, 
daß ein bedeutender Anteil der KZ-Häftlinge kriminell schwer belastet 
war.« (Die Strafe, Bd. II, Berlin-Göttingen-Heidelberg 1955, S. 104) Der 
Rechtshistoriker Karl S. BADER beanstandete, daß sich Homosexuelle aus 
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den Konzentrationslagern 1945 massenweise als Verfolgte über das Land 
ergossen, (Soziologe der deutschen Nachkriegskriminalität, Tübingen 1949, 
S. 171 £)) Thomas LENZ und Kurt mason wiesen darauf hin, daß im KL 
Mauthausen 25 von 32 Baracken-Kapos Kriminelle waren. Es sei daher 
nicht erstaunlich, daß von allen Lagerinsassen die kriminellen Häftlinge 
den KL-Aufenthalt am besten und vollzähligsten überstanden haben, um 
gleich nach der Befreiung durch alliierte Truppen als »Opfer des NS- 
Regimes« in die neuen Einrichtungen einzusickern. Für die Sicherheits- 
behörden ergab sich die böse Überraschung, daß aus dem Dunkel des 
Umsturzes die alten Garden der Unterwelt auftauchten, um ihre alten 
Reviere wieder in Besitz zu nehmen, (Die schutzlose Gesellschaft, München 
1992, S. 26 £.) 

Über das »Reinemachen im KZ-Verband« berichtete zeitnah die $1. 
Pöltner Wochenpost vom 5. März 1948: »Vom KZ-Verband wurden bei ei- 
nem Mitgliederstand von etwa 5000 rund 4000 Mitglieder deshalb ausge- 
stoßen, weil sie nicht wegen politischer, sondern wegen krimineller De- 
likte ins KZ kamen. Während die politisch oder rassisch Verfolgten 
bescheiden am Wiederaufbau wirken, brachten viele kriminelle Elemen- 
te den >KZler< deshalb in Verruf, weil sie ihn zur Tarnung ihrer kriminel- 
len Instinkte mißbrauchten.« Fred Duswald 
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© Die Oberösterreichischen Nachrichten brachten am 21. Juni 1945 unter der 
Überschrift »Plünderer werden zur Rechenschaft gezogen!« folgende No- 
tiz: 


»Vor dem >Einfachen Militärgerichtshof,; (Summary Court) kamen am 
Montag nicht weniger als elf Fälle von Plünderung zur Verhandlung. Es 
handelte sich bei den Angeklagten um ehemalige Häftlinge eines Kon- 
zentrationslagers, die in den Umsturztagen nach ihrer Befreiung Textil- 
und Schuhgeschäfte in Linz und Umgebung geplündert hatten. Bei den 
Hausdurchsuchungen, die die amerikanische Militärpolizei nunmehr 
durchführt, kam das gestohlene Gut zutage. 


Von den Angeklagten, die durch rechtskundige Vertreter des polnischen 
und tschechischen Komitees verteidigt wurden, erhielten vier Freiheits- 
strafe, zwei Angeklagte wurden mangels an Beweisen freigesprochen. In 
den übrigen Fällen wurde die Verhandlung zum Zwecke weiterer Erhe- 
bungen vertagt...« 
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Überhöhte Zahlen bei Homo-Opfern 


it der pauschalen staatlichen Anerkennung »homosexuell Verfolg 

ter< als »NS-Opfer<, die dutch ein besonderes »Mahnmal* im Berli- 
ner Tiergarten auch noch optisch betont wird, stellte der bundesdeut- 
sche Gesetzgeber die politischen Gegner des Nationalsozialismus auf 
eine Stufe mit unpolitischen Sittenstrolchen und Kinderschändern. Daß 
die Strafbarkeit des früher als »widernatürliche Unzucht« geltenden Tat- 
bestandes nichts mit dem Nationalsozialismus zu tun hat, geht allein schon 
daraus hervor, daß der einschlägige $ 175 des Strafgesetzbuches (StGB) 
schon in der Weimarer Republik und in der mit dem Gesetz zur Ände- 
rung des Strafgesetzbuches vom 28. August 1935 (Reschsgesetzblatt1, S. 839) 
verschärften Fassung in der Bundesrepublik bis 1969 galt und 1951/52 
vom Karlsruher Bundesgerichtshof wie auch 1957 vom Bundesverfassungs- 
gericht als systemneutral und demokratieverträglich bestätigt wurde. 

Bei den Diskussionen um die Anerkennung der Homosexualität wie 
um die homosexuellen NS-Opfer wurden vielfach überhöhte Zahlen für 
diese Verfolgten angegeben, die richtigzustellen sind. 

Die Homo-Kampagne, die zum scheibchen weisen Sieg der Unmoral 
über die Moral seit den siebzigerJahren führte, kam wie so manches aus 
den USA. Ein Bewußtseinswechsel hatte dort im Jahre 1973 mit einem 
Schlag die öffentliche Einstellung zur widernatürlichen Unzucht verän- 
dert, als die »Amerikanische Psychologische Gesellschaft« ausdrücklich 
davon Abstand nahm, Homosexualität als Geisteskrankheit einzustufen. 

Weiteren Auftrieb bekam die Kampagne am 2. Dezember 1979, als 
das Bühnenstück Bent (Andersrum) am New Yorker Broadway uraufge- 
führt wurde. Das Schwullen-Stück, das 1997 auch noch verfilmt wurde, 
handelt vom homosexuellen Max im KL Dachau. Um nicht durch das 
ominöse rosa Dreieck, die Kennzeichnung für Homosexuelle, stigmati- 
siert zu werden, verleugnet der Held seine Homosexualität und gibt sich 
als Jude aus. Dann aber verhebt er sich in den Homo-Häftling Horst, der 
voller Stolz seinen rosa Winkel trägt. Um nicht zurückzustehen, »outet< 
sich nun auch Max als Schwuler und nimmt sich zu guter Letzt das Le- 
ben, indem er sich in einen Starkstrom-Zaun wirft. wAls ich von schwollen 
Freunden in London hörte, daß mindestens 250000, wenn nicht sogar 
500000 Homosexuelle in den Lagern gestorben sind, kam es mir in den 
Sinn, ein derartiges Stück zu schreiben«, gestand der schwule jüdische 
Verfasser Martin SHERMAN (*1939). 

Nachdem die Homosexualität von wissenschaftlichen, literarischen und 
journalistischen Eliten, wenn schon nicht zur Tugend erhoben, so doch 
zumindest als annehmbarer Lebensstil in den westlichen Ländern aner- 
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kannt war, stiegen die Zahlen der im Dritten Reich angeblich ermorde- 
ten Homosexuellen ständig an. 

Frank D. STEAKLEY! beginnt 1975 mit 200000 Opfern. In der New 
York Times vom 10. September 1975 schreibt Ira GLASSER von der *Ame- 
rican Civil Liberties Uniom in einem Leitartikel: »Annähernd eine Vier- 
teimillion Homosexuelle w-urden zwischen 1937 und 1945 von den Na- 
zis exekutiert, gleichzeitig mit den sechs Millionen Juden.« 

Zwischen 100000 und 400000 Homosexuelle seien in NS-Deutsch- 
land umgekommen, schreibt Louis CROMPTON 1978 unter dem Titel Schwu- 
len-V ölkermord von Leviticns bis Hitler. 

Selbst 500000 Opfer könnten eine »zu konservative« Zahl sein, fürch- 
tet Frank RECTOR in seinem Buch The Nazi Extermination of Homosexnals, 
New York 1981. 

»Die Juden und die Homosexuellen befinden sich im gleichen zer- 
brechlichen Boot«, bemerkte der schwule Romancier Gore VIDAL? ge- 
genüber der jüdischen Publizisdn Midge DEXTER, die den homosexuel- 
len Lebensstil massiv kritisiert hatte. Beim nächsten Holocaust würden 
sich Schwule und Juden in derselben Gaskammer wiederfinden, habe 
doch HITLER 600000 Homosexuelle ermordet, meint VIDAL. Diese Hor- 
rorzahl habe er von seinem Gewährsmann, dem schwulen Schriftsteiler- 
kollegen Christopher ISHERWOOD. 

Die Tatsachen schen jedoch anders aus. Nach amtlichen Unterlagen 
wurden von ordentlichen Gerichten im Deutschen Reich zwischen 1933 
und 1944 rund 50000 Personen wegen homosexueller Delikte zu Ge- 
fängnisstrafen verurteilt, von der Militärgerichtsbarkeit im Zeitraum von 
1. September 1939 bis 30. Juni 1944 fast 7000 solche Soldaten in der 
Wehrmacht. Das macht zusammen 57000 »homosexuell Verfolgte«. 

Von der 1936 eingerichteten »Reichszentrale zur Bekämpfung der Ho- 
mosexualität und der Abtreibung« wiederum wurden zwischen 1937 und 
1939 rund 95000 Personen, überwiegend Männer, als Gleichgeschlechtli- 
che namentlich erfaßt, im selben Zeitraum aber nur etwa 25000 Schwule, 
also etwas mehr als ein Viertel der registrierten, gerichtlich verurteilt. 

»Nicht jeder Mann, der nach Paragraph 175 verurteilt worden war, 
mußte nach seiner Strafverbüßung mit der Deportation in ein 
Konzentrationslager rechnen«, stellte Günter GRAU fest.! Ein HIMMLER- 
Befehlvom 14. Dezember 1937 und ein Erlaß des Reichsführers-SS vom 
12. Juni 1940 sahen KL-Haft nur für ausgewiesene Sittlichkeitsverbre- 
chet vor, für Jugendverführer, Strichjungen und einschlägig vorbestrafte 
Homosexuelle. 

Nach LAUTMANN, der Unterlagen des Suchdienstes des Internationa- 
len Roten Kreuzes in Bad Arolsen auswertete, waren insgesamt 10000, 
höchstens 15000 Homosexuelle, also nur ein Bruchteil der verurteilten 
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Schwulen, in Kon- 
zen trationslagern in- 
haftiert. 

Die Überführung 
ins KL erfolgte je- 
weils im Anschluß 
an die Strafverbü- 
Bung im Fall von 
Wiederholungstä- 
tern, Transvestiten 
und männlichen 
Prostituierten. Nicht 
weniger als 86 Pro- 
zent der Schwulen in 
den Konzentrati- 
onslagern waren ein-# 
schlägig vorbestraft. : 
Hinzu kommen noch jene 10 Prozent, die wegen Verführung Minderjähri- Eine Gruppe 















ger, insbesondere von Mündeln, von Gerichten verurteilt worden waren. Homosexueller im 
Konzentrationslager 


Unter allen Häfdingen hatten die Homosexuellen die höchste Todes- 
rate. In den Lagern brachen Seuchen aus (Typhus, Fleckfieber), die sich 
»erst recht unter den Bedingungen der allgemeinen Unterernährung in- 
folge des Zusammenbruches der Versorgung gegen Ende des Krieges« 
medizinisch immer weniger beherrschbar erwiesen. 

Für Schwule war das Risiko im Lager nicht nur deshalb am allergröß- 
ten, weil sie wegen ihrer besonderen Sexualität auch in Freiheit die ge- 
sundheitlich am meisten gefährdete Bevölkerungsgruppe bilden und ihre 
durchschnittliche Lebenserwartung von Haus aus nur halb so hoch ist 
wie diejenige von Heterosexuellen. 

Häufig wandten sich auch die Angehörigen angewidert von ihnen ab, 
und im Lager wurden die Schwulen von den anderen Insassen geschnit- 
ten, Dies erschwerte in nicht unerheblichem Maße das Überleben, be- 
deutete aber keineswegs, daß Homosexuelle, die im Konzentrationslager 
starben, im KL >ermordet< worden sind, 

»Da sie von ihrem Laster nicht lassen konnten oder nicht wollten, wuß- 
ten sie, daß sie nicht mehr frei sein würden«, hinterließ der KL-Kom- 
mandant Rudolf HöSS vor seiner Hinrichtung, Dieser stärkste wirksame 
Druck bei den meist zartbesaiteten Naturen beschleunigte den physi- 
schen Verfall, Kam noch der Verlust des >Freundes< durch Krankheit oder 
gar durch Tod hinzu, so konnte man das Lebensende voraussehen. Nicht 
wenige begingen Selbstmord. Auch bei frei lebenden Schwulen ist die Selbst- 
mordrate mehr als dreimal so hoch wie bei Männern im allgemeinen. 


Buchenwald. 
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Nimmt man an, daß, wie wissenschaftliche Berechnungen ergaben, 60 
Prozent der höchstens 15000 inhaftierten Homosexuellen die KL-Haft 
nicht überlebten, kommt man auf ein Maximum von 9000 Toten, also 
weniger als ein Zwanzigstel der in den Medien gängigen Zahlen. Den- 
noch phantasiert Jean BOISSON von einer Million Homosexuellen, die in 
deutschen Konzentrationslagern ermordet worden seien, mehr als dem 
Hundertfachen des wohl wahren Wetrtes.* 

Obwohl jüdische Autoren wie Lucy S. DAWIDOWCZ (1915-1990) »Pro- 
stituierten, Homosexuellen, Perversen und gewöhnlichen Kriminellen, 
die von den Nazis eingesperrt wurden«,? den Opfer-Status absprechen 
und die Vernichtung von Schwulen durch die Nationalsozialisten mit al- 
lem Nachdruck bestreiten, wurde die >Homocaust<-Propaganda dennoch 
weltweit honoriert: Die offizielle Anerkennung als NS-Opfer machte die 
Homosexuellen zu Hätschelkindern des Zeitgeistes und verlieh ihnen 
sogar das Gefühl moralischer Überlegenheit über das angeblich »repres- 
sive, pattiarchalische, weiße, heterosexuelle« Wertesystem, das zweitau- 
send Jahre lang die Grundlage der wesdichen Zivilisation war. 

Fred Duswald 
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Zum Schicksal der Zigeuner 


F: den umstrittenen Zahlen der Zeitgeschichte gehört die der im 
weiten Weltkrieg getöteten Zigeuner. Deren Interessen werden heu- 
te von dem Zentralrat der Roma und Sinti in Deutschland vertreten, der 
nach dem Historiker Eberhard JÄCKEL »seit langem ein falsches Ge- 
schichtsbild für eigene Interessen zu instrumentalisieren«! versucht. Eine 
erste Richtigstellung ist schon anderenorts vorgenommen worden,? Den- 
noch werden immer wieder die von Bundeskanzler KOHL im Jahre 1985) 
vor dem Bundestag ohne Beleg genannten 500 000 Todesopfer, die auch 
vom Zentralrat noch vertreten werden, in der Öffentlichkeit - dort auch 
bis zu 600000 - genannt. Deswegen seien weitere Angaben zu dieser 
Frage gemacht. 

Tatsachen, von denen man ausgehen muß, sind die zu den verschiede- 
nen Zeiten registrierten oder geschätzten Zahlen dieser Volksgruppe in 
Deutschland und Europa. Im Jahre 1887 wurde ihre Zahl für Europa 
auf 250000-500000 geschätzt, wobei in Deutschland »nur eine geringe 
Menge im Vergleich zu den 40000 in Spanien« lebten.'! Um 1939 waren 
im Altreich die hier lebenden rund 20000, in Österreich etwa 10000 
Zigeuner listenmäßig erfaßt/ Für ganz Europa gibt es Schätzungen für 
1939 zwischen 750000 und 1,5 Millionen Menschen dieses Volkes.‘ Um 
1979 lebten allein in der Bundesrepublik Deutschland 50000 Sinti und 
Roma, in ganz Europa 6 Millionen.’ Im Jahre 1990 gab Der Spiege/ für die 
Bundesrepublik Deutschland 75000, für ganz Europa 6,6 Millionen Sinti 
und Roma an,® 1993 der baden-württembergische Innenminister Frieder 
BIRZELE 8 Millionen allein für Osteuropa.’ 


1 Zitiert in: »Wurden 500000 Zigeuner ermordet?« in: National-Zeitung, 2.2.2007, 
? Beitrag Nr. 258, »Zum Schicksal der Zigeuner«. 

> Bundeskanzler Helmut KOHL am 7. 11. 1985 vor dem Deutschen Bundestag. 
* Brockbans' Conversations-Lexikon (16 Bde.) Bd, 16, Leipzig 1887, S. 912. 

s "Wiesenthal übergibt NS-Dokumentex, in: Syuttgarter Kachrichten, 22. 6. 1965; 
Tilman ZALCH, »Sinti und Roma in Deutschland«, in: Ans Pohtik und Zeitgeschich- 
te, Beilage zum Parlament, B43, 30. 10. 1982, S. 33; Michael ZIMMERMANN, »Die 
nationalsozialistische Vernichtungspolitik gegen Sinti und Roma«, in: Aus Poli- 
tik und Zeitgeschichte, B 16, 18. 4. 1987, S. 36 £. 
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8 »Alle hassen die Zigeuner«, in: Der Spiege), Nr. 36,3.9.1990, S. 36; sechs Millio- 
nen in Europa auch in: Schwäbisches Tagblatt, 29.9. 1992. 

9 »Kein Angriff auf die Menschenwürde, in: Schwäbisches "Tagblatt, 17. 9. 1993. 
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Nach hertschender Lehre wurden von den 30000 Zigeunern im Groß- 
deutschen Reich mindestens 25000,” von den (als Mittelwert für 1939 
genommenen) 1 Million in Europa vorhandenen Zigeunern 500 000 »von 
den Nazis ermordet«.!! ferner seien viele der Oberlebenden sterilisiert 
worden. 

Schon 1979 wies der Historiker Alfred SCHICKEL darauf hin," daß diese 
Zählen, auch bei Berücksichtigung der bekannterweise großen Frucht- 
barkeit der Roma und Sinti, kaum miteinander vereinbar sind. Es ist schwer 
nachzuvollzichen, daß sich diese Volksgruppe in Deutschland von — nach 
der Zeitmeinung - weniger als 5000 Überlebenden, einschließlich Sterili- 
sierten, bis 1979 - also in gut 30 Jahren, einer Generation, und bis vor 
Beginn der großen Zuwanderung - auf 50 000 vermehrt haben soll. Eben- 
so ist kaum glaublich, daß die rund 
500000 Überlebenden - die heute 
angegebene Zahl — in ganz Europa es 
in derselben Zeit auf eine Kopfzahl 
von sechs oder mehr Millionen brach- 
ten, sich also in einer Generation ver- 
zehnfachten, auch wenn man die Zu- 
wanderungen berücksichtigt. Solch 
ein Zuwachs scheint in einer Genera- 
tion kaum möglich zu sein. 

Es ist auch falsch, alle Opfer dieser 
Volksgruppe während des Zweiten 
Weltkrieges den Deutschen anzula- 
sten. So erwähnt ZÜLCH,' daß nach 
Schätzungen 36000 Zigeuner bei der 
rumänischen Vertreibung der Zigeu- 
ner nach dem ukrainischen Transni- 
strien umgekommen seien. Ähnliches 
gelte für andere ost- und südosteuro- 
päische Länder: »Nur wenige der 1939 
etwa 28000 Menschen zählenden 
kroatischen Roma haben die unge- 
zählten Massaker der Ustaschas (in 


10 ZIMMERMANN, aaO. (Anm. 5), 8. 41. 

1!yEs begann mit den Juden«, in: Allgemeine Jüdische Wochenzeitung, 6. 12. 1985; 
»Verfolgt und verachtet«, in: Schwäbisches Tagblatt, 28. 11.1990; »Sinti und Roma 
gedenkender 500000 Nazi-Opferg, in: Szuttgarter Zeitung 3.8.1991; »Mit Depor- 
tationen begann vor 50 Jahren der Völkermord an Sinti und Romag, in: Südwest- 
Presse, 13. 5. 1993; Anzeige in: Die Zeit 15. 12. 1995. 

12 ZOLCH, aaO. (Anm. 5), S. 36 f. 
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Kroatien, R.K,) überlebt.« In 
Polen seien Roma »Massakern 
polnischer und ukrainischer Fa- 
schisten zum Opfer gefallen«. 
Mindestens 65000 Ermordete 
müssen also von dem Schuld- 
konto der Deutschen abgebucht 
werden. 

1996 hat der im Januar 2007 
frühzeitig verstorbene Bochu- 
mer Historiker Michael ZIMMER- 
MANN eine Untersuchung des 
Schicksals der Zigeuner veröf- 
fentlicht, 3 in der er auf weit 
niedrigere Verlustzahlen kommt 
und vorsichtig von »mindestens 
90000 Opfern« in ganz Europa 
spricht. Das wäre mit den oben 
genannten Bevölkerungszahlen 
vor und nach dem Zweiten 
Weltkrieg auch cher vereinbar. 
Zieht man davon die oben ge- 
nannten 65 000 von anderen 
Ländern zu verantwortenden 
Opfer ab, so kommt man auf 
etwa 25000 für die deutsche 
Schuldbilanz - eine wohl wirk- 
lichkeitsnähere Zahl - und da- 
mit auf weniger als ein Zehntel 
der den Deutschen vorgeworfe- 
nen Morde. 

Amerikanische Historiker ga- 
ben ebenso weit kleinere Zah- 
len an, als Bundeskanzler KOHL 
es unverantwordicher Weise tat, 
die aber auch noch als zu hoch 
erscheinen. So schätzten KEN- 
RICK und PUXON! die Gesamt- 
zahl der Todesopfer unter den 
Zigeunern im Zweiten Welt- 
kriegauf 219700. Der Franzo- 
se Christian BERNADAC® hatte 


Oben: Blick in eine Baracke des Zigeunerlagers in Auschwitz. 
Unten: Bescheid vom 2. Januar 1945 über die Befreiung des 
»Zigeunermischlings« Ursula F. von den Zigeunerbestimmungen. 
Beide Abbi Idungen aus: Guenter ı:wy, Rückkehr nicht erwünscht, 

Propyläen, München-Berlin 2000. 
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sozialen Anpassung gemäß 
teltenden Bestimmungen 





3 Michael zımmermann, Rassenutopie und Genozid. Die nationalsozia- 


listische >Lösung der Zigennerfrage<, 1996. 


14 Donald KENRICK U. Grattan PUXON, Sinti und Roma — die V ernich- 


tungeines Volkes im NS-Staat, Göttingen 1981. 


15 Christian BERNADAC, L'Holocauste onblie. he massacre des tsinganes, 


Paris 1979. 





Guenter ı:wy. 


16 Faksimile dieses 
Briefes in: National- 
Zeitung, 17. 7.1987 
u. 2. 2. 2007. 


7 Guenter LEWY, 
Rückkehr nicht 
erwünscht, Propyläen, 
München-Berlin 
2000. 


It Carola Kaps, »Mit 
Bildung aus dem 
Abseits«, in: Frank- 
‚Parter A jjgemeine 
Zeitung, 30. 5. 2007. 
Die dort angegebe- 
nen »mehr als 
600000« für 
Deutschland dürften 
wohl einen Druck- 
fehler darstellen und 
eine Null zuviel 
aufweisen. 

" »Rund-Erlaß des 
Innenministers« 
vom 10. 3. 1986 - 
IV A 4- 6590, in: 
Ministerialblatt für das 

Land Nordrhein- 

Westfalen, 1986, 

S. 464. 

20 Romani ROSE, 
»Sinti und Roma 
fordern Schutz«, in: 
Die Zeit, 10. 7. 1992. 


vorher 229 500 als Opferzahl angegeben. Auf diese beiden Zahlen stütz- 
te sich mit allen Vorbehalten wegen fehlender Dokumente und deswe- 
gen notwendig werdender Schätzungen der Mitarbeiter Hellmuth AUER- 
BACH vom Münchener Institut für Zeitgeschichte in einem Brief vom 11. 
Juni 1987 an einen Fragesteller zu diesem Problem.!® KENRICK soll seine 
oben genannte Zahl im Jahre 1989 auf 196000 herabgesetzt haben, wie 
der US-Politologe Guenter LEWY - 1923 in Breslau geboren, 1939 nach 
Palästina emigriert und 1947 in die USA eingewandert — in seiner Studie 
mitteilte, in der er sich auch skeptisch gegen den Vorwurf eines Völker- 
mordes an den Zigeunern äußerte.! 

Es besteht wegen der großen Unterschiede in den oben genannten 
Zahlen offenbar noch Forschungsbedatf in dieser Sache. 

Wie schwierig es ist, die im Jahre 2007 rund sechs (bis acht) Millionen 
Roma, Sinti und Angehörige verwandter Stämme in Europa, davon 60000 
bis 70000 in Deutschland, in den verschiedenen Staaten, vor allem auf 
dem Balkan, zu integrieren und sie in die Gesellschaft einzufügen, be- 
schrieb Carola KaPrs 2007 in einem ausführlichen Bericht,!" Sie wies da- 
bei auch auf die starke finanzielle Förderung dieser Maßnahme durch 
die Europäische Union in den letzten Jahren hin, wobei allerdings die 
erhofften Erfolge nur teilweise erreicht worden seien. Schon 1986 hatte 
ein Rund-Erlaß des nordrhein-westfiilisehen Innenministers unter Bezug 
auf den Europarat bekanntgegeben: 

»So hat sich das Ministerkomitee des Europarates wiederholt dafür 
ausgesprochen, jeder Form der Diskriminierung von Landfahrern Ein- 
halt zu gebieten und Vorurteilen entgegenzutreten, die die Grundlage 
diskriminierender Einstellungen und Verhaltensweisen gegenüber Land- 
fahrern, insbesondere gegenüber Sinti und Roma, bilden, .. Da Angaben 
über die Volkszugehörigkeit von Personen, die einer Straftat verdächtig 
sind, Diskriminierungen darstellen können, die Vorurteile verstärken oder 
wecken, bitte ich, die Bezeichnung von tatverdächtigen Sinti oder Roma 
als Zigeuner, den Hinweis bei solchen Tatverdächtigen auf ihre Zugehö- 
rigkeit zu den Sinti oder Roma sowie deren Kennzeichnung als Landfah- 
rer zu unterlassen. Das gilt auch bei Mitteilungen gegenüber Dritten ein- 
schließlich der Presse.«!? 

Um solche Diskriminierungen zu vermeiden, fordert der betreffende 
Interessenverband eine Verankerung im Grundgesetz: »Der Zentralrat 
Deutscher Sinti und Roma erhebt seit seiner Gründung Anfang 1982 
den Anspruch, für die 70000 deutschen Sinti und Roma den Schutz und 
die Förderung als deutsche Volksgruppe in der Verfassung (gemeint ist 
wohl das Grundgesetz, R.K.) zu verankern.«?" 

Rolf Kosiek 
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Der Auschwitz-Prozeß - 
kein rechtsstaatliches Verfahren 


D;:: Auschwitz-Prozeß in Frankfurt/M. ab 1963 bildete eine 
ende in der deutschen Vergangenheitsbewäldgung. Anschließend 
wurde die Weltöffentlichkeit von einer einseitig berichtenden Presse jah- 
relang mit den schlimmsten und oft weit übertriebenen Vorwürfen ge- 
gen die Deutschen zu den Konzentrationslagern überschwemmt. 

Die Hauptverhandlung fand vom 20. Dezember 1963 bis zum 20. Au- 
gust 1965 in Frankfurt/M. statt, dauerte also 20 Monate und umfaßte 
183 Verhandlungstage, an denen 382 Zeugen vernommen wurden und 
rund 10 Sachverständige auftraten. Von den 20 Angeklagten wurden 17 
zu hohen Zuchthausstrafen verurteilt, drei freigesprochen. Eine ausführ- 
liche Beschreibung der juristischen Seite dieses Prozesses hat der betei- 
ligte Verteidiger Hans LATERNSER gegeben,! der auch schon beim Nürn- ı Hans LATERNSER, 


berger Militärtribunal tätig gewesen war. Die andere Seite im 

Die Hauptverhandlung stellte nach seinem Urteil in verschiedener Hin- Auschwitz Prozeß. 
sicht »eine Einmaligkeit in der deutschen Rechtsgeschichte dar«, ($. 23) 1963/1965,See- 
Das Verfahren bildete den Auftakt zu einer Reihe von KL-Verfahren wie wald, Stuttgart 


dem Majdanck-Prozeß in Düsseldorf, der von 1975 bis 1981 stattfand 1766. (Die Seiten- 
und mit mehr als fünf Jahren der bis dahin längste Strafprozeß der deut- Te 


. bezieh ich auf 
schen Rechtsgeschichte werden sollte. wen 


= dieses Buch.) 
In der Presse und von der Öffentlichkeit wurde der Prozeß als ein 


rechtsstaatliches Verfahren betrachtet. Das ist jedoch falsch. Richtig ist, 
daß hier ein politischer Schauprozeß stattfand und wie in den vorange- 
gangenen alliierten Militärtribunalen grundlegende Rechtsnormen ver- 
letzt wurden. Der unabhängige und nicht der Rechten zuzuordnende Ver- 
teidiger LATERNSER führt eine Reihe solcher Verfahrens fehler in seinem 
Buch auf. 


> Die Tätigkeit der Verteidiger wu 
bei der Wahl der Räume. Der erste Teil des Prozesses fand im Frankfur- 
ter Römer statt, wo die Verteidiger nicht einmal von ihren Plätzen alle 
Richter sehen und diese nur schwer verstehen konnten. Die Zeugen wand- 
ten den Verteidigern bei ihrer Vernehmung und Befragung den Rücken 
zu, (S. 16) 


> Zunächst hatten die Verteidiger gar keine, später einige wenige Mi- 
krophone, zu denen sie für eine Wortmeldung jeweils hingehen mußten. 
(S. 16) Auf ihren Plätzen sitzende Verteidiger konnten insbesondere an- 
fangs wegen des Mangels an Mikrophonen vortragende Kollegen nicht 
hören. Deswegen erhobene Rügen wurden nicht protokolliert. (S. 18) 
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Hans läternser 
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Hans ıarernse:r UN 
sein Buch Die andere 
Seite im Auschwitz - 
Prozeß. 1963/1965, 
Seewald, Stuttgart 
1966. 


> Daß die erste Verhandlungnoch Ende 1963, wenige Tage vor Weih- 
nachten, angesetzt wurde, sollte offensichtlich die Richterauswahl, ins- 
besondere die des Vorsitzenden, für dieses Jahr noch für den ganzen 
Prozeß zum Zuge kommen lassen. (S. 27) Die Angeklagten wurden also 
ihren gesetzmäßigen Richtern entzogen. 

> Schon beim ersten Verhandlungstag mußte die Verteidigung zwei 
wettere Fehler bei der Bestellung des Vorsitzenden Richters rügen. (. 
26) Daß unter den sechs Geschworenen vier Frauen waren, war wohl 
kaum ein Zufall und sollte sicher dem emotional leichter beeinflußbaren 
Geschlecht ein größeres Gewicht beim Urteil verschaffen. (S. 24) 

> Inder Verhandlungsführung verhielt sich der Vorsitzende von An- 
fang an nicht unparteiisch, sondern feindlich gegenüber der Verteidi- 
gung und den Entlastungszeugen. »In den größeren internationalen Straf- 
verfahren, in denen ich mitgewirkt habe, hat es zu keiner Zeit - auch 
nicht vor dem Internationalen Militärgerichtshof in Nürnberg - eine so 
gespannte Atmosphäre wie im Auschwitz-Prozeß gegeben.« (S. 28) 

“* Bei Lachen oder Hohnrufen der Zuhörergegen die Verteidiger hat 
der Vorsitzende nicht eingegriffen. (S. 30) Der Vorsitzende kam den aus- 
ländischen Belastungszeugen sehr entgegen, während deutsche Entla- 
stungszeugen schlecht behandelt wurden. (S. 34, 36) Selbst Beleidigun- 
gen wie »Schwein« und Beschimpfungen der Angeklagten wurden 
ausländischen Zeugen verziehen. (S. 35) 


> Auch die Staatsanwälte verhielten sich sehr parteiisch zuungunsten 
der Angeklagten. Die Staatsanwälte haben - »von einer Ausnahme abge- 
sehen« — niemals irgendwelche Fragen zur Endastung gestellt, obwohl 
dies ihrer Amtspflicht entsprochen hätte ($160 Strafprozeßordnung)«. 
(S. 32) »Für die Staatsanwälte gab es etwa die Faustregel, daß die auslän- 
dischen Zeugen die Wahrheit sagen, den deutschen Zeugen nur mit größ- 
ter Vorsicht zu begegnen sei, während die Aussägen früherer Angehöti- 
ger der SS in der Regel unglaubhaft seien.« (S. 57) 


Gegen Zeugen, die ganz offensichtlich die Unwahrheit gesagt hat- 
ten — auch unter Eid —, wurde nichts unternommen, sie durften, ohne 
daß Maßnahmen gegen sie ergriffen wurden, wieder abreisen. (S. 58) Da- 
gegen wurden deutsche Zeugen bei Verdacht gegen sie nach der Aussage 
verhaftet. (S. 58) 


> Bei offensichtlichen Falschaussagen der Belastungszeugen lehnte 
das Gericht zur Schonung der Zeugen eine von der Verteidigung gefor- 
derte Vereidigung ab, damit diese nicht zur Rechenschaft gezogen wer- 
den konnten, 


* Der Verteidigung wurden wichtige Tonbandaufnahmen vorenthal- 


ten. »Das Gericht hat also mehrfach der Verteidigung den Zutritt zu den 
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auch unter ihrer Mitwirkung entstandenen Tonbandaufnahmen ohne er- 
sichtlichen oder gar zwingenden Grund verwehrt.« (S. 48, 146) 

> Der SED-Anwalt Dr. kaur aus Ostberlin, dem von den Alliierten 
der Zutritt nach West-Berlin untersagt worden war und der deswegen 
unberechtigt als Prozeßbeteiligter - ohne es zu sein — im Gerichtssaal 
erschien und Ausführungen machte, wurde vom Vorsitzenden gegen das 
Recht zugelassen, nachdem er zunächst abgelehnt worden war. Der Bun- 
desgerichtshof hatte gerade in bezug auf KAur in einem anderen Fall am 
2, März 1961 verfügt: »Ein Strafverteidiger, der die Verteidigung nicht 
unabhängig führt, sondern dabei Weisungen unbeteiligter politischer Stel- 
len befolgt, ist gesetzlich als Verteidiger ausgeschlossen und vom erken- 
nenden Gericht von Amts wegen zurückzuweisen.« (S. 69) Dennoch gab 
das Gericht sogar Kkauı selbst einen - sehr ungewöhnlichen - Rechtsrat, 
wie er zur Zulassung kommen könne. ($S. 65) Die ganze Tätigkeit KAULS 
in dem Prozeß bestand dann auch vorwiegend in einer von der SED in 
Mitteldeutschland vervielfältigten Propaganda gegen die Bundesrepublik. 


y Auf Anraten seines Verteidigers hat mindestens ein Angeklagter, 
nachdem er das vorher immer abgestritten hatte, Erschießungen von Häft- 
lingen zugegeben, obwohl er sie gar nicht vorgenommen hatte, um »da- 
mit dem Gericht »goldene Brücken< dafür zu bauen, ihn lediglich wegen 
Beihilfe zum Morde zu bestrafen!« {S. 81) Die offensichdich falsche Aus- 
sage wurde dann für die Wirklichkeit genommen und in der Öffentlich- 
keit verbreitet, ohne daß sie richtiggestellt wurde. 


P 


In Strafprozessen sol- 
len Gutachter zu konkteten, 
für die Beurteilung der Ta- 
ten der Angeklagten wich- 
tigen Fragen Antworten 
geben. Hier trugen rund 
zehn Sachverständige, da- 
von mehrere aus dem Mün- 
chener Institut für Zeitge- 
schichte, lange Gutachten 
zu allgemeinen Fragen vor, 
so zur Entwicklung der KLs 
oder zur Judenpolitik und 
Judenverfolgung. Diese 
Themen standen gar nicht 
im Gericht zur Diskussion, 
»waren demnach völlig 





überflüssig und ohne jede 
Bedeutung für die Ent- 
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Der Cerichtssaal 

mit einigen der Ange- 
klagten. Der Senats- 
präsident HOFMEYER 
äußerte: »Das 
Schwurgericht ist 
nicht berufen, die 
Vergangenheit zu be- 
wältigen.« 


Scheidung des Verfahrens«, hatten jedoch entscheidenden Einfluß auf 
die Stimmung im Saal und für die Berichterstattung über den Prozeß in 
den Medien. (S. 84) Bezeichnenderweise wurde in der mündlichen Be- 
gründung des Urteils auf keines dieser Gutachten Bezug genommen. Sie 
sollten nur die geschichtlichen Vorwürfe gegen die NS-Regierung auch 
in der Öffentlichkeit verstärken und für das gewünschte aufgeheizte Kli- 
ma sorgen, (S. 83 f.) Ein Sachverständiger mußte, weil er dem Gericht 
eine nachweisbare Unwahrheit aufgetischt hatte, abgelehnt werden. (S. 


102) 


“ Von den Zeugen kamen die meisten aus dem Ostblock, rund ein 
Drittel aus Polen. Die letzteren mußten alle vor und nach ihrer Verneh- 
mung in Frankfurt über Warschau reisen, wo ihnen ihre Papiere abgenom- 
men wurden und sie teilweise mehrere Tage im Ministerium »vorbereitet« 
und »informiert« wurden. (S. 158 ff.) Sie erhielten außerdem in Frankfurt 
ein Informationsbulletin des Comite International d’Auschwitz<, das alle 
Angeklagten mit Abbildung und Lebensdaten sowie den ihnen gemach- 
ten Vorwürfen und ferner wichtige Angaben über das KZ und die Vor- 
gänge in ihm enthielt. (S. 91 £.) »Es erklärt sich vielleicht daraus, daß die 
Zeugen nach so langer Zeit oftmals Dinge aussagten, die sie einfach nicht 
wissen konnten.« (S. 93) Dennoch wurden ihre Aussagen als wahr unter- 
stellt, und die Staatsanwaltschaft unternahm keine Versuche, offensicht- 
liche Widersprüche aufzudecken. Dafür bringt LATERNSER in seinem Buch 
viele Beispiele (u. a. S. 106-110). Selbst nach bewiesenen Lügen und 
Meineiden konnten solche Zeugen unbestraft wieder ausreisen. 


* Auch wurden Berichte, in denen Vorgänge, die den Zeugen nur 
vom Hörensagen bekannt waren, zugelassen und bewertet. {S. 152) 

y Selbst bei eklatanten Widersprüchen erhielten die Zeugen die volle 
Entschädigung, meist sogar in viel zu hohem Ausmaß, wobei sie an den 
Kursumrechnungen noch erheblich verdienten. Einzelne gewannen auf 
diese Weise unberechtigt Tausende von D-Mark. Auch die Vor- und Nach- 
bereitungstage in Warschau mußte der deutsche Staat bezahlen. Es wur- 
de »die deutsche Gerichtskasse um erhebliche Beträge geschädigt und — 
um es klar auszudrücken — betrogen«. (S. 115) Trotz Hinweisen der Ver- 
teidigung auf diesen offensichtlichen Mißbrauch zu Lasten der deutschen 
Steuerzahler wurde er nicht abgestellt. (S. 114-124) 


> Während des laufenden Verfahrens wurde am 18. November 1964 
in der Frankfurter Paulskirche die sogenannte Auschwitz-Ausstellung er- 
öffnet, die die Öffentlichkeit, aber auch die Zeugen betroffen machen 
sollte. Die Idee dazu war neben anderen von dem hessischen General- 
staatsanwalt Fritz BauEr entwickelt worden (S. 94), der als Vorgesetzter 
der in dem Prozeß wirkenden Staatsanwälte eine solche Einmischung 
gar nicht hätte vornehmen dürfen. Eine Dienstaufsichtsbeschwerde der 
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Verteidigung gegen ihn wurde vom zuständigen Minister mit unzutref- 
fender Begründung zurückgewiesen. »Es galten für dieses Verfahren nicht 
die normalen Maßstäbe.« (S. 95) 
> Viele, darunter auch für die 
weisanträge der Verteidigung wurden vom Gericht abgelehnt. Darunter 
auch der LATERNSERS, doch »durch eine Anfrage bei den hierfür in Frage 
kommenden Organisationen festzustellen, wieviel jüdische Häftlinge die 
Lagerzeit im KZ Auschwitz überlebt haben«. {S. 369) 
> Die oft falschen Beschuldig 
wiesene Zahl von mehr als 4 Millionen Vergaster in Auschwitz, wurden 
dann als historische Tatsachen gewertet und werden bis heute in der ÖFf- 
fentlichkeit zitiert 
>Ineinem Strafprozeß geht: 
klagten. Hier äußerten mehrfach Prozeßbeteiligte, daß ein wichtiger Zweck 
des Verfahrens die Wirkung in der Öffentlichkeit sei, die Belehrung der 
Jugend und die Vorbeugung vor Wiederholungen solcher Ereignisse. 
(S. 263) Auch insofern handelte es sich um einen politischen Prozeß, bei 
dem der Rechtsstaat auf der Strecke blieb. 


Aus allen diesen Gründen muß der Auschwitz-Prozeß als reiner Schau- 
prozeß gewertet werden, der vor allem der Umerziehung der Deutschen 
dienen sollte und in der Folge auch so sich auswirkte. 

Zur Vorgeschichte dieses Prozesses ist folgendes erwähnenswert. Ri- 
chard Bar.R, der Nachfolger von Rudolf Höss als Kommandant von 
Auschwitz, lebte nach 1945 jahrelang unter falschem Namen als I lolzar- 
beiter. Er wurde dann entdeckt und in Untersuchungshaft genommen. 
Er stritt immer das Vorhandensein von Gaskammern in Auschwitz ab 
und behauptete, nie dort solche gesehen zu haben. Er hätte sicher viel im 
Prozeß zu sagen gehabt. 

»Höchst mysteriöserweise verstarb aber der bisher gesunde 5ljährige 
Richard Barr am 17. Juni 1963 an Kreislaufstörungen im Frankfurter 
Untersuchungsgefängnis. Erstaunlicherweise hatte BAHR noch zwei Wo- 
chen vor seinem jähen Ende der ihm im Gefängnis besuchenden Ehe- 


s i . ö m 2 Erich KERN, Von 
frau gegenüber mit keinem Wort irgendwelche gesundheitliche Beschwer- 


Versailles nach 

den erwähnt. Nürnberg, K.W. 
Er hatte die Gefängniswache verständigt, als er sich unwohl fühlte, und Schütz, Göttingen 
nach einem Arzt verlangt. Als dieser kam, war BAER schon tot. Im amtli- 1967, S. 474. 
chen Obduktionsbefund des Instituts für Gerichtsmedizin der Universität 1 Ebenda. 


Frankfurt wurde Herzschwäche angegeben, jedoch auch festgehalten: »Bei + Siehe Beitrag Nr. 
der gesamten Sachlage kann jedoch die Einnahme eines nichtriechenden 621, »Der Tod des 
und nichtätzenden Giftes nicht ausgeschlossen werden.«° Eine zweite KL- Kommandanten 
Obduktion fand nicht statt. Der Tote wurde dann sofort eingeäschert. Sollte Baer«. 
erin dem nachfolgenden Prozeß nicht mehr aussagen?* Rolf Kosiek 
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Der Tod des KL-Kommandanten Baer 


m Dezemberl 960 war der bis dahin als Waldarbeiter untergetauchte 
nd weltweit seit Kriegsende gesuchte Richard BARR, von Dezember 
1943 bis zum Januar 1945 als Nachfolger von Rudolf HÖöSS der letzte 
Kommandant des Konzentrationslagers Auschwitz, in der Nähe von 
Hamburg aufgespürt und verhaftet worden. Von ihm erhoffte man im 
Auschwitz-Prozeß (»Strafsache gegen BAER, MULKAU. a.«, Az.: 4]s 444 / 
59) authentische Aussagen zum Lagerleben, vor allem zur Frage der Gas- 
kammern und zur Zahl der dort umgekommenen Häftlinge. Eine solche 
Klärung war besonders interessant, da im gerade vorausgegangenen EICH- 
MANN-Prozeß (2, 4. bis 11, 12, 1961) in Jerusalem der umstrittenen letzt- 
| genannten Frage ausgewichen worden war. 

Doch am 17. Juni 1963, wenige Monate vor dem im Dezember 1963 
beginnenden Prozeß, in dem er Hauptzeuge und Hauptbeschuldigter sein 
sollte, verstarb der bis dahin gesunde 5ljährige BAER plötzlich in seiner 
Zelle in der Frankfurter Haftanstalt. Bis dahin hatte er bei allen Verneh- 
mungen behauptet, daß er in seinem KL nie Gaskammern gesehen, noch 





etwas davon gewußt habe. Bis zu seinem Tod hatte er sich immer gewei- 


Richard BAER, 


gert, das Bestehen von Gaskammern in seinem Befehlsbereich, also im 
KL Auschwitz, zu bestätigen. 

Die deutschen Medien berichteten meist kurz und kommentarlos über 
den mysteriösen Tod,! ganz im Gegensatz zu sonstigen Todesfällen in 
deutschen Gefangnissen. Die französische Wochenzeitung Rivarol? be- 
faßte sich mit den näheren Umständen, brachte Einzelheiten und meldete 
Zweifel an einem natürlichen Tod an. Danach habe BAER die Wache ver- 
ständigt, daß er sich unwohl fühle, und einen Arzt verlangt. Als dieser 
kam, war der Häftling schon tot. Der zuständige hessische Generalstaats- 
anwalt Fritz BAUER (SPD, 1949 aus Emigration nach Deutschland zu- 
rückgekehrt) habe dann nach einer Obduktion schnell die Einäscherung 
veranlaßt. Als BAERS Frau ihn zwei Wochen vor seinem plötzlichen Tod 
besuchte, habe der bis dahin Kerngesunde in keiner Weise über mangelnde 
Gesundheit geklagt. Er habe niemals daran gezweifelt, daß er in dem 
bevorstehenden Verfahren freigesprochen würde. Nach dem Obdukti- 
onsbefund soll Herzschwäche (defidence cardiaque) die Todesursache ge- 
wesen sein. In ihrer Erschütterung habe seine Frau es unterlassen, eine 
nochmalige Obduktion zu verlangen. 


! H. St., »Der Tod des Auschwitz-Kommandanten«, in: Deutsche Wochenzeitung, 
19. 10. 1963. 
? Zitiert in: ebenda. 
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Die Deutsche Hochschullehrer-Zeitung schrieb dazu: »In dem Obduktions- 
befund des Instituts für gerichtliche Medizin der Universität Frankfurt a. 
M, heißt es u. a.: >Bei der gesamten Sachlage kann jedoch die Einnahme 
eines nicht riechenden und nicht ätzenden Giftes nicht ausgeschlossen 
werden«, obwohl eine Insuffizienz der Herzkranzgefäße genügt hätte, den 
Tod herbeizuführen. Die Frage ist also, falls der Obduktionsbericht zu- 
trifft, wer Barr dann dieses nicht riechende und nicht ätzende Gift gege- 
ben hat. Denn zaer hat seine Unschuld bis zuletzt damit begründet, daß 
die »Gaskammern« in Auschwitz zwischen Dezember 1943 und Oktober 
1944 nicht in Betrieb genommen und folglich die von der Anklage be- 
haupteten 437000 ungarischen Juden dort auch nicht vergast worden 
sein könnten, weshalb BAER hätte freigesprochen werden müssen. Fest- 
steht, daß ein Mann, der auf Freispruch hofft, keinen Grund hat, sich 
selbst zu vergiften, abgesehen davon, daß das normalerweise in einer Zelle 
ohne fremde Beihilfe nicht gut möglich wäre«? Daß die Obduktionsärzte 
ausdrücklich die Möglichkeit der Vergiftung erwähnten, ist wohl ungewöhn- 
lich und kann wahrscheinlich als ein Hinweis darauf gedeutet werden, daß 
sie an dem Befund »Herzschwäche« oder »Kreislaufschwäche« zweifelten, 


Verdächtig war auch, daß, obwohl die Vorermittlungen zum Ausch- 
witz-Prozeß schon am 19. Oktober 1962 abgeschlossen waren, der Er- 
öffnungsbeschluß erst am 7. Oktober 1963 erfolgte, also nach BaErs Tod, 
und dann bald der erste Verhandlungstermin für den 20. Dezember 1963 
anberaumt wurde. Die Frage tauchte damals auf, ob BAFRs »Starrköpfig- 
keit«, standhaft bei seiner Aussage zu bleiben, für die unverhältnismäßig 
lange Zeitspanne zwischen dem Ende der Vorermittlungen und dem Er- 
öffnungsbeschluß verantwortlich war, ob er für den von der Anklagesei- 
te gewünschten Verlauf der Prozesses erst beseitigt werden mußte. 

BAERS sichere Erwartung eines Freispruchs wie die Tatsache, daß er 
selbst sich bei der Wache meldete und einen Arzt verlangte, sprechen 
gegen einen Selbstmord. 

So bleibt der plötzliche Tod des letzten Kommandanten von Ausch- 
witz wahrscheinlich unaufgeklärt wie andere ähnliche Fälle. Auf den Ver- 
lauf des Auschwitz-Prozesses dürfte der Vorfall jedoch erheblichen Ein- 
fluß gehabt haben, nicht zuletzt auf die Geständnisfreudigkeit der anderen 
ebenfalls in Haft einsitzenden Angeklagten, die ein ähnliches Schicksal 
wie BARR sicher zu vermeiden suchten, Rolf Kosick 


3 D.H. als Zusatz in dem Artikel »Professor Rassinier antwortet >Ihe Natiom«< 
in: Dentsche Hochschullehrer-Zeitung, Nt. 3, 1963, S, 29. Einen Teil dieses Obdukti- 
onsbefundes zitierte auch Rechtsanwalt Eberhard ENGELHARDT, Nürnberg, in 
einem Schreiben an die Staatsanwaltschaft Frankfurt vom 12. November 1973. 
Dessen Behauptung, BAF.R sei vergiftet worden, widersprach die Staatsanwalt- 
schaft, jedoch nicht dem Obduktionsbefund. 
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Der Fall des >KZ-Bewachers< Otto Hoppe 


D; Fragwürdigkeit der NS-Prozesse nach 1945 mit ihrer großen 
enge falscher Aussagen und eidesstattlicher Erklärungen sowie 
offenkundiger Meineide der Belastungszeugen kam besonders in dem 
Fall des >KZ-Bewachers< Otto HoPPE zum Vorschein, der unschuldig 
zwanzigJahre Haft erdulden mußte, bevor die Vorwürfe gegen ihn rich- 
| tiggestellt werden konnten. Jahrelang berichtete auch die Presse über die 
| unberechtigten Anschuldigungen, die oft genugvon den Gerichten über- 
\ nommen wurden, ohne daß diese an sich zur Aufklärung verpflichteten 
U Justizorgane sich um die Klärung der Wahrheit bemüht hätten. Und diese 
‘ falschen Richtersprüche gingen dann in die Geschichtsschreibung ein 
und beeinflußten das Geschichtsbild der nachfolgenden Generationen. 
Beispielhaft sei der Fall HOPPE angeführt. 
©) Der um ı920 geborene Otto HoPPE gehörte von Frühjahr 1938 bis 
e Sommer 1942 als SS-Oberscharführer zur Wachmannschaft des 
Pe Konzentrationslagers Buchenwald, wo er als Blockführer Dienst tat. 
Otto norrs Im Jahre Wegen angeblicher Verbrechen, zu denen in den Vorermittlungen 600 
1950. Zeugen vernommen waren, wurde er als »Ausbund menschlicher Ver- 
worfenheit« nach der sechswöchigen Hauptverhandlung mit 130 Bela- 
stungszeugen am 18. April 1950 von dem Schwurgericht beim Landge- 
richt Stade zu zweimal lebenslänglichem Zuchthaus und weiteren fünfzehn 
Jahren Zuchthaus verurteilt. Ihm wurden Mord in vier Fällen, Totschlag 
in sieben Fällen, versuchter Totschlag in fünf Fällen, Körperverletzung 
im Amt in 79 Fällen, Totschlag und versuchter Totschlag in je zwei weite- 





! Gerhard MAUZ, ren Fällen zur Last gelegt.! Unter Eid behaupteten die Zeugen mit ins 
»>Er hat mir nichts einzelne gehenden Beschreibungen, er habe Häftlinge zu Tode geprü- 
zuleide getan<« in:  gelt, mit seinen Stiefeln zu Tode getrampelt, sie an Bäumen aufgehängt, 
Der Spiegel, Nr. 31, sie erschossen, ertränkt und erschlagen. Insbesondere habe er den Pour-le- 


28. 7. 1965, S. 30. 
1 Emil ARETZ, 
Hexen-Emmal-Eins 


Merite-Träger Oberleutnant woLFrr und den jüdischen SPD-Abgeord- 
neten Asch mißhandelt.? Der Angeklagte beteuerte stets seine Unschuld 
und wies die Vorwürfe als unberechtigt zurück. Das Gericht befand, 


a »durch hartnäckiges und verstocktes Leugnen« zeige er, daß er keine Reue 
S 05 £ " empfinde.! 


Der Bundesgerichtshofes hob in der Revisionsverhandlung am 20. 
Dezember 1951 das Stader Urteil auf, sprach HorPE in mehreren Fällen 
frei: 


»1. HOPPE wurde freigesprochen, im Winter 1937/38 den ersten Häft- 
ling in Buchenwald erschossen zu haben. Die Beschuldigung eines Ein- 
zelzeugen hatte sich als unhaltbar erwiesen. 
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2. HOPPE wurde freigesprochen, sich an der Erschießung von Juden 
auf dem Fußmarsch Weimar-Buchenwald im November beteiligt zu 
haben. Die Beschuldigungen zahlreicher Zeugen hatten sich als falsch 
erwiesen. 

3. HOPPE wurde freigesprochen, an der Erschießung von 25 Juden im 
November 1940 teilgenommen zu haben. Die Beschuldigungen von drei- 
zehn ehemaligen Häftlingen hatten sich als vorsätzlich falsch erwiesen, 
es wurde festgestellt, daß eine solche Erschießung gar nicht stattgefun- 
den hatte. 

4. Die Beschuldigungen zweier politisch Verfolgter, eines rassisch Ver- 
folgten und zweier asozialer Häftlinge, wonach HoPPE andere Tötungs- 
handlungen und schwere Mißhandlungen begangen habe, konnten nicht 
aufrechterhalten werden. Auch hier erfolgte Freispruch.«! Das Urteil 
wurde auf einmal lebenslänglich herabgesetzt, weil andere Vorwürfe noch 
nicht widerlegt werden konnten, 

»1963 begannen HOPPES Unschuldbeteuerungenden Rechtsanwalt und 
Notar Heinrich sIERWALD in Stade zu beunruhigen. siERWALD kannte den 
Fall, er war Partner des inzwischen verstorbenen Verteidigers von HOPPE 
im Jahre 1950 gewesen.«! Er forschte nach und entdeckte unter ande- 
rem, daß der Oberleutnant woLLE schon 1917 gefallen war und es einen 
Reichstagsabgeordneten ASCH nie gegeben hatte.? Ferner spürte er den 
angeblich von HOPPpE in Buchenwald ermordeten Kommunisten Hein- 
rich SEILER, geboren am 10. 3. 1906, lebend als nun 59jährigen Fuhr- 
mann in Gießen auf, der nur Gutes über HOPPE aussagte und erklärte, 
daß dieser niemanden in Buchenwald mißhandelt habe. Er berichtete 
auch, daß der Hauptbelastungszeuge HERBST, der den Mord an SEILER 
vor Gericht beschrieben hatte, ihn persönlich in Gießen besucht hatte: 
»Ich hatte von den Aussagen des Mithäftlings HERBST beim Prozeß da- 
mals in Stade keine Ahnung. Vor vierJahren (1961) hat HERBST bei mir 
übernachtet. Er wußte also, daß ich lebe, «5 Und er hat dennoch die Falsch- 
aussage gemacht und sie später nicht widerrufen. Auch habe HERBST bei 
seinem Besuch SEILER ZU überreden versucht, mit ihm zu anderen Pro- 
zessen zu fahren, um Belastendes auszusagen: »Hauptsache wäre, daß 
man Geld dafür bekäme«.* Inzwischen war HERBST 1962 verstorben. 

SEILER gab ein ausführliches Interview,* in dem er, der vom 27, Juni 
1939 bis zum 6, Januar 1943 in Buchenwald war, erklärte: »Ich kann mich 
über HOPPE nicht beschweren. Er hat nie geschlagen... Bis Mitte 1942 
war HOPPE mein Kommandoführer. ... Ich habe nie gesehen, daß HOPPE 
jemanden gequält oder geschlagen hat. Er hat uns nie schikaniert. Wenn 
er im Lager jemanden umgebracht hätte, dann hätte sich das bestimmt 
herumgesprochen.« 

Mit diesem und weiterem Material stellte die Verteidigung im Herbst 
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> Regina DAHL, in: 
National-Zeitung Nr. 
18, 6. 5. 1966; zittert 
in: ARFIZ, ebenda, 
S. 95 £. 


*»Die große Lüge 
der KZ-Prozesse«, 
in: National-Zeitung 
Nr. 44, 29. 10. 
1965, 8. 1 u.3. 


5 »»Ermordeter« 
KZ-Häftling lebt«, 
in: Haller Tagblatt, 
13.1.1965, 


6 Hans LATERNSER, 
Die andere Seite im 
AuschwitzPro”eß, 
1963-1965, See- 
waid, Stuttgart 1966, 
S. 375. 


! Eugen KOGON, 
Der SS-Staat, Karl 
Alb er, München 
1946, S. 163. 


s Ebenda, Tempel- 
hof Berlin 21946, 
5. 194. 


° ARETZ, aaO. 
(Anm. 2), S. 97 £. 


10,Unter Himmlers 
Konterfei«, in: 
Deutscher A n“eiger, 
6. 5. 1983. 


I Erich KERN, 
Meineid gegen Dentsch- 
land, K. W". Schütz, 
Göttingen 1968, 

S. 266-285. 


1965 den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens und Haftunter- 
brechung, dem stattgegeben werden mußte. 

Da die Verurteilung im Fall seıLer aufgrund der offensichtlich fal- 
schen Beschuldigung durch mehrere Zeugen erfolgt war, lag hier eindeu- 
tig ein Fallvon Zeugenabsprache — und damit eine strafbare Handlung — 
vor, wie er auch in anderen NS-Verfahren, vor allem im Auschwitz und 
Majdanek-Prozeß vorkam, ohne gesühnt zu werden. Darauf weist auch 
der Verteidiger Dr. Hans LATERNSER anklagend in seinem Buch über den 
Auschwitz-Prozeß unter ausdrücklicher Nennung des HOPPE- Prozesses 
hin.® 

Auch Eugen KoGon belastete in seinem Standardwerk Der SS-Staat 
HOPPE mit einem Mord: »Ein Breslauer namens SILBERMANN mußte zu- 
sehen, wie sein Bruder von dem SS-Unterscharführer HOPPE grausam zu 
Tode gefoltert wurde, indem er ihn zuerst so lange mit den Stiefelabsät- 
zen traktierte, bis er blutüberströmt dalag, dann mit Stricken an einen 
Pfahl band und verbluten ließ.« Bezeichnend ist, daß schon in der zwei- 
ten Auflage® von diesem Satz der Teil nach »indem« weggelassen wurde. 
Als KoGon am 23. März 1960 zu diesem Fall sıLBERMANN gerichtlich 
vernommen wurde, mußte er zugeben, daß er diese Mordgeschichte nur 
vom Hörensagen kannte.? 

HOPPE wurde dann rehabilitiert und erhielt die Freiheit zruück. Er hatte 
über 20 Jahre unschuldig gesessen.!" 

Eine Reihe weiterer Fälle von später offenkundig gewordenen 
Falschaussagen in NS-Prozesse schilderte Erich KERN, der auch den Fall 
HOPPE erwähnt." 

Über die volkspädagogische Wirkung solcher Justizverfahren stellte 
der Schriftsteller Martin wALser anläßlich des Auschwitzprozesses fest, 
sie hätten »eine Bedeutung erfahren, die mit dem Rechtsgeschäft nichts 
mehr zu tun hat. Geschichtsforschung läuft mit, Enthüllung, moralische 
und politische Aufklärung einer Bevölkerung, die offenbar auf keinem 
anderen Wege zur Anerkennung des Geschehenen zu bringen war«.! In 
Wirklichkeit waren Geschichte und Justiz schon damals im Würgegriff 
der Politik, dienten der Umerziehung. Deswegen tut eine Richtigstellung 
not. Rolf Kosiek 
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Falsche Opferzahlen 
des Maximilian-Kolbe-Werkes 


u den Verbreitern nicht haltbarer zeitgeschichtlicher Angaben zu La- 
We Deutschlands gehörte auch das Maximilian-Kolbe-Werk in Frei- 
burg, Es führte in seinen Schriften unter anderem ein »Jugend-KZ« in 

Lodz auf, in dem angeblich Tausende von Jugendlichen durch Deutsche 
ermordet worden seien. 

Das ist falsch. Der verdienstvolle Gründer und Leiter der Zeitgeschicht- 
lichen Forschungsstelle Ingolstadt, der Historiker Dr. Alfred scHickE, 
schrieb in einem Brief an das Maximilian-Kolbe-Werk! unter anderem 
zur Richtigstellung. »Wie uns bekannt wurde, verbreiten Sie in einigen 
Ihrer Schriften zeitgeschichtliche Angaben, die als nicht gesichert gelten 
müssen. So melden Sie von einem >Jugend-KZ< in Lodz, in welchem an- 
geblich rund 12000 Kinder und Jugendliche ums Leben kamen. 

Eine sorgfaltige Nachprüfung dieser Behauptung hat ihre Haldosig- 
keit ergeben. Keine mit NS-Verbrechen befaßte Stelle in der Bundes- 
republik konnte diese Totenzahl bestätigen: weder das >Institut für Zeit- 
geschichte« in München noch der »Internationale Suchdienst« in Arolsen; 





! Brief Dr. Alfred SCHICKELS an das Maximilian-Kolbe-Werk in Freiburg vom 
23. Juli 1984, liegt in Kopie dem Verfasser vor. 
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Jüdische Jugendliche 
im Ghetto von Lodz 
stellen in einer der 
von Deutschen 
geleiteten Fabriken 
Lederwaren her. 
Aus: Martin GILBERT, 
Nie wieder! Die Ge- 
schichte des Holo- 
caust Propyläen, Ber- 
lin-München 2001. 





Oben: Yitzhak zuckur- 
MAN einer der Anfüh- 
rer des Warschauer 
Ghettoaufstands im 
April 1943. Rechts: 
Während des Auf- 
stands im Warschauer 
Ghetto ergibt sich ein 
Jude und steigt aus 
den Trümmen. 





auch das Bundesarchiv in Koblenz vermochte keine Belege für diese trau- 
rige Angaben aufzufinden. 

Des weiteren geben Sie in Ihrer Schrift Auf dem Wege der Versöhnung. 
Die Arbeit des Max-Kolbe-Werkes vom Oktober 1983 auf der Seite 37 an, 
daß der Warschauer Aufstand >560 000< Tote gebracht habe. Sind die rund 
100000 tatsächlichen Opfer schon grausig genug, sollte man ihre Zahl 
nicht durch fünffache Übertreibung in den Geruch der UnglaubWürdig- 
keit bringen!. . . Auf Wunsch bin ich gern bereit, Ihnen en detaildie Halt- 
losigkeit der beiden oben erwähnten Zahlenangaben nachzuweisen.« 

Der Historiker schließt seinen Brief mit der Erwähnung einer »trauri- 
gen Tatsache« und einem guten Ratschlag: »Ich selbst habe in der Zet- 
schrift für Politik im Herbst 1978 sowie in meinem neuesten Buch Deutsche 
und Polen? eingehend polnische Zahlenangaben untersucht und dabei die 
traurige Erfahrung gemacht, daß die meisten verbreiteten Zahlen einer 
seriösen Grundlage entbehren.? Dies sollten Sie bedenken, falls Sie sich 
auf polnische Angaben oder >Quellen< beziehen sollten.« Rolf Kosiek 


2 Alfred scHıckeı., Dentsche und Polen. Ein Jahrtausend gemeinsamer Geschichte, Gu- 
stav Lübbe, Bergisch Gladbach 1984. 
3 So z. B. ebenda, S. 241. 
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Zahl von Mauthausen-Opfern vervielfacht 


TL; der Nachkriegszeit haben viele Überlebende der Konzentrations- 
lager von ihren furchtbaren Erlebnissen berichtet. Dabei kam es nicht 
selten vor, was menschlich verständlich ist, daß sie in ihren Schilderun- 
gen übertrieben! oder — was weniger zu entschuldigen ist — ihrer Phanta- 
sie freien Lauf ließen.” Das gilt auch für die angegebenen Zahlen der 
Opfer. Diese falschen Angaben wurden dann oft unktitisch von der Presse 
übernommen oder durch andere Massenmedien verbreitet und gingen in 
manchen Fällen selbst in die Geschichtsbücher ein. 

Einen solchen Fall deckte 2007 die Wiener Tageszeitung Die Presse? 
auf. Es handelte sich dabei um die Angaben der 1932 in Budapest gebo- 
renen Klara HOCHHAUSER. Sie kam Ende Oktober 1944 vom KL Ausch- 
witz mit insgesamt 577 anderen jüdischen Frauen in das Frauenlager Len- 
zing/Pettighofen in Oberösterreich, gab allerdings später immer an, nach 
Mauthausen gekommen zu sein, was ihrer Jugend wohl zugute gehalten 
werden kann. 

Die später als Clare PARKER verheiratete Frau schrieb ihre Erlebnisse 
während der Lagerzeit nieder. Da diese so glaubwürdig erschienen und 
sehr aussägestark waren, wurde die Autobiographie in die vom österrei- 
chischen Innenministerium herausgegebene Buchreihe der Manthausen- 
Erinnerungen als erster Band aufgenommen. 

In diesem Buch heißt es über die Arbeitsverhältnisse in dem österrei- 
chischen Lager: »Es verging kein Tag, an dem nicht etliche Gefangene 
fehlten, wenn wir ins Lager zurückgingen. Die Zahl der Gefangenen ver- 
tingerte sich rapide. .. Von den ursprünglich mehreren hundert Frauen 
waren noch ungefähr zwanzig übrig.« Das würde, wie jeder Leser daraus 
entnehmen mußte, eine schr hohe Todestate in diesem Lager und des- 
wegen eine große Schuld für die Verantwortlichen bedeutet haben. 

Doch diese veröffentlichte Erinnerung ist offenbar falsch. Der Histo- 
riker Roman SANDGRUBER, der an der Universität Linz Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte lehrt und Mitglied der Österreichischen Akademie der 
Wissenschaften ist, ging dieser Sache, ohne Rücksicht auf bestehende 
Tabus zu nehmen, nach und stellte fest, daß die oben zitierte Aussage 


! Beitrag Nr. 261,»Elie Wiesel ->Fin unredlicher Kronzeuge*«; Nr. 263, »Simon 
Wiesenthal und seine Legenden«, 

? Siehe die Fälle wır.KoMIRSKI, MARCO U. a, in Beitrag Nr. 260,»KL-Biographien 
als Fälschungen entlarvt«. 


3 Bericht darüber von fst, »Mauthausen-Schwindel geplatzt«, in: Nation und Eu- 
ropa, Nr. 5, 2007, S. 55. 
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MAUTHAUSEN- ERINNERUNGEN 








Von oben: Erster Band 
der Buchreihe der 
Mau thausen-Erin ne- 
rungen: Cläre PARKER, 
Klaras Geschichte; 
Roman sanperuser. 


4 Zitiert in: ebenda. 





des früheren Häftlingsmädchens nicht stimmen kann. Der 1947 geborene 
Professor schrieb über seine Nachforschungsergebnisse in der Presse. »Daß 
von den 577 Häftlingen in Lenzing/Pettigkofen nur etwa 20 überlebt 
hätten, widerspricht den tatsächlichen Gegebenheiten diametral. Tatsäch- 
lich gab es in Lenzing/Pettighofen zwar schreckliche Schikanen, aber 
nur neun Todesfalle, auch wenn diese durch nichts zu rechtfertigen sind.« 
Und der Wissenschaftler fügt dem mit vollem Recht als Bewertung hin- 
zu: »Aber es macht schon einen Unterschied, ob die Todesrate bei 577 
Insassen mit mehr als 95 Prozent angegeben wird oder 1,6 Prozent be- 
trug, wie durch alle dazu vorliegenden Forschungen bestätigt wird,«* Fer- 
ner hat der mutige Historiker das Wiener Innenministerium aufgefor- 
dert, auch bei KL-Veröffentlichungen in Zukunft doch bitte »alle Regeln 
der historischen Quellenkritik« zu beachten. Rolf Kosiek 


Befreiungsfeier Anfang Mai 2005 im KL- 
Mauthausen, links der iHolocaustüberle- 
bende< Enric uarco, Vorsitzender des (Ver- 
bandes der Überlebenden des Lagers 
Mauthausem, der im selben Monat ent- 
larvt wurde. Siehe Beitrag Nr. 260, »KL- 
Biographien als Fälschungen entlarvt«, 


Germaine rı.von, die als Mitglied der Resistance in Paris verhaftet und später ins 
Frauen-KZ Ravensbrück deportiert wurde, meint zu diesem Phänomen |KL-Btogra- 
phien zu fälschen!: »Diese Personen [die sich Greuelmärchen ausdenken] sind in 
Wirklichkeit viel zahlreicher als man im alSgemeinen glaubt, und ein Bereich wie 
die Welt der Konzentrationslager - leider wie geschaffen zur Erzeugung sadomaso- 
chistischer Vorstellungen - bot ihnen ein außergewöhnliches Betätigungsfeld, Wir 
haben zahlreiche geistig Geschädigte, halbe Gauner, halbe Narren erlebt, die sich 
eine imaginäre Deportation zunutze machten; wir haben andere - echte Deportierte 
- erlebt, deren krankhafter Geist sich bemühte, die Ungeheuerlichkeiten noch zu 
übertreffen, die sie selbst gesehen hatten oder von denen man ihnen erzählt hatte, 
und es ist ihnen gelungen. Es hat sogar Verleger gegeben, die einige dieser Hirmge- 
spinste drucken ließen und hierfür mehr oder weniger offizielle Zusammenstellun- 
gen benutzten. Doch sind diese Verleger wie auch die Verfasser jener Zusammen- 
stellungen nicht zu entschuldigen, denn die einfachste Untersuchung wäre 
ausreichend gewesen, den Betrug zu entlarven«. 
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Revision der Opferzahlen für KL Majdanek 


W: bei mehreren anderen Konzentrationslagern wurden jahre- 
lang auch für das Lager Majdanek zu große Opferzahlen angege- 
ben. Beim Nürnberger Prozeß gegen die >Hauptkriegsverbrecher< 1945/ 
46 wurde unter anderen das Dokument USSR-29 vorgelegt, das den Be- 
richt der »Polnisch-Sowjetischen Außerordentlichen Kommission« über 
das Konzentrationslager Majdanek bringt. Es wurde im einzelnen an vier 
Verhandlungen des Internationalen Militärtribunals hinzugezogen.! Insbe- 
sondere wurde daraus am 19. Februar 1946 vom sowjetischen Ankläger 
SMIRNOW zitiert: »Die Polnisch-Sowjetische Außerordentliche Kommis- 
sion hat festgestellt, daß die hitlerischen Henker während des vierjähri- 
gen Bestehens des Vernichtungslagers Maidanek auf direkten Befehl ih- 
rer verbrecherischen Regierung durch Massenerschießungen und 
Massentötungen in Gaskammern, »ungefähr 1,5 Millionen Menschenver- 
nichtet haben««, darunter weine große Zahl Juden«.? Dieses Dokument, 
das nach dem Statut für den Prozeß von Amts wegen zur Kenntnis zu 
nehmen war und dessen Inhalt nicht hinterfragt wurde, wurde dann für 
lange Zeit zur historischen Grundlage genommen, auch im Ausland. 

Doch die Zahlenangabe war offensichtlich falsch. Bei dem von 1975 
bis 1981 laufenden langen Majdanek-Prozeß in Düsseldorf wurde die 
Opferzahl im Laufe des Verfahrens herabgesetzt, und im Urteil gingen 
die Richter von 200000 Opfern aus. Diese Zahl wurde dann meist ver- 
wendet.* Dennoch gab zum Beispiel die Columbia Electronic Encyclopedia 
«och im Jahre 2003 die alte Zahl von anderthalb Millionen beim Stich- 
wort »Majdanek« an. Im Jahre 2005 erklärte Tomasz KRANZ, der Leiter 
der Forschungsabteilung des Staatlichen Majdanek-Museums, daß nach 
neueren Forschungen die Zahl der Toten im Lager Majdanek mit 78000 
anzusetzen sci.> 

Das wäre rund ein Zwanzigstel der ursprünglich für verbindlich ange- 
sehenen und den Deutschen angelasteten Opferzahl. 

Rolf Kosiek 


2 Ebenda, S, 648. 

1 Constantin sLmonov, Mai’'danek, un camp d’extermination, Edition sociales, Paris 
1945, S. 36 u. 39. 

* Christian ZENTNER U. Friedemann BEDÜRFTIG, Das Große Lexikon des Dritten 
Reiches, Südwest, München 1985, S, 370;Til Basrıan, Auschwitz und die >Ansch- 
mitz-Lüge<, C. H. Beck, München 1994, S. 24. 

3 Gazeta Wyborcza, 23. 12. 2005; Robert Faurısson, »Einschneidende offizielle 
Revision der Opferzahl von Majdanck«, in: Stimme des Genissens, Nt. 3,2006, 8.11 f. 
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Militärgerichtshof 
Nürnberg (I Ig), Der 
Nürnberger Prozeß 
gegen die Hanptkriegs- 
verbrecher vom 14. 
November 19435 bis 1. 
Oktober 1946, 
Delphin, Nürnberg 
1947, Bd. VII, 

S. 419, 549, 621 u. 
648. In dem Bericht 
wird auch eine 
Reihe unzutreffen- 
der, später richtig- 
gestellter Rinzelh ei- 
len behauptet, z.B. 
daß die gemahlenen 
Knochen der 
Ermordeten als 
Dung an deutsche 
Firmen verkauft 
worden seien 


(ebenda, S. 648). 


Legende um KL in Reismühle bei Triest 


FT den Legenden um deutsche Konzentrationslager gehört auch die 
on dem »Vernichtungslagen Risiera di San Sabba (Reismühle) bei 
Triest, über das 1979 berichtet wurde.! 

So stellten im Sommer 1979 die Israel Nachrichten? die Behauptung auf, 
daß in dem deutschen »Vernichtungslagen Risiera di San Sabbba während 
des Zweiten Weltkrieges von dem 1979 in München lebenden Schänk- 
kellner Josef Kaspar OBERHAUSER »mehr als 750000 Italiener und Jugo- 
slawen« ermordet worden seien. Zur gleichen Zeit berichtete die Allgemei- 
ne jüdische Wochenzeitung von einer wesentlich kleineren Zahl in dieser 
»ehemaligen Reismühle« getöteter Menschen: »Hier starben rund 5000 
Kommunisten, Partisanen und Juden.« 

Doch diese Angaben sind offensichtlich falsch. Von einem solchen 
>Vernichtungslager wie von einem Massenmörder OBERHAUSER sei in der 
betreffenden Literatur nichts bekannt. In Gerald REITLINGERS Standard- 
werk Die Endlösung stehe nur ein Hinweis darauf, daß nach der Auflösung 
eines jüdischen Altersheims in Triest einmal 70 Personen »vor der Depor- 
tierung sieben Tage langim Lagerhaus für Reis »Santa Saba< festgehalten« 
worden seien.! 

Die Redaktion der National-Zeitung habe zu ihrem ersten Bericht! über 
diesen Fall einen Brief des Herrn Helmut wor aus Nordrhein-Westfa- 
len erhalten, worin dieser aus eigenem Erleben dazu unter anderem schrieb: 
»Als Unterkunftsbeauftragter des Einsatzes Alpen (Organisation Todt) 
wurde ich Ende Januar 1944 von Bozen nach Triest versetzt und erhielt 
etwa im März oder April 1944 die chemalige Reismühle (genauer: Reis- 
schälmühle) in San Sabba zugewiesen zwecks Errichtung eines Bestands- 
lagers für Unterkunftsgeräte. 

Zu dieser Reismühle gehörte eine Lagerhalle. ... In ihr lagerten zirka 
12000 Kubikmeter Schnittholz. Im Herbst 1944, den genauen Zeitpunkt 
kann ich nicht mehr angeben, wurde diese 1 lalle von Partisanen angezün- 
det, und der ganze Komplex brannte bis auf die Grundmauern nieder.«! 

Auch dieser Zeitzeuge berichtet nicht von einem »Vernichtungslagen, 
sondern von der Vernichtung von Holz und der Halle durch Partisanen. 
Die in diesem Zusammenhang gegen die Deutschen erhobenen Vorwür- 
fe sind demnach mit ziemlicher Sicherheit unberechtigt, Rolf Kosick 


1 »So entsteht ein /Vernichtungslager« in: NationahZeitung, Nr. 34, 17. 8. 1979. 
2 Israel Nachrichten, 24. 6. 1979. 
3»Ein Mann und 750000 Mordes, in: National-Zeitung, Nr. 29, 13. 7. 1979, S. 7. 
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Falsche Tafel in Esterwegen enthüllt 


m Rahmen der Vergangenheitsbewältigung werden nicht nur die Ge- 

setze der Logik außer Kraft gesetzt, sondern es werden auch gegen 
besseres Wissen falsche Informationen gegeben und zugelassen, selbst 
von deutschen Behörden und von Amts wiegen. Ein bezeichnendes Bei- 
spiel ereignete sich 1979 beim früheren Konzentrationslager Esterwe- 
gen in Niedersachsen,! wo sich Bundesminister APF-L für eine Gedenk- 
stätte eingesetzt hatte. 

Das zuständige Regierungspräsidium in Oldenburg hatte 1979 unter 
Regierungspräsident Dr. SCHWEERS (CDU) die Aufstellung einer von Kom- 
munisten und verwandten linken Kreisen entworfenen Gedenktafel für 
das KI. Esterwegen abgelehnt, weil im Text auf der Tafel wahrheitswid- 
rig von Tausenden von Ermordeten in diesem Lager die Rede war. Auf 
einer Versammlung in Papenburg hatte gar ein früherer kommunistischer 
Häftling erklärt, daß in Esterwegen und seinen Nebenlagern »etwa 10000 
bis 11 000 Menschen ums Leben gekommen« seien.? 

Das ist falsch. In Wirklichkeit waren in Esterwegen wohl rund 1300 
Personen beerdigt worden, die in den verschiedenen Lagern des Emslan- 
des in der betreffenden Zeit zwischen 1933 und 1945 gestorben waren. 
Ferner war von der Behörde zu Recht zur Begründung der Ablehnung 
angeführt worden, daß das Lager Esterwegen »kein Konzentrationsla- 
ger, sondern ein echtes Strafgefangenenlager«! gewesen sei. 

Richtig ist, daß das Lager kurz nach dem Regierungswechsel 1933 als 
wildes Lager der SS eingerichtet worden war. Als bald Gerüchte von 
Ungesetzmäßigkeiten von seilen der Wachmannschaften aufkamen, wurde 
im Sommer 1933 von Berlin und Oldenburg scharf eingegriffen und 
Abhilfe geschaffen."! 

Der von 1933 bis 1945 amtierende Ministerpräsident des Freistaates 
Oldenburg, Georg JOEL, der mit den Verhältnissen im Lager befaßt ge- 
wesen war und den Krieg überlebt hatte, schrieb am 29. Oktober 1979, 
nachdem er sich schon einmal vergebens an die Nordwest-Zeitung in Ol- 
denburg gewandt hatte, in einem Brief in dieser Sache an den nieder- 
sächsischen Innenminister MÖCKLINGHOFF u. a.: »Auch heute kann ich 
nur feststellen, daß in der Zeit des Bestehens des Lagers Esterwegen als 
' »Lügentafel in Esterwegen bleibt«, in: Deutscher Anzeiger, 26, 10, 1979. 

?-en (Adolf VON THADDEN), »Was geschah im Lager Esterwegen?« in: Deutsche 
Wochenzeitung, 28. 3. 1980, S. 7. 

3 Zitiert aaO. (Anm.]), 

* Zitiert aaO. (Anm. 2). 
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Von oben: 
Hans APEL unci 
Egbert MÖCKLINGHOFF. 


Konzentrationslager kein Insasse, ob durch 
Hunger, durch Schläge oder durch Erschie- 
Ben, getötet wurde. Mein Eingreifen gegen 
Übergriffe von Teilen der Bewachungs- 
mannschaft außerhalb des Lagers war die 
Ursache zur Auflösung des Lagers als Kon- 
zentrationslager. Das war um die Zeit von 
1934/1935. Anschließend übernahm die Ju- 
stizverwaltung das Lager als Strafgefange- 
nenlager, und (es) blieb in dieser Verwaltung, 
bis es im Laufe des Krieges Militärstrafge- 
fangenenlager wurde... 


[TIERE 


R 
ee 
= a5 


Nach dem Zusammenbruch 1945 war 
ich selbst für Monate in Esterwegen einge- 
sperrt. Schon damals versuchten die Ver- 
nehmer uns einzureden, daß über tausend 
Menschen in dem Lager Esterwegen und 
den anderen Lagern im Hümling umge- 





bracht worden seien. Als sie — die ja gegne- 
tische Uniformen trugen - merkten, daß 
einige Insassen es besser wußten, unterlie- 
Ben sie derartige Bekundungen. . .<> 
Ein überlebender Angehöriger der 
Wachmannschaft schrieb dazu: »Die 1350 
Toten, die auf dem Lägerfriedhof »Ester- 
wegen« ruhen, sind nicht alle in Esterwe- 
gen gestorben - im Gegenteil: die wenig- 
sten hier. Hier wurden sämtliche Toten aus 
allen Emslandlagern zusammengeführt. Es 
| i r Fan NE | gab im Emsland etwa 10000 Strafgefange- 
Eee en a ne. Die 1350 Toten sind in Esterwegen im 
Oben: Der Friedhof des ehemaligen Lagers Esterwegen. Lauf von rund zehn Jahren ordnungsge- 
Unten: In der 1981 errichteten offenen Gedenkhalle ste- mäß beerdigt worden. Das Lager Esterwe- 
hen acht Säulen, auf denen die Namen der Emsland- gen ist nur eine Zeitlang KZ gewesen. .. 
Lager aufgeführt sind, sowie eine größere Bronzetafel 
mit Angaben zur Geschichte des Lagers. 





Ich selbst diente im Lager V. Dort hatten 
wir auch die schlimmsten Ganoven, die es 
im Deutschen Reich gab, zu bewachen. 
Nach meiner Kenntnis waren alle Insassen 
mit Zuchthaus bestraft. Keiner von ihnen 
war unvorbestraft. 200 der Insassen hatten 
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sogar Sicherungsverwahrung. 200 Sittlichkeitsverbrecher, Räuber, Mör- 
der aller Klassen, auch Angehörige der kommunistischen Mörderbande 
des Fiete Schulze gaben sich bei uns ein Stelldichein.«* 

Nach der Ablehnung der Tafel durch die Regionalbehörde erhoben 
sich große Proteste und Empörung von linker Seite, und die Öffentlich- 
keit wurde über die Presse mobilisiert. Dabei wurde vorgebracht, auf die 
genauen Zahlen und andere Umstände komme es nicht an, es müsse nur 
des >Nazi-Tertors< gedacht werden. Der Fall beschäftigte auch den nie- 
dersächsischen Landtag, vor dem der amtierende CDU-Innenminister 
Egbert MÖCKLINGHOFP im Fahrwasser des Zeitgeistes erklärte: »Zahlen 
vermögen das Ausmaß menschlichen Leidens nur unzureichend auszu- 
drücken. Sie sollten daher bei der Frage, wie die während der NS-Zeit 
umgekommenen Menschen geehrt werden sollen, nicht ausschlaggebend 
sein.«" 

Mit dieser Begründung und dem Hinweis auf die angebliche Not- 
wendigkeit außergewöhnlicher Rücksichtnahme »auf die besondere Situa- 
tion« in diesem Fall hob der Landesinnenminister dann das Verbot der 
Bezirksregierung auf und genehmigte in einer Abmachung mit dem Ar- 
beitskreis >Cad von Ossietzky Emsland/Ostftiesland< (Papenburg) die 
nachweislich mit inhaltlich falscher Angabe verschene Tafel für die Ge- 
denkstätte des genannten Konzentrationslagers. 

Bekanntlich spielen dagegen in anderen Fällen als unrichtig angesche- 
ne Zahlenangaben eine große Rolle. Wer zum Beispiel als bekannter >Rech- 
ter< - Nicht-Rechte wie der Spiege/- Redakteur Fritjof MEYERS oder der 
französische Apotheker PRESSAC? dürfen das noch ungestraft - von der 
herrschenden politischen Korrektheit vorgeschriebene Opferzahlen von 
NS-Opfern mit überzeugender Begründung nach unten korrigiert oder 
öffentlich bezweifelt, wird in der Bundesrepublik sogar juristisch belangt 
und nach dem in den letzten 15 Jahren mehrfach verschärften Sonderpa- 
ragraphen 130 des Strafgesetzbuches unverhältnismäßig hart verurteilt. 
Was der eine darf, ist dem anderen also eben unter den »besonderen Verhält- 
nissen« im Nachktiegsdeutschland nicht erlaubt, der Gleichheitsgrund- 
satz des Grundgesetzes ist auf diesem Gebiet seit Jahrzehnten aufgeho- 
ben. Dafür wird die offenkundige Lüge als amtliches Mittel der 
Information zur Umerziehung der Deutschen weiterhin benutzt. Und 
von vielen Deutschen wird diese Lüge dann als Wahrheit aufgenommen, 
weil sie sich in ihrer Gutmütigkeit nicht vorstellen können, daß sie syste- 
matisch von den herrschenden Kreisen betrogen werden. Rolf Kosiek 
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Martin Gray 


PN nom 





SFT DE 
Martin cxay und sein 
Buch Au nom de tous 
les miens. Die deut- 
sche Übersetzung 
erschien unter dem 
Titel Der Schrei nach 
Leben, zuletzt bei 
Goldmann, München 
62002. 


Martin Gray - ein falscher KZ-Zeuge 


D: Schweizer Binjamin WILKOMIRSKI und der Spanier Enric MARCO 
erlangten um die Jahrhundertwende traurige Berühmtheit mit ihren 
Autobiographien über ihre angebliche Leidenszeit in NS-Konzentra- 


| tionslagern.! Es stellte sich nämlich heraus, daß ihre mit dem Anspruch 


auf historische Wahrheit geschriebenen und vertriebenen Werke Fälschun- 
gen und reine Phantasieerzeugnisse waren, da beide niemals in einem 
solchen Lager gelebt hatten. 

Ein ähnlicher, aber besonders makabter Betrug ereignete sich schon 
vorher in Frankreich, wo ein Martin GrAY (eigentlich GrAYEwsKn 1971 
den Bestseller Au nom de tous [es mienr (>lm Namen all' der Meinem) ver- 


‚ öffentlichte. GrAY berichtete darin von seinem angeblichen Leben im 


Warschauer Ghetto und im Konzentrationslager Treblinka, aus dem er 
floh, Offizier der Roten Armee wurde und desertierte. Er wanderte in 
die USA ein und ließ sich später in einer Luxusvilla an der Cöte d'Azur 
nieder. Ungeniert erzählte er auch von seinen Schachereien im Ghetto 
und von Betrügereien mit gefälschten Antiquitäten, die er selber nach 
1945 hergestellt hatte. 

Martin GRAY beschrieb ausführlich das Funktionieren der Gaskam- 
mer in Treblinka und widersprach damit dem Nürnberger Internationa- 
len Militärtribunal, das 1946 feststellte, daß die einzige Tötungsmethode 
in Treblinka die Ermordung in dreizehn Dampfkammern (steam Cham- 
bers) gewesen sei.” Außerdem erzählte GrAv, daß er in Treblinka mit dem 
Beseitigen der Leichen beauftragt gewesen sei und »zwischen den war- 
men Leichen noch lebende Säuglinge gefunden hatte, die sich an den 
Körpern ihrer Mütter klammerten«. »Mit eigenen Händen habe ich diese 
Babys erwürgt, damit sie nicht lebendig beerdigt wurden.«* 

In einer Fernsehsendung vom 13. August 1975 auf dem französischen 
Sender Antenne 2, die von JEANNESSON moderiert wurde, wiederholte er 
diese Geschichte, indem er den Zuschauern weinend seine Hände entge- 
genhielt und theatralisch rief: »Wenn man bedenkt, daß ich mit diesen 
Händen die Babys erwürgt habel« 

Die Wirkung dieses Bestsellers auf das Publikum war ungeheuerlich. 
Die Journalistin Brigitte FRIGANG schrieb in der Pariser Tageszeitung Le 


! Beitrag Nr. 260, »KL-Biographien als Fälschungen entlarvt«. 

2 Martin GRAY, Au nom de tous les miens, Laffont, Paris 1971. 

53 Dokument Nürnberg PS-3311, Bd. XXXII, S. 154-158, 6, Anklagepunkt ge- 
gen Hans FRANK. 

+ GRAY, aaO. (Anm. 2), Ss. 177,186, 211 u. 228. 
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Fügaro: »Als vor 12 Jahren das Buch Au nom de tous les miens erschien, habe 
ich geweint beim Bericht von den Erniedrigungen und Leiden, von der 
Verzweiflung, von ihrem (derJuden) heldenhaften Sterben, Ich habe ge- 
schluchzt bei der Erinnerung an das Lager Treblinka.«° 

Robert Enrıco hat das Buch für 47 Millionen Francs verfehmt. Der 
Film machte die angeblichen Vorkommnisse weiteren Kreisen bekannt. 

Beim Prozeß von neun jüdischen und antirassistischen Organisatio- 
nen gegen den französischen Revisionisten Professor Robert FAURISSON 
hatte ausgerechnet GrAYS Buch als Beweismittel gedient, um den Profes- 
sor der jalsification de !’Histoire< (>Geschichtsfalschung<) zu überführen. 

Bemerkenswert ist, daß schon 1966 bei Fayard der Erlebnisbericht Treb- 
linka vonJean-Francois STEINER erschienen war, der von der Schriftstel- 
lerin Simone DE BEAUVOIR und von dem anti-revisionistisch en Professor 
Pierre VIDAL-NAQUET gelobt wurde, bis dieser Professor 1981 zugeben 
mußte, daß er einer Fälschung aufgesessen sei/® 

Im Fall Martin Gray begann die Endarvung durch Adam RUOKOWSKI, 
der Forschungsbeauftragter am >Centre de Documentation juive contem- 
poraine* war und am 21, Juni 1974 an Professor FAURISSON schrieb: »Mar- 
tin GRAY ist ein jüdischer James BOND.« 

Am s, Oktober 1975 verkündete Georges WELLERS, Mitarbeiter am 
selben Centre, daß GrAY niemals in Treblinka gewesen sei. Den Gnaden- 
stoß erhielt der Fälscher durch die ungarisch-englische Jüdin Gitta Se- 
reny HENEYMAN mit ihrem Artikel „Ihe men who whitewash Hitler« im 
New Statesman vom 2. November 1979. Sie beklagte, daß durch Betrüger 
wie GRAY die Neonazis Auftrieb erhielten. 

Der Fälscher GraY hatte, wie dann herauskam, sein Buch mit einer an- 
deren Person verfaßt: Max GALL.O hatte als »Neger* (ungenannter Mitarbei- 
ter) die stilistische Bearbeitung ausgeführt. Dieser war selber Historiker, 
bekannter Journalist und französischer Regierungssprecher unter dem So- 
zialisten Frangois MITTERRAND. Er gab zu, von den Fälschungen gewußt 
zu haben. Er habe aber für das Buch etwas »Ergreifendes* gebraucht, um 
die Leser zu fesseln.’ In seinem Vorwort hat dieser Historiker über GR\Y 
geschrieben: »Ich habe die Scham und die Willenskraft eines Menschen 
kennengelernt Ich habe in seinem Fleisch die Barbarei unseres grausamen 
Jahrhunderts gefunden, durch die Treblinka geschaffen worden ist.« 

GAU.O erklärte, in GRAY einen wahrhaftigen und aufrechten Mann 
getroffen zu haben. Die Pariser Tageszeitung Le Monde fällte dann über 
diese Art von Zeugenliteratur und deren Autoren das zutreffende Urteil: 
»Comedies macabres«. 

Keiner dieser Fälscher ist jemals gerichtlich belangt worden, obwohl vie- 
le Leser, Zuhörer und Zuschauer durch diese »Märchen* in ihrem Geschichts- 
bewußtsein wesentlich falsch geprägt wurden. Friedrich Karl Pohl 
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Es ist schon erstaun- 
lich, daß Max cArıo, 
Mitglied der Acade- 
mie Francaise, wohl 
wissend an der Fäl- 
schung mitarbeitete. 
Auch der Werbetext 
ZU Grays letztem 
Buch Au nom de tous 
les hommes (Seg- 
hers, Paris 2004, Im 
Namen aller Men- 
schen) erzählt, daß 
Martin cray aus dem 
KL Treblinka geflohen 
sei und an den 
Kämpfen in War- 
schau teilgenommen 
habe. 


Emtedankfest auf 
dem Bückeberg bei 
Hameln. Die Histori- 
ker, die die These der 
>Konsensdiktatur< ver- 
fechten (u.a. AIY und 
GOLDHACEN), meinen, 
daß das NS-Regime 
das deutsche Volk 
mit sozialer Wärme 
bei Laune gehalten 
habe. 


Was haben die Deutschen 
von Kriegsverbrechen gewußt? 


N:;: Kriegsende wurden die Deutschen von den Alliierten beschul- 
digt, sie hätten von den Kriegsverbrechen, die man ihnen ab 1945 
vorwarf, gewußt und müßten deswegen eine Kollektivschuld anerken- 
nen.! Daß selbst die führenden deutschen Politiker und Militärs beim 
Nürnberger Prozeß erklärten, von den der Reichsregierung vorgeworfe- 
nen Verbrechen im Osten nichts gewußt zu haben, wurde als Ausrede 
und als ein Versuch der Reinwaschung angesehen. Das Wort von der 
>Konsensdiktatur< kam auf, in der die damaligen Reichsbürger diejuden- 
verfolgungen nicht nur anerkannt, sondern selbst mitgetragen hätten. 
David sankKıer behauptete die »breite und grundsätzliche Zustimmung« 
der Bevölkerung zur Politik der Reichsregierung.? In Goix)HAGENns Buch 
Willige Vollstrecker' wurden die Deutschen sogar mit der Mittäterschaft 
belastet, die Bezeichnung »Volk der Täter« war lange geläufig. Die mei- 
sten nach kriegsdeutschen Politiker stießen in dasselbe Horn. Die Gc- 
samtschuld der Bundesbürger für den Zweiten Weltkrieg wurde noch 





1 Götz ALY, Hitlers Volksstaat, S. Fischer, Frankfurt/M. 2005; ders., Endlösung, 
S. Fischer, Frankfurt/M. 1995. 

? David BAnKIER, Die öffentliche Meinung im Flitler-Staat. Die »Endlösung« und die 
Deutschen. Eine Berichtigung, Berlin 1995. 


J Daniel Jonah GoLOHAGEN, Hitlers willige V’ollstrecker, Siedler, Berlin 1996. 
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2007 von der polnischen Regierung im Rahmen der EU politisch instru- 
mentalisiert sowie als Argument gegen Deutschland benutzt. 

Doch diese Ansichten und die Meinung, die Deutschen hätten etwas 
oder vieles von dem gewußt, was man ihnen nachher unterstellte, sind 
falsch, wie als >Rechte< oder »Revisionisten« von der allgemeinen Diskussi- 
on ausgeschlossene Persönlichkeiten schon immer behauptet hatten. Aber 
erst nach mehreren Jahrzehnten trauten sich angesehene Wissenschaft- 
ler, dem bis dahin allgemein anerkannten »Konsens der Demokraten« in 
der Schuldbejahung zu widersprechen und herauszuarbeiten, daß die weit- 
aus größte Mehrheit des deutschen Volkes zum ersten Male nach Kriegs- 
ende von diesen Vorwürfen, insbesondere der Massenvernichtung der 


Juden, etwas hörte. Bezeichnenderweise wurden diese Mutigen von der | 


Öffentlichkeit und von politisch korrekten Volksvertretern scharf ange- 
griffen. 

So erregte imJahre 2005 ein Buch des Bayreuther Politologen Konrad 
Löw* die deutschen Meinungsmacher, in dem der Wissenschaftler mit 


vielen, besonders jüdischen, Quellen nachwies, daß die Deutschen der 
Vorktiegszeit in ihrer Mehrheit keine Antisemiten waren, die Benachtei- | 


ligung der Juden bedauerten und ihnen weitgehend halfen, auch bei den 
von ihnen durchaus mißbilligten Ausschreitungen der Kristallnacht im 
November 1938. Dasselbe vertrat er mit Nennung mancher überzeu- 
gender Beispiele aus den dreißiger Jahren in einem ganzseitigen FAZ- 
Artikel? zwei Jahre später. 

Im Jahre 2006 brachte der durch eine Reihe von Standardwerken her- 
vorgetretene in London lehrende deutsche Historiker Peter LONGERICH 
ein Werk® heraus, in dem er zunächst darlegte, warum und daß die Deut- 
schen während des Zweiten Weltkrieges nichts oder nur wenig wissen 
konnten. Er kommt mit überzeugenden Argumenten zu der Schlußfol- 
gerung, daß es im Reich keine breite antisemitische Übereinstimmung 
oder gar Billigung der Maßnahmen gegen die Juden gab. Das sei beim 
Boykott der jüdischen Geschäfte durch die SA am 1. April 1933 ebenso 
festzustellen wie bei der Kristallnacht am 9. November 1938 und auch 
noch, als ab 1941 die üblen Nach kriegs pläne vonJuden aus den USA wie 
Theodore n. KAUFMAN oder Louis NIZER im Reich bekannt und von 
dem Berliner Propagandaministerium verbreitet wurden. Die »Endlösung« 


* Konrad Löw, »Das Volk ist ein Trost«. Deutsche und Juden 1933-1945 im Urteil der 
‚Jüdischen Zeitzeugen, Olzog, München 2005. 

> Konrad Low, »Juden unerwünschtg, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 1. 3.2007, 

S.7. 

6 Peter LONGERICH, »Davon haben wir nichts gewußt!« Die Deutschen und die Judenverfol- 
gung 1933-1945, Siedler, München 2006. 
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sei schr »geheime Reichssache« gewesen, das Sprechen darüber sei mit 
der Todesstrafe bedroht worden. Nur Gerüchte, die nicht zu beweisen 
waren, seien im Volk umgelaufen. Dieses »öffentliche Geheimnis« habe 
bestanden und sei vom Sicherheitsdienst bei dessen Berichten aus dem 
Volk immer wieder untersucht worden, »hingegen sind konkrete Einzel- 
heiten über den Einsatz von Gas zur Ermordung von Juden, geschweige 
denn über Vernichtungslager, in den offiziellen Stimmungsberichten nicht 
zu finden«. 

Wie zu erwarten war, stieß LoNGERICii damit auf heftigen Widerspruch, 
so von GOLDHAGEN,' der weiterhin das ganze deutsche Volk in Schuld 
sehen wollte. 

Der durch seine großes Aufsehen erregenden Untersuchungen über 
die Zahl der Auschwitz-Opfer* bekannt gewordene frühere Leitende Re- 
dakteur des Spieges Fritjof MEYER hat im Frühjahr 2007 in einem länge- 
ren Zeitschriftenartikel dieses Thema auch behandelt und besonders aus- 
führlich zu LONGERICHS Buch Stellung genommen.® Er bringt nach 
einleitendem Eingehen auf die vorgenannten Historiker offensichtlich 
eigene Erfahrung ein, wenn er schreibt: »Doch drei Jugendliche aus der 
Umgebung von Auschwitz, die später der Redaktion des Nachrichten- 
magazins Der Spiegel angehörten, erinnerten sich daran, daß Auschwitz 
als etwas Schreckliches galt, doch von Gasmord nicht die Rede war: Hell- 
muth KARASEK, dessen Vater Ortsgruppenleiter von Bielitz war, Klaus 
REINHARDT, der in Kattowitz gegen die SS-Lagermannschaft Fußball spiel- 
te, und Karl-Heinz vATErR, der mit dem Dresdner Kreuzchor vor der 
Belegschaft (einschließlich Häftlingen) von Monowitz gesungen hat.«! 

Aus LONGERICHS Buch findet er mitteilenswert, daß dieser zu dem 
Schluß kommt: »Angesichts der großen Zahl potentieller Quellen über 
den Vernichtungsprozeß muß es eigentlich erstaunen, daß die heute noch 
feststellbaren Gerüchte über die Verwendung von Gas und insbesonde- 
re über die Existenz von Vernichtungslagern so vage beziehungsweise so 


rar sind.«!! 
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Erfreulich ist jedoch, daß MEYER dann doch scharfe, aber anscheinend 
berechtigte Kritik an LONGERICH übt, indem er feststellt: »Und dann zieht 
LÖNGERICH ein Resümee, das sich aus seiner gesamten Darstellung gera- 
de nicht ergibt, sondern nach seinen vielen unkonventionellen Erkennt- 
nissen mit einer überraschenden Volte der politischen Korrektheit ge- 
schuldet erscheint. Es ist seine Vorstellung >von der Größenordnung des 
Bevölkerungsanteils, der seinerzeit in irgendeiner Form vom Holocaust 
wußte: nicht die Mehrheit, aber doch ein erheblicher Anteil der Bevölke- 
rung und nicht etwa nur eine kleine, auf eine bestimmte Region, Berufs- 
sparte oder auf ein soziales Milieu beschränkte Minderheit.« Und LON- 
GERICH meint, die deutsche Unkenntnis über das Schicksal der Juden sei 
ein »mythisches Konstrukt der Nachkriegszeit«. 

Dazu meint abschließend MEYER wohl zutreffend mit deutlichen Wor- 
ten der Kritik: »Das aber hat LONGERICH eben nicht belegt, vielmehr - 
indem er es nicht hat belegen können-das Gegenteil glaubhaft gemacht: 
Davon haben wir wirklich nichts gewußt.«!? 

Und das scheint zuzutreffen, aus welchem Grunde auch immer. Hof- 
fentlich wendet sich die Forschung diesem Grunde einmal zu. 

Rolf Kosiek 
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Ankunft ungarischer 
Juden in Auschwitz- 
Birkenau. 


12 Ebenda, S. 28. 


Wahrheitswidrige Behauptungen 
zum KL-Außenkommando Calw 


m Rahmen der Veranstaltungen zur »Woche der Brüderlichkeit« des 

ahres 1988 hielt Professor Dr. Josef SEUBERT, Historiker an der Päd- 
agogischen Hochschule in Schwäbisch Gmünd, am 17. März 1988 an der 
Volkshochschule der Stadt Calw einen Vortrag unter dem Titel »Die lan- 
gen Schatten der Vergangenheit«. 

In diesem befaßte er sich anhand eigener Forschungen mit der Ge- 
schichte des KL-Außenkommandos Calw. Dieses bestand von Mitte Ja- 
nuar 1945 bis Anfang April 1945 und umfaßte nach seinen Angaben 
etwa 200 jüdische Frauen aus Polen und Ungarn, die aus dem KL Ausch- 
witz gekommen waren und teilweise, wie insbesondere die Polinnen, be- 
reits drei bis vier Jahre in Lagern verbracht hatten. Sie sollten im Calwer 
Werk der >Luftfahrt-Geräte-GmbH< (LUFAG) arbeiten und wohnten im 
zweiten Stock des LufAG-Gebäudes, der mit Heizung und sanitären 
Einrichtungen ausgerüstet wat. Die Arbeitsbedingungen entsprachen 
denen der deutschen Werksangehörigen im Januar 1945, ebenso die Ver- 
pflegung, Professor SEUBERT berichtete, daß die Werksleitung bemüht 
wat, die Lage der in elendem Zustand angekommenen Häftlinge zu ver- 
bessern, und daß Vorarbeiter und andere Beschäftigte »spontane Hilfs- 
versuche unternahmen, indem sie den Frauen Brot, Apfel u.a. zusteck- 
ten«, ferner von gelegentlichen Besuchen eines Werks- oder Amtsarztes 
und von Arzt- oder Zahnarztbesuchen in der Stadt in Begleitung einer 
Aufseherin. Dann aber berichtete er folgendes: 

»Eine junge Häftlingsfrau, die an Typhus erkrankte, wurde aber ledig- 
lich isoliert und verstarb nach wenigen Tagen. Bei einer Einlieferung ins 
Krankenhaus hätte sie möglicherweise gerettet werden können. Die Tote 
soll in Calw beerdigt worden sein, im Sterbebuch des Standesamts fehlt 
jedoch ein entsprechender Hinweis... Unter den Mannschaften gab es 
dagegen auch »Sauhunde«, wie sich eine bei der LUFAG beschäftigte Frau 
später ausdrückte. Einer soll sich nach Aussagen von Häftlingsfrauen 
gerühmt haben, an Judenexekutionen in Lublin teilgenommen zu haben. 
Von einem anderen wird berichtet, daß er seinen Fuß auf den Sarg der 
an Typhus verstorbenen Frau gesetzt und Zigarettenasche darauf ge- 
schnippt habe. . .« 

Diese Darstellungen des Herrn Professor SEUBERT sind falsch. 

Der Sohn des damaligen Betriebsleiters der LUFAG war bei diesem 
Vortrag anwesend, meldete sich zu Wort und erklärte vor den zahltei- 
chen Zuhörern, daß er zu der Zeit selbst als kriegsdienstverpflichteter 
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lugendlicher im Werk gearbeitet habe und den Vorgang genau kenne. Es 
sei zwar eine der Frauen an Typhus erkrankt, aber sofort in ärztliche 
Betreuung bei der bekannten Calwer Arztin Frau Dr. KÖBERLE gekom- 
men. Diese habe sie gesund gepflegt, und der vorbereitete Sarg habe 
wieder in Bretter zerlegt werden können. Natürlich konnte auch ein nicht 
eingetretener Todesfall nicht in einem örtlichen Sterberegister stehen, 
was der Historiker vorher als Pietätlosigkeit den Deutschen vorgeworfen 
hatte. Es war also keine ärztliche Hilfe verweigert worden. Es war auch 
kein Todesopfer zu beklagen gewesen, sondern die Erkrankte wurde wie- 
dergesund. Die empörende Geschichte mit der Zigarettenasche auf dem 
Sarg war demnach ebenso erfunden. Keine der jüdischen Frauen kam in 
Calw zu Tode. Sie hatten dort eine im Verhältnis zu vielen gleichzeitigen 
Bomben-, Vertreibungs- und Flüchtlingsopfern erträgliche Zeit und über- 
lebten alle den Krieg. Daß in diesem Zusammenhang der Zeitzeuge auch 
daran erinnerte, daß deutsche Mitarbeiter der LUFAG nach 1945 lange 
in alliierten Konzentrationslagern festgehalten und mißhandelt wurden 
und sogar einer in dieser Notzeit an offener Tuberkulose starb, erregte 
im Gegensatz zum Mitgefühl mit dem Schicksal der Jüdinnen den Un- 
willen einiger Zuhörer. 

Obwohl Herr Professor sEUBERT anläßlich seines Vortrages in Calw 
unmißverständlich auf die Tatsachen hingewiesen wurde, scheute er sich 
nicht, die gleichen Geschichten bei einem Vortrag vor dem Alemanni- 
schen Institut der Universität Tübingen zu wiederholen. 

Die Khreisnachrichten Cabv berichteten darüber am 23. Juni 1988 und 
zitierten unter anderem wiederum die Behauptung: »Eine Typhuskranke 
wurde von den Deutschen lediglich isoliert, ärztliche Behandlung gab es 
für sie nicht. Nach ihrem Tod soll einer der SS-Mannschaft Zigaretten- 
asche auf ihren Sarg geschnippt haben, einer der »Sauhunde*, die es da- 
mals gab.« 

Auf einen Leserbrief in den Kreisnachrichten Cahv vom 28. Juni 1988, in 
dem Professor SEUBERT kritisiert wurde, weil er die bei seinem Vortrag in 
Calw bereits widerlegten Behauptungen drei Monate später in Tübingen 
wiederholt hatte, antwortete dieser ebenfalls in einem Leserbrief vom 2. 
Juli 1988, daß er sich auf die Aussagen von sechs ehemaligen Häftlings- 
frauen stütze, die in der Staatsanwaltiichen Vernehmung übereinstimmend 
und zum Teil schr detailliert diese Tatsachen bestätigt hätten. 

Die Richtigstellung des Vorgangs durch den deutschen Zeitzeugen be- 
zeichnete er als dessen »Version«, damit stehe »Aussage gegen Aussage«. 

Auch in seiner 1989 erschienenen Broschüre Von Anschwitz nach Cahv 
blieb Professor SEUBERT bei seinen Thesen zum angeblichen Tod der 
Jüdin und ergänzte seine Schilderung durch weitere unbewiesene Einzel- 
heiten. Die öffentlich vorgetragene Klarstellung durch den Sohn des che- 
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maligen Betriebsleiters bei seinem Vortrag in Calw fand nur eine kurze 
Erwähnung im Anhang. 

Nicht erwähnt hat allerdings der Historiker, daß die von ihm immer 
genannte Zahl von 200 jüdischen Zwangsarbeiterinnen, die auch von 
den Meistern der Firma damals bestritten wurde, zweifelhaft ist. 

in dem von ihm selbst im Anhang seiner Broschüre als Quelle angege- 
benen Werk von Herwart VORLÄNDER (Hg.) Nationaksozialistische Konzen- 
trationslager im Dienst der totalen Kriegführung, Veröffentlichungen der Kommissi- 
on für geschichtliche Landes&unde Baden-Wöürttembers, Kohlhammer-Verlag, 
Stuttgart 1976, werden 135 Häftlings frauen aufgeführt. 

Auf Drängen des Calwer »Arbeitskreises für Lokale Zeitgeschichte* 
lud die Stadt Calw im November 1989 namentlich bekannte ehemalige 
Häftlings frauen ein, acht von ihnen kamen, Sie durften bei verschiede- 
nen Veranstaltungen einem aufnahmebereiten Publikum ihre Geschich- 
ten erzählen und in Schulen auftreten. Auch vor ahnungslosen Kindern 
wurden phantasievolle Details über die Leidenszeit in Calw (45 Jahre 
danach) ausgebreitet, wobei auch der angebliche Todesfall nicht fehlte. 
Die Presse berichtete ausführlich und unktitisch darüber. Hierdurch sahen 
sich einige der ehemaligen Werksangehörigen veranlaßt, um der Wahr- 
heit willen eine Richtigstellung zu erarbeiten. Den Schilderungen der Jü- 
dinnen wurden die mehrfach bezeugten Tatsachen über die damaligen 
Verhältnisse in der LUFAG gegenübergestellt. Diese ausführliche Doku- 
mentation, unterschrieben von drei früheren in der Firma tätigen verant- 
wortlichen Meistern, wurde an die Presse in Calw und Stuttgart, an maß- 
gebliche Persönlichkeiten in Politik und Verwaltung und an alle 
weiterführenden Schulen in Calw geschickt. Sie fand im Gegensatz zu 
den vielen Berichten über den Besuch der Jüdinnen weder in einer Zei- 
tung noch in der Öffentlichkeit Erwähnung. 

Wahrheit, wenn sie politischen Interessen entgegensteht, ist nicht er- 
wünscht. Günter Stübiger 
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Zum KL-Außenkommando Hailfingen/Tailfingen 


m letzten Jahr des Zweiten Weltkriegs wurden wegen des Arbeitskräfte- 

mangels im Reich vermehrt Konzentrationslager-Häftlinge in soge- 
nannten KL-Außenkommandos zum Arbeitseinsatz verwendet. Ein sol- 
ches Lager, über das w'ie über zahlreiche andere" wilde Gerüchte verbrei- 
tet wurden und werden, war das Lager Hailfingen (Kreis Tübingen) / 
Tailfingen (Kreis Böblingen) südlich von Herrenberg in Württemberg, 
Es wurde im September 1944 als Arbeitslager für 300 bis 400 griechische 
Fremdarbeiter eingerichtet. Im November/Dezember kamen 600 jüdi- 
sche Häftlinge aus Auschwitz hinzu. Für diese wurde das Lager ein Au- 
ßenkommando des KL Natzweiler im Elsaß. Die Gefangenen wurden 
im Straßen- und Pistenbau auf dem Nachtjägerflugplatz von Tailfingen 
sowie in einem Steinbruch des nahe gelegenen Dorfes Reusten einge- 
setzt. Sie waren in Gebäuden des Flugplatzes untergebracht. Die Häft- 
linge wurden im Januar/Februar 1945 unter anderem in das Lager Daut- 
mergen evakuiert. Eine ausführliche, zahlreiche unbewiesene und 
unzutreffende Gerüchte beinhaltende ausführliche Beschreibung liegt vor, - 
ebenso eine nur auf dieses Lager bezogene jüngere Dokumentation,! 
Einige Einzelheiten seien richtiggestellt. 


1. »Von 600 Häftlingen, die im November 1944 aus dem KZ Stutthof 
bei Danzig ins Gäu transportiert wurden, sollen nur 211 überlebt ha- 
ben.«* Oder: »Nur 200 von ihnen überlebten schließlich die folgenden 
sechsmonatigen Strapazen in Tailfingen, wo sie an Seuchen, Mißhand- 
lungen und Unterernährung umkamen.«! Dabei wird unterschlagen, daß 
viele Häftlinge, insbesondere die Toten des mit 72 bis 80 (nach anderen 
Quellen bis zu 96 Tote) Leichen belegten Massengrabes am Lager, nach 
Aussagen der Bevölkerung bei den Bombenangriffen der Alliierten auf 
den Flugplatz ums Leben kamen. Die angegebenen Sterbezahlen erschei- 
nen als viel zu hoch. 


! Beitrag Nr. 630, »Wahrheitswidrige Behauptungen zum KL-Außenkomman- 
do Calw«, 

? Monika WALTER-BECKER, »Das Lager Hailfingen«, in: Herwart VORLANDER (Hg,), 
Nationalsozialistische Konzentrationslager im Dienst der totalen Kriegführung W. Kohl- 
hammer, Stuttgart, 1978, S. 149-174. 

3 Dorothee wEın, Volker MAL), u. Harald ROTH, Spuren von Auschwitz im Gän. 
Das KZ-Anßenlager Hailfingen/ Tailfingen, Markstein, Filderstadt 2007. 

*»Damit Gräuel der NS-Zeit nicht vergessen werden«, in: Böblinger Kreiszeitung, 
17. 3. 2007. 

>»Eine Ausstellung über das KZ — 62 Jahre nach Kriegsende«, in: Stuitgarter 
Zeitung, 11.4. 2007. 


561 





Dorothee wrın (U.a.), 
Spuren von Ausch- 
witz ins Gäu. Das 
KZ-Außenlager Hail- 
fingen/Ta Ufingen, 
Markstein, Filderstadt 
2007, »Eine exem- 
plarische Studie von 
überregionaler Be- 
deutung«, befand der 
Holocaust-Forscher 
Gideon casır. 


Gedenktafel am ehe- 
maligen Nachtjäger- 
flugplatz Tailfingen, 
da, wo die Startbahn | 

begann. 





2. In dem Bericht von 1978 wird ausdrücklich hervorgehoben, daß 
die jüdischen Häftlinge, die aus dem KZ Auschwitz kamen, »bei ihrer 
Ankunft in einer guten körperlichen Verfassung waren«.° Das überrascht 
angesichts anderer Urteile über Auschwitz, Dann habe jedoch Verpfle- 
gungsmangel geherrscht, die vorgesehenen Rationen, die etwa denen deut- 
scher Wehrmachteinheiten um diese Zeit glichen, in denen auch gehungert 
werden mußte, wären verringert w'orden und hätten zu Unterernährung 
geführt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 1945 durch die alliierten Bom- 
bardierungen der Versorgungsstrecken Mängel in der Versorgung auftra- 
ten. Deutsche Wehrmachteinheiten haben zur selben Zeit auch gehun- 
gert. 


3. Es wird in den verschiedenen genannten Veröffentlichungen von 
mehreren willkürlichen Tötungen berichtet: »daß KZ-Häftlinge in den 
Steinbrüchen von Hailfingen und Reusten mit der Hacke erschlagen wer- 
den, daß im Lager Menschen erschossen und gehängt wurden«; daß Er- 
schießungen nach Aneignung von Rüben oder Äpfeln erfolgt seien," daß 
im Steinbruch »mehrere Häftlinge mit einer Hacke erschlagen« wurden.® 


6 WALTER-BECKER, aaO. (Anm. 2), S. 163. 
»Mahnung für die Zukunft: >Nie wieder Krieg<« in: Böblinger Kreisleitung, 3. 9. 
1983, s. 13. 
S WALTER-BECKER, aaO. (Anm. 2), S, 168 £. 
* Ebenda, S. 170. 
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Die einzigen drei amtlichen Dokumente zu dem Lager sagen jedoch 
anderes aus. Ein US-Bericht von 1946'° und ein weiterer desselben US- 
Beauftragten!! weisen als Ergebnis von Befragungen auf, daß bis dahin - 
also 17 Monate nach Kriegsende — noch viele ehemalige Häftlinge von 
Tailfingen in UNRRA-Lagern der US-Zone lebten oder schon repatti- 
iert waren, daß aber dennoch zum Erstaunen des Untersuchers kaum 
Anklagen oder Beschwerden von ehemaligen Häftlingen des Lagers über 
ihre Bewacher vorlägen, deren Namen weitgehend bekannt seien. Der 
US-Beauftragte hatte sich mehrere Tage in den Ortschaften der Umge- 
bung von Tailfingen aufgehalten und Personen aus der Bevölkerung wie 
auf den Rathäusern befragt, ohne Verbrechensvorwürfe zu erfahren. Er 
drückte seine Verwunderung darüber aus, daß bisher die deutschen Be- 
hörden des Kreises Böblingen und von Tailfingen bisher nicht einmal 
die Existenz dieses KZ-Lagers im Verlauf der deutschen Dokumenten- 
suche (German Documents Scarches) erwähnt hätten. 

Von der Ludwigsburger Zentralstelle, die diese US-Berichte auch aus- 
wertete und dazu weitere Erkundigungen einzog, wurde am 24. Novem- 
ber 1969, also 25 Jahre nach den damaligen Ereignissen, ein »Schlußver- 
merk« zum Lager Hailfingen-Tailfingen als 
Zusammenfassung eines 854 Seiten umfassen- 
den Ermittlungsberichtes erstellt.!? 

Darin wird festgestellt: »Das Lager Hail- 
fingen/Tail fingen war ein Arbeitslager und 
kein Vernichtungslager.« Die einzelnen von 
Häftlingen aufgestellten Tötungsvorwürfe 
werden zwar als Zeugenaussagen aufgeführt, 
abschließend aber dazu festgestellt: »Bei sämt- 
lichen bisher festgestellten Tötungen im La- 
ger Hailfingen-Tailfingen konnten die Täter # 
- mit Ausnahme des inzwischen verstorbe- % 
nen Lagerführers. ... - bisher nicht identifi- 


10 Bericht des Administrative Assistant Alex DE 
LTPTHAY vom US-Bureau of Documents and Tra- 
cing Wuerttemberg-Baden Branch, Dokument 
Sonstige, Ordnungs-Nr. 311, Bild-Nr. 1137 H der 
Zentralstelle Ludwigsburg, vom 25. 9. 1946. 

!! Bericht desselben von derselben Stelle vom 4. 
10. 1946. 

2 „Schlußvermerk« zu Az.: v1 419 Ar-Z 171/69 
der Ludwigsburger Zentralstelle vom 24. IL 
1969, unterzeichnet von Staatsanwalt SCHREIT- 
MÜLLER. 
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Grabstätte der 72 
Opfer auf dem Fried- 
hof von Tailfingen. 





ziert werden.« Insbesondere zu dem von mehreren Zeugen erwähnten Bäu- 
erle, der »viele jüdische Arbeiter getötet haben« soll, war das Ergebnis: 
»Die Ermittlungen haben jedoch bisher keine Anhaltspunkte in dieser Rich- 
tung erbracht.« Kein Vorwurf erwies sich als weiter verfolgungswett. 

Seitdem wurde weder von der Staatsanwaltschaft eine diesbezügliche 
Anklage erhoben, geschweige denn von einem Gericht ein Urteil gefällt. 
Und dazu wäre es sicher gekommen, wenn ein beweisbares Verbrechen 
vorgelegen hätte. 

Wie in zahlreichen anderen Fällen erwiesen sich die Zeugenaussagen 
einiger Häftlinge als unzutreffend. Über die allgemeine Glaubwürdigkeit 
ehemaliger ausländischer Häftlinge hat einer der Verteidiger im großen 
Auschwitz-Prozeß, Rechtsanwalt LATERNSER, umfangreiches und erschüt- 
terndes Material vorgelegt." 

In der Tailfinger Bevölkerung ist immer noch bekannt, daß die Häftlin- 
ge von den Wachmannschaften anständig behandelt wurden. 

Somit kann mit ziemlicher Sicherheit ausgeschlossen werden, daß die 
von früheren Häftlingen vorgeworfenen und seitdem in der Presse oft 
wiederholten Vorwurfe berechtigt sind. Daß dennoch Jahrzehnte später 
in einer Glaubwürdigkeit beanspruchenden Veröffentlichung? immer noch 
die alten Gerüchte als bewiesene Tatsachen vorgestellt werden, ist ein 
Skandal. 

Einwohner vom nahe gelegenen Bondorf mußten 1945 das genannte 
Massengrab exhumieren und die Leichen auf dem Friedhof in Tailfin- 
gen bestatten. Dort finden gelegentlich Gedenkfeiern statt. 

Während auf diesen weiterhin die oben genannten unzutreffenden Ge- 
rüchte verbreitet und dann für die Öffentlichkeit in der Presse berichtet 
werden, wird über das brutale Massaker der einmarschierten Franzosen an 
der Bevölkerung in Bondortf, wobei viele Bürger verletzt, zwei Einwohner 
getötet wurden, nicht erinnert. Aber das waren ja auch nur Deutsche. 

Bezeichnend ist ebenfalls, daß ein richtigstellender Leserbrief!* zu dem 
Zeitungsbericht vom 3. September 1983 über eine dortige Gedenkfeier 
der SPD und der Gewerkschaft am 1. September 1983, auf der einige 
der Redner, insbesondere Pfarrer Gerhard DÜRR aus Stuttgart, die alten 
Vorwürfe erneuerten, von der berichtenden Zeitung nicht veröffentlicht 
wurde. Man scheut offenbar die historische Wahrheit und verbreitet da- 
für aus »volkspädagogischen Gründen« (Golo MANN) weiterhin unzu- 
treffende Behauptungen. Rolf Kosiek 


13 Hans LATERNSER, Die andere Seite im Auschwitz-Prozeß 1963/ 65, Secwald, Stutt- 
gart 1966. 


14 Eingesandter, aber nicht veröffentlichter Leserbrief des Karl BAssLER, Böb- 
lingen, vom 12. 9. 1983 an die böblinger Kreiszeitung. 
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Ist Massenmord durch Dieselabgase möglich? 


| BE der am wichtigsten angesehenen Zeugenaussagen zur Massen- 

ernichtung von Menschen in Konzentrationslagern der Kriegszeit 
ist der GERSTEIN-Bericht Er wurde von dem SS-Obersturmführer und 
Diplom-Bergbauingenieur Kurt GERSTEIN in französischer Gefangen- 
schaft, datiert auf den 26. April 1945, verfaßt, in der dieser unter myste- 
riösen Umständen bald darauf — angeblich in Paris — ums Leben kam. 
Der Bericht wurde vom Institut für Zeitgeschichte veröffentlicht! und 
von der Bundeszentrale für Heimatdienst? in mehreren Auflagen zur po- 
litischen Bildung als »eines der erschütternsten Dokumente, die wir aus 
der Hidertzeit besitzen«,! in Deutschland verbteitet. 

Hier soll aus dem Bericht nur ein Vorgang betrachtet werden, der nach 


GERSTEIN am 18. August 1942 bei seinem Besuch im KZ Belzec gesche- fi 


hen ist. Am Morgen sei ein Transport mit rund 6700 Personen in 45 
Waggons aus Ilmberg eingetroffen, von denen dann jeweils 700-800 
Menschen in eine der vier Gaskammern von je 25 qm Grundfläche ge- 
trieben wurden.'!' Die Gaskammern hätten »Holztüren wie Garagen« ge- 
habt und »große hölzerne Rampentüren« an der Rückwand sowie »das 
kleine Fensterchen« aufgewiesen. 

Nach einer den Leser erschütternden Beschreibung des Hineintrei- 
bens der Menschen in die Garagen unter Verwendung von »Lederpeit- 
schen« heißt es dann: »HECKENHOLTist der Chauffeur des Dieselmotors, 
ein kleiner Techniker, gleichzeitig Erbauer der Anlage. Mit den Diesel- 
auspuffgasen sollen die Menschen zu Tode gebracht werden. Aber der 
Diesel funktioniert nicht!, ... Und ich warte. Meine Stoppuhr hat alles 
brav registriert. 50 Minuten, 70 Minuten - der Diesel springt nicht an! 
Die Menschen warten in ihren Gaskammern... Nach 2 Stunden 49 Mi- 


' Hans ROTHFELS (Hg.), »Auge nzeugenbe richte zu den Massen Vergasungeng, in: 
Vierteljahrszeitschrift für Zeitgeschichte, Nr. 1,1953, S. 177-194. 

- Bundeszentrale für Heimatdienst, Do&umente zur Massen-Vergasung, Heft 9, Bonn 
31955, S. 7-16. 

1 Ebenda, S. 5. 

* Diese präzise Angabe wird von GERSTEIN, einem Ingenieur, dann noch einmal 
wiederholt: »Viermal 750 Menschen in viermal 45 Kubikmetern«, aaO. (Anm. 2, 
S. 13). Da diese Angabe jedem kritischen Leser unmöglich vorkommen muß, 
schrieb die Bundeszentrale für Heimatdienst dazu als Fußnote: »Diese Zahlen 
sind offensichtlich zu hoch bzw. zu niedrig geschätzt. Die Glaubwürdigkeit des 
Berichts im ganzen wird dadurch — angesichts der im übrigen übereinstimmen- 
den Parallelzeugnisse (vgl. die Vorbemerkung) gewiß nicht beeinträchtigt«, aaO. 
(Anm. 2, S. 13). 
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Kurt GERSTEIN. 


nuten - die Stoppuhr hat alles wohl registriert - springt der Diesel an. Bis 
zu diesem Augenblick leben die Menschen in diesen vier Kammern, vier- 
mal 750 Menschen in viermal 45 Kubikmetern! Von neuem verstreichen 
25 Minuten. Richtig, viele sind jetzt tot. Man sieht durch das kleine Fen- 
sterchen, in dem das elektrische Licht die Kammer einen Augenblick 
beleuchtet. Nach 28 Minuten leben nur noch wenige. Endlich, nach 32 
Minuten ist alles tot.« 

Am folgenden Tag will GERSTEIN nach Treblinka (bei ihm: Trublinka) 
gefahren sein: »Die Einrichtung war etwa dieselbe, nur viel größer als in 
Belzec. Acht Gaskammern und wahre Berge von Koffern, Textilien und 
Wäsche.«3 

Als technischer Experte und vereidigter Sachverständiger hat Baurat 
Dipl. Ing. Walter LüFTL aus Wien für eine vergleichbar große Garage (4,0 
mx 7,5 mx 3,0 m) zur Gaszusammensetzung und deren Gefährlichkeit 
für den Menschen bei etwa dreißigminütigem den Dieselgasen in einer 
geschlossenen Garage Ausgesetztsein die folgende »gutachterliche In- 
formation« abgegeben: »Abgase von Dieselmotoren des genannten PKW- 
Typs haben bei 1000 U/Min einen Gehalt von ca. 16 % C> 3,5 % CO», 
0,1% NOx, 77 % N, 3,5 % H,O und 0,1 % CO. Bei einem Hubraum 
von 3000 cm? und 1000 U/Min ist in 30 Minuten einmal das gesamte 
Volumen der Garage an Luft durch den Motor ein- und ausgetreten (0,003 
x 1000 x 30 = 90 m?). Damit ist die Zusammensetzung der Luft, die 
vorher ca. 21 % 02 und ca. 79 % N enthielt, annähernd wie oben darge- 
stellt (durch das Laufen des Motors) verändert worden.« 

Nach Ausführungen darüber, daß dies eine Näherung auf der siche- 
ren Seite der Aussage über die Gefährlichkeit sei, erklärt der Sachver- 
ständige: 

»Die Zusammensetzung der Garagenluft nach einer halben Stunde läßt 
also folgende Aussagen zu: 

1. Der Sauerstoffgehalt ist mit 16 % größer als der von ausgeatmeter 
Luft, der nur bei 15 % hegt. Da man Bewußtlose, ohne sie zu gefährden, 
mit Atemluft beatmen kann, resultiert aus dem vermindertem Sauerstoff- 
gehalt keine Gefahr. 

2. Der CO-Gehalt liegt bei 0,1 %. Dieser Gehalt würde erst nach 5- 
6 Stunden Einwirkung zum Tode führen. Eine halbstündige Einwirkung 
führt theoretisch zu Kopfweh und Schwindel, in praxi aber durch die von 
0 ansteigende Einwirkung nur zu leichtem Kopfweh. 

3. Der NO-Gehalt führt höchstens (NOx - 0,1 % in Dieselauspuff- 


5 Bund es zentrale für Heimatdienst, aaO. (Anm. 2), S. 14 £. 


6 Walter LÜFTL,»Wenn die Wahrheit der Lüge weichen muß — wird dann Lügen 
zur Pflicht?« in: Recht und Wahrheit, Nr. 9/10,1993, S. 24 f. 
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gasen) durch die Bildung von Methämoglobin zu ähnlichen Erscheinun- 
gen wie beim erwähnten 0,1 %igen CO-Gehalt unter Ziffer 2. 

4. Der NO3-Gehalt kann binnen 24 Stunden zu einem Lungenödem 
führen. Eine ärztliche Betreuung ist daher unbedingt zu empfehlen. 

5. Der CO,-Gehalt bleibt unter 4 %, führt also weder zu kurzfristi- 
gen noch langfristigen Schäden. 

6. Der Rußgehalt kann langfristig zu Karzinombildung führen, die 
Anbringung eines zusätzlichen Rußfilters ist daher erforderlich. 

Zusammenfassend ist daher anzugeben, daß kurzfristig mit Gewiß- 
heit nachteilige und irreversible Folgen auszuschließen sind. Was tatsäch- 
lich auftritt, sind Kopfschmerzen und leichter Schwindel. Lebensgefahr 
besteht nicht, sieht man von der möglichen Spätfolge der Karzinombil- 
dung ab.« Ein solches halbstündiges den Dieselauspuffgasen Ausgesetzts- 
ein habe für den Organismus des Menschen ähnliche Auswirkungen »wie 
längeres Kettenrauchen mit starken filterlosen Zigaretten, Ganz sicher 
sind keine belangreichen Folgen zu erwatten«. 

Man kann also nach Ansicht eines technischen Fachmanns mit sol- 
chen Dieselabgasen in Stundenfrist keine Menschen töten. 

Zu Recht fragt der Sachverständige jedoch, ob so ein Gutachten auch 
vor deutschen (und österreichischen) Gerichten standhält, die die Of- 
fenkundigkeit der auf solche Weise vorgenommenen Massenvergasun- 
gen zugrunde legen und jede Diskussion darüber ablehnen. Der ein sol- 
ches Gutachten dem Gericht vorweisende Fachmann müßte wohl wegen 
Leugnung von NS-Verbrechen, die durch Zeugenaussagen nach Art des 
GERSTEIN-Berichtes belegt sind, bestraft werden. Die Folge ist: »Die Ex- 
perten werden also entweder keine Expertisen mehr erstellen können, 
ohne sich strafbar zu machen, oder sie müssen wider besseres Wissen 
lügen: >Dieselauspuffgase führen nach 32 Minuten zum Tode.< Eine Lüge 
dieser Art widerspricht aber den beschworenen Pflichten eines Gutach- 
ters.«7 

Aus diesem Dilemma gibt es in deutschen Landen noch immer keinen 
Ausweg." Rolf Kosiek 


7 Ebenda S. 25. 


8 Eine gründliche Untersuchung der Gefährlichkeit von Diesel aus puffgasen fin- 
det sich bei Friedrich Paul BERG, »Die Diesel-Gaskammern: Ein Mythos«, in: 
Ernst Gauss, Grundlagen zur Zeitgeschichte, Grabert, Tübingen 1994, s. 321—345. 
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Walter ıurrı. 


1 Heinz SCHÖN, 
»Die Versenkung 
der >Cap Arcona«< 
in: Deutsche Mihtär- 
Zeitschrift, Nt. 27, 
2001, 8. 86-90. 


Die 1926 erbaute 
>Cap Arcona*, die als 
iKÖnigin des Südatlan- 
tiks* galt und im Zwei- 
ten Weltkrieg als 
Wohnschiff diente. 


‚hagen, wo es dann mit b 


Die Tragödie der Cap Arcona 


I a Tag vor dem Kriegsende in Norddeutschland wurden am 8. 


Mai 1945 die >Cap Arcona< und andere Schiffe mit Tausenden von 
KL-Häftlingen an Bord von britischen Jagdbombern bei hellichtem Tage 
in der Lübecker Bucht versenkt, wobei auch eine Rote-Kreuz-Bezeich- 
nung nicht geachtet wurde und die Häftlinge mit weißen Tüchern und 

Ähnlichem von den Decks auf die besondere Lage hingewiesen hatten. 
Die Tragödie dieser Schiffe bildet ein ungesühntes englisches Kriegsver- 
brechen, das dem Vergessen entrissen zu werden verdient. 

Die >Cap Arcona* war als >Luxusliner< 1926 mit 27561 Bruttoregister- 
tonnen (BRT) bei Blohm und Voß in Hamburg vom Stapel gelaufen und 
wurde als »Königin des Südatlantiks* auf der Hamburg-Südamerika-Linie 
eingesetzt.! Im Zweiten Weltkrieg diente sie als Wohnschiff der Kriegs- 
marine in Gotenhafen. Im Rahmen der Rettung der ostdeutschen Flücht- 
linge und der Verwundeten der Ostfront fuhr das für höchstens 2000 
Personen eingerichtete Schiff am 3. Februar 1945 mit rund 13000 Men- 
schen an Bord von Gotenhafen zur Reede vor Neustadt in Holstein und 
wurde tagelang entladen. 

Nachdem Schiffsleitung und Reederei das Schiff für fahruntüchtig er- 
klärt hatten und Kapitän Johannes GERDS sich erschossen hatte, lief das 
Schiff dennoch auf Befehl unter dem neuen Kapitän Heinrich BERTRAM 
am 27. März wieder nach Hela aus und transportierte noch einmal schät- 
zungsweise 8000 Verwundete und 3000 Flüchtlinge von dort nach Kopen- 
hädigter Maschine auf der Reede lag, Auf wei- 


UN Nr 
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teren Befehl verlegte das angeschlagene Schiff am 


13. April 1945 von Kopenhagen wieder zur Reede | 


vor Neustadt in der Lübecker Bucht. 

Dort waren das nicht mehr seetüchtige Schiff 
wie die beiden Frachter >Thielbek< (2815 BRT) und 
>Athen< (4451 BRT) für eine >Sonderaktion< vor- 
gesehen. Der Hamburger Gauleiter und Reichs- 
verteidigungskommissar Karl KAurmann (1900- 
1969) wollte Hamburg kampflos den anrückenden 
westalliierten Truppen übergeben, aber vorher das 
Konzentrationslager Neuengamme vor den To- 
ren der Hansestadt räumen. Die rund 12500 Häft- 
linge sollten auf den drei Schiffen untergebracht 
werden, davon 8000 auf der >Cap Arcona< Prote- 
ste der am 19. April davon unterrichteten Kapi- 
täne wurden von den die Aktion leitenden SS- 
Offizieren mit der Androhung des Erschießens 
bei Weigerung der Aufnahme der Häftlinge be- 
antwortet, Am 26. Aprii begann die Beladung der 
Schiffe mit Häftlingen. Bis 28, April waren ein- 
schließlich der 500 Mann Bewachung und der 70 


Mann Besatzung rund 7000 Menschen unter ! 


schlimmen Bedingungen an Bord der >Cap Arco- 


m< zusammengedrängt, auf den beiden anderen 


genannten Frachtern ebenfalls Tausende. Außer- 
dem lag noch eine große Reihe anderer Schiffe in 
der Lübecker Bucht. 

Als Anfang Mai 1945 bekannt wurde, daß für 
den 4. Mai die Teilkapitulation für Norddeutsch- 
land in Kraft trete, und am 2. Mai bereits alliierte 
Streitkräfte sich Neustadt näherten, hoffte man 
auf ein gutes Ende. Am 3. Mai begab sich Kapi- 
tän BERTRAM frühmorgens nach Neustadt und 
erfuhr, daß nachmittags britische Einheiten in 
Neustadt sein würden und damit die unhaltbare 
Lage der insgesamt 10470 Menschen an Bord der 
>Cap Arcona< (5519), >Thielbek< (2919) und >Athen< 
(2032) beendet werden könne.! 

Doch an diesem 3, Mai 1945 griff mittags ge- 
gen 12 Uhr plötzlich eine britische Bomberstaf- 
fei mit Bomben, Raketen und Bordwaffen die 
Häftlingsschiffe an. Zuerst wurde der in der Nähe 


569 


SCHLESWIG- 
HOLSTEIN 





Oben: Karte Lübecker Bucht, Unten: Der Unter- 
gang der Häftlingsflotte vor Neustadt, Zeich- 
nung des jüdischen Malers Berl rxızorer, aus: 

Die Zeit, 28. 4, 1985. 


2 Ebenda, S 89. 
3 Ebenda, S. 90. 


* Karl HERMANN, 
»Nicht Rettung, 
sondern Vernich- 
tung, in: Die Zeit, 
Nr. 47,18. 11.1988, 
S. 53 f.;vgl. auch 
Bruno NEURATH, 
»Cap Arcona* in 
Flammen, in: Die 
Zeit, Nt. 18,18. 4. 
1995, S. 13-16. 


5 Heinz SCHON, 
Ostsee 45. Menschen — 
Schiffe — Schicksale, 
Motorbuch, Stutt- 
gart 1992. 


6 Wilhelm LANGE, 
Cap Arcona. Das 
tragsche Ende der KZ- 
Häftlingsflotte am 3. 
Mai 1945, Struve, 
Eutin 1988; Bogdan 
SUCHOWIAK, Mai 
1945: Die Tragödie der 
Häftlinge von Neuen- 
gamme, Rowohlt, 
Hamburg 1985. 





liegende und zum Lazarettschiff mit Rote-Kreuz-Zeichen umgerüstete 
Dampfer »Deutschland«, auf dem sich keine Häfdinge befanden, ange- 
griffen und versenkt. Um 14 Uhr 30 flog eine weitere Bomberstaffel 
einen Angriff auf die >Cap Arcona«, die von vierzig Raketen in ein Flam- 
menmeer verwandelt wurde. Die ebenfalls von 32 Raketen getroffene 
»Thielbek« sank schnell. Die beim ersten Angriff mit weißer Fahne in den 
Hafen von Neustadt eingelaufene »Athen«, von der dann viele Häftlinge 
an Land gelangt waren, wurde im Hafen angegriffen, die von ihr flüch- 
tenden Menschen wurden unter Bordwaffenbeschuß genommen, wie auch 
die Briten im Wasser schwimmende Menschen der anderen Schiffe ge- 
zielt beschossen.? 

Vom Frachter »Thielbek« überlebten nur rund 50 Menschen diese Tra- 
gödie. Die brennende »Cap Arcona« kenterte nach wenigen Stunden ge- 
gen 17 Uhr 30. Von ihr erreichten etwa 40 Häftlinge schwimmend die 
Küste, 310 konnten vom Wrack geborgen werden, rund 100 Mann der 
Wachmannschaften und der Besatzung wurden gerettet. Insgesamt for- 
derte dieser völlig sinnlose Massenmord am Tage vor dem vereinbarten 
Ende der Kampfhandlungen in Norddeutschland mehr als 8000 Tote.? 

Zur Entschuldigung gaben britische Stellen später an, man habe ange- 
nommen, daß sich auf den Schiffen führende Nationalsozialisten nach 
Norwegen hätten retten wollen, was nicht zutraf, wozu die Schiffe auch 
völlig ungeeignet waren und was von den anfliegenden englischen Flug- 
zeugen bei den Menschenmassen auf den Schiffen auch gut zu erkennen 
war. Der Bordwaffenbeschuß in die Menschenmassen widerlegt ebenso 
diese offensichtlich an den Haaren herbeigezogene Begründung der 
Angriffe. Es wurden von den Angreifern neu entwickelte Raketen be- 
nutzt, deren Wirksamkeit offensichtlich geprüft werden sollte. 

Eine offizielle Erklärung der britischen Regierung zu diesem 
Menschenrechtsverbrechen, oder gar eine Entschuldigung dieser 
möglicherweise »aus Versehen« erfolgten Versenkung der Häftlings- 
schiffe liegt bis heute nicht vor.« Der Tod Tausender wurde bei der 
Einsatzleitung sogar zynisch kommentiert: »>eine der größten Schiffs- 
katastrophen aller Zeiten machte in den Einsatzberichten der RA.F. 
ganze vier Zeilen aus: ‚Im Hinblick auf die Menschenmassen, die 
aus ihnen Cap Arcona« und »Thielbek«, R. K.) herausquellen, und 
" im Hinblick auf die Lage kann man nur annehmen, daß viele Hun- 
‚ nen heute die Ostsce sehr kalt fanden.«* 

Eine ausführliche Darstellung dieser Tragödie hat I leinz schön 
vor wenigen Jahren veröffentlicht' nach anderen Datstellungen/' 
Im Jahre 1986 wurde in Hamburg ein Denkmal des Wiener Bild- 
hauers Alfred HRDLICKA zur Erinnerung an die Tragödie aufge- 
stellt (s. Abbildung links). Rolf Kosiek 
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eit Jahren wird gegen nationale Deutsche, die Zweifel an den Mas- 
Ss. in NS-Konzentrationslagern äußern, mit dem $ 130 
des Strafgesetzbuches {»Volksverhetzung«) vorgegangen. Die Prozesse 
der Jahre 2006/07 gegen David ırvıng, Ernst ZÜNDEL und Germar RU- 
DoLr sind die Spitze von Tausenden von Verfahren zu diesem Tatbe- 
stand. 

Nicht als Rechte angesehene Persönlichkeiten dürfen jedoch Zweifel 
äußern, ohne belangt zu werden, oder die Bestrebungen der bundesdeut- 
schen justizministerin Brigitte zyprızs, die Leugner des Holocaust in ganz 
Europa nach einheitlichen Grundsätzen zu verfolgen und zu bestrafen, 
kritisieren. 


1. So schrieb die Holocaust-Forscherin, selbst Jüdin, Gitta serkny in 
der londoner Times vom 29. August 2001: »Auschwitz war ein schreckli- 
cher Ort, aber es war kein Vernichtungslager.« 


2. Am 27, November 2005 erklärte der im Londoner Exil lebende 
israelische Schriftsteller Gilad arzmon im Bahnhof Bochum-Langen- 
dreer unter anderem: »Der Holocaust ist eine komplette, von Amerika- 
nern und Zionisten initiierte Fälschung.« Die Ruhr-Nachrichten berichte- 
ten am 29, November 2005 in ihrem Artikel über den Vortragsabend, 
daß er weiter geäußert habe: »Die Deutschen sollten dies endlich erken- 
nen und sich nicht länger schuldig und auch nicht verantwortlich füh- 
len.« Ein deswegen am 5. Dezember 2005 eröffnetes Ermittlungsverfah- 
ren stellte die Staatsanwaltschaft Bochum (Az.: 33]Js 440/05) mit der 
Begründung ein: »So ergibt sich jedoch, daß der Beschuldigte den wäh- 
rend der Zeit des Nationalsozialismus an dem jüdischen Volk begange- 
nen Völkermord weder zu leugnen noch zu verharmlosen suchte.« 


3. Nach der Süddentschen Zeitung vom 12. Dezember 2006 sagte der 
Wiener Oberrabiner Moishe Ayre FRIEDMAN in seinem Vortrag bei der 
Holocaust-Konferenz in Teheran: »Der Holocaust ist eine erfolgreiche 
historische Fiktion.« 


4. Am 15. Januar 2007 wandte der Kolumnist Konrad apam in der 
Welt sich gegen die europaweiten Bemühungen von Bundesjustizmini- 
sterin zyprıss. Er warnte die anderen Länder: »Nachdenken sollten vor 
allem diejenigen Länder, in denen die liberale Tradition lebendiger ist als 
hierzulande, weil sie den Unterschied von Wort und Tat nicht ganz so 
großzügig übersehen wie diejenigen Deutschen, die stolz darauf sind, 
sich zur Gesinnungsgemeinschaft der Anständigen zusammengefunden 
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Gilad arzuon. 


Von links: Gitta SE- 
RENY, AYyr@ FRIEDMAN 
und der Welt-Kolum- 
nist Konrad anam. 





Von oben: Volker 


zastrow und Rudolf 
Aue stein. Mitte: Opfer 


des KL Buchenwald, j s 5 ; ö 
.. zu haben.« Die Deutschen warnte er in dem mit »Gesinnungsdiktatur« 
aus: Deutschland im 


Krieg, Rastatt 2003. überschriebenen Artikel vor dieser; »Sie wollen die Mehrheit an die Leine 
nehmen und die Gesinnungsgemeinschaft der Anständigen zur Gesin- 
nungsdiktatur der politisch Korrekten ausbauen.« Schon am 22. Februar 
2006 hatte erin der Weir zutreffend festgestellt: »Anders als das bekannte 
Glaubensbekenntnis läßt sich die Frage, ob es in Auschwitz Gaskam- 
mern gegeben hat, überprüfen; und zwar mit Hilfe der Wissenschaft. 
Gerichte braucht man dazu nicht.« Als ein Ingenieur wie Fred LEUCHTER 
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oder ein Chemiker wie Germar ruporr ebendas versuchen wollten, wur- 
den sie juristisch verfolgt. 


5. Der Leitende Redakteur des Spiegels Fritjof meyEr kam in seinem 
Artikel»Die Zahl der Opfer von Auschwitz« in der Fachzeitschrift Oszen- 
ropa Nr. 5, 2002 auf Seite 631—641 zu dem Ergebnis, daß die bisher von 
der Geschichtswissenschaft als zur Massenvergasung von Menschen ver- 
wendet angesehenen Räume nicht dazu benutzt worden seien, daß dazu 
andere Gebäude gedient hätten und daß die Gesamtzahl der Opfer in 
Auschwitz ungefähr 510000 betragen habe. Gegen ihn wurden Strafan- 
zeigen erstattet, die Ermittlungsverfahren jedoch eingestellt, da er nicht 
zu verharmlosen oder zu leugnen vorgehabt habe. 


6. Am 16. Februar 2007 führte V.Z. (Volker zastrow) auf der ersten 
Seite der Frankfurter Allgemeinen Zeitung in der Leitglosse zum zÜNDEL- 
Urteil des Mannheimer Landgerichtes an: »Der Straftatbestand des Ho- 
locaust-Leugners. .. macht es einem Überzeugungstäter unmöglich, ent- 
lastende Beweise anzuführen - da ja das Leugnen von Sachverhalten 
verboten wurde, muß mit verboten werden, darüber zu verhandeln, ob 
es welche sind. Sonst würde die Verhandlung selbst zur strafbaren Hand- 
lung, Eigentlich könnte man sich das aufwendige Verfahren also schen- 
ken, und eigentlich war das allen Verfahrensbeteiligten in Mannheim klar: 
ein kurzer Prozeß im Gewand eines langen. Ob das eines Rechtsstaats 
würdig ist, steht auf einem anderen Blatt. Zumal die Strafbarkeit inzwi- 
schen auf die Gesinnung ausgedehnt wurde - seit 2005 ist schon das 
»konkludente« Billigen von NS-Verbrechen strafbar, also, daß es jeman- 
dem erfolgreich nachgesagt werden kann.« 


7. Rudolf ausstr.ın schrieb im Spiege/ Nr.4,1995, auf Seite 41: »We- 
der die Gaskammern noch jenen Namen muß er (Adolf uırLEr) zwin- 
gend gekannt haben, der wie ein Brandmal den Deutschen anhängt und 
anhängen wird, solange man sich für Geschichte noch interessiert: Ausch- 
witz.« 


8. Der Spiegelschrieb in Nr. 21, 1996, auf Seite 76: »Das Nürnberger 
Tribunal wurde noch 1946 von der polnischen Regierung informiert, die 
Tötungen (in den polnischen Vernichtungslagern) seien durch elcktri- 
schen Strom erfolgt.« 


9. Der Spiegel schrieb in Nr, 21, 1996, auf Seite 76: »Der österreichi- 
sche Sozialist Benedikt xaursky oder der serbische Schriftsteller Ivan 
ıvanjı, die als Gefangene Auschwitz überlebten, hatten die Gaskammern 
nicht gesehen.« Rolf Kosiek 
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In einer Kolumne der 
Tageszeitung Die 
Welt (28. 12. 2005) 
sprach sich Ralph 
DAHRENDORF für eine 
Eröffnung der Holo- 
caust-Diskussion: 
>... um das Gedei- 
hen freier Gesell- 
schaften zu fördern, 
sollten die Beschrän- 
kungen der freien 
Meinungsäußerung 
eher gelockert als 
verschärft werden. 
Meiner Meinung 
nach sollte die Leug- 
nung des Holocaust 
im Gegensatz zur 
Forderung nach Tö- 
tung von Juden nicht 
unter Strafe gestellt 
werden«. 


I Wolfgang BENZ 
(Hg), Dimension lies 
Vöölkermords, Olden- 
bourg, München 
1991. 


* Joachim HOFF- 
MANN, STalins 
Vernichtungskerieg 
1941— 1945, Wehr- 
wissenschaften, 
München 1995, S. 
160 £. 


! Beitrag Nr. 41, 
»Der erste Holo- 
caust«. 


Frühe Angaben jüdischer Opferzahlen 


TL; der gängigen Literatur über das Schicksal der Juden im Zweiten Welt- 
krieg wird meist angeführt, daß 6 Millionen Juden Opfer der deut- 
schen Massenvernichtung wurden.! Als Quelle für diese Zahl gilt allge- 
mein die Aussage von Wilhelm Höttl. vor dem Nürnberger Tribunal, 
der sich dabei auf eine Angabe von Adolf EıcHmann bezog. Der Militär- 
historikerjoachim HOFFMANN wies jedoch nach, daß der sowjedsche Pro- 
pagandist Ilja EHRFNBURG diese Zahl schon am 4. Januar 1945 erwähnt 
hatte, und damit noch Wochen, bevor die Sowjets das als größtes Ver- 
nichtungslager geltende Konzentrationslager Auschwitz am 27, Januar 
1945 eroberten,? Doch es gibt noch eine Reihe früherer Belege dieser 
Zahl, die von Martin Broszar, dem Leiter des Münchner Instituts für 
Zeitgeschichte, am 3. Mai 1979 im Frankfurter Prozeß gegen Erwin 
SCHÖNBORN als »symbolische Zahl« bezeichnet wurde. 

An anderer Stelle wurde bereits ein Artikel aus dem American Hebrew 
vom 31. Oktober 1919 erwähnt,! indem unter der Überschrift »Die Kreu- 
zigung derJuden muß ein Ende haben« zur Lage der Juden in Osteuropa 
geschrieben wurde: »6 Millionen Menschen werden zum Grabe gewir- 
belt... 6 Millionen Männer und Frauen sterben. ... in diesem drohenden 
Holocaust des menschlichen Lebens. .. 6 Millionen ausgehungerte Män- 
ner und Frauen.« 

Die erste in der Literatur überlieferte Nennung der 6 Millionenzahl 
scheint aus dem Jahre 1900 zu stammen, als der Rabbi Stephen wısr in 
den USA auf Veranstaltungen zur Unterstützung in Not geratener Glau- 
bensgenossen erklärte: »Es gibt 6 000000 lebende, blutende, leidende Ar- 
gumente für den Zionismus.« 

Während des Ersten Weltkrieges brachten US-Zeitungen mehrfach 
Hinweise auf 6 Millionen in Osteuropa leidender und dem Tode ausge- 
setzter Juden. So schrieb die angesehene und weitverbreitete New York 
Times am 14. Januar 1915: »In der Welt gibt es heute etwa 13000000 
Juden, von denen mehr als 6000000 im Herzen des Kriegsgebietes le- 
ben; Juden, deren Leben auf dem Spiel steht und die heute jeder Art 
Leid und Elend ausgesetzt sind.« 

Im Rahmen der US-Kriegspropaganda wurden auch schon damals 
Deutsche der Verbrechen an Juden beschuldigt. Die New Yor& Times klagte 
am 10. August 1917 an: »Deutsche lassen Juden sterben. Frauen und 
Kinder in Warschau verhungern.« Den Österreichern wurde die Massen- 
vergasung Einheimischer in Serbien vorgeworfen. So behauptete der Lon- 
doner Daily Telegraph am 22. März 1916 auf Seite 7 über »Gewalttaten in 
Serbien« ohne jede Berechtigung: »Frauen, Kinder und alte Männer wur- 
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den durch die Österreicher in Kirchen eingeschlossen und entweder mit 
dem Bajonett erstochen oder dutch erstickendes Gas getötet. In einer 
Kirche in Belgrad wurden auf diese Weise 3000 Frauen, Kinder und alte 
Männer erstickt.« 

In den Jahren nach dem Ersten Weltkrieg häuften sich die Hinweise 
auf 5 oder 6 Millionen leidender, hungernder oder sterbender Juden in 
amerikanischen Medien. Am 29. September 1919 schrieb die New York 
Times von »6000000 Seelen. . . in unglaublich tragischer Armut, Hunger 
und Krankheit«, am 26. Oktober 1919 von »4000000 hungernden Juden 
in Osteuropa«, am 12. November 1919 von »unglaublich tragischer Ar- 
mut, Hunger und Krankheit für etwa 6000000 oder die Hälfte der jüdi- 
schen Bevölkerung der Erde«, am 3. Dezember 1919, daß »nichts auf 
der Welt außer einem Wunder den Tod von 5 000 000 bis 10 000 000 Men- 
schen durch Kälte und Hunger in Europa und dem Nahen Osten in 
diesem Winter verhindern« könne, was ein »grausames jüdisches Massa- 
ker« sei. 

Im folgenden Jahre ging es ähnlich weiter. Die New York Times berich- 
tete am 21. April 1920, in Europa gebe »es heute mehr als 5000000 
Juden, die hungern oder im Begriff sind zu verhungern«. Am 1. Mai 
1920 mahnte das genannte Blatt seine Leser: »Aber das Leben von 
6000000 (jüdischer, R. K.) Menschen wartet auf unsere Antwort.« Am 
nächsten Tag wies die Zeitung darauf hin: »Sechs Millionen Menschen 
ohne Nahrung, Unterkunft, Kleidung oder medizinischer Versorgung«, 
und wiederholte Nachrichten über die Not von 6 Millionen Juden in 
Osteuropa auch an den nächsten Tagen. In den folgenden Jahren traten 
immer wieder ähnliche Meldungen auf, so in der New York Times am 9. 
Januar 1922, am 21. April 1926 oder am 4. Dezember 1926. 

Schon während des Zweiten Weltkrieges wurde der Vorwurf der Er- 
mordung von sechs Millionen Juden gegen die Deutschen erhoben. In 
der Geschichte der zionistischen »Palästinensischen Brigadc*, die als jüdi- 
sche Einheit im Zweiten Weltkrieg im Rahmen der britischen 8. Armee 
in Italien kämpfte, wird festgestellt, „daß man den Mitgliedern der Briga- 
de vor der Überquerung des Brenners (also im Frühjahr 1945, R. K.) die 
»Zwölf Gebote für hebräische Soldaten auf deutschem Boden< vorlas, 
dessen erstes lautete: »Denkt an eure sechs Millionen ermordeter Brü- 
der.*«* 

Zu diesen frühen Nennungen der 6 Millionen-Zahl im Zweiten Welt- 
krieg gehört der Beitrag »Erinnert Euch an uns« von Ben HECHT> von 
Anfang 1943. Darin wird eine Vorschau auf die kommende, den Zwei- 
ten Weltkrieg abschließende Friedenskonferenz gehalten. Auf ihr wür- 
den die deutschen Delegierten denen der anderen Staaten in die Augen 
sehen, »Alle Opfer des deutschen Abenteuers werden da sein, um das 
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* Zitiert unter 
Hinweis auf Michel 
BAR-ZOHAR, Le 
Vengeurs, Librairie 
Artheme Fayard, 
Paris 1968, von 
Hannsjoachim W 
K(X:H, in: Volksge- 
richtshofUniversitas, 
München 1988, 
S. 627 in Anmer- 
kung 171. 


53 Ben HECHT, 
»Remember Us«, in: 
Readers Digest, 
Februar 1943, S. 
107-110, als 
Zusammenfassung 
aus einem Beitrag 
des The American 
Mercury. 


6 Brief des Verfas- 
sers vom 28. 4. 2007 
an das Freiburger 
Stadtarchiv.. 


7 Schreiben des 
Kulturamts/ 
Stadtarchivs Frei- 
burg im Breisgau 
vom 16. 5. 2007 an 
den Verfasser.. Siehe 
Faksimile am Ende 
des Beitrags, 


Urteil zu sprechen, alle außer einem: den Juden.« Denn diese seien ein- 
mal keine Einheit, die Vertreter zur Konferenz senden könne, und zwei- 
tens seien dann kaum noch Juden in Europa vorhanden. 

»Es wird keine Vertreter der 3000000 Juden geben, die einst in Polen 
lebten, oder der 900000, die einst in Rumänien lebten, oder der 900000, 
die einst in Deutschland lebten, oder der 750000 aus Ungarn, oder der 
150000 aus der Tschechoslowakei, oder der 400000, die einst in Frank- 
reich, Holland und Belgien lebten. 

Von diesen 6 Millionen Juden ist bereits beinahe ein Drittel von Deut- 
schen, Rumänen und Ungarn massakriert worden, und selbst die konser- 
vativsten Rechner schätzen, daß vor Kriegsende mindestens ein weiteres 
Drittel getötet sein wird. 

Diese Zahlen werden nicht jene Juden einschließen, die in den kurzen 
Blitzkriegen der Deutschen starben, auch nicht jene, die in den Verlust- 
listen der Russen erscheinen. Von den drei Millionen Juden in Rußland 
sind mehr als 700000 in die Sowjetarmee eingetreten und haben auf 
allen heldenhaften Schlachtfeldern der Russen gekämpft und geblutet. .. 

Die Millionen, die gehängt, verbrannt oder erschossen wurden, star- 
ben nicht, davon träumend, die Demütigung zu rächen und das Vater- 
land wiederherzustellen.« 

Dann werden mehrere Beispiele für Massaker in der Zwischenkriegs- 
zeit angeführt, darunter auch: »Erinnert Euch an uns. In der Stadt Frei- 
burg und im Schwarzwald wurden 200 von uns gehängt und an unseren 
Küchenfenstern aufgeknüpft, um die Synagogen brennen und unseren 
Rabbi zu Tode geprügelt zu schen.« Von einem solchen Verbrechen ist 
jedoch sonst nichts bekannt geworden. Auf eine Anfrage des Verfassers‘ 
beim Stadtarchiv Freiburg nach diesem angeblichen Ereignis, wurde 
prompt geantwortet:” »In der Reichspogromnacht vom 9. bis 10. No- 
vember 1938 brannte zwar die Freiburger Synagoge, aber ich denke nicht, 
daß sich die zitierte Passage auf dieses Ereignis bezieht. Ich vermute, 
daß in der amerikanischen Veröffentlichung die Ermordung der Juden 
im Gefolge der Pest von 1349 angesprochen wird.« Und es wird auf die 
beigefügte Kopie mit dem entsprechenden Kapitel aus der Stadtgeschichte 
Freiburgs Bezug genommen. Da die mittelalterliche Ausschreitung je- 
doch offensichtlich mit der von Ben HECHT erwähnten Verfolgung nichts 
zu tun hat, vermutete die Archivrätin: »Unter Umständen spielte sich der 
von Ihnen geschilderte Vorfall nicht in Freiburg, sondern im Schwarz- 
wald ab.« Aber auch dort ist davon nichts bekannt, und bei Vorliegen 
eines solchen Verbrechens wäre dieses sicher hervorgehoben worden. 

Ben HECHT schreibt dann weiter: »Erinnert Euch an uns, die wir in der 
Ukraine waren. Hier wurden die Deutschen wütend, weil wir zuviel Zeit 
und zuviel Munition kosteten, um uns zu töten. Sie ersannen eine billigere 
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Methode. Sie brachten unsere Frauen auf die Straßen und banden sie mit 
unseren Kindern zusammen. Dann fuhren sie mit schweren Lastkraft- 
wagen in uns hinein. Tausende von uns starben, indem deutsche Militär- 
autos über unsere gebrochenen Körper vor- und zurückfuhren.« Auch 
solch ein Verbrechen wurde in der seriösen Literatur nicht erwähnt und 
dürfte deswegen ebenso erfunden sein. 

Anzumerken ist ferner, daß unter den verschiedenen in diesem Artikel 
aufgeführten Tötungsarten keine Vergasungen - mit Ausnahme des er- 
wähnten Belgrader Falls von 1916 - erwähnt wurden, Rolf Kosiek 


Freiburg” 
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Kulturamt / Stadtarchiv 
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® 28.4.2007 044.72.1 Frau Dr. Pfanz- 16.5.2007 
Judenverfolgung 


Sehr geehrter Herr Dr. Kosiek 


aufgrund der Vorbereitungen für unseren Tag der offenen Tür am letzten Samstag 

komme ich leider erst heute dazu, Ihnen zu antworten. 

In der Reichspogromnacht vom 9. zum 10. November 1938 brannte zwar die Frei- 
PPUREN BARS SONO VER. DRRR RL CIR AND Payanan nit sans 


Ich vermute, da in dor amerkanischen Vrflentichung de Emordung der in 


ses und der Hinrichtung der Juden nicht ganz mit Ihren Angaben. 

Unter Umständen spielte sich der von Ihnen geschikderte Vorfall nicht in Freiburg 
sondern im Schwarzwald ab. 

Wir hoffen, dass wir Ihnen weiterhelfen konnten und stehen Ihnen für weitere Aus- 
künfte gem zur Verfügung. 


Mit freundlichen Grüßen 
LA. 


ir: Jam - Lunyı 
(Dr. Christiane Pfanz-Sponagel) 
‚Archivrätln 


E-Mail Stadtarchie itadtarchn @®ntaRR fresburg de 
Sprechzeiten: Na, DI u. Oo: 8.00 - 16.00 Uhr, Mir 1.00 - 18.00 Uhr. Fr. geschlonsen 
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Faksimile des Schrei- 
bens der Stadt Frei- 
burg/Br. vom 28. 
April 2007 an den 
Verfasser, 


Aus 13 Opfern wurden Tausende 


m 24. November 1987 berichtete die Marbacher Zeitung über eine Ge- 

denkfeier auf dem sogenannten Russischen Friedhof im Gemeinde- 
wald von Pleidelsheim bei Stuttgart, bei der unter anderen auch der Re- 
alschulrektor Erhard kaLKko sowie der Kreis beauftragte des Volksbun- 
des Deutscher Kriegsgräberfürsorge (VDK), Siegfried MÜLLER, sprachen. 
Die Marbacher Realschüler hatten die Pflege der Gräber übernommen: 
»Im Rahmen einer freiwilligen Arbeitsgemeinschaft hatten sie erfahren, 
daß auf diesem Waldstück Tausende von Fremdarbeitern in Massengrä- 
bern bestattet liegen. Diese Menschen waren im Zweiten Weltkrieg aus 
ihren Ländern verschleppt worden und starben, weit entfernt von ihrer 
Heimat, an Entkräftung und an Seuchen.« 

Was danach den Realschüler in dieser Arbeitgemeinschaft gelehrt und 
dann von der Zeitung berichtet wurde, ist offensichtlich falsch. Unter 
der Überschrift »Keine Massengräber« brachte die genannte Zeitung am 
4. Dezember 1987 die folgende Richtigstellung des zuständigen Pleides- 
heimer Bürgermeisters Erwin PAULUS: 


»1. Die Aussage >Denn im Rahmen einer freiwilligen Arbeitsgemein- 
schaft haben sie erfahren, daß auf diesem Waldstück Tausende von Fremd- 
arbeitern in Massengräbern bestattet liegen< ist unrichtig. 

2. Richtig ist, daß während des Baues der Autobahn Stuttgart-Heil- 
bronn in den 40er Jahren ein Arbeitslager im Gemeindewald unterge- 
bracht war. In diesem Arbeitslager waren russische, französische und pol- 
nische Fremdarbeiter untergebracht, die beim Autobahnbau und in den 
umliegenden Industriebetrieben gearbeitet haben. Das Arbeitslager hatte 
aber nachweislich keinen Gefangenen- oder Konzentrationslagercharak- 
ter; Gewalttätigkeiten wurden nicht begangen. In den Jahren 1942/43 
war diesem Arbeitslager ein Krankenlager angegliedert. Aus dieser Zeit 
stammen 11 Gräber. Der damalige Bürgermeister Hermann KELLER hatte 
sich für eine ordnungsgemäße menschenwürdige Beerdigung für die ver- 
storbenen Fremdarbeiter eingesetzt. Auch wurden von Hermann KEL- 
IER die persönlichen Sterbedaten ordnungsgemäß im Register des Stan- 
desamts Pleidesheim festgehalten und beurkundet, was damals durchaus 
nicht üblich war. 


3. Im Jahr 1972 ließ der damalige Bürgermeister Eberhard sıEGLE zwei 
Fremdarbeitergräber aus dem Gemeindefriedhof an der Hauptstraße in 
den Waldfriedhof im Einvernehmen mit dem Gemeinderat umbetten. 
Normalerweise wären diese Gräber wie üblich abgeräumt worden. 

4. Nachdem weder der Kreis beauftragte des VDK — Herr Siegfried 
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MÜLLER - noch der Realschulrektor der Realschule Marbach - Herr Er- 
hard KALKO — diese Falschinformation bisher richtiggestellt haben, gehe 
ich davon aus, daß sie sich leichtfertig über die geschichtlichen Hinter- 
gründe hinweggesetzt haben. Dies kann nicht Ziel und Aufgabe der Her- 
anführung von Jugendlichen an geschichtliche Tatsachen sein.« 

In erfreulich sachlicher Weise berichtete die Ludmgsburger Kreisleitung 
am 12. November 2005 über diese Gräber, in denen zehn russische Fremd- 
arbeiter, zwei russische Kriegsgefangene und ein vermutlich polnischer 
unbekannter Soldat lagen. 1939 sei bei diesem Walde ein Barackenlager 
für rund 200 Personen entstanden, in das Ende November 1939 rund 60 
polnische Kriegsgefangene eingeliefert wurden, die dann bald im Dorf 
untergebracht wurden, während russische Kriegsgefangene später ins 
Lager folgten. Als 1942 eine ansteckende Krankheit ausbrach, wurde ein 
Teil des Lagers zum Seuchenlager erklärt, in dem einige Gefangene star- 
ben. Die Gemeinde ließ Schilder aufstellen. Die Grabpflege wird seit 
1962 von der Berufsfeuerwehr Stuttgart, ab 1984 auch von Schülern der 
Marbacher Anne-Frank-Realschule vorgenommen. Rolf Kosiek 


Der iRussen- 
friedhofi in 
Pleidesheim. 
Dreizehn 
Fremdarbeiter 
und Kriegsge- 
fangene, die 
wahrscheinlich 
einer Seuche 
zum Opfer fie- 
len, sind dort 
begraben. Aus: 
Ludwigsburger 
Kreiszeitung, 
12.11. 2005. 
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Stalin-Opfer als KZ-Opfer 


Bilder oft eindrucksvoller als lange Berichte sind, benutzte die 

merziehungspropaganda häufig gefälschte Fotos zu ihren Kam- 
pagnen. Richtigstellungen dazu gab es anschließend selten. Ein Beispiel 
solcher Fälschung sei aus dem deutschen Fernsehen gebracht. Frau Mar- 
garete RICHTER, Lenzkirch, hat in einem Leserbrief in der FAZ berich- 
tet: 

»Das Fernsehen der Schweiz brachte während der Regierungszeit von 
GORBATSCHOW und der aufkommenden Freiheit in der Sowjetunion vor 
einigen Jahren eine Sendung über die »Vernichtung der Kulaken* mit eini- 
gen kurzen Filmausschnitten aus damaliger Zeit. So konnte man schen, 
wie auf einem weiten Feld, auf dem einige Panjewagen mit Pferden mit 
herunterhängenden Köpfen standen, Sowjets in ihren alten Uniformen 
erfrorene Kulaken, die auf dem Feld verhungert waren (so der Kom- 
mentar), auflasen und auf die Wagen warfen. Wenn ich gewußt hätte, 
was mir noch bevorstand, wäre alles genau notiert worden. 

Vielleicht zweiJahre später brachte die ARD eine Sendung, in der Film- 
ausschnitte gezeigt wurden von Angehörigen der Siegermächte bei Be- 
freiung von Konzentrationslagern. Und was sah ich da zu meinem Er- 
schrecken? Genau den gleichen Filmausschnitt über das Aufladen toter 
Kulaken, jedoch mit der Erklärung, es handle sich um eine Aktion in 
einem deutschen Konzentrationslager. Die eindeutige Wahrheit hatte die 
Schweiz berichtet, daran bestand kein Zweifel. Seitdem glaube ich in die- 
ser Hinsicht nichts meht.« 

Das gilt auch für andere Abbildungen, die oft mehrmals als Fälschun- 
gen im Fernsehen oder in der Presse gezeigt wurden, wie der bekannte 
kleine Judenjunge aus dem Warschauer Ghetto, der ermordet sein sollte, 
sich dann aber als Erwachsener aus Großbritannien meldete,? oder den 
mit Menschen beladenen Güterzug in Hamburg, der wahrheitswidrig als 
Beweis für ins KZ Deportierte gezeigt wurde.’ Rolf Kosiek 


! Margarete RICHTER, Lenzkirch, »Austauschbare Fernsehtote«, Leserbrief in: 
Frankfurter Allgemeine Zeitung, 3. 2. 1995 

? Michael SONTHEIMER, Bi/der des Zweiten Weltkrieges, Deutsche Verlagsanstalt 
(DVA), München 2005, S. 193. 

3 Beitrag Nr. 712, »Historiker fälscht Foto«. 


580 


>Edelweißpiraten< und Widerstand 


um Widerstand gegen das Dritte Reich gehörten die verschieden- 
L: Gruppen, Eine der umstrittensten bildeten die »Edelweißpira- 
ten<, die nach einer Auszeichnung in Yad Vashem 1984 wieder einmal in 
die Schlagzeilen gerieten und durch falsche Darstellungen unberechtigt 
Aufsehen erregten und betroffen wurden. Die Presse berichtete Mitte 
März 1984.' 

»Die Jerusalemer Gedenkstätte >Yad Washem< für die jüdischen Gpfer 
des Nationalsozialismus hat gestern vier frühere Kölner Widerstands- 
kämpfer geehrt, zwei von ihnen posthum. >Edelweiß-Piraten* nannten 
sich die 13- bis 16jährigen Jugendlichen, die damals jüdischen Mitbür- 
gern und anderen Verfolgten des Nazi-Regimes Unterschlupf gewähr- 
ten. 13 von ihnen wurden von der Gestapo getötet, 18 leben noch. Jean 
JÜLICH und Wolfgang SCHWARZ nahmen in Jerusalem die Ehrung entge- 
gen, auch stellvertretend für Michael JoVY und Bartholomäus scHINK«, 
die 1944 von der Gestapo getötet wurden. »Vier Bäume an der >Straße 
der Gerechten« vor der Gedenkstätte tragen nun die Namen der Wider- 
standskämpfer. Es ist das erste Mal, daß inJerusalem eine Widerstands- 
gruppe gegen den Nationalsozialismus gechrt wird, der Jugendliche an- 
gehörten.« 

Dieser Ehrung mit dem israelischen Orden jMedaille der Gerechtem 
folgten entsprechende Rundfunk- und Medienberichte über die >Edel- 
weißpiraten< und Symposien an Universitäten, so am 16. Juni 1984 im 
Auditorium Maximum der Universität Tübingen mitJean JüLıcH auf dem 
Podium? 

Doch die Verknüpfung der Kölner Kriminellen mit den »Edelweißpi- 
raten< ist falsch. 

Richtig ist folgendes, was sich auch bei Nachforschungen des Bündi- 
schen Arbeitskreises Burg Waldeck, der die Tradition der alten Bündi- 
schen Jugend pflegt, ergab.! Nach dem Verbot der >Bündischen JugendS, 
eines Zusammenschlusses freier Bünde der deutschen Jugendbewegung, 
imJahre 1933 für das Deutsche Reich lösten sich diese Bünde zwar offi- 
ziell auf, ihre Gruppen bestanden jedoch an einigen Orten locker weiter, 
obwohl ihre Angehörigen weitgehend in die Hitler-Jugend oder das Deut- 
schejungvolk eintraten und deren Leben, besonders im musischen Be- 
reich und beim Fahrten- und Lägerleben, prägten. Im Raum des chema- 
ligen Obergebiets West der HJ — Bergisches Land, Köln, Düsseldorf, 
Duisburg, Ruhrgebiet - wurden die sich illegal treffenden Bündischen 
>Edelweiß-Piraten< genannt und von der Gestapo beobachtet und ver- 
folgt. Sie trugen in Anlehnung an das Freikorps Oberland weiße Knie- 
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Von oben: Bartholo- 
mäus SchiNK und seine 
Schwester, deren An- 
trag auf Entschädigung 
abgelehnt wurde. 


Strümpfe, buntkarierte Hemden, >Latscherhut< und ein Edelweiß-Abzei- 
chen," eine Essener Gruppe einen breiten ledernen Riemen über einem 
Handgelenk mit einem Edelweiß darauf.* Sie waren unpolitisch und ge- 
hörten nicht dem Widerstand an. Ausdrücklich erklärte ein Angehöriger 
dieser Essener Gruppe: »Keiner von uns war »WiderstandskämpfenI«° 
Im Sommer 1944 häuften sich im Kölner Stadtteil Ehrenfeld schwere 
Einbruchdiebstähle, Überfalle und Plünderungen, und selbst Mord kam 
vor. Zufällig wurde eine deutsche Heeresstreife auf den Unterschlupf 
einer kriminellen Bande in der Schönsteinstraße aufmerksam, auf den 
sie von verängstigten Nachbarn hingewiesen worden war. Die Mutter 
eines der Beteiligten, Frau SCHINK, zeigte ihren Sohn Bartholomäus 
(Barthel), der von Schanzarbeiten am Westwall weggelaufen war, bei der 
Kripo Köln an, daß er als Jugendlicher von erwachsenen Kriminellen zu 
Diebstählen verführt worden sei. Bei den einsetzenden Fahndungen 
wurden zunächst 128 Jugendliche verhaftet, von denen dann 63 Perso- 


| nen festgenommen wurden, denen schwere Einbruchdiebstähle, Über- 


fälle, Plünderungen während Iuftalarms und 14 Morde an Zivilisten nach- 
gewiesen werden konnten, worauf damals die Todesstrafe stand. Trotz 
eifriger Suche und großer Bemühungen der Gestapo gelang es nicht, 


, einen politischen Hintergrund oder Verbindungen zum Widerstand zu 


beweisen oder eine Verantwortung der >Edelweißpiraten< zu finden. Daß 
zwei Verhaftete frühere Kommunisten gewesen waren und einer oder 
zwei Verbindungen zu den >Edelweißpiraten< gehabt hatten, erwies sich 
als Zufall. Die Kriminellen gehörten dagegen fast alle der HJ an. 

Dreizehn Mitglieder der Bande wurden wegen Mordes — so war am 
28. September 1944 der NSDAP-Ortsgruppenleiter SOENTGEN, als er auf 
dem Fahrrad nach Hause fuhr, erschossen worden‘ -, Raubzüge und 
Schwarzhandels zum Tode verurteilt und öffentlich am 10. November 
1944 in Köln gehängt," die übrigen erhielten verhältnismäßig milde Stra- 
fen. 

Nach 1945 hat das Kölner Wiedergutmachungsdezernat die unter Hin- 
weis auf Widerstandstätigkeit im Dritten Reich erhobenen Entschädi- 
gungsansprüche verurteilter Bandenmitglieder - wohl zu Recht - nicht 
anerkannt und keine Zahlungen geleistet. So wurde ein Antrag auf Ent- 
schädigung, den die Schwester von Bartholomäus SCHINK 1962 stellte, 
abgelehnt. Eine dagegen erhobene Klage wurde vom Landgericht Köln 
als unbegründet abgewiesen. Nach einer Medienkampagne Ende 1979 
verteidigte der zuständige Leitende Regierungsdirektor des betreffenden 
Dezernats, Dr. DETTE, im 3. Programm des WDR den Bescheid und 
legte dar, daß es sich nach allen behördlichen Kenntnissen bei den be- 
wiesenen Straftaten der Ehrenfelder Gruppe um rein kriminelle Taten 
ohne politischen Hintergrund gehandelt habe. 
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Am 10. November 
wurden in Köln-Eh- 
renfeld dreizehn ju- 
gendliche Banden- 
mitglieder wegen 
Mordes, Raubzüge 
und Schwarzhandels 
in Köln gehängt. 





Als linke Kreise, vor allem aus der Kölner SPD, die die Verbindung zu 
den »Edelweiß-Piraten* betonten, dennoch weiterhin auf Ehrung und 
Rehabilitadon drängten, gab das Düsseldorfer Innenministerium ein ge- 
schichtliches Gutachten bei dem Historiker Professor Dr. Peter HÜT- 
TENBERGER in Auftrag. Dessen Inhalt wurde 1988 zunächst wegen seiner 
politischen Brisanz unter Verschluß gehalten, da die Fachwissenschaftler 
zu dem Schluß gekommen waren, »es habe sich bei den jungen Kölnern 
nicht um eine Widerstandsgruppe gehandelt, deren Ziel es gewesen sei, 
das NS-Gewaltregime aus politischen Gründen zu bekämpfen. Es seien 
vielmehr Jugendliche aus »gefährdetem Milieu* gewesen, die versucht hät- 
ten, in der bei Kriegsende zerfallenden Großstadt Köln durch Schwarz- 
marktgeschäfte, Diebstähle und Einbrüche zu überleben*** Wörtlich heißt 5; Helmut BREUER, 
es in dem Gutachten, sie hätten keinen »auf hoher ethischer Gesinnung wEdelweiß-Piraten* 
basierenden, aus politischem Verantwortungsbewußtsein gewachsenen - Helden oder 
Widerstand« geleistet. Bei ihrem Handeln sei es »schwer, zwischen ju- Kriminelle?« in: Die 
gendlichem Übermut und bewußter politischer Handlung zu unterschei- Wei, 9.12.1987. 
den«. 
Die Mitglieder der Ehrenfelder Bande waren demnach also Kriminelle 
und werden für ihre Verbrechen bestraft. Für das — von heute aus gese- 
hen - harte Strafmaß sind die in der letzten Kriegszeit herrschenden 
allgemein bekannten Gesetze - etwa die Todesstrafe für Plünderungen 
bei Bombenalarm — zu berücksichtigen. Sicher haben die damaligen ka- 
tastrophalen Zustände in dem durch Bomben völlig zerstörten Köln zu 
dem Abgleiten der jungen Männer ins Verbrechermilieu und zu einer 
»Terrorgruppe* beigetragen. 
Sie gehörten also nicht - bis vielleicht auf eine Ausnahme - den ju- 
gendbewegten »Edelweißpiraten* an, und die Überlebenden wie ihre Ver- 
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treter bezogen sich nach Kriegsende unberechtigt auf diese. Sie waren 
insbesondere keine >Widerständlen. Ihre Ehrung als solche, wie sie von 
manchen Massenmedien* oder in Büchern‘) vorgenommen wurde, war 
daher ebenso unberechtigt wie ihre Bezeichnung als >Edelweißpiraten<. 
»Der Skandal«!' der Verweigerung von Wiedergutmachung, der unter an- 
derem 1979 wie 1984 Teile der Presse bewegte, war also gar keiner. 

Als ein weiteres Beispiel skrupelloser Geschichtsfalschung und man- 
gelnder Sorgfalt bei der Berichterstattung im Zusammenhang mit die- 
sem Fall sei noch erwähnt, daß bei der betreffenden Medienkampagne 
um die Ehrenfelder Gruppe von 1984 Fotos von einigen in Köln wegen 
Mordes gehängten Östarbeitern als die Bilder der erhängten Ehrenfelder 
Bande veröffentlicht wurden. 

Im Frühjahr 2007 flammte die Diskussion um die >Edelweißpiraten< 
erneut auf." Kölns früherer Kripochef Walter VOLMER hatte in einem 
Vortrag in der Abtei Brauweiler auf Ungereimtheiten in den Darstellun- 
gen einiger zu dieser Gruppe gerechneten Personen hingewiesen. Auf- 
grund seines Studiums der betreffenden Akten sei er überzeugt, daß einige 
der heute von manchen Kreisen als Helden Verehrten bei vielen ihrer 
späteren Angaben gelogen hätten und ungerechtfertigt zu Widerstands- 
kämpfern »hochstilisiert« worden seien. So habe Gertrud KocH behaup- 
tet, neun Monate in der Abtei Brauweiler, die seit 1940 als Gestapo- 
gefangnis diente, gefangengehalten und von dem Gestapobeamten Josef 
HoEGEN gefoltert worden zu sein. In Wirklichkeit sei sie nur 19 Tage 
dort gewesen, und HOEGEN habe in der fraglichen Zeit gar nicht bei der 
Kölner Gestapo Dienst getan. Jean JÜLICH habe sich die oben erwähnte 
Ehrungin Yad Vashem etschlichen. Von seiner Hilfe für verfolgte Juden 
unter Einsatz seines Lebens könne keine Rede sein; er habe Verbindung 
zut bewaffneten Bande des Hans STEINBRUCK gehabt, die für den Schwarz- 
markt raubte und plünderte. 

Daraufhin warf der Leiter des Kölner NS-Dokumentationszentrums, 
WernerJunG, dem Kripobeamten unkritischen Umgang mit den Gestapo- 
Akten vor, und es erschien ein offener Brief zur »Ehrenrettung« Jean 
JÜLICHS, in dem erklärt wurde, VOLMERS Behauptung »diffamiert zu Un- 
recht einen absolut integren Menschen mit Vorbildfunktion«. Zu den 
Unterzeichnern gehörten der Enthüllungsjournalist Günter WALLRAFF 
sowie der frühere Kommunist Ralph GIORDANO. Der 78jährige JÜLICH 
erhielt vom Landgericht auf seinen Antrag eine einstweilige Verfügung, 
wonach VOLMER gewisse Formulierungen seiner Einschätzungen nicht 
mehr wiederholen darf. 

Der Streit um die >Edelweißpiraten< geht also weiter. Rolf Kosiek 
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Angebliche Versuchstote waren Kriegsopfer 


itte Oktober 2006 machte eine Entdeckung in dem Ortsteil Barge 

der westfälischen Stadt Menden tagelang Schlagzeilen in der deut- 
schen und in der internationalen Presse. Bei Baggerarbeiten auf dem 
dörflichen Friedhof war man auf ein Massengrab gestoßen, das neben 
den Gebeinen von mehr als 75 Erwachsenen auch die von 25 Kindern 
barg. Einige Skelette sollten nach Angaben Einheimischer aus der nahen 
Kriegsgräberstätte stammen. Für andere Personen war sofort klar, daß 
hier ein ungesühntes NS-Verbrechen verdrängt worden war. Die verhält- 
nismäßig zurückhaltende FAZ berichtete in einem fünfspaltigen Artikel, 
in dem es hieß: »Doch bei 29 Skeletten, die offensichtlich in einer Nacht- 
und-Nebel-Aktion gegen Ende des Krieges in Barge verscharrt wurden, 
handelt es sich allem Anschein nach um Tote aus dem nahegelegenen 
Krankenhaus in Wickede-Wimbern. Da einige der Kinder-Skelette Miß- 
bildungen aufweisen, besteht der begründete Verdacht, daß es sich bei 
den Toten in Barge um Opfer des euphemistisch als >Euthanasie< be- 
zeichneten Mordprogramms nationalsozialistischer Ärzte handelt. Da- 
für spricht auch, daß das Krankenhaus in Wimbern 1943 als >Ausweich- 
krankenhaus< für die von Luftangriffen bedrohte Stadt Dortmund gebaut 
worden wat,«! 





Grabungen in Menden-3arge im Herbst 2006. 
Vermutungen, daß es sich um ein ungesühntes NS-Verbrechen handeln könnte, 
haben sich nicht bestätigt. 
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Und da die >Ausweichkrankenhäuser< von >HITLERS Leibarzt* Dr. Karl 
BRANDT verwaltet wurden und die meisten der dort beschäftigten Schwe- 
stern wohl der NS-Schwesternschaft angehörten, meinte der Historiker 
Bernd wAaLTER vom Landschaftsverband Westfalen-Lippe: »Es gab in 
Wimbern eine eindeutige nationalsozialistische Prägung des Personals. 
Und auch wenn noch nichts bewiesen ist: Die Wahrscheinlichkeit, daß in 
Wimbern sogenannte Euthanasie betrieben wurde, ist sehr hoch.«! Der 
sogleich von der Zentralstelle zur Verfolgung von NS-Verbrechen in Dort- 
mund zugezogene Oberstaatsanwalt Ulrich mAAss äußerte: »Für uns be- 
steht ein begründeter Verdacht auf die Beseitigung von >unwertem* Le- 
ben.«! Das rechtsmedizinische Institut der Universität Düsseldorf wurde 
zut Untersuchung eingeschaltet. 

Doch alle »begründetem Vermutungen und Hoffnungen auf einen neu- 
en »Fall* für die Vergangenheitsbewältigung erwiesen sich als falsch.” Nach 
einem halben Jahr lud das Landeskriminalamt (LKA) in Düsseldorf für 
den 23. März 2007 zur Pressekonferenz ein. Einige Zeitungen berichte- 
ten dann, wenn überhaupt, sehr kurz, daß Oberstaatsanwalt maass dabei 
erklärte: »Wir haben im Laufe unserer umfangreichen Ermittlungen keine 
Hinweise auf Tötungen von Kindern und Erwachsenen in dem Aus- 
weichkrankenhaus in Wimbern gefunden.«3 

Der Focus kommentierte ausführlicher: »Die Morde haben nicht statt- 
gefunden, Kein Verbrechen. Kein Verdacht. Kein Verdrängen. Die schö- 
ne, klare und grausige Geschichte von Menden-Barge ist tot. Eigentlich 
hat es sie nie gegeben.«* Im Krankenhaus in Wimbern wurden nämlich 
1945 ganz normal Patienten aus den zerbombten Städten der Umge- 
bunggepflegt. »Und wenn jemand starb, so brachte ihn der Totengräber 
zum Friedhof nach Menden-Barge. Und weil das Sterben in den letzten 
Monaten des »Tausendjährigen Reiches* recht häufig vorkam, legte er die 
Leichen in eine Grube. Er kippte sie nicht. Er legte sie ab. Und er führte 
Buch. Sorgsam notierte er den Namen jedes verstorbenen Kindes.«° 

So gab es (für manche leider) keinen Anlaß für eine neue Gedenkstätte, 
denn deutsche Kriegsopfer sind bekanntlich einer solchen nicht würdig. 
»Die Nachricht vom Massenmord im Sauerland ging um die Welt - doch 
das Verbrechen fand nicht statt.«° Viele Leser nahmen die ersten gefühls- 
voll aufgebauschten Nachrichten über ein neu aufgedecktes NS-Verbre- 
chen und eine angebliche »Mauer des Schweigens* in dem verstockten 
Dorfe zur Kenntnis - die Richtigstellung lasen die wenigsten von ihnen. 
Und so hatte die Umerziehung mit Unterstützung der politisch korrek- 
ten Medien doch wieder einiges erreicht. Es bleibt eben immer etwas 


hängen. Rolf Kosiek 
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Deutschenseelsorger 
auf Verschleppungsmarsch in Polen 1939 


uch nach seiner Aufnahme in die Europäische Union hat Polen im- 

mer wieder auf die Unterdrückungen während der deutschen Besat- 
zungszeit hingewiesen, und die deutschen Medien haben diese Vorwürfe 
weiterverbreitet, ohne dabei die leiden zu erwähnen, die vorher, im Sep- 
tember 1939, Hunderttausende von Volksdeutschen in Polen erdulden 
mußten. Insbesondere auf den Todesmärschen Anfang September 1939 
und in den seit Beginn der zwanziger Jahre bestehenden polnischen Kon- 
zentrationslagern hatten die Deutschen schr zu leiden. Zur Richtigstel- 
lung sei als Beispiel das Schicksal eines deutschen Pfarrers in Posen bei 
Kriegsbeginn angegeben. 

Als Deutschenseelsorger in Posen wurde der fränkische Franziskaner 
Hilarius sreitinGer (1907-1994) bei Kriegsausbruch 1939 auf einen der 
von den polnischen Machthabern organisierten Verschleppungsmärsche 
gezwungen, der erst nach mehr als zwei Wochen von der deutschen Wehr- 
macht gestoppt werden konnte. Leidvolle Erlebnisse gab der Pater nach 
der Befreiung zu Protokoll. Seine Aussagen fanden Eingang in das Weiß- 
buch des Auswärtigen Amtes über Die polnischen Greneltaten an den Volks- 
deutschen. BREITINGERS Erinnerungen Als Deutschenseelsorger in Posen und im 
Warthegau 1934-1945 erlebten als Band A 36 der »Veröffentlichungen 
der Kommission für Zeitgeschichte« drei Auflagen und bilden für die 
historische Forschung eine unverzichtbare Primärquelle. 


Posen war am Ende des Ersten Weltkriegs seit dem Wiener Kongreß 
1815, also mehr als hundert Jahre, preußische Provinz. Das alltägliche 
Zusammenleben der Volksgruppen, 55 Prozent Polen und 45 Prozent 
Deutsche je in Stadt und Provinz, verlief friedlich, bis Posen 1919 an 
Polen fiel. 

Die deutsche katholische Gemeinde in der Stadt Posen zählte 1918 an 
die 8000 Seelen. Unter polnischer Herrschaft waren es dann nach zwan- 
zigjahren nur mehr tausend. Geistliches Zentrum der deutschen Katho- 
liken war die Kirche der Franziskaner, deren deutsche Ordensprovinz 
den Seelsorger zu stellen hatte. Pater Venantius «kr.mpr (1887-1959), der 
dieses Amt ab 1923 versah, wurde 1934 willkürlich ausgewiesen. Zum 
Nachfolger wurde sein Mitbruder Hilarius BREITINGER bestimmt. 

»Wie schr der Krieg als unvermeidlich angeschen wurde, zeigte mir im 
Sommer 1939 eine Begegnung mit einem Priester«, erinnert sich der Secl- 
sorger: »Ich kannte diesen Priester seit langem und wir hatten uns auch 
immer gut verstanden. Als er mich jetzt sah, bemerkte er: >Nun wird 
hoffentlich bald Krieg sein, und wir werden bald Berlin zu Polen holen.< 


587 


Noch nach Ende des 
Polenfeldzugs wurden 
neue Greuel morde 
der polnischen Zivil- 
bevölkerung und des 
Militärs an den Volks- 
deutschen bekannt. 
Siehe auch: »Der 
Marsch der Posener«, 
in: Bernhard ıınoen- 
BATT, Bromberger 
Sonntag, Arndt, Kiel 
2001, S. 235-240. 


Gräber 
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Meine Antwort war: >Aber, lieber Mitbruder, so können Sie doch nicht 
reden. Krieg ist doch etwas Furchtbares und wird immer nur zerstören. 
Beten wir doch lieber um Frieden!* Seine Reaktion war für mich erschrek- 
kend: >Nein, ich bin zuerst Pole und dann wieder Pole und dann erst 
Priester. Es muß zum Krieg mit Deutschland kommen!«« 

Als der von Verblendeten ersehnte Krieg dann tatsächlich ausbrach, 
wurde BREITINGER gleich am ersten Tag verhaftet. Polnische Polizisten 
mit aufgepflanztem Bajonett trieben den Priester zum Präsidium. Eine 
aus 80 Deutschen bestehende Gruppe, darunter auch der greise evange- 
lische Superintendent Arthur rnops (1868-1967), wurde anderntags in 
Marsch gesetzt. Aus Sammelstellen, an denen der Weg vorbeiführte, wur- 
den weitere Gefangene hinzugestoßen. Zuletzt zählte der Zug 230 Per- 
sonen. Wer nicht mehr konnte, wurde unterwegs von den Bewachern 
erschossen. 

Von polnischem Pöbel beschimpft, bespuckt, geschlagen, mit Steinen 
beworfen, marschierten diese Menschen über Konin, Schwersenz, 
Wreschen nach Osten. »Man hörte Kanonendonner, und der Horizont 

=——ur m) war geschwärzt von Rauchwolken. Mit 
Staunen stellten unsere chemaligen deut- 
schen Offiziere fest, daß wir in einem 
Kessel eingeschlossen waren. In der 
stockfinsteren Nacht mußten wir weiter- 
marschieren und kamen an polnischen 
Stellungen vorbei.« 

Nach einer zurückgelegten Gesamt- 
strecke von rund 200 Kilometern kam 
der Elendszug am 16. September im 
Räume Lowitsch zum Stehen, Die ersten 
deutschen Soldaten tauchten auf: »Ein 
Mann aus unseren Reihen, ein chemali- 
ger deutscher Offizier namens ROTH, 
ging, ein weißes Nachthemd schwen- 
kend, den Soldaten entgegen, um sie 
aufzuklären, daß wir deutsche Ver- 
schleppte seien«, schildert der Pater das 
Ende des Leidensweges: »Wir mußten 
zuerst noch ruhig liegenbleiben, da es ja 
noch Frontgebiet war. Nach einer hal- 
ben Stunde kam dann endlich der Ruf: 
>Aufstehen! Wir sind frei< Überglücklich 
fielen wir uns unter Weinen und Lachen 
gegenseitig um den Hals und dann san- 


über Gräber! 


Volks 


le 
{ 


mut 
Heli, 
il 
| 


th 


fl 
} 


I 
1 
| 


! 
i 


i 
Hua 


gen wir Nun dankst alle Gott! Es war Sonntag, der 17. September 1939, 
zwölf Uhr mittags. Die deutschen Soldaten nahmen sich unser sogleich 
hilfreich an. Von der Feldküche wurden wir verpflegt, und am Montag 
begann unser Rücktransport, der wegen der gesprengten Brücken und 
Eisenbahnanlagen sehr zeitraubend verlief, weil er auf großen Umwe- 
gen erfolgen mußte.« 

Am 22. September 1939 war der Pater wieder in Posen. In der Franzis- 
kanerkirche wurde ein Dankgottesdienst gefeiert. Doch in die Freude 
mischte sich nur allzubald Enttäuschung: Hatte der Pater erst als Deut- 
scher seine Not mit den Polen, litt er nun als Katholik im Reichsgau 
Wartheland unter der Politik des Reichsstatthalters Arthur GrREISER (1897- 
1946). Laut Schreiben des Reichssicherheitshauptamtes vom 27. Juni 1942 
- AZ. VII B la, Nr. 599/42 - hatte der aus Schroda in der Provinz 
Posen gebürtige SS-Gruppenführer einst der Danziger Johannisloge >Zur 
festen Burg im Osten< angehört. Der den Freimaurern eigentümlichen 
Feindschaft gegen die katholische Kirche befleißigte sich GREISER auch 
in seiner Eigenschaft als Reichsstatthalter. 

Polen-Primas August Kardinal HLOND (1881-1948) hatte Posen gleich 
nach Kriegsausbruch im September 1939 verlassen. »Der Kardinal ist 
mit der polnischen Regierung geflohen, weil er ein schlechtes Gewissen 
hat«, erklärte GREISER, »Nun hat er am 16. September über den Vatikan- 
sender in einer Radioansprache das polnische Volk aufgerufen, auszu- 
halten und sich um seine Lehrer und seine Geistlichen zu scharen. Die 
würden ihnen den Weg zeigen, und England werde sehr bald Polen wie- 
der befreien. Nun, wir werden verhindern, daß sich das polnische Volk 
um seine Geistlichen schart.« 

GREISER behandelte die Kirchen wie private Vereine und unterwarf sie 
dem Prinzip der »Apartheid« mit getrennten Gotteshäusern für Deutsche 
und Polen. Um die Seelsorge sicherzustellen, ernannte der Vatikan 1941 
den Weihbischof Valentin DymEK (1888-1956) zum Apostolischen Ad- 
ministrator für die polnischen Katholiken im Wartheland, für die deut- 
schen den Domherrn Joseph parcH (1880-1943). Als dieser 1942 aus 
Altersgründen resignierte, wurde BREITINGER sein Nachfolger. 

Am Finde blieb die Flucht vor den Russen. Beim Herannahen der Ro- 
ten Armee setzte sich BREITINGER zusammen mit anderen Deutschen im 
offenen LKW nach Landsberg an der Warthe ab, fuhr im überfüllten 
Zug nach Berlin und war am 1. Februar 1945 bei seinen Mitbrüdern in 
Würzburg. 

Hilarius BREITINGER hielt Verbindung mit vertriebenen Deutschen und 
wurde Provinzial der österreichischen Minoriten.Von 1964 bis 1972 wirkte 
er als Pfarrer in Wien-Alser Vorstadt und anschließend in Graz-Maria- 
hilf. Sein Erdendasein endete am 23. August 1994 in Maria Eck, einem 
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Wallfahrtsort bei Siegsdorf im Chiemgau, sein Grab befindet sich auf 
dem Friedhof des dortigen Minoritenklosters. Fred Duswald 





Zehn verstümmelte Leichen, die in der Thorner Straße in Bromberg entdeckt wurden. 
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Das Massaker in Abbeville 1940 


ie deutsche Wehrmacht hat den am 10. Mai 1940 eröffneten West- 

feldzug nicht nur siegreich, sondern auch fair geführt. Dagegen wur- 
den Verbrechen an der Zivilbevölkerung in Holland, Belgien und Nord- 
frankreich von gegnerischer Seite begangen, die heute verschwiegen wer- 
den. 

Ein frühes französisches Kriegsverbrechen wurde am 20. Mai 1940 in 
Abbeville verübt. In der Industriestadt nahe der Somme-Mündung er- 
mordeten französische Soldaten 21 Zivilisten, darunter belgische Bürger 
beiderlei Volkstums, aber auch jüdische Flüchtlinge aus Deutschland. 

Am 11. Mai 1940 hatte die belgische Regierung ein Dekret erlassen, 
wonach alle verdächtigen Ausländer zu verhaften seien. Man fürchtete, 
sie seien feindliche Spione einer »Fünften Kolonne«. Mehrere tausend 
Personen wurden Opfer dieser Präventivrmaßnahme. Im Gefängnis von 
Brügge wurde am 15. Mai 1940 ein Transport von 78 willkürlich Festge- 
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nommenen zusammengestellt, der auf Weisung der belgischen Regie- 
rung nach einem Plan, der später im französischen Justizministerium 
gefunden wurde, den französischen Behörden übergeben werden sollte. 

Die prominentesten Häftlinge waren der Wallone Leon DEGRFELF. 
(1906-1994), Führer der katholischen Rexisten, und der Flame Joris VAN 
SEVEREN (1894— 1940), Chef der flämischen Verdinaso-Bewegung. Aber 
auch italienische Antifaschisten, Kommunisten und Angehörige der to- 
ten Internationalen Brigaden aus dem Spanischen Bürgerkrieg befanden 
sich unter den Gefangenen. Insgesamt bestand die Gruppe aus 21 Belgi- 
ern, 18 Juden ungceklärter Staatsangehörigkeit, 15 Reichsdeutschen, neun 
Itaüenern, sechs Niederländern, drei Luxemburgern, zwei Schweizern, 
einem Tschechen, einem Spanier, einem Dänen, einem Elsässer franzö- 
sischer Staatsangehörigkeit und dem kanadischen Staatsangehörigen Ro- 
bert BELL, der Trainer der deutschen Eishockey-Nationalmannschaft war, 
ohne Papiere angetroffen und daher für einen deutschen Spion gehalten 
wurde. Zu den Gefangenen zählten vier Frauen, zwei Priester und zwei 
Geisteskranke. Am jüngsten waren ein 17jähriger Bursche und ein 18jäh- 
riges Mädchen. Auffallend war die hohe Zahl an deportierten Juden. Sie 
kamen aus Rußland, Polen und Ungarn, waren überwiegend Kommuni- 
sten und hatten sich vor den Nationalsozialisten nach Belgien gerettet. 
Unter ihnen befand sich der berüchtigte Leo SKLAREK, der in der Weima- 
rer Republik dutch seine Korruptionsaffare mit hohen Politikern bekannt 
geworden war und der Bestrafung entgehen wollte. 

Begleitet von 25 belgischen Gendarmen und zwei Beamten der Staats- 
sicherheit, wurden die Festgenommenen über Ostende nach Dünkirchen 
gebracht, wo DEGRELLE zu seinem Glück von der Gruppe abgetrennt 
wurde. Sie wurden ständig von ihren Bewachem mißhandelt. Am 19. 
Mai 1940 erreichten die Häftlinge Abbeville. Das dortige Gefängnis war 
bereits überfüllt, so daß sie im Keller des Musikpavillons untergebracht 
wurden. Auch französische Soldaten mißhandelten die Häftlinge bestia- 
lisch. Gegen Mittag des 20. Mai erschienen Soldaten vor dem Musikpa- 
villon und riefen, daß vier Freiwillige heraustreten sollten. Alle glaubten, 
es solle Verpflegung empfangen werden, und so gingen vier Personen 
hinaus. Einige Minuten später fielen Schüsse. Auch die nächsten vier 
wurden erschossen, und nun ging niemand mehr freiwillig hinaus. Der 
Gefangenen bemächtigte sich größte Panik. Man betete, schrie, weinte 
und rief, man sei unschuldig, man sei Belgier, Franzose, Antifaschist - 
nur, um sein Leben zu retten. Als niemand mehr heraustrat, warf ein 
Soldat eine Handgranate in den Keller, die jedoch nicht explodierte. Nun 
kamen Soldaten in den Keller und zogen mit Gewalt vier Personen her- 
aus, die ebenfalls erschossen wurden. Die 60 Jahre alte Maria CEUTERICK 
erstach man mit Bajonetten, mit Gewehrkolben schlug man ihr den Schä- 
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del ein. Unter den Ermordeten waren der Flamenführer Joris van sEVE- 
REN, sein Sekretär Jan RIJKOORT, Eishockey-Trainer Robert BELL, ein deut- 
scher Benediktiner-Pater, der kommunistische Kommunalpolitiker Luci- 
en MONAMI aus St. Gilles und vier italienische Antifaschisten, die vor den 
Deutschen nach Belgien geflüchtet waren. 

Als 21 Unschuldige umgebracht worden waren, stoppten die Soldaten 
auf Grund von deutschen Bombenangriffen und aus Angst vor der her- 
annahenden deutschen Wehrmacht das Massaker. Leutnant Rene cARON 
und Sergeant Francois MOLLET hatten das Morden zu verantworten und 
sich aktiv daran beteiligt. In der Folge beriefen sie sich auf einen angeb- 
lichen mündlichen Befehl des Stadtkommandanten Hauptmann Marcel 
DINGHON. Dieser war jedoch nach Pau in die von den Deutschen nicht 
zu besetzende Zone entflohen, wo er im Militärlazarett auf mysteriöse 
Weise umgekommen sein soll. Als Dr. Carlos vLAEMYNCK, der 1977 den 
einzigen detaillierten Bericht über das Blutbad verfaßte, den französi- 
schen Gesundheitsdienst um Auskunft über DInNGEons Tod bat, verwei- 
gerte man ihm die erbetene Information unter Berufung auf die ärztli- 
che Schweigepflicht. 

Der Leidensweg der weiterhin drangsalierten 57 Überlebenden setzte 
sich über die Foltergefangnisse in Rouen, Caen, Rennes, Cherbourg, Bor- 
deaux bis in die berüchtigten französischen Konzentrationslager in den 
Pyrenäen fort. Die zum Haß angestachelte Bevölkerung griff die Gefan- 
genen an, da behauptet wurde, es handle sich um Spione, die mit Fall- 
schirmen abgesprungen seien. Die hysterische Angst vor Agenten wurde 
durch einen Regierungsbefehl geschürt, wonach feindliche Fallschirm- 
springer sofort zu erschießen seien. 

Am 28. Juni 1940 befreite die deutsche Wehrmacht die Überlebenden. 

Am 11. Juni 1940 bildete das Oberkommando der Wehrmacht das 
>Sonderkommando Abbewville<, in dem Gestapo und Sicherheitsdienst (SD) 
unter Kriminalrat wenzKy federführend waren. Die wichtigste Aussage 
stammt von dem dänischen Staatsangehörigen Paul wınreEr, der wäh- 
rend eines deutschen Fliegerangriffes entkommen war. Am Ort der von 
WINTER angegebenen Erschießung wurden die Leichen der 21 Opfer ge- 
funden. Ein weiterer Zeuge des Geschehens, der belgische Journalist 
Marcel ARCHIEL, war mit 5l anderen Gefangenen von Abbeville nach 
Rouen transportiert worden. Dort wurde er aber von den anderen ge- 
trennt und wußte daher nicht, ob auch sie erschossen worden waren. 

Im französischen Justizministerium fand man Akten mit der Aufschrift 
»Affaires belges<, aus denen hervorging, daß französische und belgische 
Behörden für die Deportation und das Blutbad verantwortlich waren. 

Vor dem deutschen Kriegsgericht wurde Anklage gegen die Kriegs- 
verbrecher Leutnant caArRON und Sergeant MOLLET erhoben. Das Gericht 
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hingerichtet wurden. 


tagte vom 1. bis 10. Januar in Amiens und vom 13. bis 17. Januar 1942 in 
Paris. Beide Angeklagte wurden durch Anwälte verteidigt. Der Prozeß 
wurde mit einer Fairneß geführt, die man 
später bei Kriegsverbrecherprozessen ge- 
gen deutsche Soldaten vermißte. CÄRON 
und morLLET wurden zum Tode verurteilt 
und am 7. April 1942 auf dem Mont Valeti- 
en bei Paris erschossen. 

Im Jahre 1940 war nach Bekanntwerden 
- des Massakers die Empörung gegen die 
hinterhältige französische und belgische 
Regierung groß. Das einstige französisch- 
belgische Bündnis war nun zerstört, und 
) bald verbreitete sich in Flandern Sympa- 
thie für das national sozialistische Deutsch- 
land, was sich in vermehrtem freiwilligen 
Eintritt von Anhängern DEGRELLES und 
von flämischen Nationalisten in die Waf- 
fen-SS niederschlug. 

Interessant sind nun die Ereignisse nach dem Krieg: Die belgische 
Regierung verweigerte den Überlebenden jegliche Wiedergutmachung. 
Erst am 10. April 1962 gewann die Familie des kommunistischen Opfers 
Luden monamı nach langen Anstrengungen den Prozeß gegen den Staat, 
dessen Verschulden dadurch festgestellt wurde. 

Die Gräber der Opfer von Abbeville wurden mit Einverständnis der 
Behörden wiederholt verwüstet. Die Mörder caron und MOoLLET aber 
wurden zu Märtyrern erklärt und Straßen nach ihnen benannt. Keine 
Gedenktafel erinnert an die Opfer. Wie im Fall Oradour wurden die deut- 
schen Akten geraubt oder nicht zugänglich gemacht. Das Blutbad wird 
in Frankreich von offizieller Seite totgeschwiegen und in keinem Ge- 
schichtsbuch erwähnt. 

Das deutsche Auswärtige Amt gab im Herbst 1940 das zeitgenössi- 
sche Weißbuch Do&£umente britisch-französischer Grausamkeit heraus, das auch 
den Bericht eines Überlebenden enthält. Der US-Völkerrechtler Alfred 
Maurice DE zayas verweist auf Maurits van GIJSEGEN und dessen Veröf- 
fentlichung He/ Bloedbad van Abbeville, erschienen 1942 in Antwerpen. 

Die zur Tatzeit ıs Jahre alte Gaby warrrs ist letzte Überlebende. Ihr 
wurde verboten, vor Studenten Vorträge zu halten, da das Blutbad von 
amtlicher Seite vertuscht wird. Friedrich Karl Pohl 
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Das Massaker in Grand-Bornand 


D: Deutschen werden von der veröffentlichten Meinung des In- 
und Auslandes zu allen möglichen Gelegenheiten angebliche >Mas- 
saker< aus der Zeit des Zweiten Weltkrieges vorgeworfen. Die Verbre- 
chen der anderen Kriegsmächte werden tunlichst verschwiegen, obwohl 
sie ein weitaus größeres Ausmaß erreichten, Eines solcher Verbrechen 
geschah im französischen Grand-Bornand. 

Die Vichy-Regierung gründete 1942 den »Service d'’Ordre legionnai- 
re« unter Joseph DAKNAND mit der Aufgabe, die weitgehend von Kom- 
munisten beherrschte Resistance (Partisanenbewegung) zu bekämpfen. 
Zu diesen Maquisards gehörten auch die wegen ihrer Grausamkeit ge- 
fürchteten Spanier der Roten Brigaden sowie Kriminelle, deren Einheiten 
die französische Zivilbevölkerung terrorisierten. Es kam zu Plünderun- 
gen und Morden, Der deutschen Besatzungsmacht und der französischen 
Polizei gelang es nicht, diese Banden zu vernichten. Am 30. Januar 1943 
entstand aus dem »Service d'’Ordre L£gionnaire* die »Milice Frangaise«, zu 
der die militärische Einheit der »Franc-Garde« gehörte. Damit wurde der 
Bürgerkrieg immer grausamer. Beim Rückzug der Wehrmacht versuchte 
die Miliz, der Rache der Partisanen zu entkommen. 

Der folgende Bericht schildert ein besonders hinterhältiges Verbre- 
chen der Rösistance an der »Franc-Garde«, das heute weithin unbekannt 
ist.! 

Die »Franc-Garde« des Departement Haute-Savoie versammelt sich am 
18. August 1944 in Marquisat bei Annecy zum Abmarsch, Die meisten 
ihrer Familienangehörigen sind bereits nach Lyon geflohen, um nicht 
von den Maquisards ermordet zu werden. Nachts haben die Anführer 
der »Franc-Garde« mit der gaullistischen Partisaneneinheit »Armee Secrete« 
insgeheim verhandelt, die ihnen einen Kriegsgefangenenstatus mit allen 
militärischen Ehren versprochen hat. Im Gegenzug lassen die Franc-Gar- 
des 46 gefangene Partisanen frei, die sie als Geiseln zurückbehalten ha- 
ben. Die untergebenen Milizionäre sind über dieses Abkommen entsetzt, 
da sie selber einen gnadenlosen Kampf geführt haben und wissen, daß 
die Resistance gegenüber der Miliz kein Pardon gibt. Nur den Offizieren 
werden die Revolver gelassen, die Mannschaften werden von den kom- 
munistischen ITP (Franc-Tireurs et Partisans) entwaffnet und auf LKWs 
nach Grand-Bornand transportiert. Unterwegs verspricht ein Offizier der 
Armee Secrete ihnen abermals, daß sie als Kriegsgefangene behandelt 


! »La Milice - la Collaboration en Uniforme«, in: Historia Hors Serie Na 40, 
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werden. Vorbeifahrende FTP rufen: »Ah, Milizionäre! Die werden wir 
umlegen.«? Einige Gefangene versuchen, ihr Leben zu retten, indem sie 
den Partisanen anbieten, mit ihnen gegen die Deutschen zu kämpfen. 

Der Pöbel bewirft die Wehrlosen mit Steinen. In Grand-Bornand wer- 
den sie auf dem Dachboden des Gemeindehauses einquartiert. Ein Mili- 
zionär flieht, ein anderer erschießt sich. Alle müssen sich nackt auszie- 
hen, und nun kommen täglich Partisanen, die mit Fußtritten, Fäusten, 
Gewehrkolben, Peitschen und Knüppeln die Wehrlosen foltern. Ein Glück- 
licher wird von seinen Brüdern entführt, die Resistance-Mitglieder sind. 

Unter Protest der Bevölkerung zimmert man schon 100 Särge, der 
Vikar erteilt die Kommunion. Am 23. August 1944 werden die 96 Ge- 
fangenen vor ein »Kriegsgericht« der FTP gestellt, die einen eigenen Ver- 
fahrensmodus bestimmt haben. Der Vorsitzende, die Beisitzer, der An- 
kläger und der Gerichtsschreiber sind alle Partisanen. Um dem Prozeß 
den Anschein des Rechts zu verleihen, werden vier Pflichtverteidiger 
bestellt. »Das Gericht teilt die Angeklagten nach dem Grad ihrer Schuld 
in drei Klassen ein: Der ersten Gruppe wird nur vorgeworfen, Mitglieder 
in der Miliz gewesen zu sein. Zur zuzeiten Gruppe gehören Milizionäre, 
die am Einsatz teilgenommen haben, ohne eine Waffe getragen zu ha- 
ben. Zur letzten Gruppe gehören alle Franc-Gardes, die mit der Waffe 
gekämpft haben, sowie alle Offiziere. . ‚jeder Richter erhält zwei Stimm- 
zettel, einen mit der Aufschrift »nicht schuldig« und einen anderen mit 
»schuldig«. Eine weitere Differenzierung ist ausgeschlossen,«! Nach dem 
Muster dieses Scheinprozesses verliefen alle Gerichtsverhandlungen im 
Rahmen der »Säuberung« in Europa,* 

Während im Saal bewaffnete Franc-Tireurs demonstrieren, werden je- 
weils 10 Milizionäre aneinandergekettet in den Saal geführt. In wenigen 
Minuten ist die jeweilige Verhandlung beendet. Die Anklage wirftihnen 
einen mit der Wehrmacht durchgeführten Einsatz gegen Partisanen in 
Bluffy vor. Die Partisanen hatten dort zwei gefangene »Franc-Gardes« 
ermordet, woraufhin die Miliz vier Franc-Tireurs erschoß. 

Am 24. August 1944 werden 76 Todesurteile verkündet, es gibt 20 
Freisprüche aus Mangel an Beweisen. Die Geretteten sollen jedoch spä- 
ter wieder vor Gericht gestellt werden. Ein Gefangener ruft: »Das ist die 
Bartholomäus-Nacht.«5 


2 Historia, ebenda, S. 118. 

3 Philippe B oURDI FT, Epuration Sauvage, Perrin, Paris 1988, S. 332 u. 343. 

4 Paul SERANT, Die politischen Sänberungen in West-Europa, Gerhard Stalling, Ham- 
burg, o.]. 

5 F, LEVETT-ALBENS, Le Grand-Bornand, 19.-24. 8. 1944, Imprimerie Jean ton, 1989, 
S. 4. 
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Um 8 Uhr desselben Tages werden die 76 Todeskandidaten zu dem 
Weiler Bouchet geführt. Der jüngste ist 16 Jahre alt, der älteste 50. Viele 
tragen ihren Rosenkranz. Zweihundert Zuschauer sind anwesend. Jeweils 
fünf Gefangene werden an Pfähle gebunden, sie lehnen das Verbinden 
der Augen ab. Der entflohene Milizionär kommt freiwillig zurück, um 
mit seinen Kameraden zu sterben. Sein Wunsch wird erhötrt. 

Ein anderes Massaker soll als Beispiel für die Verbrechen der Resi- 
stance an unschuldigen Zivilisten ergänzend erwähnt werden. In Voiron 
(Departement Isere) lehrt der Milizoffizier JOURDAN an einem techni- 
schen Gymnasium und wirbt mit Erfolg unter seinen Schülern für seine 
Ideen. Jedoch wirken in der Schule als Gegenspieler die beiden Widers- 
tändler MEUNIER und DURAND. Sie überreden die Schüler BONIN, GI- 
RARD, COLONNA und TOUCHE, alle zwischen ı6 und ıs Jahren alt, direkt 
zur Tat zu schreiten, denn Radio London hatJOURDAN zum Tode verur- 
teilt. Bemerkenswert ist die Feigheit der beiden Lehrer, die nicht selber 
handeln, sondern Jugendliche vorschicken. 

Die vier mit Maschinenpistolen bewaffneten Mörder überspringen die 
Mauer des Gymnasiums, in demJOURDAN wohnt und wo ihn zwei >Franc- 
Gardes< bewachen. Die Jugendlichen erschießen sofort JOURDAN, seine 
Frau, seine Schwägerin und die beiden >Franc-Gardes<. Ein Schüler läuft 
ins erste Stockwerk, wo die 82jährige Großmutter mit ausgebreiteten Ar- 
men ihren Enkel, ein Baby von 15 Monaten, schützt. Der Schüler tötet 
sie kaltblüdg und feuert zwei Kugeln in den Kopf des Säuglings.'! 

Der Lehrer DURAND und die Schüler GIRARD und COLONNA werden 
verhaftet, in Lyon vor ein Kriegsgericht der Miliz gestellt und am 3. Mai 
1944 zum Tode verurteilt. Am selben Tag um 14.15 Uhr werden sie in 
Anwesenheit von zwanzig Lehrern und Schülern der Schule erschossen." 

Anschließend hat die Resistance das Blutbad der Miliz angedichtet," 
womit sie eine von den Kommunisten angewendete Methode wiederholte. 
Damals war ganz Frankreich über dieses Verbrechen empört, das heute 
diskret verschwiegen wird. Seit Jahrzehnten reisen jedoch ehemalige Re- 
sistance-Angehörige von Schule zu Schule, um die Schüler mit ihren Vor- 
trägen über die Barbarei der >Nazi-Besatzer< aufzuklären, 

1945 und 1946 wurden die Leichen der Familie JOURDAN in Montpel- 
lier mit dem falschen Hinweis ausgestellt: »Von der Miliz ermordete Fa- 
milie«. Friedrich Karl Pohl 


" Jacques DELPERIUE DE BAYAC, Histoire de la Milice, Fayard, Paris 1944, S. 266 £. 
7 Historia, aaO. (Anm. 1) S. 68. 

8 Georges CAZALOT, Chefs >Resistants de Bigarre - Heros? Imposteurs, Eigenverlag, o. 
J-, S: 80; Maurice BARDP.CHE, Lerfre 4 Francois Mauriac 1947, La Pensee Libre, 
Ss. 51; Francois BRIGNEAU, Mon Apres Gnerre, Les Editions du Clan, 1966, 5, 42. 
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! Beitrag Nr. 387, 
»Britisches Juden- 
KZ auf Mauritius«. 


Die Briten bauten 
eine Wasserleitung 
und eine Eisenbahn- 
strecke von Ägypten 
durch die Wüste Si- 
nai, wurden im März 
1917 bei Gaza an 
der Südgrenze Palä- 


stinas allerdings ge- 


stoppt. Aus: Hew 
stracHan, Der Erste 
Weltkrieg, Bertels- 
mann, München 
2003. 
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Britische Deportation der Templer 


o, wie es heute kaum noch bekannt ist, daß die Briten im Zweiten 
eltkrieg jüdische Einwanderer nach Palästina in ein Konzentra- 
tionslager auf Mauritius verfrachteten,! weiß kaum jemand in der Bun- 
desrepublik etwas über das Schicksal der in ähnlicher Weise um dieselbe 
Zeit von Engländern mit Gewalt aus ihrer palästinensischen Heimat ver- 
triebenen und deportieren »Deutschen Templer*. 
Die pietistisch-protestantische Vereinigung der »Tempelgesellschaft« 
(»Deutscher Tempek«, »Jerusalemsfreunde«, »Hoffmannianer«) war von Chti- 
stoph HOFFMANN (1815-1885), einem württembergischen Abgeordne- 
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ten des Frankfurter Paulskirchen-Parlaments, im Jahre 1854 gegründet 
worden.? Im Jahre 1866 wanderte eine Reihe von Angehörigen dieser 


religiösen Bewegung nach Palästina aus, darunter auch HOFFMANN? selbst, 
der 1885 in Jerusalem starb. Diese Menschen haben dann in ihrer neuen 
Heimat, vor allem in Haifa, Jaffa, Jerusalem, Akkon, Bethel, Wilhelma 
und Sarona, blühende deutsche Siedlungen errichtet. Sie schufen um die 
Jahrhundertwende ein modernes Straßensystem und errichteten erste 
Industriebetriebe. Ab 1918 wurde ein Teil von ihnen durch die neue bri- 
tische Besatzungsmacht nach Ägypten verschleppt. Der schwäbische Dich- 
ter und Schriftsteller Karl Görtz (1903-1989), der in der Zwischenktiegs- 
zeit an einer deutschen Schule in Palästina unterrichtete und 1930 eine 
Schiffsreise mit seinen Schülern nach Deutschland unternahm, hat den 
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Palästinadeutschen in seinem in mehr als 150000 Exemplaren aufgeleg- 
ten Buch Das Kinderschiffein literarisches Denkmal gesetzt.* 

Im Zweiten Weltkrieg wurden die in Palästina lebenden Deutschen 
von den Engländern mit Gewalt nach Australien deportiert, da man fürch- 
tete, sie würden als eine »fünfte Kolonne* für das Reich, dessen Truppen 
im Sommer 1942 in Nordafrika bis kurz vor Alexandria vorgestoßen 
waren, im Vorderen Orient wirken. Sie wurden kurzerhand enteignet und 
mußten unter militärischem Zwang ihre Gehöfte und Grundstücke, die 
von ihnen mit großer Mühe angelegten Zitrus- und Bananengärten so- 
wie ihre Weinberge verlassen, Sie erhielten auch nach Ende des Berne 
und nach der a des Staates Israel nicht die Erlaubnis zur Rück- 


ehemaligen Templer in Australien, und etwa 750 in der Bundesrepublik, 
Nach langen Verhandlungen kam es 1965 zu einer Einigung über Ent- 
schädigungen für das enteignete frühere Eigentum dieser Templer und der 
rund 300 weiteren Angehörigen der früheren evangelischen Gemeinden 
in Palästina, das dann dem israelischen Staat zugefallen war." Rolf Kosick 


Die Siedlung 





* Karl GöTz, Das Kinderschiff, Neuausgabe Hohenstaufen-Verlag, Bodman 1966. 
9 Evangelisches Gemeindeblatt, Tübingen, 18. 7. 1965. 
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in Haifa heute. 





Karl cöorz und sein 
Buch Das Kinder- 
schiff. 


Bereits während des 
Frankreichfeldzugs 
wurden Schweizer 

Städte durch die Alli- 
ierten bombardiert. 
Am 12. juni 1940 
warfen die Briten 
Bomben auf Daillons, 

Renens und Genf ab 

mit erheblichem Per- 

sonen- und Sachscha- 
den, Alle Abbildun- 
gen dieses Beitrages 
aus: Janusz vırkau- 

KiEwtez, Schweiz 39- 
45. Krieg in einem 

neutralen Land, Mo- 

torbuch, Stuttgart 
1979. 


Alliierte bombardierten die neutrale Schweiz 


TV Zweiten Weltkrieg hatte die Schweiz, die seit den Napoleonischen 


Kriegen an keiner militärischen Auseinandersetzung in Europa mehr 
teilgenommen hatte, für sich am 1. September 1939 eine bewaffnete Neu- 
tralität und die Generalmobilmachung erklärt, die trotz lebhafter deut- 
scher Wünsche, insbesondere nach dem Frankreichfeldzug, erst nach 
Kriegsende 1945 aufgehoben wurde. Sie konnte es dennoch nicht ver- 
hindern, daß ihr Luftraum von 1939 bis 1945 insgesamt 6501 mal verletzt 
wurde,' allem im Jahre 1945 1732mal, wobei der weitaus größte Teil auf 
Verletzungen durch Anglo-Amerikancr verübt wurde, die sich einfach 
über das geltende Völkerrecht hinwegsetzten. Dabei wurden auch in zahl- 
reichen Fällen Schweizer Orte von alliierten Flugzeugen bombardiert, 
vor allem in der an Deutschland angrenzenden Nordschweiz und im 
Tessin.? 

Nach dem Krieg wurde im Auftrag der Schweizer Bundesbehörde ein 
Beriebt des Kommandanten der Flieger- und Fliegerabwehrtruppen an den Oberbe- 


fehlshaber der Armee über den Aktivdienst 1939—1945 erstellt, der unter ande- 


rem die Bombardierungen schweizerischer Dörfer und Städte, aber auch 
Bahnhöfe und fahrender Personenzüge dokumendert. »Aus diesem Be- 


v 





1 Maximilian czesanv, Alliierter Bombenterror, Druffel, Leoni 1986,3.485. 
? Siehe auch Beitrag Nr. 215, »US-Bomben auf Schweizer Städte«. 
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